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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/243: Halbwertzeit - das Übel bei der Wurzel packen ... (BBU)

BBU-Pressemitteilung, 06.01.2020

BBU fordert Ächtung der Urananreicherung / 400. Sonntagsspaziergang in
Gronau / Konferenz am 29. Februar in Almelo (NL)



(Bonn, Gronau, Almelo, 06.01.2020) Vor dem Hintergrund der jüngsten
politischen Entwicklungen hat der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) erneut die internationale Ächtung der
Urananreicherung gefordert. Damit spricht sich der BBU für ein
sofortiges Ende jeglicher Urananreicherung in Ost und West aus.
Gleichzeitig gratuliert der BBU der der regionalen
Anti-Atomkraft-Bewegung in und um Gronau, die gestern den 400. monatlich
stattfindenden Sonntagsspaziergang an der bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage in Gronau (NRW) durchgeführt hat. Bei einer
Konferenz der Anti-Atomkraft-Bewegung am 29. Februar in Almelo (NL)
werden die internationalen Gefahren der Urananreicherung intensiv
beleuchtet.

Urananreicherung ist zivil wie friedenspolitisch extrem gefährlich

Der BBU betont, dass immer wieder mit Protestaktionen an der Gronauer
Urananreicherungsanlage auf die Gefährdung des Weltfriedens durch den
Betrieb von Urananreicherungsanlagen hingewiesen wurde. Und so hieß es
im Aufruf zum Ostermarsch 2019 zur Urananreicherungsanlage in Gronau:
"Urananreicherung ist zivil wie friedenspolitisch extrem gefährlich -im
westfälischen Gronau wie auch andernorts. Der Erhalt und Ausbau der
Urananreicherung trägt in Deutschland und weltweit zur
unverantwortlichen Fortsetzung der Atomenergienutzung sowie zum
neuerlich angeheizten nuklearen Wettrüsten bei. Wir fordern deshalb die
sofortige Beendigung der Urananreicherung in Gronau und weltweit -sowie
die Umsetzung des von ICAN initiierten Atomwaffenverbotsvertrags."

Auch in Urananreicherungsanlagen, die zunächst nur Uran für den Einsatz
in Atomkraftwerken anreichern, könnte nach Umbauarbeiten Uran für
Atomwaffen angereichert werden. Nach Auffassung des BBU wäre daher die
Beendigung der Urananreicherung im Iran, in den USA, in Russland, in der
Bundesrepublik, in den Niederlanden und anderswo ein wichtiger Schritt
auf dem Weg zur nuklearen Abrüstung.

400. Sonntagsspaziergang gegen Urananreicherung in Gronau

Auf die militärischen und gesundheitlichen Gefahren der Urananreicherung
wird in Gronau seit vielen Jahren mit umfangreichen Protesten
hingewiesen. Am Sonntag (5. Januar 2020) fand jetzt an der Gronauer
Urananreicherungsanlage der 400. monatliche Sonntagsspaziergang statt.
Traditionell trafen sich zu diesem Jubiläum Mitglieder niederländischer
und deutscher Umwelt- und Friedensorganisationen. Unter den beteiligten
Gruppen waren auch Initiativen, die sich gegen die Uranfabriken in
lingen (Emsland) und Almelo (NL) engagieren.

Die höchst umstrittene Uranfabrik in Gronau wird vom Urenco-Konzern
betrieben, an dem auch RWE und E.ON beteiligt sind. Für den Betrieb der
Anlage gibt es eine vom NRW-Wirtschaftsministeriumausgestellte
unbefristete Betriebsgenehmigung. Umweltverbände, Bürgerinitiativen und
Friedensgruppen fordern gemeinsam die sofortige Stilllegung der Anlage,
in der in großen Mengen Uranmüll anfällt und in der nach Umbauarbeiten
mit der sogenannten Zentrifugentechnik, mit der auch im Iran gearbeitet
wird, Uran für Atomwaffen produziert werden könnte.

Gronauer Sonntagsspaziergang:

Eine der
ältesten Protestaktionen der bundesweiten Anti-Atomkraft-Bewegung

Der erste Sonntagsspaziergang an der Urananreicherungsanlage fand als
eher spontane Idee Ende September 1986 im Rahmen einer Umweltwoche der
Stadt Gronau statt. 1986 hatte sich auch die Atomkatastrophe in
Tschernobyl ereignet. Im Okt. 1986 wurde kein Sonntagsspaziergang
durchgeführt und seit November 1986 hat bisher an jedem 1. Sonntag im
Monat ein Sonntagsspaziergang an der UAA Gronau stattgefunden. Die
monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage zählen zu den bundesweit ältesten und
kontinuierlichsten Protestaktionen der bundesweiten
Anti-Atomkraft-Bewegung.

2010: Bisher
schwerster Störfall in der Gronauer Urananreicherungsanlage 

Vor 10 Jahren, im Januar 2010, hat sich in der Gronauer
Urananreicherungsnlage der bisher schwerste Störfall ereignet. In den
letzten Wochen kam der Urenco-Konzern erneut massiv in die Kritik, weil
er 2019 wieder Uranmüll nach Russland exportiert hat. Aktuell befinden
sich wieder Bahnwaggons auf dem Gronauer Anlagengelände. Unklar ist,
wann der nächste Sonderzug mit Uranmüll Richtung Russland starten wird.

Unterstützt werden die vielfältigen Aktionen gegen die
Urananreicherungsanlage (Demonstrationen, Ostermärsche,
Unterschriftensammlungen, Blockaden etc.) immer wieder u. a. vom
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, vom AKU Schüttorf,
von der Bürgerinitiative "Kein Atomüll in Ahaus", von der Intitiative
SOFA Münster (Sofortiger Atomausstieg), vom Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen, von Enschede voor vrede, von der NRW-Landeskonferenz
gegen Atomanlagen, von der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen, von der Umweltorganisation Robin Wood, vom
Bündnis gegen Urantransporte, von der Deutschen Sektion der
Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW) und natürlich auch immer wieder vom BBU.

Konferenz über Hintergründe der Urananreicherung am 29. Februar in
Almelo (NL)

Mit der Entwicklung des Urenco-Konzerns, der neben drei europäischen
Urananreicherungsanlagen in Gronau, Almelo )NL) und Capenhurst (GB) auch
eine vierte Anlage in den USA betreibt, befasst sich eine Konferenz, die
am 29. Februar in Almelo stattfinden wird. Die niederländischen
Veranstalter bereiten aktuell das Konferenzprogramm vor; der BBU ist
Mitveranstalter. Die Konferenz findet in Almelo ab 13.30 Uhr im
Theaterhotel statt. Informationen unter https://www.laka.org



Weitere Informationen zum Themenkomplex Urananreicherung:

www.sofa-ms.de 

http://urantransport.de

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf 

https://www.ippnw.de

http://www.wise-uranium.org

http://close-capenhurst.org.uk

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter http://www.bbu-online.de und telefonisch unter 0228-214032. Die
Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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LESUNG/4410: Berlin - Literatur im digitalen Kapitalismus, 29.01.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Januar 2020

29.01.20, Mittwoch, 19:30 Uhr

Fitter - Happier - More Productive - Literatur im digitalen
Kapitalismus

Berit Glanz, Sina Kamala Kaufmann und Artur Dziuk in Lesung und
Gespräch

Moderation: Marlen Hobrack



Die zunehmenden Ansprüche der kapitalistischen Leistungsgesellschaft
lassen uns kaum noch Zeit für unsere eigenen Bedürfnisse. Nicht nur
unsere Arbeitsplätze, sondern auch unser Privatleben wird
digitalisiert. Das, was uns erschöpft, verspricht uns auch
Entspannung und Genuss - für einen kleinen Aufpreis. Diese Angebote,
die vermeintlich unser Leben erleichtern, sind aber ins System des
Kapitals eingebettet und stehen in seinem Dienst. So wird Selbstsorge
zu einem Synonym der Selbstoptimierung.

Drei junge Autor·innen setzen sich in ihren Texten mit dieser
Problematik auseinander, stellen die sozialen Zwänge und die
Heuchelei der scheinbar menschenfreundlichen Arbeitsplätze und
flachen Hierarchien bloß und reflektieren die Möglichkeiten des
Widerstands:

Sina Kamala Kaufmanns Erzählband »Helle Materie« (mikrotext 2019)
wirft Blicke in eine mögliche, von Digitalisierung vollkommen
durchdrungene Zukunft. Artur Dziuks Roman »Das Ting« (dtv 2019) dreht
sich um die gleichnamige App, die Körperdaten der Nutzer·innen
sammelt und auf deren Basis Entscheidungsempfehlungen generiert - mit
fatalen Folgen für die ersten User·innen. »Pixeltänzer« (Schöffling
2019) von Berit Glanz erzählt von Beta, deren Leben größtenteils von
ihrer Arbeit in einem Berliner Start-up bestimmt ist. Als sie aber
durch zufälligen Online-Kontakt von einem expressionistischen
Künstlerpaar erfährt, begibt sie sich auf eine virtuelle Spurensuche,
während in ihr die Sehnsucht nach Revolte wächst.

Eintritt: 8 / 5 Euro.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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BUCHBESPRECHUNG/180: Carlo Rovelli, Die Geburt der Wissenschaft. Anaximander und sein Erbe (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)

Carlo Rovelli

Die Geburt der Wissenschaft. Anaximander und sein Erbe

Von Klaus Ludwig Helf, Januar 2020



Carlo Rovelli versucht im vorliegenden Band das Erbe des Forschers
Anaximander von Milet, der im 6. Jahrhundert v. Chr. lebte, aus der
Sicht eines zeitgenössischen Naturwissenschaftlers darzustellen, zu
analysieren und dabei gleichzeitig über das Wesen des
naturwissenschaftlichen Arbeitens und Denkens zu reflektieren. Er
zeichnet dabei das Bild eines "Giganten des menschlichen Denkens",
dessen Ideen einen bedeutenden Wendepunkt in der Forschung markierten.
Anaximander habe - soweit man heute weiß - als einer der ersten
Astronomen, Biologen und Geografen gewirkt, der die Bewegung der
Gestirne beobachtete, rational analysierte und versuchte, sie in einem
geometrischen Modell zu erfassen, in dem die Erde frei im Raum treibt,
wo es kein "unten" und kein "oben" gibt - der Entwurf einer
Kosmologie. Er habe es auch für möglich gehalten, dass sich Lebewesen
im Lauf der Zeit evolutionär verändern und dass Naturgesetze die
zeitliche Entwicklung von Phänomenen steuern. Für Rovelli gibt es zwei
weitere zentrale, revolutionäre Positionen für wissenschaftliches
Denken. Anaximander habe die kritische und selbstreflexive Methode
eingeführt. Er folgte dem Weg seines Lehrers Thales, erkannte jedoch,
dass dieser sich in einigen Punkten geirrt hatte: Was offensichtlich
ist, kann falsch sein, wissenschaftliches Denken ist eine permanente
Suche nach neuen Pfaden, die Welt zu erklären; unser Bild der Welt
kann falsch sein und wir sollten es dann korrigieren. Lehrer Thales
und sein Schüler Anaximander hätten - so Rovelli - beide gemeinsam
gegen das jahrtausendlange Vorherrschen des mystisch-religiösen
Erklärens der Welt rebelliert und die Möglichkeit gezeigt, dass die
Welt auch ohne Götter rational erklärbar sei.

Carlo Rovelli ist seit 2000 Professor für Theoretische Physik an der
Universität Marseille; zusammen mit Lee Smolin entwickelte er die
Theorie der Schleifenquantengravitation (Loop-Theorie), die aktuell
als genialer Weg zur Vereinigung von Einsteins Gravitationstheorie und
der Quantenmechanik gilt. Sein letztes Buch "Die Wirklichkeit, die
nicht so ist, wie sie scheint" erschien 2017.

Nach der Einleitung folgen im Band elf Kapitel, das Fazit
(Anaximanders Erbe), Danksagung, Literaturverzeichnis, Personen- und
Sach-Register und ein Abbildungsnachweis für zwanzig Abbildungen
(Karten, Pläne, Fotos). Rovelli schreibt nicht nur eine Biografie des
Forschers Anaximander, sondern involviert gleichzeitig eine Genealogie
der wichtigsten Etappen und Gedankengänge der Wissenschaft selbst, vor
allem der modernen Naturwissenschaft, deren Urvater Anaximander sei.

Mit seinem Buch setzt Rovelli ein Denkmal für Anaximander, der vor
2600 Jahren lebte, Schüler von Thales und Lehrer von Pythagoras war
und methodische und programmatische Gedanken und Beiträge entwarf, die
bis heute noch in der Wissenschaft prägend sind. Anaximander schrieb
den ersten Prosatext über Naturphänomene ("Über die Natur"), der nur
noch fragmentarisch erhalten ist. Die Rekonstruktion von Anaximanders
Gedanken sei daher - so Rovelli - ein "komplexes Puzzle-Spiel" gewesen
aus zahlreichen unterschiedlichen Quellen u.a. bei Aristoteles und
dessen Schüler Theophrastos. Die wichtigsten Vorstellungen,
Erkenntnisse und Ideen Anaximanders: Meteorologische Phänomene wie
Regen, Donner und Blitz haben natürliche Ursachen und werden nicht von
übernatürlichen Kräften wie Göttern erzeugt. Die Erde ist ein Körper
von endlicher Ausdehnung, der nicht fest steht, sondern im Weltraum
schwebt. Sie fällt nicht, weil es keine ausgezeichnete Richtung gibt,
in die sie fallen könnte. Sonne Mond und Sterne drehen sich auf
geschlossenen Kreisbahnen um die Erde und werden von riesigen Rädern
bewegt. Die Vielfalt der Dinge, die Natur ausmachen, lässt sich auf
ein unverwechselbares, unbegrenztes Prinzip ("Apeiron") zurückführen,
das sich bei der Entstehung der Welt in kalt und warm aufspaltete.
Alle Tiere lebten ursprünglich im Meer oder im Wasser, das die Erde
bedeckte, daher waren die ersten Tiere Fische oder fischähnliche
Lebewesen. Die Menschen entwickelten sich aus anderen Tieren, da sich
Säuglinge nicht aus eigener Kraft ernähren können. Anaximander
zeichnete die erste bekannte geografische Erdkarte, die die Grundlage
für alle späteren Karten der Antike war. Er erfand den "Gnomon"
(Schattenzeiger), mit dem eine komplexe Astronomie der
Sonnenbewegungen erstellt werden konnte. Auch wenn sich Anaximander in
einigen Begründungen und Annahmen getäuscht habe, so sei doch seine
Suche nach der natürlichen Erklärung für atmosphärische Phänomene,
sein kosmologischer und biologischer Naturalismus von großer Bedeutung
für die Geschichte der Naturwissenschaften: "In seiner Weltgeschichte
gibt es kaum noch einen Hinweis auf Übernatürliches. Die Dinge der
Welt werden durch Dinge der Welt erklärt: Feuer, Hitze, Kälte, Luft,
Erde. Erklärt werden Dinge der Welt: die Sonne, der Mond, die Sterne,
das Meer und die Erde - und nicht die Autorität des göttlichen Zeus"
(S. 64). Anaximanders Vorschlag, die Existenz und Komplexität der Welt
ohne Einbeziehung der Götter oder eines Gottes zu verstehen, war im 6.
Jahrhundert vor Christus eine radikale Idee mit enormen Konsequenzen
für das philosophische und naturwissenschaftliche Denken und ist es
bis heute geblieben: "Viele, wenn nicht gar die meisten unserer
Zeitgenossen, kämpfen mit aller Macht gegen diese zentrale These
Anaximanders" (S.186). Rovelli hat ein unterhaltsames, spannendes und
anregendes Buch über die antike Wissenschaftsgeschichte geschrieben
und die nach wie vor aktuellen und klugen Einsichten von Anaximander
herausgearbeitet und sie reflektierend in ein zeitgemäßes, modernes
Ethos der Wissenschaft eingearbeitet: ständige Bereitschaft zur
Hinterfragung und Selbstkorrektur durch genaue Beobachtung und durch
rationales Denken ohne mystischen Schleier.


Carlo Rovelli

Die Geburt der Wissenschaft.

Anaximander und sein Erbe

Aus dem Französischen von Monika Niehaus

Rowohlt Verlag, Hamburg 2019

232 Seiten

22 Euro
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TREFF/737: Stuttgart - Saskia Limbach, Über Einblattdrucke aus der Frühzeit des Buchdrucks, 20.01.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Montag, 20.01.20 / 19.30 Uhr

Saskia Limbach

Flugblätter und Fake News - Über Einblattdrucke aus der Frühzeit
des Buchdrucks

Vortrag



Gemeinsame Auftaktveranstaltung der 59. Stuttgarter Antiquariatsmesse
und der 34. Antiquaria Ludwigsburg

Mit dem Buchdruck wird zunächst die Produktion von Büchern oder
Flugschriften verbunden. Doch gab es seit der Erfindung Gutenbergs
auch eine große Zahl von gedruckten Einblättern, in der Forschung und
Wissenschaft als Flugblätter oder Einblattdrucke bezeichnet und vor
allem zur Zeit der Reformation weit verbreitet. Ihre Produktion war
schnell und kostengünstig und so wurden sie vielseitig eingesetzt, um
Produkte zu bewerben, Neuigkeiten zu verbreiten oder in vielen Fällen
sogar, um Konflikte auszutragen. So nutzte etwa Herzog Ulrich von
Württemberg (1487-1550) Flugblätter, um in politisch prekärer
Situation um Unterstützung zu bitten und sogar, um aus dem Exil sein
Territorium zurückzugewinnen. Schon bald wurde dieses erste
Massenmedium auch für die gezielte Verbreitung von falschen
Informationen genutzt. Flugblätter mit Fake News über grausame
Verbrechen oder angebliche Wunderheilungen wurden häufig verteilt
oder verkauft. Schriftzeugnisse skeptischer Zeitgenossen bieten uns
spannende Einblicke in die damalige Medienwelt und zeigen, wie
Flugblätter gezielt für politische Einflussnahme genutzt wurden.
Saskia Limbach, seit 2018 wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut
für Buchwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
promovierte über die Publikationsstrategien der württembergischen
Herzöge im 16. Jahrhundert. Sie forscht und publiziert seit Jahren
über die Produktion und Distribution von Einblattdrucken.

In Zusammenarbeit mit der 59. Stuttgarter Antiquariatsmesse und der
34. Antiquaria Ludwigsburg

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48
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ASIEN/814: Konflikte in Burma schüren Menschenhandel

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Konflikte in Burma schüren Menschenhandel

Neue Zahlen zeigen dramatische Zunahme - Rohingya besonders
gefährdet 



Die anhaltenden ethnischen Konflikte in Burma schüren den
Menschenhandel. Vor allem Frauen und Mädchen, die ethnischen
Minderheiten wie Rohingya oder Kachin angehören, würden immer
häufiger Opfer skrupelloser Menschenhändler, erklärte die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Dienstag in Göttingen.
"Flüchtlingselend schürt Verbrechen gegen die Menschlichkeit und das
brutale Geschäft mit Burmas verschleppten Frauen und Mädchen. Selbst
Kinder sind davor nicht ausreichend geschützt", warnt GfbV-Direktor
Ulrich Delius. Rund 70 Prozent der Opfer des weltweiten Frauenhandels
kämen aus der asiatisch-pazifischen Region. Besonders dramatisch sei
die Lage in Thailand und Malaysia, wo immer mehr Fälle illegalen
Frauenhandels aufgedeckt würden. Nach offiziellen thailändischen
Angaben wurden im Jahr 2019 in dem südostasiatischen Land doppelt so
viele Opfer von Menschenhandel gerettet, wie im Vorjahr.

Ein Großteil der in Thailand im Vorjahr aus den Händen von
Menschenhändlern geretteten 1.807 Personen waren Rohingya-Frauen.
Drei Viertel aller in dem Land illegal festgehaltenen Frauen stammten
aus Burma. Ähnlich sei die Lage im benachbarten Malaysia. Auch dort
würden vor allem Rohingya-Frauen und -Mädchen als Zwangsprostituierte
arbeiten. Oft würden sie unter falschen Versprechungen einer legalen
Arbeit als Hausmädchen oder Verkäuferin aus den Flüchtlingslagern in
Bangladesch gelockt und bei ihrer Ankunft in Malaysia oder Thailand
zur Prostitution gezwungen. Auch in Indien nehme die Zahl von
Rohingya-Zwangsprostituierten stark zu. "Das Elend und die
Hoffnungslosigkeit in den Flüchtlingslagern in Bangladesch schüren
Menschenhandel und Zwangsprostitution", kritisiert Delius. Hätten die
Menschen eine realistische Aussicht auf Rückkehr in ihre Heimat oder
auf ein Leben in Würde in Bangladesch, würden sie nicht Opfer
skrupelloser Menschenhändler.

In den Menschenhandel seien auch offizielle Stellen verstrickt. So
werden in Thailand oder Malaysia immer wieder Polizisten verhaftet,
weil sie Menschenschmuggel gedeckt oder gefördert haben. Erst kurz
vor Neujahr wurde in Thailand ein Polizist festgenommen, der als
Drahtzieher einer Bande von Menschenschmugglern gilt. "Natürlich ist
es wichtig, mit allen legalen Mitteln gegen den Menschenhandel
vorzugehen. Die Ursachen der dramatischen Lage vieler geflüchteter
Frauen und Mädchen beseitigt dies jedoch nicht", warnt Delius.

Auch Kachin-Frauen aus dem Norden Burmas werden zunehmend Opfer des
Menschenhandels. Mindestens 110.000 Menschen, vor allem Frauen und
Kinder, sind im Kachin-Staat auf der Flucht vor Konflikten zwischen
der burmesischen Armee und der Kachin-Bewegungen, die mit
Waffengewalt für mehr Autonomie kämpft. "Immer wieder werden
Kachin-Frauen mit falschen Arbeitsversprechen nach China gelockt und
dort zwangsverheiratet", so Delius. Chinesische Männer zahlten
Menschenhändlern bis zu 7.000 US-Dollars für eine verschleppte
Kachin-Frau.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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INTERNATIONAL/272: Chile - Neujahrsfeier in Würde (Pressenza) 

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 4. Januar 2020

Chile: Neujahrsfeier in Würde
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Der Aufruf zirkulierte überall und allein die Idee, das neue Jahr auf
der Plaza de la Dignidad (Platz der Würde) zu feiern, begeisterte
viele Menschen. Aber die Realität übertraf jegliche Vorstellung. Am
Tag zuvor hatte Bürgermeister Guevara tatsächlich erklärt, dass er
1.000 Carabineros (chilenische Polizei) zur "präventiven Kontrolle"
des Gebietes mobilisieren würde.

Aber seitens der Justizbehörden wies ein Richter darauf hin, dass das
Demonstrationsrecht unveräußerlich ist, dass sogar die aktuelle
Verfassung dieses Recht garantiert und dass niemand es verhindern
kann, wenn es sich um einen friedlichen Akt handelt. Die Nacht war
wunderschön, warm, wenn auch dunkel, denn der Bürgermeister von
Providencia weigerte sich entschieden, die Beleuchtung zu ersetzen,
die in den letzten Monaten komplett vom Epizentrum des Protestes
entfernt worden war.

Wie bei jeder großen Party gab es zuerst ein gemeinsames Essen. Es
wurde vor Ort gekocht, von Leuten, die freiwillig alle notwendigen
Zutaten und Utensilien mitbrachten. Es gab riesige Töpfe, in denen sie
hauptsächlich Hühnchen mit verschiedenen Beilagen kochten. Sie
stellten Tische, Stühle und Bänke auf. Sie deckten die Tische mit
Plastik- oder Tischdecken ab, sie organisierten Stände, Toiletten und
stellten sogar Kerzen auf. Ein Luxus-Dinner. Und die Gäste waren
zahlreich. Diejenigen, die diesen Platz seit 74 Tagen verteidigen und
sich selbst in die sogenannte "erste Reihe" stellen, wurden
eingeladen, so würdevoll wie möglich zu speisen. Diejenigen, die sich
täglich mit den Carabineros auseinandergesetzt haben, damit die
übrigen demonstrieren können, ohne Repressionen zu erleiden, ohne
verletzt zu werden, ohne dass ihnen ein Auge ausgeschossen wird oder
sie ihr Leben riskieren müssen. Sie riskieren es für alle. Sie wurden
zu den Helden des Plaza de la Dignidad. Deshalb wurden sie geehrt. Sie
speisten stolz, teilten bereitwillig und ließen ihre Helme,
Sturmhauben und ihre improvisierten Schutzschilde einmal beiseite.
Teil dieses gemeinsamen Abendessens waren auch die Freiwilligen, die
in den improvisierten Krankenstationen gearbeitet haben.
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Dann kamen die, die zu Hause gegessen hatten, eine richtige
Menschenmenge. Tausende, sogar zehntausende Menschen, alle
enthusiastisch und glücklich. Und keine Carabineros in der Nähe,
obwohl in den kleinen umliegenden Straßen mehr als ein paar
Tränengasschüsse fielen. Die Laserpointer, die Trommeln, die Slogans,
die Plakate, die Schilder, der gewaltlose Protest, der einen
Systemwechsel fordert, eine völlige Veränderung der Art und Weise, wie
wir Gesellschaft leben. Von der oberen Terrasse eines Gebäudes
streamte die Galeria CIMA [1] live und tausende weitere waren
verbunden. Dann kam die Zeit der Künstler*innen und Musiker*innen, wie
der Rapperin Anita Tijoux, die von einem der Balkone der umliegenden
Gebäude aus auftraten. Die Party wurde ausgelassener, bunte Lichter
verwandelten den Platz in eine riesige Disco und um Mitternacht gab es
ein Feuerwerk, das die Protestierenden selbst mitbrachten, dazu
Umarmungen und gute Wünsche untereinander. Die Wünsche beinhalteten
vor allem, dass das Erwachen Chiles uns erlauben wird, noch viele
solcher Feste zu feiern: ohne Eintrittsgeld, ohne Sponsoren und ohne
Profit, alles freiwillig, auf Augenhöhe und mit gegenseitiger
Wertschätzung von den Menschen organisiert, die so eine gemeinsame
Zukunft aufbauen. Eine Neujahrsfeier mit der größten Würde, die wir
hätten haben können.


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Laura
Schlaphorst vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Anmerkung:

[1] https://www.galeriacima.cl/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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STANDPUNKT/203: USA-Iran-Konflikt - Zeit für Deeskalation und Diplomatie

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 7. Januar 2020

USA-Iran-Konflikt: Zeit für Deeskalation und Diplomatie!



Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) fordert ein Ende der kriegerischen Provokationen zwischen den USA
und Iran.

Am 3. Januar 2020 wurde der iranische General Qassem Soleimani am Flughafen
von Bagdad auf direkten Befehl des US-Präsidenten Donald Trump durch eine
US-Drohne getötet. Seitdem verschärft sich der Ton zwischen dem Iran und
den USA täglich.

"General Soleimani ist für unzählige Tote und für Kriegsverbrechen in der
Region - etwa im Krieg in Syrien - verantwortlich, wir trauern ihm keine
Träne nach", erklärt dazu Thomas Carl Schwoerer, Bundessprecher der DFG-VK:
"Dennoch war seine Ermordung ohne rechtsstaatlichen Strafprozess
völkerrechtswidrig und hat zu einer bewusst herbeigeführten Eskalation des
schon lange schwelenden Konfliktes zwischen dem Iran und den USA geführt",
so Schwoerer weiter. Dass der überraschende Angriff im Irak stattfand -
wobei auch weitere Menschen anderer Nationen getötet wurden - sei ein
weiterer Verstoß gegen das Völkerrecht. Die Friedensgesellschaft fordert
daher Deeskalation: "Sowohl verbal als auch militärisch muss abgerüstet
werden, es braucht jetzt Gespräche und Diplomatie", so Thomas Carl
Schwoerer. Auch die Bundesregierung könne dabei helfen und vermitteln: "Ein
offener Krieg zwischen den USA und Iran hätte wohl zehntausende Tote und
Millionen von Flüchtenden zur Folge und wäre zudem auch ökologische eine
Katastrophe", warnt der Bundessprecher der Friedensgesellschaft.

DFG-VK Bundessprecherin Katja Görgen hält die politische Linie sowohl der
US-Regierung als auch der iranischen Machthaber für höchst gefährlich: "Die
Tötung Soleimanis durch die Trump-Administration zeugt von Trumps
willkürlicher und unberechenbarer Außenpolitik, die keinen Regeln und schon
gar nicht dem Völkerrecht folgt und damit eine ungemeine Gefahr ist", so
die Politikwissenschaftlerin. Auch die im Zuge der aktuellen Spannungen
angekündigten US-Sanktionen gegen den Irak aufgrund der irakischen
Parlamentsentscheidung zum Abzug der US-Truppen verurteilt die DFG-VK
scharf: "US-Sanktionen aus der Vergangenheit haben einer ganzen Generation
junger Irakerinnen und Iraker jegliche Zukunftsperspektive genommen und die
irakische Bevölkerung menschenunwürdigen Lebensumständen ausgesetzt", so
Katja Görgen. Dies dürfe sich nicht wiederholen. Die DFG-VK steht im
aktuellen Konflikt auf Seiten der Menschen, die sich für gewaltfreie und
zivile Konfliktbearbeitung aussprechen und sich für Deeskalation, Abrüstung
und Frieden einsetzen.

Bereits im Oktober 2019 hat die DFG-VK gemeinsam mit weiteren
Friedensorganisationen eine Fahrradtour zwischen den Botschaften der USA
und des Irans in Berlin durchgeführt. Weitere Informationen gibt es auf
www.peacewithiran.de. Ein Aktiver der DFG-VK hat zudem vor wenigen Tagen
Strafanzeige bei der Generalstaatsanwaltschaft in Zweibrücken eingereicht
[1], um herauszufinden ob die US-Airbase Ramstein in Rheinland-Pfalz in die
Ermordung Soleimanis involviert war - auf der US-Basis soll sich eine
Relaisstation befinden, ohne die die Piloten in den USA die Drohnen zum
Beispiel im Nahen und Mittleren Osten nicht steuern können.

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 7. Januar 2020.


Anmerkung:

https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/kaiserslautern/Anzeige-gegen-Ramstein-wegen-Kampfdrohne-und-Tod-von-Soleimani,ramstein-drohne-100.html

 * 

Quelle:
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APPELL/169: Vorrang für zivile Lösungen und Absage an Kriegsbeteiligung (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Vorrang für zivile Lösungen und Absage an Kriegsbeteiligung

Drohender Irankrieg - Sitzung des UN-Sicherheitsrates



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert die Bundesregierung auf,
sich im Vorfeld der Sitzung des UN-Sicherheitsrates am Donnerstag sowohl
gegenüber dem Iran als auch gegenüber der USA für rasche deeskalierende
Maßnahmen und Gespräche einzusetzen. Die Bundesregierung und die EU müssen
sich auf die Seite des Völkerrechts stellen und sich deutlich von der
Kriegsrhetorik der USA distanzieren. Die Bundesregierung soll jegliche
deutsche Unterstützung eines Irankrieges ausschließen und dazu den USA die
Nutzung von US-Militäreinrichtungen in Deutschland untersagen.

US-Präsident Donald Trump hatte mit der völkerrechtswidrigen Zerstörung
iranischer Kulturgüter gedroht, sollte der Iran US-Einrichtungen
attackieren. Laut der New York Times widersprach US-Verteidigungsminister
Mark Esper dem Präsidenten in dieser Hinsicht und erklärte, die USA werde
keine iranischen Kulturgüter angreifen. Aber auch die Aussage von Donald
Trump, dass die Reaktion der USA auf jeglichem Angriff "unverhältnismäßig"
sein könnte, ist völkerrechtswidrig.

Der Mord an dem iranischen General Kassem Soleimani und weiterer vier
Personen, darunter dem irakischen Vizekommandeur der
Volksmobilmachungskräfte, Abu Mahdi al-Muhandis, wurde offensichtlich mit
einer Kampfdrohne ausgeführt. Es ist durchaus wahrscheinlich, dass die
Steuerung mit Hilfe von Daten erfolgte, die über die
Satelliten-Relaisstation der US-Airbase Ramstein in Rheinland-Pfalz
übertragen wurden. Ohne die Nutzung einer Relaisstation können Pilot*innen
in den USA die Drohnen im Nahen und Mittleren Osten nicht steuern. Ein
Friedensaktivist hat Strafanzeige bei der Generalstaatsanwaltschaft in
Zweibrücken eingereicht. US-Drohnenangriffe werden auch von dem
Afrika-Kommando der Vereinigten Staaten (AFRICOM) in Stuttgart-Möhringen
geplant und koordiniert.

"Wir stellen uns hinter keine der Konfliktparteien, sofern sie militärisch
versuchen, ihre Interessen durchzusetzen. Wir stehen an der Seite der
Menschen in der Region, die schon so lange Kriege und Kriegsdrohungen
ertragen müssen. Eine Gewinnerin steht dagegen schon fest: die
Rüstungsindustrie inklusive der Atomwaffenindustrie, die wiederum von der
zivilen Atomindustrie nicht zu trennen ist", erklärt Susanne Grabenhorst,
IPPNW-Vorsitzende.

Die Bundesregierung und die EU sollten alles in ihrer Macht Stehende tun,
um Verhandlungskanäle offenzuhalten und das Iranatomabkommen zu retten. Der
iranische Präsident Hassan Rouhani hat angekündigt, dass der Iran weitere
Teile des Atomabkommens aussetzen wird. Laut dem iranischen Staatsfernsehen
will er sich nicht weiter an die Auflagen zur Urananreicherung sowie zur
Forschung und Entwicklung des Atomprogramms halten. Der Iran kündigte an,
ab sofort so viel Uran anzureichern, wie technisch nötig sei. Allerdings
erfolgt dies in kleinen Schritten, die Kooperation mit der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO) wird fortgesetzt und Inspektionen weiterhin
zugelassen. Die Aussetzung des Abkommens kann laut Rouhani noch rückgängig
gemacht werden, wenn sich die USA an das Abkommen hielten und die
Sanktionen wieder aufheben würden.

Am Samstag 11. Januar 2020 um 11 Uhr rufen Friedensinitiativen zu einer
Demonstration "Kein Krieg zwischen den USA und dem Iran!" vor der
US-Botschaft in Berlin am Brandenburger Tor auf. Weitere Informationen in
Kürze unter peacewithiran.de.

Weitere Informationen zum Iran-Atomabkommen finden Sie unter:

www.atomwaffena-z.info

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AKTION/202: Berlin - Antikriegs-Kundgebung "Kein Krieg zwischen den USA und dem Iran", 11.01.2020

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Antikriegs-Kundgebung: Kein Krieg zwischen den USA und dem Iran!

KUNDGEBUNG: 11. Januar 2020 | 11 Uhr | Brandenburger Tor, Berlin



Nach dem Mord an dem iranischen General Soleimani droht der Konflikt
zwischen den USA und dem Iran endgültig zu eskalieren - beide Seiten drohen
einander unverhohlen mit Angriffen. Ein Krieg zwischen beiden Staaten hätte
abertausende Tote zur Folge, wäre eine ökologische Katastrophe und würde
die ganze Region weiter ins Chaos stürzen. Wir fordern alle Seiten,
insbesondere die USA zu Deeskalation, Diplomatie und zur Einhaltung des
Völkerrechts auf! Sowohl verbal als auch militärisch muss abgerüstet
werden. Von der Bundesregierung fordern wir diplomatischen Einsatz zur
Vermittlung zwischen den Konfliktparteien und - im Falle eines Krieges -
eine Verweigerung der Unterstützung für einen US-Militäreinsatz.

Wir stehen weder auf Seite der US-Regierung noch auf der, der iranischen
Machthaber - wir stehen auf der Seite der Bevölkerung in der Region und auf
der Seite des Friedens. Wir fordern eine gewaltfreie und zivile
Konfliktlösung. Nationalflaggen sowie Fahnen militärischer Verbände oder
Akteure sind auf der Kundgebung daher nicht erwünscht.

KUNDGEBUNG: 11. Januar 2020 | 11 Uhr | Brandenburger Tor, Berlin

Weitere Informationen gibt es auch auf:

www.PEACEWITHIRAN.de

Veranstalter*innen: IPPNW Deutschland - Internationale Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges, Ärzte in sozialer Verantwortung, Deutsche
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)
Bundesverband, pax christi Deutschland, Netzwerk Friedenskooperative,
Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden
(EAK), NaturFreunde Deutschlands

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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LESUNG/6578: Bamberg - Wienerin Vea Kaiser liest aus ihrem Roman "Rückwärtswalzer", 13.01.20

Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Wienerin Vea Kaiser liest aus ihrem Roman "Rückwärtswalzer"

"Literatur an der Universität" startet mit einer Leiche im Auto und einer
Handvoll Familiengeschichten ins neue Jahr.



Sie gilt als Senkrechtstarterin der jungen österreichischen
Literaturszene: Vea Kaiser debütierte 2012 mit ihrem Roman "Blasmusikpop
oder Wie die Wissenschaft in die Berge kam", der im Folgejahr das Prädikat
"Bester deutscher Erstlingsroman" erhielt. Auch das Nachfolgewerk
"Makarionissi oder Die Insel der Seligen" avancierte zu einem
preisgekrönten Bestseller. Mit ihrem dritten Roman "Rückwärtswalzer oder
Die Manen der Familie Prischinger" ist Vea Kaiser am Montag, 13. Januar
2020, Gast der Bamberger Reihe "Literatur in der Universität".

"Rückwärtswalzer" ist mehr als nur eine Familiengeschichte. Im Roman wird
Vea Kaiser zu einer Chronistin der österreichischen Geschichte von der
Nachkriegszeit bis zur Gegenwart: Für den Schauspieler Lorenz, Hauptfigur
des Romans, könnte es kaum schlechter laufen. Er bekommt keine
Filmangebote, ist ständig pleite und wird zu allem Überfluss von seiner
Partnerin Steffi verlassen. Da er seine Miete nicht mehr bezahlen kann,
flüchtet er kurzerhand zu seinen drei schrulligen Tanten Hedi, Mirl und
Wetti in den dreiundzwanzigsten Bezirk Wiens. Als Willi, Hedis
Lebensgefährte, morgens tot im Bett liegt, quält die Hinterbliebenen eine
Frage: Wie können sie Willi seinen letzten Wunsch, in seinem Heimatland
Montenegro beerdigt zu werden, erfüllen? Da allen Familienmitgliedern das
nötige Kleingeld für eine regelkonforme Überführung fehlt, beschließt man,
die Leiche tiefzufrieren und sie mit dem Auto von Wien nach Montenegro zu
transportieren. Es beginnt eine abenteuerliche, spannende wie gleichsam
unterhaltende Fahrt in einem Panda mit einer Leiche - und jeder Menge
Familiengeschichten.

Die öffentliche und kostenfreie Lesung beginnt um 20 Uhr im Raum U2/00.25,
An der Universität 2. Die Veranstaltung wird organisiert von Andrea Bartl,
Professorin für Neuere deutsche Literaturwissenschaft an der Universität
Bamberg.


Weitere Informationen unter:

www.uni-bamberg.de/germ-lit2/news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1284: Berlin - zu:texten. Eine Mini-Olympiade poetischer Ausdrucksformen I, 19.01.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

So., 19.1.20, 10.00 Uhr

zu:texten - Eine Mini-Olympiade poetischer Ausdrucksformen I

Workshop mit Tim Holland, Cathleen Henschke, Bas Böttcher, José Oliver,
Bernadette la Hengst, Nele Probst, Kevin Nagel, Ella Ponizovsky und
Überraschungsgästen



Poesie ist weit mehr als Gedichteschreiben! Von Spoken Word bis zu Haikus,
von Visueller Poesie bis zu Poetry Yoga gibt es ein breites Spektrum zu
erforschen. Ein halbes Jahr wollen wir uns daher mit Jugendlichen aus
Berliner Bezirken in zehn poetischen Ausdrucksformen ausprobieren.
Erasures und Gedichtpuzzles, Haikus, Spoken Word, Visuelle Lyrik,
Lyrikübersetzung, Songwriting, experimentelle Kalligrafie, Rap, Poetry
Yoga und noch einige Überraschungen warten.

Als Autorenpate für das Projekt konnte der Dichter und Lyrikvermittler Tim
Holland gewonnen werden. Er wird begleitet von der Medienpädagogin
Cathleen Henschke. Ihr könnt viele spannende Künstlerinnen und Künstler
und ihre Techniken zu Texten, Sprachbildern und Choreografien kennenlernen
und zum krönenden Abschluss auf dem poesiefestival berlin erproben. Alle
Jugendlichen von 10 bis 14 Jahren sind herzlich willkommen. Keine
Vorkenntnisse nötig. Weitere Informationen auf der Homepage vom Haus für
Poesie.

In Kooperation mit dem Boedecker Kreis Berlin und der Max-Bill-Schule, in
Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Schreibender Schüler*innen, der Max-
Beckmann-Oberschule und der Musikschule gGmbH Tomatenklang

Workshop von 10 - 15 Uhr

Eintritt: frei

Begrenzte Teilnehmerzahl.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1283: Berlin - Akademie zur Lyrikkritik, Vermittlung und Präzision, 17.01.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Fr., 17.1.20, 19.30 Uhr

AKADEMIE ZUR LYRIKKRITIK

Vermittlung und Präzision - Kritik innerhalb und außerhalb der
"Szenen"



Pecha Kucha-Abend mit Irina Bondas | Eric Ehrhardt | Alexander Estis | Jan
Kuhlbrodt | Regina Menke | Patty Nash | Marcus Neuert | Florian Neuner |
Michael Wolf | Thomas Hashemi | Moderation Hendrik Jackson |
Gastreferentin Maren Jäger

Der heutige Kritiker und die heutige Kritikerin sind nicht länger die
kanonformende Autorität, die er oder sie in früheren Zeiten durchaus sein
konnten. Die Feuilletons verlieren an Einfluss und Gewicht, Filterblasen
schaffen sich ihre eigenen, fast undurchdringlichen Räume. Dort tummeln
sich sowohl avancierte Kritiken wie wildes Amateurtum. Ein letztes
Refugium der Kritik scheint der Rundfunk zu sein. Im zurückliegenden
Workshop mit Daniela Strigl ging es zum einen um die Frage, für wen und
wie Kritik noch Vermittlung betreibt in dieser neuen Gemengelage der
Interessen, und zum anderen, welchen Anforderungen sich zum Beispiel ein
Radiofeature unterziehen sollte. Gehorcht es nur noch dem eigenen Willen
zur Präzision? Oder kommt es den imaginierten Bedürfnissen eines
Quotenhörers entgegen? Die Pecha Kuchas nehmen diese Fragen an und setzen
sie um in 20 Bilder und 6:40 Minuten Text. Maren Jäger gibt zudem einen
Ausblick auf den kommenden Workshop: Der Verriss in Geschichte und
Gegenwart.

Die Akademie zur Lyrikkritik ist ein Projekt des Hauses für Poesie in
Kooperation mit der Plattform lyrikkritik und wird gefördert durch die
Kulturstiftung des Bundes und durch die Senatsverwaltung für Kultur und
Europa.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1282: Berlin - SelbstVERSuche, Das Konkrete im Gedicht, Lyrikwerkstatt, 16.01.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Do., 16.1.20, 16.00 Uhr

SelbstVERSuche

Von Bankfilialen und Wäschespinnen. Das Konkrete im Gedicht.

Lyrikwerkstatt für alle von 18-99 mit Nadja Küchenmeister Dichterin,
Berlin



Spannend wird es im Gedicht, wenn Körper und Dinge interagieren. William
Carlos Williams hat es einmal so formuliert: "No ideas but in things". Wie
aber wird etwas greifbar im Gedicht? Gottfried Benn vertraute auf die
besondere Kraft, die in Substantiven liegt: "Sie brauchen nur die
Schwingen zu öffnen und Jahrtausende entfallen ihrem Flug." Das bloße
Nennen der Dinge reicht aber nicht aus - etwas muss mit den Worten
geschehen, damit sie sich unter der Hand verwandeln. Dafür gibt es kein
Patentrezept, und doch gelingt es DichterInnen immer wieder, mit einer
"handflächengroßen Anordnung von Wörtern" (Jürgen Becker) Türen zu öffnen
in Großraumbüros, Wohnküchen und Raubtiergehege, durch die wir eintreten
können, um die Welt neu und anders zu erfahren. Im Workshop schauen wir
uns gemeinsam an, wie SchriftstellerInnen im Gedicht Wollpullover ins
Eisfach legen und Bankfilialen und Wäschespinnen ins Gedicht bringen.

Die Dichterin Nadja Küchenmeister führt in diesem Workshop ins Thema ein,
beantwortet Fragen und bietet in gemeinsamen Schreibexperimenten die
Gelegenheit, Ausdruck zu finden für die Aufbewahrung von Gegenständen und
Ideen im Gedicht

Eintritt: 8/6 EUR

Begrenzte Teilnehmerzahl.

Vorkenntnisse nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/8856: Und morgen, den 8. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 08.01.2020 bis zum 09.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8856 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wolkengrau

und leichter Regen,

Himmelblau,

Jean-Luc verlegen.
















Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/312: Braunschweig - Düsseldorfer Maler und der holländische Weg zum Impressionismus, 12.01.2020

Stadt Braunschweig

Vortrag über Düsseldorfer Maler und den holländischen Weg zum
Impressionismus



Braunschweig. Zu einem Vortrag über Düsseldorfer Maler und den
holländischen Weg zum Impressionismus von Dr. Ulf Häder, Museumsleiter
aus Jena, lädt das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, Steintorwall
14, am Sonntag, 12. Januar, 16 Uhr im Rahmen der aktuellen Ausstellung
"Fortuna und Eintracht. Die Düsseldorfer Malerschule in Braunschweig -
Eine Begegnung zweier Sammlungen" ein.

Der Eintritt ist frei.

Mit diesem Vortrag besteht letztmals die Möglichkeit, die aktuelle
Sonderausstellung des Städtischen Museums "Fortuna und Eintracht" zu
besichtigen. Anlässlich der Finissage erläutert der Kunsthistoriker
Dr. Ulf Häder die Entwicklung der impressionistischen Malerei in
Düsseldorf am Ende des 19. Jahrhunderts.

Als Teil ihrer Ausbildung erkundeten die Düsseldorfer Maler seinerzeit
auf ausgedehnten Exkursionen die nähere und fernere Umgebung. Das
Gesehene hielten sie in Skizzen vor Ort fest, um diese Studien im
Atelier zu größeren Kompositionen zu verarbeiten. Unter dem Eindruck
der holländischen Freiluftmalerei, die das Licht und seine Reflexionen
durch Wasser und Luft zum Bildthema machten, fingen auch die Maler der
Düsseldorfer Malerschule an, sich vom reinen Abbild der Natur zu
emanzipieren und einen Impressionismus ganz eigener Art zu entwickeln.

Der Kunsthistoriker Ulf Häder forscht seit vielen Jahren zur Bedeutung
Hollands für die deutsche Malerei der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhundert und hat zu diesem Thema promoviert. Seit 2005 leitet Häder
die Städtischen Museen Jena.

Die Ausstellung "Fortuna und Eintracht" wurde in Kooperation und mit
Leihgaben der Dr. Axe-Stiftung, Bonn, organisiert. Sie nimmt die
bereits im 19. Jahrhundert durch den Braunschweiger Kunstverein
erworbenen Meisterwerke zum Ausgangspunkt für einen repräsentativen
Überblick über die künstlerische Vielfalt der von 1819 bis ca. 1870 an
der Düsseldorfer Akademie tätigen Künstler.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Mitglieder der Freunde des Städtischen Museums
Braunschweig e.V. sowie Ehrenamtliche des Städtischen Museums
Braunschweig haben freien Eintritt. Das Städtische Museum ist
uneingeschränkt barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1957: Sanktionen und Reaktionen

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 26 | 23. Dezember 2019

Sanktionen und Reaktionen

von Hubert Thielicke



Das Jahresende bietet ein gemischtes Bild: Während der Pariser Gipfel im
Normandie-Format vorsichtige Zeichen der Entspannung erkennen ließ,
verschärfen die USA ihre Sanktionen gegen den Bau der Ostseepipeline Nord
Stream 2. Im Schatten dieser Ereignisse blieben jüngste Entwicklungen in
den deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen in der Öffentlichkeit
weitgehend unbeachtet.

Am 6. Dezember traf sich Russlands Präsident Wladimir Putin in Sotschi mit
Vertretern der deutschen Wirtschaft, darunter die Chefs von Siemens, Bayer,
Metro und Wintershall. Auf russischer Seite nahmen neben Ministern aus dem
wirtschaftlichen Bereich auch die Spitzen von Rosneft, den Russischen
Eisenbahnen und der Sberbank teil. Putin betonte die gute Tradition solcher
Treffen; immerhin sei Deutschland ein wichtiger Handelspartner, weltweit
die Nummer 2 nach China. Allerdings hätte Deutschland vor gar nicht langer
Zeit Platz 1 eingenommen. Es sei zu hoffen, dass es dahin zurückkehre. Die
kurz vor der Fertigstellung stehende Gaspipeline Nord Stream 2 sei ein
kommerzielles Projekt. Russland plane nicht, den Gastransit durch die
Ukraine einzustellen. Hier gehe es nicht um das Territorium, sondern den
wirtschaftlichen Nutzen.

Die Vertreter der deutschen Wirtschaft sprachen sich für den Beginn eines
Dialogs über einen gemeinsamen Wirtschaftsraum von Lissabon bis Wladiwostok
aus. Sie äußerten die Hoffnung, dass Deutschland 2021 Partnerland des
Petersburger Wirtschaftsforums werde. Im Rahmen des Treffens platzierte die
Deutsch-Russische Außenhandelskammer (AHK) drei Themen, die für deutsche
Unternehmen in Russland von besonderer Bedeutung sind: die Zusammenarbeit
bei der Dualen Ausbildung, die Abfallwirtschaftsreform und die
Gleichbehandlung von in Russland produzierenden deutschen Firmen bei der
Auftragsvergabe durch staatliche Stellen.

Vor dem Treffen hatte der Ostausschuss - Osteuropaverein der Deutschen
Wirtschaft (OAOEV) über jüngste wirtschaftliche Entwicklungen in Russland
und die deutsch-russischen Handelsbeziehungen informiert. Seiner
Einschätzung zufolge erholt sich die russische Wirtschaft weiter von der
längsten Rezessionsphase seit den frühen 1990er Jahren. Ursachen dieser
Krise seien vor allem gewesen: der starke Rückgang der Rohölpreise seit
2014, die unzureichende Diversifizierung der Wirtschaft, die zu hohe
Staatsquote, die modernisierungsbedürftige Infrastruktur, die zu verhaltene
Bekämpfung der Korruption wie auch die westlichen Sanktionen, insbesondere
im Hinblick auf den Finanz- und den Erdölsektor. Nach wie vor sei die
Rohstoffwirtschaft das Rückgrat der Wirtschaft; das Steigen der
Rohstoffpreise seit 2017 trage zur ökonomischen Erholung bei. Die
Industrieproduktion stieg in den ersten 10 Monaten 2019 um 2,7 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr, die landwirtschaftliche Produktion sogar um 4
Prozent.

Die Ende 2019 vom OAEOV und der Deutsch-Russischen Außenhandelskammer (AHK)
unter deutschen Unternehmen in Russland durchgeführte 
Geschäftsklima-Umfrage widerspiegelt die Lage der russischen Wirtschaft. Für 2020 erwarten
43 Prozent der beteiligten 112 deutschen Unternehmen eine leicht positive
Entwicklung. Die eigene Geschäftslage bezeichneten 41 Prozent als gut oder
sehr gut, 47 Prozent als befriedigend. Als größte Störfaktoren der
Geschäftstätigkeit in Russland werden die Bürokratie und die (schwache)
Konjunkturentwicklung, aber auch protektionistische Hürden gesehen.
Westliche Sanktionen hätten dagegen an Bedeutung verloren.

Als Reaktion auf die Sanktionen verstärkte die russische Regierung ihre
Anstrengungen zur Lokalisierung und zur Importablösung. Ein Beispiel für
Lokalisierungsprojekte deutscher Unternehmen ist das Mercedes-Werk nahe
Moskau, das 2020 seine Produktion aufnehmen soll.

Ab Sommer 2016 kehrte sich die seit 2013 rückläufige Entwicklung im
deutsch-russischen Handel um. Das Handelsvolumen wuchs von 48 Milliarden
(2016) auf 62 Milliarden Euro (2018). In den ersten neun Monaten 2019 sind
die deutschen Exporte nach Russland um 2,5 Prozent gestiegen, während es
beim gesamten deutschen Export nur 0,9 Prozent waren. Das alles bleibt
freilich weit hinter dem Rekordjahr 2012 zurück, als sich das bilaterale
Handelsvolumen auf 80 Milliarden Euro belief. Unter den deutschen
Exportmärkten in Mittel- und Osteuropa belegt Russland laut
OAOEV-Geschäftsführer Michael Harms nur noch Platz vier.

Zwischen 2013 und 2018 hat sich der Gesamthandel der EU mit Russland um
über 22 Prozent verringert, von 327 Milliarden auf 254 Milliarden Euro. Vor
allem für China, aber auch andere nicht an den Sanktionen beteiligten
Länder wie die Schweiz, die Türkei, Südkorea, Brasilien, Ägypten oder
Israel ergaben sich damit Chancen, deutsche und EU-Marktanteile in Russland
zu besetzen. So lieferten chinesische Unternehmen 2016 erstmals mehr
Maschinen nach Russland als ihre deutsche Konkurrenz.

Unterschiedliche Einschätzungen gibt es zur Rolle von USA-Unternehmen. Nach
Auffassung des OAOEV lässt sich die These nicht belegen, dass diese
Unternehmen aufgrund einer cleveren Sanktionspolitik Marktanteile in
Russland gewinnen konnten. Dagegen verwies der russische Außenminister
Sergej Lawrow auf der Pressekonferenz mit seinem Kollegen Mike Pompeo in
Washington am 10. Dezember darauf, dass der Handel zwischen Russland und
den USA seit der Amtsübernahme durch Präsident Donald Trump von 20
Milliarden auf 27 Milliarden US-Dollar gewachsen sei - trotz Sanktionen.
Nach Meinung Anatoli Antonows, Botschafter Russlands in Washington, sind
die USA die Nummer Eins bei Direktinvestitionen in Russland. Fakt ist: Die
Kosten der Sanktionen tragen neben Russland im Wesentlichen die EU-Staaten,
vor allem die deutsche Wirtschaft, deren Anteil am Handel EU-Russland 25
Prozent beträgt.

Mit neuen extraterritorialen Sanktionen versuchen die USA derzeit, Nord
Stream 2 buchstäblich auf den letzten Kilometern zu stoppen. Verkündet sind
Maßnahmen gegen Firmen, deren Schiffe an der Verlegung der Ostseepipeline
und der Pipeline TurkStream (Südrussland - Türkei) beteiligt sind. Als
"Schlag gegen Europa und den engen Bündnispartner Deutschland" kritisierte
Rainer Seele, Präsident der AHK und Vorstandsvorsitzender des Öl- und
Gaskonzerns OMV, die USA-Politik. "Es ist an der Zeit, dass Berlin und
Brüssel eine klare politische Position beziehen und mit gezielten
Gegenmaßnahmen antworten. Auf dem Spiel steht die energiepolitische
Unabhängigkeit Europas." Denkbar wäre diesbezüglich manches, nicht nur
Maßnahmen gegen Versuche der USA, den Absatz ihres Flüssiggases in Europa
mit unlauteren Mitteln zu fördern. Warum nicht endlich offizielle
Beziehungen mit der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) aufnehmen? Der
Organisation gehören neben Russland auch Armenien, Belarus, Kasachstan und
Kirgistan an, erste Freihandelsabkommen wurden mit Vietnam, Serbien und
Singapur abgeschlossen. Nach EU-Vorbild werden Handels- und
Wirtschaftspolitik zunehmend integriert und an die in Moskau ansässige
Eurasische Wirtschaftskommission (EAWK) übertragen. Ein einheitlicher
eurasischer Wirtschaftsraum böte auch große Vorteile für westliche
Investoren. Nach Meinung des OAOEV könnte die Vereinheitlichung von Normen
und Standards der EAWU mit den Bestimmungen der EU der nächste Schritt
sein. Bereits heute stehen deutsche Firmen in direktem Kontakt mit der
EAWK.
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Nach einem verheerenden Wochenende drohen weitere wochenlange Buschbrände

Von James Cogan

7. Januar 2020



Am letzten Wochenende haben extreme Hitze und Winde die Feuer weiter
angefacht, die seit September in immer größeren Teilen Australiens wüten.
Zuletzt besonders betroffen waren der Südosten des Kontinents, u.a. der
Distrikt Gippsland und der Nordosten des Bundesstaats Victoria, die
Südküste, die Southern Highlands und die Snowy Mountains von New South
Wales, wie auch Kangaroo Island vor der südaustralischen Küste.

Zehntausende mussten vor den tobenden Großbränden in Notfallzentren oder an
die Küste flüchten, während sich erschöpfte Feuerwehrmannschaften darauf
beschränkten, die Wohnhäuser vor den unberechenbaren Feuern zu retten. Die
Buschbrände sind so heftig, dass sie ihr eigenes Wetter erzeugen. Gemeinden
im Inland und Küstenstädte, die als Sommerurlaubsorte oder produktive
Agrarregionen bekannt sind, waren zeitweise völlig isoliert, weil die
Straßen versperrt und die Strom- und Handynetze zusammengebrochen waren.

In New South Wales (NSW) erklärte der Leiter der Rural Fire Services (RFS),
Shane Fitzsimmons, am Sonntagabend, es habe "große Schäden und
Zerstörungen" gegeben. Er erklärte, mindestens 60 Wohnhäuser seien
zerstört, allerdings könnte diese Zahl am Wochenende dreistellig werden. In
Victoria wurden mindestens 110 Wohnhäuser zerstört, diese Zahl wird jedoch
vermutlich ebenfalls in die Höhe schießen, wenn in den derzeit
unerreichbaren Gebieten Schadenseinschätzungen gemacht werden.

Die Zahl der Todesopfer durch die lange Feuersaison 2019-2020 liegt derzeit
bei 24. Zwei Personen wurden auf Kangaroo Island getötet, eine weitere am
Wochenende bei Löscharbeiten in NSW. Mindestens 1.600 Wohnhäuser wurden
zerstört, dazu kommen Hunderte von Farmgebäuden und Fahrzeugen. Laut dem
Dachverband australischer Versicherungen sind bei den
Mitgliedsorganisationen bisher 5.850 Ansprüche wegen Buschbränden im Wert
von insgesamt 375 Millionen Dollar eingegangen. Die Versicherungen rechnen
mit Tausenden weiteren Ansprüchen. Vermutlich wird auch die Zahl der
getöteten Nutztiere in mehreren von Buschbrand betroffenen Agrarregionen
sehr hoch sein.

Bisher wurden etwa sieben Millionen Hektar Buschland durch Brände zerstört,
und die heißesten Sommermonate der Brandsaison stehen erst noch bevor. Im
Vergleich dazu wurde bei den Bränden am Amazonas Mitte 2019 etwa eine
Million Hektar zerstört. Bei den Waldbränden in Kalifornien im Jahr 2018
waren es etwa 765.000 Hektar, bei denen im Jahr 2019 etwa 105.000 Hektar.

Zu Beginn der Woche haben sich die Bedingungen leicht entspannt. Die
Temperaturen sind etwas gesunken, und in einigen Gebieten ist etwas Regen
gefallen, allerdings viel zu wenig, um die Brände zu löschen. Zum Ende der
Woche werden Hitze und Winde jedoch wieder heftiger werden. Der Chef der
Notfallmanagementbehörde von Victoria, Andrew Crisp, erklärte am Sonntag
gegenüber Journalisten ganz offen, dass die Feuer "wieder schlimmer
werden".

Aufgrund der schieren Menge an Rauch, die fast ganz Australien einhüllt,
atmet ein Großteil der Bevölkerung gesundheitsschädliche Luft. Die
Hauptstadt Canberra wurde letzte Woche als die am stärksten verschmutzte
Stadt der Erde eingestuft, da der Rauch von Bränden im Norden, Süden und
Osten in die Stadt eindringt. Die Regierungsbehörden forderten am
Sonntagabend Tausende von öffentlich Beschäftigten schriftlich auf, in den
nächsten 48 Stunden zu Hause zu bleiben. Die National Art Gallery und die
Universitäten wurden geschlossen.

Die Feuerkrise ist das beispiellose, von der Wissenschaft vorhergesagte
Ergebnis der langfristigen Erderwärmung. Der Anstieg der Temperaturen und
die damit einhergehenden Klimaveränderung haben im Süden Australiens in den
letzten dreißig Jahren für heißeres Klima, geringere Regenmengen und
häufige schwere Dürren gesorgt.

Das Jahr 2019 ist in Australien jetzt offiziell das heißeste Jahr seit
Beginn der Wetteraufzeichnungen. Die zehn heißesten Jahre fielen in den
Zeitraum ab 2005. Am Samstag war Penrith, ein nordwestlicher Vorort von
Sydney, einer der heißesten Orte der Welt, die Temperaturen lagen bei bis
zu 48,9 Grad. Bisher lag der Hitzerekord in dem ausgedehnten
Arbeiterviertel bei 47,3 Grad im Jahr 2018.

Die immer stärkeren Auswirkungen von Hitze, Dürre und Bränden im Süden
Australiens sind nur ein Teil der Veränderungen, die auf die Erderwärmung
zurückzuführen sind. Im tropischen Norden des Landes bereiten sich die
Kommunen erneut auf eine katastrophale Regensaison vor. Diese wird
Regenfälle von historischem Ausmaß sowie größere, intensivere und noch
verheerendere Wirbelstürme mit sich bringen. Die Überschwemmungen im Norden
von Queensland im Januar und Februar 2019 waren die schlimmsten je
dokumentierten.

In der breiten Bevölkerung zeichnet sich ein deutlich erkennbarer
Sinneswandel bezüglich der Parteien und Institutionen ab, die die Realität
des Klimawandels verharmlost oder geleugnet haben. Eine Regierung nach der
anderen, egal ob konservativ oder Labor, haben auf die immer
eindringlicheren Warnungen der Experten, die verstärkte Vorbereitungen
forderten, mit Gleichgültigkeit und Untätigkeit reagiert. Da sie die
Interessen der australischen kapitalistischen Elite vertreten, haben sie
alles getan, um die Profite der Konzerne aus dem Einsatz fossiler
Brennstoffe zu verteidigen. Gleichzeitig sind sie fast jeder Forderung der
Reichen nach Steuersenkungen nachgekommen. Immense Mittel wurden für den
Aufbau des Militärs aufgewandt, während sie sich nicht einmal mehr den
Anschein gaben, eine internationale Zusammenarbeit zur Eindämmung der
Erderwärmung anzustreben.

Momentan richtet sich die wachsende Wut der Bevölkerung gegen den
australischen Premierminister Scott Morrison und seine konservative 
liberal-nationale Koalitionsregierung. Noch im Dezember erklärten Morrison und
seine Kabinettsmitglieder, es gebe "keinen Grund für Besorgnis". In
Australien habe es schließlich schon immer Buschbrände gegeben. Während das
Land schon brannte, flog Morrison nach Hawaii in den Urlaub. Der
Vorsitzende der National Party und stellvertretende Premierminister,
Michael McCormack, bezeichnete diejenigen, die auf einen Zusammenhang
zwischen den Ereignissen und dem Klimawandel hinwiesen, als 
"Innenstadt-Spinner".

Morrison verbrachte das Wochenende mit Versuchen, das Gesicht zu wahren und
die Kritik an seiner Regierung zu entkräften. Am Samstag kündigte er die
größte Einberufung von Militärreservisten an - etwa 3.000 Mann, die die
Feuerwehren (RFS) unterstützen sollen. Die Entscheidung löste einen
öffentlich Ausbruch von Frustration beim RFS-Chef von New South Wales,
Fitzsimmons, aus, der erst aus den Medien davon erfahren hatte. Er musste
Personal abstellen, um überhaupt festzustellen, welche Art von
Militärpersonal da mobilisiert werden sollte, und ob sie überhaupt eine
Hilfe sein würden.

Die Mobilmachung des Militärs hat außerdem gezeigt, wie sehr der zivilen
Feuerwehr und dem Gesundheits- und anderen Diensten die notwendigen Mittel,
die Ausrüstung und das Personal fehlen, weil sie bisher systematisch
verweigert worden sind. Für Kriegsvorbereitung werden Milliarden
ausgegeben, aber bei den lebenswichtigen Behörden fehlt es an allem.

Im April 2019 erhielt die Morrison-Regierung einen Brief von 23 ehemaligen
hohen Feuerwehr- und Rettungsdienstbeamten, die vor einer bevorstehenden
katastrophalen Feuersaison warnten. Sie forderten einen nationalen Gipfel,
um sich darauf vorzubereiten und die dringendsten Maßnahmen zu beschließen,
zum Beispiel den Ankauf neuer Feuerlöschflugzeuge, die bis zum Beginn der
Brandsaison einsatzbereit hätten sein müssen.

Obwohl Australien der Kontinent mit dem größten Feuerrisiko ist, besitzt es
keine eigene nationale, von Fachkräften geführte Flotte von Löschflugzeugen
und Hubschraubern. Stattdessen muss das National Aerial Firefighting Centre
(NAFC), die gemeinsame bundesstaatliche und nationale Regierungsbehörde,
Flugzeuge von Privatunternehmen mieten, hauptsächlich aus den USA, sofern
sie überhaupt verfügbar und bezahlbar sind. Das NAFC fordert schon seit
mindestens 2016 eine finanzielle Aufstockung an, hat jedoch nur geringe
zusätzliche Mittel erhalten.

Die staatlichen Einrichtungen, die für die Brandbekämpfung außerhalb der
Metropolregionen verantwortlich sind, bestehen größtenteils aus
Freiwilligen. Wie die letzten Tage erneut gezeigt haben, sind kommunale
Feuerwehreinheiten unverzichtbar, die gründlich mit dem Gelände und den
Brandbedingungen vertraut sind, aber der RFS in New South Wales und der
Country Fire Authority (CFA) in Victoria fehlt es an ausreichend Personal
und Ausrüstung.

Die Gleichgültigkeit, welche die Morrison-Regierung den Buschbränden und
ihren Opfern gegenüber an den Tag legt, ist nur der deutlichste Ausdruck
der Haltung des gesamten politischen Establishments, einschließlich der
oppositionellen Labor Party. Regierungen auf bundesstaatlicher und
nationaler Ebene, egal ob Labor oder liberal, sind dafür verantwortlich,
dass nicht genug Geld für Feuerwehren vorhanden ist und dass keine
Katastrophenplanung durchgeführt wurde. Wie die Regierungen auf der ganzen
Welt sind sie außerdem für den Klimawandel verantwortlich, der entscheidend
zu den Bedingungen für die großen Buschbrände beigetragen hat.

Alle diese Regierungen verteidigen das kapitalistische System, das die
Profite höher bewertet als die Menschenleben und das Wohlergehen der
arbeitenden Bevölkerung. Nur eine internationale und unabhängige Bewegung
der Arbeiterklasse kann den Sozialismus schaffen und die immensen
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Veränderungen im Weltmaßstab
herbeiführen, die nötig sind, um adäquat auf den Klimawandel zu reagieren.
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GRASWURZELREVOLUTION/1925: Liberté - Egalité - Léoferré

graswurzelrevolution 443, November 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Liberté - Egalité - Léoferré

Porträt des Dichter-Sänger-Komponisten Léo Ferré (1916-1993)

von Elmar Klink



Léo Ferré, obwohl immer als solcher bezeichnet. war kein Franzose,
sondern Monegasse, geboren in Monte Carlo mit französischer
Staatsbürgerschaft. Der Vater war Kurhausdirektor und zuständig für
das Casino im Fürstentum Monaco. Der junge Léo bekam da schon einen
Eindruck von der exklusiven Welt der Reichen, denen er später mit
beißenden Lied-Texten zu Leibe rückte.


Doch auch Ferré liebte das Exklusive. Nachdem er mit größeren
musikalischen Konzert-Erfolgen zu mehr als nur Tagelöhnen kam, die ihn
jahrelang gerade so über Wasser hielten, gestattete er sich selbst
einige Exklusivitäten. Er fuhr gerne schnelle Wagen (eine englische
Achtzylinder Jaguar Sportwagenlimousine) und kaufte sich günstig zwei
größere Anwesen, wo er Zeiten seines Lebens verbrachte. So auf der der
bretonischen Küste vorgelagerten Insel Guesclin, die er mitkaufte und
danach die burgähnliche Schlossanlage Perdrigal (Pech-Rigal) aus dem
13. Jahrhundert im okzitanischen Departement Lot nahe der Stadt
Gourdon in der mittleren Dordogne-Region.

In seinen Refugien lebte er mit seiner zweiten Frau Madeleine Rabereau
(Heirat 1952), eine Ehe, die kinderlos blieb und einer Menagerie von
Tieren, die in Haus und Hof Freilaufrecht genossen: Schimpansen,
mehrere große Bernhardiner-Hunde, Ziegen, Schweinen, Katzen und
Federvieh. Wer das von der Straße etwas abgelegene Landgut in
Südwestfrankreich betrat, wurde von einer Horde Tiere empfangen und zu
den Herrschaften des Hauses eskortiert. Obwohl eigentlich bewusst
abgesondert lebend, war man auch unangemeldet willkommener
Durchreisegast bei Ferré. Er pflegte freundschaftlichen Kontakt zum
okzitanischen Sänger Claude Nougaro aus dem nicht weit entfernten
Toulouse. Nougaro hatte das berühmte "Paris, Mai" komponiert und
gesungen mit seinem mitreißenden Trommelrhythmus "Mai, Mai, Paris Mai
- Mai, Mai, Paris Mai". Das Lied handelt von den politischen Unruhen
und Barrikadenkämpfen im Pariser Mai 1968. Auch Ferré hatte das
politische Lied bei Konzertauftritten gelegentlich in seinem
Repertoire, neben seinem eigenen "Mai 68".

Der Künstler

Doch meist sang Ferré Liedwerke, die er selbst textete und
komponierte. Das Kompositionshandwerk hatte er theoretisch in
Privatstunden bei Leonid Sabaniev gelernt, einem verarmten, russischen
Skrjabin-Schüler, wofür das Honorar in Naturalien vergolten wurde.
Ferré selbst erlernte und spielte Klavier und Orgel. Im Lauf der
Jahrzehnte sammelten sich gut 500 eigene Stücke an, von denen Ferré
viele in Studios auf Bänder und Platten aufnahm, aber auch als
Live-Mitschnitte und später auf CDs und CD-Sammlungen präsentierte,
darunter so berühmt gewordene wie "Mon Général",
"Saint-Germain-Des-Prés", "Paris-Camille", "Thank you satan", "La
mer", "Jolie môme", "Les poètes", "C'est extra" oder "Les
anarchistes". Ferré war Chansonnier mit einer etwas rauen,
ungeschliffenen Stimme, die zu seinen poetischen, nicht selten
melancholischen, dann wieder provozierenden Liedern gut passte und die
sowohl sanfte wie krächzende Tonanklänge hervorbringen konnte. Gesang
hat er nie studiert. Oft schwangen in seinen Liedvorträgen Humor,
Ironie und Satire mit. Ferré war kein Kind von Traurigkeit, er liebte
das Lachen und Späße. Er zielte auf der Bühne textlich wie musikalisch
nicht selten ab auf Schock, Verzerrung und Verfremdung. Eine Art
singender Brecht auf der Bühne. Er wollte kein Troubadour fürs
genießende Gemüt zum gemütlichen Zurücklehnen sein. Er kreierte und
benutzte einen eigenen, häufig idiomatischen Ferré-Style (der
Ferrésche Idolekt; M. Weiss), dessen bisweilen eigenwillige
Wortschöpfungen man vergeblich in Wörterbüchern sucht. Daneben konnte
er Sentenzen und Strophen melancholisch zerfließend dehnen und
emotional ausweiden. Das machte seine Darbietungen einmalig und
unnachahmlich, die für das Publikum zunächst etwas gewöhnungsbedürftig
waren. Er arbeitete sichtlich und hörbar lautakrobatisch mit Worten
und Tönen. Der nicht sehr groß gewachsene Ferré wirkte und
beeindruckte bei Auftritten gleichwohl mit der ganzen Präsenz seiner
widersprüchlich anmutenden Erscheinung. In späteren Jahren mit
clownhaft wirkendem, rundem ergrautem Langhaarkranz um das schüttere
Haupt. Da war er längst auf seine eigene Art akzeptiert. Man reihte
ihn wegen seiner Liedinhalte mit oft politischem Hintergrund ein neben
Chansongrößen wie Jaques Brel und Georges Brassens, mit denen er eine
Art Triumvirat der Gleichen bildete und im freundschaftlichen Kontakt
stand.

Werdegang

1935 machte Ferré das Philosophie-Abitur, von 1936 bis 1937 studierte
er Jura, dann politische Wissenschaften, worin er ein Diplom erwarb.
Bei Kriegsbeginn erst zum Militär eingezogen, zog sich Ferré ab Sommer
1940 nach der Besetzung und Demobilisierung auf ein Bauernanwesen im
unbesetzten Süden des Landes zurück. Ferré war kein Kandidat für die
Resistance. Er betrieb etwas Landwirtschaft, befasste sich mit
klassischer Musik und schrieb Opern-Partituren. 1945 war er wieder in
Monte Carlo, arbeitete beim Radiosender des kleinen Fürstentums als
Sprecher, Sänger, Regieassistent und Pianist. 1946 kehrte er nach
Paris zurück und versuchte sich im Kabarett-Fach im "Le Boeuf sur le
toit", "Les Assassins" und im "Le Quodlibet". Hier erfuhr er erste
Anerkennung. Für Edith Piaf vertonte Ferré in dieser Zeit das Lied
"Les Amants de Paris" (Die Liebenden von Paris). Vertonung meint hier
Orchestrierung. "La Vie d'artiste" ist der Titel von Ferrés erster
geschriebener Oper 1950. Er dirigierte 1954 das Nationalorchester der
Oper von Monte Carlo für sein "Chanson du mal aimé" von Apollinaire.
Im selben Jahr trat er im "L'Olympia" im Vorprogramm von Josephine
Baker auf. Ein Jahr später folgte der Auftritt dortselbst im
Hauptprogramm. Das gelang 1958 auch im "Le Bobino". Die 77 frühen
Texte, die meist alle zu Liedern wurden, konnten im ersten Textbuch
"Poètes, vos papiers!" erscheinen.

Sowohl Edith Piaf als auch die jüngere Chansonette Catherine Sauvage
vermittelten und ebneten Ferré den Zugang zu den großen Bühnen des
"L'Olympia", "Le Bobino" und "L'Alhambra". Sauveiges unermüdliche
Bemühungen trugen zur Popularisierung Ferrés nicht unwesentlich mit
bei, indem sie erfolgreich die Ferré-Lieder "L'homme" und
"Paris-Camille" interpretierte, was sich zu dem Zeitpunkt
Chansongrößen wie Charles Trenet oder Ives Montand mit den Frühwerken
eines Unbekannten nicht zutrauten. Sauvage wurde auch zur engen
Freundin von Ferré und seiner Frau. Es markierte schließlich den
Durchbruch und das Publikum verzieh Ferré auch bald seine vom Kabarett
noch mitgebrachten Grimassen- und "Raubvogel"-Allüren. Sein
Vortragsstil wurde professioneller und gesetzter. Musikalisch
interessierte Ferré nicht nur die Texte-Vertonung. Er komponierte
hinfort ganze Orchesterstücke, die er bei Aufführungen dirigierte.
Auch liebte er den Jazz und kooperierte in späteren Jahren mit Rock-
und Folkbands wie etwa The Moody Blues. Er war anerkannt und konnte
nun die Dinge variieren und mit ihnen spielen. Obwohl in seinen
Orchesterstücken eher konventionell ausgerichtet, setzte sich Ferré
auch gerne über Musikkonventionen hinweg und praktizierte das
anarchische "anything goes". Wie es ihm gefiel. Er pflegte gute
Bekanntschaften und Freundschaften zu Künstler*innen wie Serge
Gainsbourg oder Juliette Greco, die seine Lieder sangen. Er begegnete
und traf sich mit Größen der Künstlerszene, so mit Godard, Gabin,
Hallyday, Aznavour oder Aragon. Ferré habe sich musikalisch "mit
seinen überlastigen Arrangements im trivial-kitschigen Bereich"
bewegt, schreibt Siegfried P. Rupprecht im Ferré-Porträt seines
Chanson-Lexikons (S. 123/124). Andere Kritiker warfen Ferré
gelegentlich musikalisch zusammengeschusterten Eklektizismus vor, was
ihn wenig störte. Besonders mit Brassens teilte er die inspirierende
Nähe zum Anarchismus und er bewunderte überschwänglich den Komponisten
Erik Satie.

Ferré, die Anarchie und die Politik

Ferré war ein Libertärer und "Individualanarchist", hatte Stirner und
Bakunin gelesen. Er verachtete bürgerliche Konventionen, besang die
Welt der Reichen in schmähenden Strophen, ächtete Militär und Krieg,
lehnte Gott und Religion ab ("Ni Dieu - ni maitre"), machte auch vor
Selbstkritik der Poeten nicht halt und knüpfte musikalisch an große
Minne-Vorbilder wie etwa Rutebeuf an, einen französischen
Gaukler-Sänger des 13. Jahrhunderts, ähnlich Francois Villon. Ferré
hegte große Sympathien für die Anarchisten, jedoch nicht so sehr deren
Lehre oder Bewegung; hielt sich auch selbst stets von politischer
Betätigung fern. Aktivismus war nicht sein Terrain. Er gab jedoch
immer wieder Benefizkonzerte für die französische Anarchistische
Föderation oder aus sonstigen aktuellen politischen Anlässen. Er
pflegte rege Kontakte zur anarchistischen Szene, in die ihn früh seine
Frau Madeleine einführte. Sie verfasste auch "Les mémoires d'un
magnétophone", eine Art Tagebuch des Zusammenlebens auf Schloss
Perdrigal mit intimen Bekenntnissen Ferrés. Es wurde nur in einigen
hundert Exemplaren erstellt und nie verteilt. Der Ferré-Biograf
Belleret findet, es wäre angebracht, es neu zu veröffentlichen. Ferré
war Gönner und Förderer der Anarchist*innen, seine Solidarität war
geschwisterlich und treu.

Über Frankreich hinaus wurde Ferré, anders als Brel und Brassens,
nicht sonderlich bekannt, er unternahm auch kaum einmal längere
Auslandstourneen. Vermerkt sind Auftritte in Westdeutschland (Bremen,
Hamburg, Göttingen) vermutlich im April/Mai 1984 vor kleinerer Kulisse
und auch mal Tourneen nach Kanada und sogar Japan.

Seine Kenntnisse der politischen Lehre und Philosophie des Anarchismus
beschränkten sich im Wesentlichen auf den spanischen Anarchismus, dem
er sich wohl wesensverwandt fühlte.

Nur wenige schriftliche Zeugnisse geben über Ferrés politisches
Verständnis Auskunft. Vor allem bezog er sich darauf, kein
"Kollektivist" zu sein. Das Gleichförmige, was ihm daran kennzeichnend
zu sein schien, missfiel ihm. Ferrés Verständnis des Anarchismus war
ein eher künstlerisches, von absoluter Freiheitsliebe motiviertes. Er
war, so könnte man vielleicht sagen, so was wie ein "emotionaler"
Anarchist. Insgesamt existieren drei Textbücher von ihm.

Im dritten Buch "La Mauvaise Graine" (Das saubere Früchtchen) mit
Beiträgen von 1945 bis 1993, posthum 1995 veröffentlicht, "ist der
längere Text "L'anarchie est la formulation politique du désespoir"
(Die Anarchie ist die politische Formlierung der Hoffnungslosigkeit)
enthalten, in dem Ferré einige Definitions- und Beschreibungsversuche
seines anarchistischen Verständnisses unternimmt. Im Liedtext "Les
Anarchistes" (Die Anarchisten) heißt es:

"Auf 100 kommt nicht einmal einer, / aber es gibt sie. / Die meisten
sind Spanier / kein Mensch weiß warum / vielleicht nur deshalb / weil
man sie in Spanien nicht versteht, / die Anarchisten. /Alles steckten
sie ein / Schläge und Pflastersteine. / Sie schrien so laut, / dass
sie immer noch schreien können. / Sie gehen mit dem Herzen voran, /
auch wenn der Traum Halbzeit hat. / Ihre Seele ist angefressen / von
verrückten Ideen ... Auf 100 kommt nicht einmal einer, / aber es gibt
sie. / Und wenn ein Tritt in den Arsch / den Anfang macht, / darf man
eines nicht vergessen: / Sie gehen auf die Straße, / die Anarchisten.
/ Zu ihnen gehört eine schwarze Fahne, / auf Halbmast, um die Hoffnung
trauernd und Melancholie / mit der sie durchs Leben ziehen ... Und,
dass sie sich so gut halten / fröhlich und mit untergehakten Armen /
dann liegt es einfach daran, / dass sie aufrecht gehen DIE
ANARCHISTEN" (zit. nach Verlagsalmanach Karin Kramer, Berlin,
1978-1980, S. 22/23).

Ferrés Lieder sind politisch. So schreibt Michaela Weiss in ihrer
Studie zu Ferré über "L'été 68" und "Paris, je ne t'aime plus": [Sie]
"sind enthusiastische Svmpathiekundgebungen an die 68er-Bewegung.
Ferré äußert in 'Paris, je ne t'aime plus' sein Missfallen an der
politischen Mehrheit der Franzosen. Er kritisiert deren Unmündigkeit,
Unterwürfigkeit und Passivität. Die Ereignisse von 1968 sieht er
dagegen als Zeichen politischen Bewusstseins und Befreiungsversuch an
(M. Weiss: "Das authentische Dreiminutenkunstwerk ...", S. 150). Das
hymnische Lied "Salut, Beatnik!" (1967) sprach das "Individuum als
Träger der Massenbewegung" (M. Weiss, S. 151) an, "den noch nicht
korrumpierten jugendlichen 'Beatnik', den er - als die Basis der
Opposition gegenüber den staatlichen Institutionen und der realen
politischen Praxis - verherrlicht" (ebenda). Als Ferré, der Gewalt
stets ablehnte und verurteilte, während des Algerienkriegs (1954-1962)
von Folterungen und Menschenrechtsverletzungen erfuhr, erhob er
wiederum seine Stimme und prangerte diese in seinem Lied "Les temps
difficiles" (1961; 1965) an.

Eine folgenschwere Tragödie 

Im April 1968 lebte Ferré wegen Eheproblemen schon nicht mehr ständig
in seinem mittelalterlichen Schloss, in das er viel
Renovierungsaufwand gesteckt hatte. Er war gerade unterwegs auf
Gesangs-Tour. Zuhause auf dem Schloss spielte sich derweil eine
furchtbare Tragödie ab. Schon länger kriselte es in Ferrés Ehe mit
Madeleine heftig, die zeitweilig an Depressionen litt. Beide hatten
sie 1961 das Schimpansen-Baby Pépée quasi adoptiert. Madeleine fühlte
sich durch Léos viele Abwesenheiten vernachlässigt und hinter seine
Zuneigung für seine Tiere zurückgesetzt. Sie stellte Léo hasserfüllte
Ultimaten und verlangte von ihm, dass er zu ihr zurückkäme. Als am 7.
April 1968 seine Lieblingsschimpansin beim Herumtollen auf den Bäumen
zu Boden stürzte und sich schwer, aber nicht lebensgefährlich
verletzte, eskalierten die Dinge. Madeleine ließ einen örtlichen Jäger
kommen und das Tier töten, mit dem Affen auch gleich noch einige
andere Tiere.

War es zugleich ein persönlicher Racheakt? Als Ferré zurückkam, bot
sich ihm ein Bild des Grauens, Blutlachen und getötete Tiere, darunter
auch die 1965 aufgenommene junge Schimpansin Zaza und ein Schwein.
Pépée offenbar aus Eifersucht der Frau umgebracht. Es war ein tiefer
Schock für ihn. Besonders die Affen und Hunde genossen Familienhaus-
und Schutzrecht, sie lebten im Haus mit. Léo tat vielleicht des Guten
etwas zu viel mit seiner abgöttischen Affenliebe. Die kleine Äffin
Pépée wurde von ihm sogar im Kinderwagen spazieren gefahren. Es gab
eine furchtbare Auseinandersetzung, was letztlich zur endgültigen
Trennung des Paares und Scheidung 1973 führte.

Léo verzieh Madelaine die Taten nie. Etwa zwei Wochen nach dem
schlimmen Vorfall schrieb er in einem Hotelzimmer nachts zum Gedenken
ein Trauerlied für Pépée, das er am Tag darauf öffentlich vortrug, als
er seine Konzerttour unterbrach. Obwohl bei weiteren Tourneen 1968 und
1969 immer wieder noch vorgetragen, fand das tragische Poem keine
Aufnahme in Ferrés Tondokumente-Sammlung. Erhalten sind nur
Live-Mitschnitte. Im Lied heißt es einer Trauerode gleich: "Du hattest
Hände wie Tennisschläger / Pépée / Und wenn ich dir die Fußnägel
schnitt / sah ich Blumen in deinen Kinnhaaren / Du hattest Ohren wie
Gainsbourg (ein frz. Chansonsänger, Schauspieler und Komponist von "Je
t'aime ...", Anm. d. Verf.) / Aber du brauchtest keinen Scotch / Um
sie über Nacht wieder anzulegen / ... /Pépée / ... / Du hattest Augen
wie Dachluken / Pépée / Wie wenn man durch sie bis zum Hafen von
Antwerpen blicken konnte / ... / Du hattest das Herz eines Trommlers /
Pépée / ... / Ich hätte gerne die Hände des Todes / Pépée / Und dann
die Augen und dann das Herz / Ich möchte mich gerne zu dir legen / ...
/ Man schläft immer mit den Toten / Man schläft immer mit den Toten /
­... / Pépée" (zit. nach Léo Ferré: La mauvaise graine; eigene
Übers. d. Verf.). Auch die lange Freundschaft zu Catherine Sauvage
ging in die Brüche, die sich in dem heftigen Ehekonflikt auf die Seite
von Ferrés Frau stellte.

Die Zeit danach

Das Leben musste irgendwie weitergehen. Ferré stürzte sich in
Kompositions- und Konzertaktivitäten. Auch familiär ergaben sich neue
Bande zu einer neuen Frau namens Marie-Christine Diaz mit spanischer
Herkunft. Das Paar heiratete 1974 und bekam drei Kinder, ein Junge
(1970) und zwei Mädchen (1974 und 1978). Die Ferrés waren zu Beginn
der 1970er Jahre mit dem kleinen Matthieu umgezogen nach Italien in
die Toskana, wieder auf ein alleinstehendes Gehöft, ein eher
schmuckloses Steingebäude bei Castellina-in-Chianti, 30 Kilometer
nördlich von Siena, umgeben von Olivenbäumen, Weinbergen und Wald.
Ferré liebte das Land, die bäuerliche Kultur und die Natur und Tiere
waren auch wieder mit von der Partie, wenn auch in bescheidenerer
Anzahl und ohne Exoten. Es war ein spätes, ungetrübtes Familienglück
mit einem bodenständigen Typ Frau, anders als die intellektuelle
Madelaine. Genauer reflektiert hat er seine persönliche Lebenskrise
offenbar nicht weiter in seinen Liedern. Er verarbeitete den Schock
"familiär", könnte man fast sagen.

Mit André Breton, dem Dichter des Surrealismus, verband Ferré eine
persönliche Freundschaft, er vertonte einzelne seiner Gedichte. Ferré
komponierte die Partituren zu Texten u. a. von Rimbaud, Apollinaire,
Villon, de Ronsard, Verlaine und Baudelaire. Ferré war in den
1970er/80er Jahren weiterhin produktiv, in Studios, auf der Bühne, mit
Tourneen, neuen Kompositionen oder auch für Videoaufnahmen. 1970
erschien das Doppelalbum "Amour, anarchie" 1975 dirigierte er 140
Musiker*innen und Chorist*innen im "Palais des Congrès" mit einem
Ravel-Beethoven-Programm. Ab 1976 war er sein eigener, unabhängiger
Produzent, nachdem er sich mit der langjährigen Produktionsfirma
Barclay früher schon überworfen und von ihr getrennt hatte. 1980
widmete er ein Auftritts-Spektakel den Poeten, das "Testament
phonographe" erschien als zweite Sammlung 143 eigener Lied- und
Prosatexte. 1984 folgten Auftritte im "Théatre des Champs-Elysées" mit
Videoaufnahmen für France 3. 1986 Auftritt mit ersten Récitals im
"Théatre Dézajet". 1987 mit 71 Jahren dann die schon anstrengende
Japan-Tournee. Die Stimme wurde dünner und brüchiger. Erst jetzt wurde
es etwas ruhiger um ihn, Ferré schaltete ein paar Gänge zurück, er war
jetzt Platten- und Entertainer-Millionär. Die Kinder waren teils schon
halb erwachsen. 1993 starb Ferré am 14. Juli, dem französischen
Nationalfeiertag im Krankenhaus. Er, der das Nationale und
Patriotische stets ablehnte und verachtete, gab dem Tag der Franzosen
seine eigene Antiehrung.

Werk-Rezeption

Hier ist nicht der Ort, Ferrés Ton-Dichtungen einer genaueren
kritischen Betrachtung und Kommentierung zu unterziehen. Dies
unternahm vergleichend bereits Michaela Weiss 2003 in ihrer profunden
musikwissenschaftlichen und texttheoretischen Untersuchung: "Das
authentische Dreiminutenkunstwerk", auf das ausdrücklich verwiesen
sei. Bei näherem Interesse an Person und Werk gilt es noch immer auf
französische Originalliteratur zurückzugreifen und natürlich die
Musikaufnahmen, die noch zahlreich teils in Neuauflagen erhältlich
sind, darunter eine 5er-CD-Ausgabe mit vielen Titeln oder alte
Live-LPs von einem Auftritt im "L'Alhambra", mit Liedern zu Rutebeuf
und Apollinaire, neu auf CD eingespielt. Claude Fléouter verfasste
eine kompakte Biografie "LEO" (1996) mit Fotoinnenteil und
synoptischer Zeittafel. Gründlich geht Robert Belleret zu Werke mit
gleich zwei Standard-Werken: Der umfangreichen Biografie "Léo Ferré -
Une vie d'artiste. Biographie" (Actes Sud, 2007) mit vollständiger
Discographie und dem informativen, reich bebilderten und illustrierten
"Dictionnaire Ferré" (Actes Sud, 1996 et 2003) mit allem Wissenswerten
zu Leben und Werk Ferrés im Lexikon-Stil. Leider wurde bisher keines
der genannten französischen Werke ins Deutsche übertragen, was sicher
mit Ferrés geringerer Bekanntheit hierzulande und auch dem stark
gebrochenen Verhältnis der Deutschen zur Gattung Chanson zu tun hat.

Die grundsätzliche Kritik Ferrés an Massenkultur 

Ferré sah und sorgte sich um eine allgemeine Entwicklung der
Niveauabsenkung und medialen Gleichschaltung der Lied- und
Gesangskultur besonders durch das Fernsehen. Die Chanson-Tempel des
engagierten Liedes sind verschwunden, politisches Lied gilt mehr denn
je als garstig Lied, vom Chanson völlig separiert. Die Schere zwischen
politischem Lied und Chanson geht indessen weiter auseinander.
Theoretiker der Frankfurter Schule, wie Horkheimer und Adorno,
letzterer zugleich Musiksoziologe, analysierten bereits in den 1940er
Jahren in der "Dialektik der Aufklärung" die Implikationen und fatalen
Auswirkungen der Kulturindustrie im Massenzeitalter. Nicht wenige
werden sich fragen, was ein solcher Essay über jemand wie Léo Ferré
noch soll? Die Menschen folgen der totalkommerzialisierten
Musicalisierung des Musik- und Gesangsbetriebs, die nicht mal Gotthilf
Fischer noch aufhalten kann, der noch meinte, jeder und jede könne
singen. Wir brauchen keine Bayreuther, Salzburger oder Bregenzer
Opern-Festspiele als öffentliche Inszenierungen des Bombastischen für
galaverwöhnte Prominenz. Sondern eine Renaissance des engagierten
Chansons und politischen Liedes, das uns im Bewusstsein der
Gesellschaftlichkeit des Menschen elementar etwas über den Menschen
und seine sittlichen, ästhetischen und politischen Akte und Motive zu
sagen hat. Singen ist wie Sprechen Erzählung, ein wichtiger
Kommunikationsakt auf Dialog angelegt, nicht auf Konsum nach dem
Prinzip des Nürnberger Trichters. Ferré setzte durch seinen
anarchischen Nonkonformismus, Individualismus und sein künstlerisches
Beispiel einen frühen Kontrapunkt zu all der heutigen profanen
Massenliedkultur. 2016 sendete ARTE zum 100. Geburtstag eine neue
Filmdokumentation über Ferré, in der er auch selbst zu Wort kommt.


Literatur/Quellen (deutschspr.):

- Französische Chansons: Von Béranger bis Barbara (Frz./Deutsch).
Ausgewählt, übersetzt und kommentiert von Dietmar Rieger. Stuttgart
1987.

- Hermes Handlexikon: Die großen Chansonniers und Liedermacher.
Wichtige Interpreten, bedeutende Dichtersänger. Von Matthias Henke.
Düsseldorf 1987

- Siegfried P. Rupprecht: Chanson-Lexikon. Zwischen Kunst, Revolution
und Show. Die Lieder und Interpreten der tausend Gefühle. Berlin 1999

- Felix Schmidt: Das Chanson. Herkunft, Entwicklung, Interpretation.
Frankfurt/M. 1982

- Institut Francais Bremen (Hg.): Liederheft (zweispr.) zu drei
Ferré-Auftritten in Bremen (Schauburg-Kino), Göttingen (Stadthalle),
Hamburg (Fabrik). Bremen (vermutl. 1984)

- Michaela Weiss: Das authentische Dreiminutenkunstwerk. Léo Ferré'
und Jacques Brel - Chanson zwischen Poesie und Engagement, Heidelberg
2003;

(frz.spr.): Léo Ferré par Charles Estienne. Choix de textes,
Discographie, portraits. Poétes d'aujord'hui 93. Paris 1962

- Léo Ferré: La Mauvaise Graine. Textes, poémes et chansons. Prévace
et notes de Robert Horvile, Université de Lille III. Libraire Générale
Francaise 1995.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 443, November 2019

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/999: Bundeswehr aus Irak abziehen, US-Angriff verurteilen

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/001 vom 7. Januar 2020

Bundeswehr aus Irak abziehen, US-Angriff verurteilen

von Tobias Pflüger



Am 3. Januar 2020 wurden der iranische General Qasem Soleimani und der
irakische Militärführer Jamal Jaafar al-Ibrahimi (Abu Mahdi al-Muhandis)
durch eine Drohne im Irak auf Befehl des US-Präsidenten Trump getötet.
Dadurch verschärfen sich die Spannungen in der Region weiter. Der
Bundeswehreinsatz im Irak wurde deshalb ausgesetzt - die Soldatinnen und
Soldaten bleiben vorerst jedoch weiterhin im Irak.

Eine Aussetzung des Bundeswehreinsatzes reicht jedoch bei weitem nicht aus.
Will die Bundesregierung nicht Teil des drohenden Krieges zwischen den USA
und dem Iran im Irak und anderswo werden, muss sie die Bundeswehr sofort
aus dem Irak vollständig abziehen. Durch die jetzt entstandene Situation
sind die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr konkret gefährdet. Wenn
die Bundesregierung die Bundeswehr nicht abzieht, macht sie sich
mitschuldig an der Eskalation des Konfliktes.

Ich fordere die Bundesregierung auf, der US-Regierung umgehend die Nutzung
der militärischen Infrastruktur in Deutschland zu untersagen. Die
US-Regierung hat eine extralegale Tötung mit einer bewaffneten Drohne auf
dem Gebiet eines anderen Staates, des Iraks, durchgeführt.

Das ist einerseits völkerrechtswidrig, andererseits politisch ein
Brandbeschleuniger schlimmster Sorte. Die Untersagung der Nutzung von
Ramstein und weiterer involvierter Militäreinrichtungen der USA in
Deutschland ist notwendig, um nicht als Bundesrepublik Deutschland an
völkerrechtswidrigen Aktionen der USA beteiligt zu sein. Auf dem
US-Stützpunkt Ramstein befindet sich die Relaisstation für Drohnenangriffe
der USA, ohne diese Relaisstation sind solche Drohnenangriffe der USA
deutlich erschwert.

Diese so genannte "gezielte Tötung" des iranischen Generals Soleimani und
des irakischen Militärführers al-Ibrahimi, befohlen durch US-Präsident
Donald Trump, hat die Situation im Nahen Osten schlagartig enorm eskaliert.
Dass sowohl Qasem Soleimani als auch al-Ibrahimi mutmaßliche
Kriegsverbrecher sind, rechtfertigt ihre "gezielte Tötung" natürlich
absolut nicht. Zentral ist, dieser Mord ist völkerrechtswidrig und ein
enormer Brandbeschleuniger der Konflikte vor Ort - es droht ein großer
Krieg.

Al-Ibrahimi befehligte die "al-Haschd asch-Scha", diese sind offizieller
Teil der irakischen Streitkräfte. Im Irak waren seit längerem
Protestierende gegen die korrupte irakische Regierung, für soziale
Forderungen und gegen den Einfluss verschiedener anderer Staaten u.a. der
USA und des Iran im Irak auf der Straße. Die irakischen "Sicherheitskräfte"
haben bei den Protesten mehrere hundert Demonstrierende getötet und viele
verletzt. Dass das irakische Parlament nun den Abzug aller ausländischen
Truppen fordert, ist bezeichnend. Im Irak tritt bei den politischen
Auseinandersetzungen nun die Kritik an der korrupten Regierung in den
Hintergrund. US-Präsident Trump hat mit seinem Mord auch politische
Hardliner im Iran und im Irak gestärkt.

Im Iran gab und gibt es Proteste gegen das dortige Regime, auch dort wurden
von Regierungsseite viele Demonstrierende getötet. Die extralegale
Hinrichtung der beiden Militärs im Irak durch die US-Regierung ist nicht
nur völkerrechtswidrig und politisch hochgradig gefährlich, sondern stärkt
auch das Regime im Iran. Denn nun kann das iranische Regime die Menschen
hinter sich versammeln, der Iran ist von außen angegriffen worden. Die USA
haben dem Iran de facto den Krieg erklärt. Welche Gegenaktionen der Iran
nun durchführen wird, ist offen, die Gefahr einen großen Krieges ist durch
den wahnsinnigen Angriff von Trump enorm gestiegen. Trotz alledem muss
alles getan werden, um das Atomabkommen mit dem Iran zu erhalten.

Die Bundesregierung sollte umgehend die extralegale Tötung der beiden
iranischen und irakischen Militärs durch eine US-Killer-Drohne klar
verurteilen, ernsthafte diplomatische Initiativen ergreifen, um eine
weitere Verschärfung des Konfliktes zu verhindern, die Bundeswehr aus dem
Irak sofort vollständig abziehen und die Nutzung der involvierten
US-Stützpunkte in Deutschland umgehend untersagen.

 * 
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FEATURE/1376: Deutschlandfunk Kultur - Lawinen, 9.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Lawinen

Auf den Spuren der weißen Macht

Von Georg Gruber

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 9. Januar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Natur lässt sich nicht vollständig bändigen. Besonders im Winter
zeigt sich das, wenn Lawinen zu Tal gehen. Die Menschen in den Alpen
haben gelernt, mit dieser Gefahr zu leben. Doch immer mehr Skifahrer
und Tourengeher locken die Schneefelder außerhalb der präparierten
Pisten. Das Institut für Schnee- und Lawinenforschung SLF in Davos
untersucht, was Lawinen auslöst und welche Dynamik sie entwickeln
können. Klar ist auch: Die Erderwärmung ändert das Risiko für die
Abgänge, weil Gletscher und Permafrost schmelzen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019
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TALK/1701: Deutschlandfunk - Wissenswertes über Kindergeld und andere Hilfen, 9.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Geld für Kinder

Wissenswertes über Kindergeld und andere Hilfen

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 9. Januar 2020, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Wer ein Kind zur Welt bringt oder wie sein eigenes im Haushalt
betreut, bekommt in der Regel Kindergeld von der staatlichen
Familienkasse. Seit Juli 2019 sind das für das erste und zweite Kind
pro Monat 204 Euro, ab dem dritten Kind sogar etwas mehr. Diese
Unterstützung hört mit der Volljährigkeit nicht auf. Denn häufig
kommen dann - je nach Berufsausbildung und Studium - besonders hohe
Kosten auf die Eltern zu. Dann muss das Kindergeld allerdings extra
und zusammen mit den entsprechenden Nachweisen beantragt werden. Aber
was passiert, wenn das Kind ins Ausland geht oder bereits einen
zweiten Studiengang anvisiert? Und welche Unterstützung gibt es
darüber hinaus?

 * 
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KURSUS/1969: Hanau - Intensivkurs für PC-Einsteiger am 20., 23., 27., 30.01.2020

Stadt Hanau

Intensivkurs für PC-Einsteiger



Das Seniorenbüro Hanau bietet im Januar wieder einen Intensivkurs für
PC-Einsteiger unter der Leitung von Jürgen Niederdräing an. Der Kurs
vermittelt auf Basis des Betriebssystems Windows 10 den Umgang mit dem
System und die Nutzung verschiedener Anwendungen.

Die Kursdauer und die Dichte der Termine sollen sicherstellen, dass
weniger in Vergessenheit gerät. Aus gleichem Grund können gerne eigene
Laptops mitgebracht werden.

Vorgesehen sind vier Kurstermine. Start ist am Montag, 20. Januar. Die
drei weiteren Kurstage sind am Donnerstag, 23. Januar, Montag, 27.
Januar, sowie Donnerstag, 30. Januar. Der Unterricht läuft jeweils von
10 bis 13 Uhr. Der Kurs findet im Seniorenbüro Hanau, Steinheimer Str.
1, R. 106 - 1. OG -, 63450 Hanau, statt.

Die Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.01.20
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ARTIKEL/841: Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung und Schlafmedizin in Hamburg (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2019

Schlafmedizin

Die "innere Uhr" sollte den Schlaf bestimmen



27. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung und
Schlafmedizin (DGSM) in Hamburg. Beide Kongresspräsidenten kommen aus
Schleswig-Holstein.


Die "Innere Uhr" war das Hauptthema des 27. Jahreskongresses der
Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung und Schlafmedizin (DGSM) im
November in Hamburg. Alle körperlichen und geistigen Funktionen sind
zirkadian gesteuert: Schlaf-Wach-Rhythmen, Stoffwechsel,
Aufmerksamkeit und auch unser Immunsystem.

Kongresspräsidenten waren die schleswig-holsteinischen Mediziner Dr.
Holger Hein aus Reinbek und Prof. Robert Göder aus Kiel. Hein ist auch
Mitglied des Vorstands der DGSM und hatte die Tagung seinerzeit nach
Hamburg geholt. Mit über 2.000 Teilnehmern, über 150 Referenten und
Posterautoren sowie 45 Ausstellern war es einer der größten
europäischen Schlafkongresse.

Passend zum Motto standen neue Erkenntnisse der chronobiologischen
Forschung im Fokus. 2017 war der Medizin-Nobelpreis an drei
Chronobiologen vergeben werden. Michael Young, Michael Rosbash und
Jeff Hall erhielten den Preis für ihre Untersuchungen der molekularen
Mechanismen des zirkadianen Rhythmus. Im Zentrum des aktuellen
Interesses stehen die Fragen, wie sich Störungen und Verschiebungen
der inneren Uhr auf die Physiologie auswirken. Wie reagiert der
Metabolismus, welche Krankheiten können dadurch entstehen? Wer
entgegen seiner inneren Uhr schläft, hat beispielsweise eine
abgeschwächte Immunantwort, er wird anfälliger für Infekte, und
möglicherweise treten maligne Erkrankungen häufiger auf. Oder ein
hoher Glukosespiegel trifft auf eine Insulinsensitivität des Gewebes,
die zirkadian bereits herunterreguliert wurde.

Licht und Dunkelheit sind die wichtigsten Taktgeber für das zirkadiane
System. In unser modernen Gesellschaft sind wir oft in Innenräumen und
nur relativ kurz dem natürlichen Licht ausgesetzt. Auch in hellen
Räumen ist es tagsüber deutlich dunkler als außen. Chronobiologisch
gesehen leben wir in biologischer Dunkelheit. In einer kürzlich
abgeschlossenen Studie erhielten junge Erwachsene in 85 Prozent ihrer
Wachzeiten weniger als 200 Lux. Zum Vergleich: an wolkenfreien
Sommertagen werden 100.000 Lux außen gemessen. Die Probanden
entwickelten eine unzureichende Schlafqualität.

Deshalb ist es notwendig, tagsüber helleres Licht in den Innenräumen
zu haben und abends die aktivierenden Blaulicht-Anteile aus dem
Lichtspektrum herauszufiltern. Weitere Forderungen betreffen die
Reduzierung von Schichtarbeit und einen späteren Schulbeginn von
Jugendlichen. Moderne Arbeitgeber sollten ihre Arbeitnehmer nach deren
biologischen Bedürfnissen schlafen lassen, damit sie zu den Zeiten
ihrer optimalen Leistungsfähigkeit arbeiten können.

Auch wenn die Chronobiologie im Fokus stand, kamen die anderen Themen
der Schlafmedizin in Hamburg nicht zu kurz. Der Bogen erstreckte sich
vom Schlaf bei Kindern, der Traumforschung, neuen diagnostischen
Methoden der Schlafmedizin bis hin zur Versorgung internistischer,
neurologischer und psychiatrischer Schlafstörungen.

Digitalisierung und Telemedizin werden in der zukünftigen
Schlafmedizin eine zunehmend wichtigere Rolle spielen. Über innovative
Telemonitoring-Plattformen kann die Verschlechterung von
Atmungsstörungen im Schlaf außerklinisch erkannt werden, über Methoden
der künstlichen Intelligenz können Schlafuntersuchungen einfacher
analysiert werden. Um die Messungen im Schlaflabor für die Patienten
so angenehm wie möglich zu gestalten, wird an kontaktlosen
Aufnahmesystemen gearbeitet. Mit Hilfe eines über den Innovationsfonds
des Gemeinsamen Bundesausschusses geförderten Projektes soll die
Versorgung von Menschen mit Insomnien in Deutschland verbessert
werden. Außerdem ist eine intensive Zusammenarbeit mit den Hausärzten
durch neue telemedizinische Behandlungsprojekte geplant.

Der Kongress bot insgesamt einen spannenden Mix aus klinischen und
wissenschaftlichen Symposien Parallel fanden Fortbildungen für
Hausärzte und technisches Personal statt. Patienten und
Selbsthilfegruppen waren eingebunden. Alle Beteiligten zogen ein
positives Fazit. Die nächste Tagung der DGSM wird im Oktober 2020 in
Essen stattfinden. (PM/RED)


Info

Die Tagungsleitung der 27. Jahreskongresses der DGSM lag bei zwei
Ärzten aus Schleswig-Holstein. Dr. Holger Hein ist niedergelassen in
einer Praxis für Innere Medizin, Pneumologie, Allergologie und
Schlafmedizin mit Schlaflabor in Reinbek. Prof. Robert Göder ist in
der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie und an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel tätig.
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ERNÄHRUNG/1504: Vitaminbombe zum Snacken - Möhren (AOK Hessen)

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 6. Januar 2020

Vitaminbombe zum Snacken: Möhren



Bad Homburg - Möhren, Karotten oder Mohrrüben gehören zu den ältesten
heimischen Gemüsearten. Sie sind kalorienarm und gleichzeitig reich an
Mineralien und Vitaminen. Damit eignen sie sich als gesunder Snack für
zwischendurch. Aber Möhren sind auch gut für die Haut, Augen und als
Helfer bei Durchfall. Die AOK Hessen klärt über die Alleskönner auf.

Möhren enthalten mehr Betacarotin als jedes andere Gemüse. Der
menschliche Körper kann es in Vitamin A umwandeln. Um auch im Dunkeln
oder bei schlechten Lichtverhältnissen sehen zu können, wird Vitamin A
an der Netzhaut gebraucht. Dabei verbessern Möhren nicht direkt die
Sehkraft, können aber dazu beitragen, dass diese möglichst lange
erhalten bleibt. Außerdem stärkt Vitamin A den Eigenschutz der Haut,
sodass sie schädliche UV-Strahlen besser abhalten kann. Vitamin A wird
auch als Hautschutzvitamin bezeichnet, da es zur Bildung von Haut- und
Schleimzellen beiträgt.

Bereits mit zwei Möhren ist der Tagesbedarf eines Erwachsenen an
Vitamin A gedeckt. Damit der Körper das fettlösende Vitamin optimal
aufnehmen kann, sollten Möhren stets in Kombination mit Fettquellen
wie Butter, Nüssen, Käse oder hochwertigen Ölen verzehrt werden.
Möhrensuppe bei Darmbeschwerden

Bei Durchfall kann eine Möhrensuppe gut helfen. Nach etwa einer Stunde
Kochzeit entstehen in Möhren kleine Zuckermoleküle. Diese ähneln den
Rezeptoren des Darms, sodass Bakterien statt an der Darmwand an diesen
Molekülen andocken. Dadurch können sie leichter ausgeschieden werden.
So können Möhren helfen, die Darmflora ins Gleichgewicht zu bringen.
Ist die Suppe ausreichend gesalzen, versorgt sie den Körper außerdem
mit wichtigen Elektrolyten, die bei Durchfall häufig verloren gehen.

Für eine Möhrensuppe werden 500 Gramm Karotten geschält und
anschließend eine Stunde in einem Liter Wasser gekocht. Gewürzt wird
mit einer ordentlichen Prise Salz. Im Anschluss wird die Masse püriert
und mit kochendem Wasser aufgefüllt, bis ein Liter Suppe im Topf ist.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 6. Januar 2020

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920

E-Mail: service@he.aok.de
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GESUNDHEIT/1370: Betriebliche Gesundheitsförderung steuerfrei erhalten - so geht das (VHL)

Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH) - 3. Januar 2020

Betriebliche Gesundheitsförderung steuerfrei erhalten - so geht das

Betriebliche Gesundheitsförderung steuerfrei erhalten - so geht das



Neustadt a.d. Weinstraße - Kurse zur Stressbewältigung, Rückenschule
oder Massagen: Zuschüsse vom Chef für eine gute Gesundheit sind bis zu
500 Euro im Jahr steuerfrei.

Der Chef freut sich, wenn die eigenen Mitarbeiter fit und
leistungsfähig sind. Damit das auch so bleibt, investieren immer mehr
Arbeitgeber in die Gesundheit ihrer Angestellten. Betriebliche
Gesundheitsförderung nennt sich dieses Prinzip. Und die lohnt sich für
Arbeitnehmer sogar doppelt: Denn neben einem gesünderen Leben sind die
Zuschüsse des Chefs bis zu 500 Euro pro Jahr und Mitarbeiter sogar
steuerfrei.

Zwei Voraussetzungen müssen erfüllt werden

Ihr Chef muss zwei Voraussetzungen erfüllen: Erstens muss er seine
Zuschüsse zusätzlich zum Arbeitslohn überweisen. Zweitens darf er nur
die Kosten für Kurse übernehmen, die "den allgemeinen
Gesundheitszustand" verbessern - so die Vorschrift. Dazu gehören zum
Beispiel:


	Kurse zur Entspannung und Stressbewältigung

	Rückenkurse und Wirbelsäulentherapie

	Ernährungsberatung und Ernährungskurse

	Raucherentwöhnung

	Fortbildungen im Bereich Gesundheit und Arbeitsgestaltung



Eine freiwillige Sensibilisierungswoche mit vielen unterschiedlichen
Kursen ist eine allgemeine gesundheitspräventive Maßnahme und hat -
auch wenn Ihr Chef das Seminar organisiert hat - keinen Bezug zu
sogenannten berufsspezifischen Gesundheitsbeeinträchtigungen. Aus
diesem Grund behandelt das Finanzamt die Kosten dafür als Arbeitslohn
und Sie müssen Steuern zahlen. Das hat der Bundesfinanzhof,
Deutschlands höchstes Gericht für Steuern, 2019 entschieden.

Freibetrag in Höhe von 500 Euro pro Jahr

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, steht Ihnen ein Freibetrag in Höhe
von bis zu 500 Euro zu - und das jedes Jahr. Das bedeutet, dass alle
Zuschüsse Ihres Chefs bis zu dieser Grenze steuer- und
sozialversicherungsfrei sind. Bekommen Sie mehr Geld von Ihrem
Arbeitgeber, müssen Sie nur den Teil der Zuschüsse versteuern, der
über dem Freibetrag liegt. Ein Beispiel: Zahlt Ihnen Ihr Chef 550 Euro
für Ihre Gesundheitsförderung, werden nur auf 50 Euro Steuern fällig.

Kurse im Unternehmen sind Sachleistungen

Doch nicht immer fließt Geld. In großen Firmen finden Kurse zur
Gesundheitsförderung im eigenen Gebäude statt - die Kantine oder das
Besprechungszimmer werden zum Trainingsraum. Ihr Chef übernimmt dann
die Kosten direkt, steuerlich gesehen bekommen Sie eine Sachleistung.
Ob Geld- oder Sachleistung: Die Gesundheitsförderung ist bis zu 500
Euro steuerfrei.

Mitgliedsbeiträge für Sportverein und Fitnessstudio sind nicht steuerfrei

Übernimmt Ihr Chef Ihren Mitgliedsbeitrag im Sportverein oder
Fitnessstudio, müssen Sie Steuern bezahlen. Denn das Finanzamt geht in
diesen Fällen davon aus, dass Sie vor allem aus privatem Interesse
Sport treiben.

Wenn es sich - wie beim Mitgliedsbeitrag für einen Sportverein - um
eine monatliche Zahlung handelt, können Sie zwar nicht den Freibetrag
für betriebliche Gesundheitsförderung nutzen, dafür aber eventuell die
Freigrenze für Sachbezüge. Denn diese sind steuerfrei, wenn sie nicht
mehr als 44 Euro im Monat betragen. Aber Achtung: Der Betrag von 44
Euro darf nicht überschritten werden, ansonsten wird die komplette
Summe steuerpflichtig.

Sollte Ihr Mitgliedsbeitrag teurer als 44 Euro sein, dann gibt es noch
eine andere Möglichkeit, um Steuern zu sparen: Unter bestimmten
Voraussetzungen können Sie die Kosten fürs Sportstudio in Ihre
Steuererklärung eintragen, und zwar als außergewöhnliche Belastung.
Allerdings sind die Hürden des Finanzamts hoch. Lesen Sie mehr dazu in
unserem Artikel Fitnessstudio: Beiträge von der Steuer absetzen.

Bei weiteren Fragen stehen Ihnen auch die Beraterinnen und Berater der
VLH zur Seite.

 * 

Quelle:

Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH)

Pressemitteilung vom 3. Januar 2020

Fritz-Voigt-Straße 13, 67433 Neustadt a.d. Weinstraße

Telefon: 06321 4901-0, Fax: 06321 4901-49
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PFLEGE/796: Schwieriger Integrationsprozess für ausländische Pflegekräfte in Deutschland (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2019

Pflegepersonal

Schwierige Integration

von Dirk Schnack



Ausländische Pflegekräfte sind in Deutschland mit zahlreichen
Problemen konfrontiert, manchmal auch mit Diskriminierung und
Rassismus.

Anfang Texteinschub

INFO


Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat Ende September in Mexiko eine
Vereinbarung unterzeichnet, die einer Dachorganisation die Vermittlung
von Pflegekräften aus Mexiko nach Deutschland erleichtern soll. Die
Pflegeschulen in Mexiko haben laut Bundesgesundheitsministerium einen
"hervorragenden Ruf" und bilden über Bedarf aus.

Ende Texteinschub


Pflege in Deutschland ist längst international. Weil der hohe
Bedarf schon seit einigen Jahren nicht allein mit deutschem Personal
gedeckt werden kann, arbeiten derzeit rund 9.000 Pflegekräfte aus
unterschiedlichen Ländern in Deutschland. Auf dem
Gesundheitspflegekongress von Springer Pflege in Hamburg
interessierten sich auch viele Pflegekräfte aus Schleswig-Holstein für
die Frage, wie die Integration von ausländischem Personal in deutschen
Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen gelingen kann. Fest steht:
Fachlichkeit und Sprachkenntnisse allein sind keine Garanten für eine
Integration. Beides aber hilft. Denn unzureichende Sprachkenntnisse
werden von etablierten Pflegekräften zum Teil auch genutzt, um
migrierte Pflegekräfte in der Außenseiterposition zu belassen.

Offen angesprochen wurde in Hamburg auch, dass migrierte Pflegekräfte
in Deutschland zum Teil Rassismus erfahren. "Die Migranten nehmen
einen Rechtsruck in Deutschland wahr. Dieses Thema muss man
aufgreifen, man darf es nicht einfach laufen lassen", betonte Prof.
Miriam Tariba Richter von der Hochschule für angewandte
Wissenschaften. Dr. Minna-Kristiina Ruokonen-Engler von der
Frankfurter Goethe-Universität antwortete auf die Frage, ob die von
ihr für eine Studie interviewten migrierten Pflegekräfte von Rassismus
berichten, mit: "Leider ja." Für Ruokonen-Engler ist das keine
Überraschung, schließlich sei der Mikrokosmos Pflege ein Abbild der
Gesamtgesellschaft. Sie forderte: "Rassismus und Diskriminierung in
der Pflege muss benannt und ernst genommen werden." Wer Pflegekräfte
integrieren wolle, müsse sich mit diesem Problem auseinandersetzen, so
die Soziologin.

Ihre Studie mit Pflegekräften zeigt, wie fragil der
Integrationsprozess in Deutschland noch ist. Diskriminierung findet
auf mehreren Ebenen statt. Eine davon ist die Verallgemeinerung. "Die
Spanier" oder "die Vietnamesen" beherrschten bestimmte Tätigkeiten
nicht, die in der deutschen Ausbildung selbstverständlich seien, heißt
es dann manchmal auf den Stationen. Tatsächlich haben Migranten mit
einem Bachelor-Abschluss in der Pflege in ihrer Ausbildung andere
Schwerpunkte erfahren, bevor sie nach Deutschland kommen. Daraus
entsteht für sie ein Problem: Es werden Tätigkeiten erwartet, für die
sie überqualifiziert sind und die in ihrer Heimat Hilfskräfte
übernehmen. Die daraus entstehende Entwertung ihrer Qualifikation
nehmen sie als Degradierung und Missachtung wahr, die Folge sind oft
Frust und Resignation.

Damit migrierte Pflegekräfte und das deutsche Gesundheitssystem besser
zueinander finden, sollten nach Ansicht von Ruokonen-Engler berufliche
Kompetenzen formal und informell anerkannt werden, die Lern- und
Aufstiegsorientierung der Migranten unterstützt und eine anerkennende
und diskriminierungsfreie Arbeitsatmosphäre geschaffen werden.

Das deutsche System könnte aus Sicht Richters davon nicht nur wegen
des steigenden Bedarfs profitieren. Sie bescheinigte migrierten
Pflegekräften u. a. eine hohe Motivation und positives Denken,
Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft, Fleiß, Wertschätzung des Alters
und respektvollen Umgang sowie große Empathiefähigkeit. Neben diesen
Potentialen bestehen aber Probleme wie zum Teil ein anderes
Pflegeverständnis, die langwierige Anpassung an das neue Umfeld und
oft auch Heimweh.

Um diese Probleme zu lindern, beschäftigen manche Kliniken inzwischen
Integrationsbeauftragte. Eine von ihnen ist Alev Gürbalkan vom
Asklepios Klinikum Harburg, die von einer umfangreichen und
kontinuierlichen Begleitung berichtete, die bei der ersten
Kontaktaufnahme per Skype beginne und nach der Einarbeitungsphase
nicht ende. Gürbalkan sagte: "Integration ist ein langer, aber
lohnender Prozess. Diese Zeit sollte man sich nehmen."
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CROSSOVER/506: Lippstadt - Mit buntem Musikmix ins neue Jahr starten, 18.01.2020

Stadt Lippstadt

Mit buntem Musikmix ins neue Jahr starten

Musikschule lädt zum Neujahrskonzert in die Gesamtschule ein



Lippstadt. Mit einem festlichen Neujahrskonzert in der Aula der
Gesamtschule begrüßt die Conrad-Hansen-Musikschule am Samstag,
18.1.2020, das neue Jahr.

"Zum Jahresbeginn präsentiert die Musikschule ein abwechslungsreiches
Programm mit vielen bekannten Melodien, aber auch der Chance zum
Entdecken von neuen Lieblingsstücken" verspricht Musikschulleiter
Michael Ressel. Im Mittelpunkt des Konzertes steht das
Sinfonieorchester der Conrad-Hansen Musikschule, welches unter der
Leitung der Dirigentin Friederike Stahl den ungarischen Tanz Nr. 2 von
Johannes Brahms, einen Satz aus der "Folk Song Suite" von Ralph Vaughn
Williams und die Filmmusik zu "Das Dschungelbuch" spielt. Gemeinsam
mit dem Kinder- und Jugendorchester La Sinfonietta spielt das
Sinfonieorchester den "Cancan" von Jacques Offenbach aus der Operette
"Orpheus in der Unterwelt".

Das Gesangsensemble unter der Leitung von Friederike Vomhof-Surrey
singt mit dem Sinfonieorchester den berühmten "Gefangenenchor" aus der
Oper "Nabucco" von Guiseppe Verdi.

Erstmalig tritt das "Weltensemble" unter der Leitung von Florian
Stubenvoll beim Neujahrskonzert auf und sorgt für folkloristisches
Flair. Die Big Band der Musikschule sorgt mit einer Komposition ihres
Leiters Guido Schlegel für lateinamerikanische Akzente.

Das Konzert beginnt um 18 Uhr, der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.01.20
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AUSLAND/9277: Aus aller Welt - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Pedro Sanchez gewinnt mit knapper Mehrheit

Nach zwei Parlamentsneuwahlen hat Spanien wieder eine Regierung. Der
sozialistische Kandidat Pedro Sanchez wurde nach Informationen der
Deutschen Presse-Agentur am Dienstag im Abgeordnetenhaus in Madrid
mit nur zwei Stimmen Vorsprung zum Chef einer Koalitionsregierung mit
der linksalternativen Unidas Podemos gewählt. Sanchez hatte am
Sonntag im ersten Wahlgang die erforderliche absolute Mehrheit
verfehlt. Jetzt reichte ihm eine einfache Mehrheit. Möglich machte
dies die katalanische Partei ERC, die für die Unabhängigkeit
Kataloniens eintritt. Sie hielt ihr Versprechen, sich bei dem Votum
zu enthalten, und machte damit den Weg für Sanchez frei.

7. Januar 2020
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JUSTIZ/9277: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Unbekannter überfällt Geldbotin

Am Dienstagmittag wurde in Könnern (Sachsen-Anhalt) eine Frau
überfallen, die zu Fuß die Tageseinnahmen eines Supermarktes zu einer
Bankfiliale bringen wollte. Wie ein Behördensprecher in Bernburg
mitteilte, hatte sich die Marktangestellte zunächst geweigert, dem
Unbekannten das Geld auszuhändigen. Daraufhin habe der Mann auf sie
eingeschlagen und zu Boden gestoßen. Anschließend flüchtete er mit
seiner Beute, einem Euro-Betrag im unteren fünfstelligen Bereich, in
unbekannte Richtung. Die Geldbotin wurde leicht verletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9274: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Haftars Truppen nehmen Küstenstadt Sirte ein

In Libyen haben Truppen des Generals Khalifa Haftar die Hafenstadt
Sirte und den Militärstützpunkt As-Saadi eingenommen. Sirte war
bisher von Milizen der nicht gewählten Regierung in Tripolis
kontrolliert worden. Wie weiter aus einem Bericht der Agentur Reuters
hervorgeht, versucht Haftars Libysche Nationalarmee (LNA) derzeit,
auch die Hauptstadt Tripolis zu erobern. Haftar ist der militärische
Kommandeur des 2014 vom Volk gewählten Parlaments in Tobruk im Osten
des arabischen Bürgerkriegslandes. Die Türkei hat am Sonntag
begonnen, erste Soldaten nach Libyen zu entsenden. Diese sollen die
Regierung von Premier Fajis Al-Sarradsch in Tripolis unterstützen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9276: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



CSU plant neues Rentensystem

Auf ihrer Klausur im oberbayerischen Kloster Seeon befaßt sich die
CSU-Landesgruppe auch mit dem Thema Rente. Für jedes Kind soll es ein
sogenanntes Starterkit für die Altersvorsorge geben. Das geht aus dem
Entwurf eines Papiers hervor, aus dem die Deutsche Presse-Agentur
zitiert. Der Staat soll für junge Leute bis zum 18. Lebensjahr
monatlich hundert Euro in einen Generationen-Pensionsfonds einzahlen,
der das Geld renditeorientiert anlegt. Mit dem Eintritt in das
Rentenalter würde die Starter-Rente zusätzlich zu bestehenden
Rentenansprüchen ausgezahlt. Auf diesem Weg soll Altersarmut
vermieden werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9274: Tragisches und Kurioses - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Küstengebiete nach Erdbeben in Puerto Rico evakuiert

Der Freistaat Puerto Rico wurde am Dienstagmorgen von einer Reihe
heftiger Erdbeben erschüttert. Dabei stürzten zahlreiche Gebäude ein,
und auf der ganzen Insel fiel der Strom fiel aus, berichtete die
Zeitung El Nuevo Dia. Die Beben erreichten eine Stärke von 6,4.
Einige Küstengebiete wurden vorsorglich evakuiert. Tsunamiwarnung
wurde aber nicht gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8359: Aus Forschung und Technik - 07.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX startet weitere 60 Starlink-Satelliten

Eine schwere Falcon-9-Trägerrakete hat 60 weitere Satelliten für das
Internet-Netzwerk Starlink erfolgreich in eine erdnahe Umlaufbahn
gebracht. Damit hat die private US-Raumfahrtfirma SpaceX ihr Netzwerk
inzwischen auf 180 Satelliten erweitert. Wie das Unternehmen via
Twitter mitteilte, fand der Start am Dienstag vom Weltraumbahnhof
Cape Canaveral in Florida statt. Nachdem die Satelliten in einem
Orbit von 290 Kilometern Höhe ausgesetzt wurden, werden sie in den
nächsten Monaten mit ihren Ionentriebwerken ihre endgültigen
Umlaufbahnen auf 550 km Höhe anfliegen und die Welt mit
Breitband-Internet- Dienstleistungen versorgen. Technikunternehmen
Elon Musk möchte in einer ersten Ausbaustufe etwa 12.000 Satelliten
im All betreiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8373: Aus aller Welt - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Finnland will Viertagewoche mit Sechstundentagen testen

Finnlands neue Ministerpräsidentin Sanna Marin schlägt vor, die
Einführung einer viertägigen Arbeitswoche mit sechsstündigen
Arbeitstagen zu testen. Das Konzept wird von der regierenden
Sozialdemokratischen Partei (SDP) und ihren vier Koalitionspartnern
unterstützt. Der Vorschlag der 34jährigen Ministerpräsidentin sei von
der 32jährigen Bildungsministerin Li Andersson (Linksbündnis-Partei)
begeistert aufgenommen worden, berichtete die Daily Mail aus
Großbritannien. Eine Regelarbeitszeit von sechs Stunden am Tag wird
bereits in Schweden praktiziert. Die Beschäftigten sind dort
produktiver und zufriedener als bei einem Achtstundentag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8328: Medizin und Gesundheitswesen - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Lungenkrankheit in Zentralchina weiterhin rätselhaft

Noch immer besteht ein großes Rätselraten um die Lungenkrankheit in
der zentralchinesischen Millionenmetropole Wuhan. Inzwischen sind 59
Erkrankte von den chinesischen Behörden erfaßt worden. Sieben von
ihnen befinden sich laut Deutschem Ärzteblatt in einem kritischen
Zustand. Nach Angaben der Behörden steht die Lungenkrankheit in
keinem Zusammenhang mit dem Sars-Virus. Tests hätten mehrere
Diagnose-Hypothesen ausgeschlossen, unter ihnen Sars, an der im Jahr
2003 in China 349 Menschen gestorben waren und in Hongkong weitere
299.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8361: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Maltesisches Revisionsgericht spricht Lifeline-Kapitän Reisch frei

Ein Gericht in Maltas Hauptstadt Valetta hat in einem
Revisionsverfahren Claus-Peter Reisch, den Kapitän des
Rettungsschiffes Lifeline, freigesprochen. Der aus Landsberg am Lech
stammende Kapitän war in erster Instanz zu einer Geldstrafe von
10.000 Euro verurteilt worden, weil er Mitte 2018 mit unzureichender
Schiffsregistrierung einen maltesischen Hafen angelaufen hatte. Die
unter niederländischer Flagge fahrende Lifeline hatte damals rund 230
Bootsflüchtlinge an Bord, die die Mannschaft von Reisch auf dem
Mittelmeer gerettet hatte. Das Schiff wurde von den maltesischen
Behörden an die Kette gelegt. Das Berufungsgericht machte geltend,
daß die Staatsanwaltschaft im ersten Verfahren nicht bewiesen hat,
daß Reisch mit krimineller Absicht in maltesische Gewässer eingefahren
war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8283: Sprache, Kunst und Medium - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Der "nasse" Limes soll Unesco-Welterbe werden

Nach jahrelanger Vorbereitung werden die Niederlande am kommenden
Donnerstag in Paris ihren Welterbe-Antrag für die Grenzanlagen entlang
des Rheins aus der römischen Besatzungszeit stellen. Bei einer
Gesamtlänge von rund 400 Kilometern sind neben den Niederländern auch
die deutschen Bundesländer Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen
beteiligte Antragsteller, wie der Sender SWR3 berichtete.

Während der Ausdehnung des Römischen Reichs bildete der Rhein über
weite Strecken die nord-westliche Grenze des Imperiums. Die Besatzer
unterhielten vor rund 2000 Jahren entlang des Rheins zahlreiche
Grenzbefestigungen, die per Schiff erreichbar waren. Damals sicherten
bis zu 30.000 römische Soldaten die Wasserstraße ab. Der sogenannte
Niedergermanische Limes erstreckte sich zwischen dem heutigen Bonn und
dem holländischen Badeort Katwijk.

Die antragstellenden Länder versprechen sich von einer Aufnahme auf
die Unesco-Weltkulturerbeliste Fördermittel aus Brüssel und eine
Belebung des Tourismus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8350: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschland zieht einen Teil der Soldaten aus dem Irak ab

Die Bundesregierung hat rund 30 Bundeswehrsoldaten aus dem Irak nach
Jordanien verlegen lassen. Zuvor hatte das Parlament in Bagdad in
einer Resolution den Abzug aller ausländischen Truppen im Land
gefordert. Die Abgeordneten reagierten damit auf die von US-Präsident
Trump befohlene Tötung des führenden iranischen Generals Soleimani
und mehrerer Iraker in der Nähe von Bagdad durch eine Kampfdrohne des
US-Militärs. Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer und
Außenminister Maas informierten die Obleute der zuständigen
Bundestagsausschüsse in der Nacht zum Dienstag darüber, daß auf
Anweisung des Kommandos des von den USA geführten Anti-IS-Einsatzes
im Irak vor allem die Standorte Bagdad und Tadschi vorübergehend
ausgedünnt würden. Die deutschen Soldaten im Nordirak sollen dort
stationiert bleiben. An der "Operation Inherent Resolve" sind 415
Bundeswehrangehörige beteiligt. 120 von ihnen waren bislang im Irak
stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8364: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Projektregierung von Linker und CDU in Thüringen angedacht

In Thüringen verhandeln Linke, SPD und Grüne weiterhin über die
Bildung einer Minderheitsregierung. Diese wäre ad hoc auf Stimmen der
CDU oder auch der AfD angewiesen. Bislang haben die Christdemokraten
eine Koalition mit Der Linken abgelehnt. Der frühere
Ministerpräsident Dieter Althaus hat jedoch das Konzept einer
sogenannten Projektregierung von CDU und Linker vorgeschlagen. Die
Anregung hat laut MDR Thüringen der CDU-Partei- und
Fraktionsvorsitzende im Landtag, Mike Mohring, aufgegriffen, damit in
Erfurt eine handlungsfähige und stabile Regierung gebildet werden
kann. Der amtierende und voraussichtlich künftige Ministerpräsident
Bodo Ramelow begrüßte in der Thüringer Allgemeinen den Vorstoß von
Althaus. Der frühere Bundespräsident Joachim Gauck hatte am
vergangenen Sonntag im ZDF zu Gesprächen zwischen Linker und CDU in
Thüringen geraten. Althaus schlug gegenüber der Online-Ausgabe der
Thüringer Allgemeinen vor, Gauck könnte Ramelow und Mohring zu einem
erörternden Gespräch einladen. Bei der Landtagswahl im Oktober war
Die Linke stärkste Kraft geworden. Die CDU kam hinter der AfD auf den
dritten Platz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8333: Tragisches und Kurioses - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Auswertung zerrissener Stasi-Akten ist ein Job für die Ewigkeit

Seit 30 Jahren warten rund 16.000 Säcke gefüllt mit zerrissenen
Stasi-Unterlagen darauf, ausgewertet zu werden. Die Papiere werden
zur Zeit in Archivräumen gesichtet und nach Möglichkeit per Hand
zusammengesetzt. Zunächst hatte man gehofft, die Rekonstruktion mit
dem Computer beschleunigen zu können. Laut ARD Tagesschau sei der
Versuch vor zwei Jahren jedoch einigermaßen erfolglos eingestellt
worden.

Von zunächst 16.000 Säcken mit sichergestellten Stasi-Papieren konnte
bislang lediglich der Inhalt von 520 erschlossen werden. Darunter sind
auch Papiere aus 23 Säcken, die mit dem Computer bearbeitet wurden.
Die Rekonstruktion könnte noch Jahrzehnte dauern, wie der
Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn, sagte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8362: Arbeit, Soziales und Familie - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Demonstranten in Dessau erinnern an Tod von Oury Jalloh

In Dessau-Roßlau haben am Dienstagnachmittag rund 650 Menschen mit
einem Marsch durch die Stadt an den aus Sierra Leone stammenden
Asylbewerber Oury Jalloh erinnert, der am 7. Januar 2005 in einer
Polizeizelle verbrannte, während er, an Händen und Füßen gefesselt, auf
einer Pritsche lag. Am Dienstagvormittag wurde vor dem örtlichen
Polizeirevier ein Kranz niedergelegt. Die Todesumstände Jallohs
wurden bis heute nicht aufgeklärt. Das Bündnis "Break the silence -
Initiative in Gedenken an Oury Jalloh" setzt sich seit Jahren für
weitere Ermittlungen ein. Das Bündnis hatte auch zu der
Gedenkkundgebung aufgerufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8339: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Australische Buschfeuer: Keine Aussicht auf Entwarnung

Australien ist noch weit davon entfernt, wegen der Buschfeuer
Entwarnung zu geben. Zwar hatte es etwas Regen und kühlere
Temperaturen gegeben, doch auch diese Woche soll es wieder teilweise
40 Grad und heißer werden. Experten befürchten, daß die Feuer in
Australien noch Monate dauern werden. So bewegen sich an der Grenze
von New South Wales und Victoria zwei Brände aufeinander zu, so daß
die Gefahr eines Riesenfeuers besteht. Seit Beginn der Brände letzten
Oktober sind landesweit 25 Menschen ums Leben gekommen. Mehr als 2000
Häuser wurden zerstört. Und mehr als 10 Millionen Hektar brannten
nieder - das entspricht der Größe von Bayern und Baden-Württemberg
zusammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8350: Märkte und Finanzen - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Chinesen bilden weltgrößten Agrochemie-Konzern

Unter dem Dach der in der Schweiz ansässigen Syngenta Group werden
die staatlichen chinesischen Agrochemie-Konzerne Sinochem und
ChemChina eine Holding bilden. Das kündigte ChemChina am Sonntag an.
Syngenta ist seit 2017 ein Tochterunternehmen von ChemChina. Zusammen
mit dem Düngemittelhersteller Sionfert und einem 74prozentigen Anteil
am israelischen Pflanzenschutzmittelhersteller Adama wird der
weltgrößte Agrochemie-Konzern entstehen. Er wird rund 48.000 Menschen
beschäftigen, die einen Umsatz von voraussichtlich etwa 23 Milliarden
US-Dollar erwirtschaften. Ihr Chef wird der bisherige Syngenta-CEO
Erik Fyrwald sein. Bisheriger Branchenführer ist seit der Übernahme
des US-Konzerns Monsanto die Leverkusener Bayer AG .
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8362: Aus Forschung und Technik - 07.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Nächster Schritt hin zum weltraumgestützten Internet

Der Ausbau des Internets schreitet unaufhaltsam voran. Das gilt nicht
nur für erdgestützte Systeme, sondern auch für solche im Weltall. So
hat das US-Raumfahrtunternehmen SpaceX von Elon Musk afp zufolge zum
dritten Mal eine Rakete mit 60 Mini-Satelliten in die Erdumlaufbahn
gebracht. Allerdings liegt noch viel Arbeit vor Musk, der auch Chef
des Elektroautobauers Tesla ist. Schließlich soll das weltumspannende
Satellitennetzwerk Starlink später einmal aus 42.000 Satelliten
bestehen. Starlink soll rund um die Welt Hochgeschwindigkeitsinternet
per Satellit zur Verfügung stellen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/311: Ein sich wiederholender Radiostrahlungsausbruch aus einer Spiralgalaxie (idw)

Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 06.01.2020

Ein sich wiederholender Radiostrahlungsausbruch aus einer
Spiralgalaxie



Das Radioteleskop Effelsberg ist an der Untersuchung eines sich
wiederholenden schnellen Radiostrahlungsausbruchs beteiligt, mit dem es
möglich wurde, den Ursprung des Ausbruchs in einer Spiralgalaxie zu
lokalisieren. Entscheidend für den Erfolg waren die Empfindlichkeit des
100m-Teleskops wie auch sein flexibles Pulsar-Analyseinstrument, mit dem
eine schnelle Lokalisierung der Radioposition möglich wurde. Dieser FRB
hatden bisher geringsten Abstand zur Erde und wurde in einer Umgebung
aufgespürt, die sich deutlich von denen bei vorhergehenden FRBs
unterscheidet. Damit müssen die Forscher ihre bisherigen Annahmen über den
Ursprung dieser rätselhaften extragalaktischen Ereignisse überprüfen.




[image: Bild: © B. Marcote et al, Nature 2020]

Ursprungsgalaxie des schnellen Radiostrahlungsausbruchs FRB
180916.J0158+65. Der Inset zeigt eine kontrastverstärkte Vergrößerung
der Sternentstehungsregion, in der der FRB gefunden wurde.

Bild: © B. Marcote et al, Nature 2020



Eines der größten Rätsel in der aktuellen astronomischen Forschung ist der
Ursprung von extrem kurzen heftigen Radiostrahlungsausbrüchen, die als
"Fast Radio Bursts" oder FRBs bezeichnet werden. Obwohl sie nur für
Millisekunden sichtbar werden, hat man inzwischen Hunderte von
Beobachtungen dieser rätselhaften Quellen. Aber lediglich für vier bisher
gefundene FRBs ist auch eine genauere Position am Himmel bekannt und deren
wahrscheinlicher Ursprung lokalisiert.

Im Jahr 2016 wurde bei einer dieser vier Quellen beobachtet, dass sich die
Radiostrahlungsausbrüche wiederholen; sie kommen in nicht vorhersagbarer
Weise aus der gleichen Region am Himmel. Im folgenden unterschieden die
Forscher zwischen FRBs mit lediglich einem beobachteten
Radiostrahlungsausbruch ("non-repeating") und solchen, für die gleich
mehrere dieser Ausbrüche beobachtet werden konnten ("repeating").

"Die wiederholten Ausbrüche, die wir beim ersten identifizierten Repeater
beobachten konnten, kommen aus sehr speziellen und extremen Bedingungen im
Inneren einer massearmen Zwerggalaxie", sagt Benito Marcote vom "Joint
Institute for VLBI ERIC", der Erstautor der vorliegenden Untersuchung.
"Diese Entdeckung markierte das erste Fundstück in einem Puzzle, aber sie
warf auch neue Fragen auf wie zum Beispiel nach dem fundamentalen
Unterschied zwischen 'Repeatern' und 'Non-Repeatern'. Jetzt haben wir eine
zweite Quelle dieser wiederholten Radiostrahlungsausbrüche lokalisiert und
können unsere vorherigen Annahmen über den Ursprung dieser Ausbrüche
überprüfen."

Am 19. Juni 2019 haben acht Radioteleskope im Rahmen des Europäischen
VLBI-Netzwerks (EVN) gleichzeitig eine Radioquelle beobachtet, die unter
der Bezeichnung FRB 180916.J0158+65 bekannt ist. Die Quelle war
ursprünglich bereits im Jahr 2018 mit dem
CHIME-Radioteleskop in Kanada entdeckt worden. Mit dem EVN konnten die
Wissenschaftler eine Messung mit sehr hoher Winkelauflösung in Richtung
von FRB 180916.J0158+65 durchführen. Während der fünf Stunden dauernden
Beobachtung entdeckten die Forscher vier Strahlungsausbrüche, die jeweils
weniger als zwei Millisekunden lang dauerten. Die erreichte Auflösung mit
der Verbindung von Radioteleskopen über die ganze Erde hinweg und einer
Beobachtungsmethode, die unter dem Namen "Very Long Baseline
Interferometry" (VLBI) bekannt ist, bedeutete, dass die Position des
Strahlungsausbruchs in der Galaxie auf eine Region von lediglich sieben
Lichtjahren Ausdehnung festgelegt werden konnte. Das ist eine Genauigkeit,
die der Lokalisierung eines einzelnen Menschen auf dem Mond von der Erde
aus entspricht.




[image: Bild: © Paul Boven (JIVE). Satellitenbild: Blue Marble Next Generation, im Rahmen des NASA-Visible-Earth-Programms (visibleearth.nasa.gov)]

Karte mit den Positionen der acht Radioteleskope des Europäischen
VLBI-Netzwerks (EVN), die an den Beobachtungen beteiligt waren, sowie
vom JIVE-Zentralrechner (Korrelator) in den Niederlanden.

Bild: © Paul Boven (JIVE). Satellitenbild: Blue Marble Next
Generation, im Rahmen des NASA-Visible-Earth-Programms
(visibleearth.nasa.gov)



Das 100-m-Radioteleskop Effelsberg des Max-Planck-Instituts für
Radioastronomie (MPIfR) spielte gleich in zweierlei Hinsicht eine
entscheidende Rolle bei der Durchführung dieser Beobachtungen. Zum einen
wurde mit den flexiblen (Pulsar-) Instrumenten am Teleskop Daten für eine
sehr schnelle Identifikation der Radiostrahlungsausbrüche gewonnen, die
als Input für die hochaufgelösten Radiobeobachtungen wichtig waren. Zum
anderen war die große Sammelfläche und damit Empfindlichkeit dieses
Teleskops unverzichtbar für die koordinierten Interferometriebeobachtungen
sehr schwacher Quellen wie diesem FRB.

Mit der präzisen Position der Radioquelle wurde es nun möglich, optische
Beobachtungen dieses Bereichs am Himmel bei hoher Auflösung mit einem der
größten optischen Teleskope der Erde, dem 8-m-Gemini-Nord-Teleskop auf dem
Mauna Kea in Hawaii durchzuführen. Die genaue Radioposition zeigt, dass
die Strahlungsausbrüche aus einer Spiralgalaxie mit der Bezeichnung SDSS
J015800.28+654253.0 kommen, die ungefähr eine halbe Milliarde Lichtjahre
von der Erde entfernt liegt. Genauer gesagt, kommen die Ausbrüche aus
einer Region innerhalb dieser Galaxie, in der starke
Sternentstehungsaktivität stattfindet.

"Die ermittelte Position in der Galaxie ist deutlich anders als bei dem
vorher bereits identifizierten 'Repeater', sie unterscheidet sich aber
auch von allen anderen bisher untersuchten FRBs", erklärt Kenzie Nimmo,
ein Doktorand an der Universität Amsterdam und Ko-autor der Untersuchung.
"Die Unterschiede zwischen 'Repeatern' und 'Non-Repeatern' werden damit
weniger eindeutig und wir nehmen an, dass diese Ereignisse nicht an einen
bestimmten Typ von Galaxie oder Umgebung innerhalb einer Galaxie gebunden
sind. Es mag durchaus sein, dass FRBs in einer großen Vielfalt von
Umgebungen im Universum auftreten und dass es spezielle Bedingungen
braucht, um sie nachweisbar zu machen."

"Mit den vorliegenden Ergebnissen wird es zunehmend unwahrscheinlich, dass
die sich wiederholenden FRBs auf sehr starke Signale von Radiopulsaren
zurückzuführen sind", sagt Ramesh Karuppusamy vom MPIfR, ebenfalls Ko-Autor
der vorliegenden Untersuchung. "Wir sind an der Schwelle, mit neuen
noch empfindlicheren Radioteleskopen weitere FRBs zu lokalisieren und
damit schließlich die wahre Natur dieser Quellen herauszufinden."

Während die aktuelle Untersuchung Zweeifel an vorherigen Annahmen über
FRBs weckt, ist es auf jeden Fall der FRB mit dem geringsten Abstand zur
Erde, der bisher lokalisiert werden konnte. Dadurch wird eine sehr
detaillierte Untersuchung dieses Phänomens möglich.

"Wir hoffen, dass die Fortsetzung unserer Untersuchungen schließlich die
Bedingungen für die Entstehung solch rätselhafter
Radioastrahlungsausbrüche aufzeigt. Unser Ziel ist es, weitere FRBs genau
zu lokalisieren und letztendlich auch ihren Ursprung verstehen zu können",
schließt Jason Hessels, vom Niederländischen Institut für Radioastronomie
(ASTRON) und der Universität Amsterdam.

 * 


Warum die Lokalisierung von "Fast Radio Bursts" (FRBs) wichtig
ist

Während "Fast Radio Bursts" (FRBs) nach wie vor ein Rätsel darstellen,
kann ihre Untersuchung zu einem tieferen Verständnis des Universums selbst
führen. In der modernen Kosmologie ist es eine entscheidende Frage, wie
sich Strukturen auf allen Größenskalen gebildet haben. Es bedarf
aufwändiger Computersimulationen, um Antworten auf diese Fragen zu finden,
wobei die Ergebnisse stark von den angenommenen Anfangsbedingungen
abhängen. Die Resultate der Simulationen müssen mit tatsächlichen
Beobachtungen verglichen werden, um sicherzustellen, dass sie auch genaue
Antworten liefern. Das Ganze ist problematisch, weil der überwiegende Teil
der in Galaxien verteilten Materie unsichtbar bleibt.

Hier könnten nun FRBs in Zukunft eine elegante Lösung für dieses Problem
liefern. Die beobachteten extrem kurzdauernden Pulse von FRBs sind
"dispergiert", d.h., die Ankunftszeit der Pulse bei längeren Wellenlängen
ist geringfügig später als bei kürzeren Wellenlängen. Diese
Zeitverzögerung kann extrem genau vermessen werden und sie liefert eine
indirekte Abschätzung über die Gesamtmenge von Materie zwischen Quelle und
Erde. Wenn nun Tausende von FRBs in allen Richtungen gefunden werden, wird
es möglich, darüber die Verteilung von Materie im Universum zu kartieren.
Um allerdings auch die tatsächliche dreidimensionale Verteilung der
Materie im Kosmos zu erfassen, müssen die Astronomen die Entfernung der
jeweiligen FRBs von der Erde bestimmen.

Wie lokalisiert man einen "Fast Radio Burst" (FRB)?

Die meisten bisher entdeckten FRBs sind mit Einzelteleskopen in
Radiowellen aufgespürt worden, die nur eine ungefähre Richtung für den
Ursprung des FRBs am Himmel liefern können. Mit der Anwendung der "Very
Long Baseline Interferometry" (VLBI) ist nun ein neuartiger Ansatz dafür
möglich.

Zur Zeit ist das Europäische VLBI-Netzwerk (EVN) das einzige Netzwerk
weltweit, das genügend Empfindlichkeit bereitstellt, um FRBs zu
untersuchen. Dadurch können die Astronomen sowohl die Ursprungsgalaxie für
den Strahlungsausbruch identifizieren als auch die direkte lokale Umgebung
innerhalb der Galaxie selbst. Zusätzliche Beobachtungen der Galaxie in
optischen Wellenlängen ermöglichen die Bestimmung des Abstands von der
Erde. Die Untersuchung der direkten Umgebung des Strahlungsausbruchs
innerhalb der Galaxie ist entscheidend, um herauszufinden, wie die FRBs
entstehen und welche extragalaktischen Objekte damit in Verbindung
gebracht werden können.

"Für die weitere Enthüllung der Rätsel der FRBs müssen wir diese Quellen
unglaublich detailliert untersuchen. Die kombinierte Empfindlichkeit
unserer Radioteleskope im Rahmen des EVN-Netzwerks gibt uns eine im Moment
einzigartige Möglichkeit, diese Phänomene zu beobachten und wir hoffen,
dass die zukünftigen Beobachtungen zum Verständnis dieser rätselhaften
Quellen beitragen", sagt Francisco Colomer, Direktor des Joint Institute
for VLBI ERIC.

Beteiligte Institute und Teleskope

Hochaufgelöste Radiobeobachtungen wurden im Rahmen des Europäischen Very
Long Baseline Interferometry Network (EVN) durchgeführt. Das EVN ist das
weltweit empfindlichste VLBI-Netzwerk für detaillierte Beobachtungen
kosmischer Radioquellen. Die gewonnenen Daten werden am "Joint Institute
for VLBI ERIC" (JIVE) in den Niederlanden analysiert.

Insgesamt acht Radioteleskope wurden im Rahmen des EVN-Netzwerks
eingesetzt: das 25x38-m Jodrell Bank Mark2 der Universität Manchester
(Gr0ßbritannien), eine 25-m Antenne des Westerbork-Teleskops von ASTRON in
den Niederlanden, das 100-m-Radioteleskop Effelsberg des Bonner
Max-Planck-Instituts für Radioastronomie, das 32-m-Radioteleskop Medicina
des National Institute for Astrophysics in Italien, das 25-m-Radioteleskop
Onsala des Onsala Space Observatory in Schweden, das 32-m-Radioteleskop
Toruń der Nicolaus Copernicus University in Polen, das 32-m-Radioteleskop
Irbene, des Ventspils International Radio Astronomy Centre in Lettland,
sowie das 65-m-Radioteleskop Tianma, Chinese Academy of Sciences nahe
Shanghai in China.

Die nachfolgenden optischen Beobachtungen wurden mit dem 8,1-m-Teleskop
Gemini North des National Science Foundation's National Optical-Infrared
Astronomy Research Laboratory und der Association of Universities for
Research in Astronomy auf dem Mauna Kea in Hawaii durchgeführt.

Die Autoren der aktuellen Untersuchung umfasnen B. Marcote, K. Nimmo, J.
W. T. Hessels, S. P. Tendulkar, C. G. Bassa, Z. Paragi, A. Keimpema, M.
Bhardwaj, R. Karuppusamy, V. M. Kaspi, C. J. Law, D. Michilli, K.
Aggarwal, B. Andersen, A. M. Archibald, K. Bandura, G. C. Bower, P. J.
Boyle, C. Brar, S. Burke-Spolaor, B. J. Butler, T. Cassanelli, P. Chawla,
P. Demorest, M. Dobbs, E. Fonseca, U. Giri, D. C. Good, K. Gourdji, A.
Josephy, A. Yu. Kirichenko, F. Kirsten, T. L. Landecker, D. Lang, T. J. W.
Lazio, D. Z. Li, H.-H. Lin, J. D. Linford, K. Masui, J. Mena-Parra, A.
Naidu, C. Ng, C. Patel, U.-L. Pen, Z. Pleunis, M. Rafiei-Ravandi, M.
Rahman, A. Renard, P. Scholz, S. R. Siegel, K. M. Smith, I. H. Stairs, K.
Vanderlinde and A. V. Zwaniga mit Ramesh Karuppusamy als Ko-autor vom
MPIfR.
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MELDUNG/383: Erdvermessung - Vom Kreidestrich an der Hafenmauer zum atomaren Standard (idw)

Leibniz Universität Hannover - 06.01.2020

Vom Kreidestrich an der Hafenmauer zum atomaren Standard

Ein neuer Weg der Erdvermessung mit Atomuhren



An einem völlig neuen Standard der Erdvermessung mit einer hohen
Genauigkeit arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Leibniz
Universität Hannover zusammen mit nationalen und internationalen Experten.
Diese geodätischen Bezugssysteme könnten zukünftig einen entscheidenden
Beitrag dazu leisten, etwa den Klimawandel zu quantifizieren und zu
modellieren: Wie wird Grönland in 20 Jahren aussehen? Wie werden unsere
Küsten beschaffen sein? Wie verhalten sich die Alpen?

"Das Fernziel ist die Entwicklung von kontinentalen und globalen
Höhensystemen mindestens auf den Zentimeter genau", erläutert Prof.
Dr.-Ing. Jakob Flury vom Institut für Erdmessung. Er leitete gemeinsam mit
Gérard Petit vom Bureau International des Poids et Mesures (BIPM) eine
Arbeitsgruppe "Relativistische Geodäsie: erste Schritte für ein neues
geodätisches Verfahren" innerhalb der Internationalen Assoziation für
Geodäsie (IAG). Die Ergebnisse der Gruppe wurden vor einiger Zeit in
Montreal vorgestellt und in einem viel beachteten Artikel in der Eos,
einem Magazin der American Geophysical Union, veröffentlicht [1].

Ziel der Arbeitsgruppe ist es - vereinfacht gesagt -, mit der Zeit die
Höhe zu messen. Ultrapräzise Atomuhren sollen dazu genutzt werden, ein
besseres Höhenbezugssystem für die Erdvermessung zu entwickeln. Der
Einfluss des Erdschwerefeldes auf die Zeit kann von heutigen Atomuhren
extrem genau gemessen werden. So können perspektivisch die Inhomogenitäten
von Höhensystemen überwunden werden, die bei konventionellen geodätischen
Methoden zwangsläufig entstehen. "Die ersten Schritte sind sehr
faszinierend und vielversprechend", sagt Jakob Flury, "aber wir werden
noch eine Weile brauchen, bis das der Standard der neuen Erdvermessung
ist."

Grundlage der Messungen mit Atomuhren ist Einsteins Allgemeine
Relativitätstheorie: Uhren, die näher am Erdmittelpunkt sind, ticken etwas
langsamer als Uhren, die weiter davon entfernt sind. Daraus resultierend
lassen sich die Höhenunterschiede ermitteln.

Zentrales Thema der Arbeitsgruppe ist die Übertragung und der Vergleich
der Signale von Atomuhren, die an unterschiedlichen Standorten stehen.
Dafür wurden unter anderem die Signale von Atomuhren in Braunschweig (PTB)
und Paris (Observatoire de Paris) untersucht. Diese Uhren, die zu den
genauesten weltweit gehören, sind über eine 1400 Kilometer lange Glasfaser
verbunden. In Straßburg werden die Signale miteinander verglichen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beschäftigen sich mit der Frage,
wie man von den ersten Versuchen zu einem kontinentalen Netzwerk kommen
kann.

Für die Etablierung eines weltweit einheitlichen Höhenreferenzsystems
könnte die Methode ganz neue Möglichkeiten eröffnen. Durch Unterschiede im
Höhenniveau des Meeresspiegels, der als Referenz für Normalnull dient, hat
heute jedes Land in der Regel sein eigenes Höhensystem. Ein Pegel am
Mittelmeer ist zum Beispiel ein anderer als ein Pegel an der Nordsee. So
entstehen von Land zu Land Höhenunterschiede teilweise von bis zu 50
Zentimetern, je nachdem, welchen Standort das Land als Bezugspegel
festgelegt hat - ungünstig nicht nur für internationale Bauprojekte,
sondern auch für die Erfassung von großräumigen Höhenänderungen. Durch die
Anbindung an atomare Standards könnten die Grenzen der derzeitigen
geodätischen Methoden weit überwunden werden.


Anmerkung:

[1] https://eos.org/features/einstein-says-its-309-7-meter-oclock
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100 Millionen Jahre im Bernstein: Team aus Göttingen, Helsinki und New
Yorkent entdeckt ältesten bekannten Schleimpilz



Mit dem Begriff Bernsteineinschlüsse verbinden die meisten Menschen
Insekten oder Spinnen, die lebensecht in fossilem Baumharz eingeschlossen
sind. Ein internationales Forscherteam aus Paläontologen und Biologen der
Universitäten Göttingen und Helsinki sowie des American Museum of Natural
History in New York hat nun den bisher ältesten bekannten Schleimpilz
entdeckt. Das Fossil ist etwa 100 Millionen Jahre alt und in Bernstein aus
Myanmar überliefert. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Scientific
Reports erschienen.

Schleimpilze, auch Myxomyceten genannt, gehören zu den sogenannten
Amoebozoa. Das sind mikroskopische Organismen, welche die meiste Zeit als
einzelne bewegliche Zellen verborgen im Boden oder in verrottendem Holz
leben und dort Bakterien fressen. Aber sie können sich zu sehr
ästhetischen Fruchtkörpern zusammenschließen, die der Bildung und
Verbreitung von Sporen dienen.

Da fossile Schleimpilze äußerst selten sind, ist das Studium ihrer
Evolutionsgeschichte sehr schwierig. Bisher existierten lediglich zwei
Fossilbelege von Fruchtkörpern, die 35 bis 40 Millionen Jahre alt sind.
Die Funde fossiler Myxomyceten sind sehr unwahrscheinlich, da ihre
Fruchtkörper äußerst kurzlebig sind. Die Forscher zeigen sich daher
beeindruckt von der Verkettung der Umstände, die offenbar zur Erhaltung
des aktuell gefundenen Fossils geführt haben: "Die fragilen Fruchtkörper
wurden höchstwahrscheinlich von einer Eidechse, die ebenfalls im klebrigen
Baumharz gefangen wurde, von der Baumrinde gerissen und schließlich
zusammen mit dem Reptil darin eingebettet", sagt Prof. Dr. Jouko Rikkinen
von der Universität Helsinki. Die Eidechse hat die Fruchtkörper in einem
relativ frühen Stadium losgelöst, als die Sporen noch nicht freigegeben
wurden, was nun ein seltenes Fenster in die Evolutionsgeschichte dieser
faszinierenden Organismen öffnet.

Die Forscher überraschte an dem Fund, dass der Schleimpilz ohne weiteres
einer heute noch lebenden Gattung zugeordnet werden kann. "Das Fossil gibt
einzigartige Einblicke in die Langlebigkeit ökologischer Anpassungen der
Myxomyceten", erläutert der Paläontologe Prof. Dr. Alexander Schmidt von
der Universität Göttingen, leitender Autor der Studie. "Wir interpretieren
dies als Beleg starker umweltbedingter Auslese. Offenbar waren
Schleimpilze, die sehr kleine Sporen durch den Wind verbreitet haben, im
Vorteil", so Rikkinen. Die Fähigkeit der Schleimpilze, in ihrem
Lebenszyklus Dauerstadien auszubilden, die Jahre andauern können, trägt
wahrscheinlich ebenfalls zur bemerkenswerten Ähnlichkeit des Fossils mit
seinen nächsten heutigen Verwandten bei.


Originalpublikation:

Rikkinen, J., Grimaldi, D. A. & Schmidt, A. R..

Morphological stasis in the first myxomycete from the Mesozoic, and the
likely role of cryptobiosis.

Scientific Reports (2019).
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Entstehung eines riesigen Unterwasser-Vulkans vor den Komoren



Seismologen des GFZ beobachten gemeinsam mit einem internationalen Team
von Forscherinnen und Forschern erstmalig Prozesse im oberen Erdmantel vor
der Entstehung eines enormen Unterwasserausbruchs. Mit eigens dafür
entwickelten seismologischen Methoden rekonstruieren die Forschenden die
Teilentleerung eines der größten jemals entdeckten Magma-Reservoirs im
oberen Erdmantel. Die Studie wird in der Zeitschrift "Nature Geoscience"
veröffentlicht.

Vor der Insel Mayotte im indischen Ozean ist 2018 ein neuer submariner
Vulkan entstanden. Das hat eine ozeanographische Kampagne im Mai 2019
gezeigt. Jetzt beleuchtet ein internationales Team unter der Leitung des
Wissenschaftlers Simone Cesca vom Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ die
Prozesse tief im Erdinnern vor und während der Bildung des neuen Vulkans.

Es ist, als hätten die Forschenden einen neuen Typ von Signalen aus dem
Erdinnern entschlüsselt, die auf eine dramatische Bewegung geschmolzener
Gesteine vor dem Ausbruch hinweisen. Mit ihren eigens dafür entwickelten
seismologischen Methoden rekonstruieren die Forschenden die Teilentleerung
eines der tiefsten und größten jemals entdeckten, aktiven Magma-Reservoirs
im oberen Erdmantel. Die Studie wird in der Zeitschrift "Nature
Geoscience" veröffentlicht.

Seit Mai 2018 wurde vor der Insel Mayotte im Komoren-Archipel zwischen
Afrika und Madagaskar eine ungewöhnliche Folge von Erdbeben registriert.
Die seismische Aktivität begann mit einem Schwarm tausender scheinbar
tektonischer Erdbeben, der mit einem Beben der Magnitude 5.9 im Mai 2018
seinen Höhepunkt erreichte. Insbesondere seit Juni 2018 war allerdings
eine ganz neue Form von Erdbebensignalen aufgetreten, die so stark waren,
dass sie in bis zu tausend Kilometern Entfernung aufgezeichnet werden
konnten.

Diese 20 bis 30 Minuten langen Signale zeichnen sich durch besonders
harmonische, tiefe Frequenzen aus, nahezu monochromatisch, ähnlich wie bei
einer großen Glocke oder einem Kontrabass, und werden Very Long Period
(VLP) Signale bezeichnet. Obgleich das Zentrum der seismischen Aktivität
fast 35 Kilometer vor der Küste im Osten der Insel lag, hatte zeitgleich
mit dem Einsatz der massiven Schwärme von VLP-Ereignissen eine
kontinuierliche Absenkung und Ostverschiebung des Erdbodens auf Mayotte
begonnen, die sich bis heute auf fast 20 cm aufsummiert hat.

Obwohl sich im Epizentrum der seismischen Aktivität keine Hinweise auf
früheren Vulkanismus ergaben, hatten die Wissenschaftler des GFZ von
Anfang an magmatische Prozesse vermutet, da Bebenschwärme in der oberen
Erdkruste oft als Reaktion auf den Aufstieg von Magma entstehen und VLPs
in früheren Jahren im Zusammenhang mit dem Kollaps von großen
Caldera-Vulkanen einhergingen. Der spezielle Frequenzgehalt der VLP Signale
entsteht dabei durch die Resonanzschwingung der vergrabenen Magmakammer.
Je tiefer die Schwingungen sind, desto größer ist das Magmareservoir.
Allerdings lagen die Bebenschwärme unter dem Ozeanboden viel tiefer als
bei anderen Vulkanen und die Resonanztöne der VLPs waren ungewöhnlich tief
und stark.

Ein internationales Team unter der Leitung des GFZ-Wissenschaftlers Simone
Cesca analysierte seismologische und geodätische Daten aus der Region, um
diese Beobachtungen und ihre zeitliche Entwicklung zu untersuchen. Die
Untersuchungen waren allerdings dadurch erschwert, dass es am Ozeanboden
kein seismisches Messnetz gab und damit nur Messungen in großen
Entfernungen auf Mayotte, Madagaskar und in Afrika vorlagen. "Wir haben
versucht, die ungünstige Ausgangssituation über die Entwicklung von
speziellen, neuen Analysemethoden wie Cluster- und Richtstrahlverfahren zu
verbessern", sagt Cesca.

Das Team identifizierte verschiedene Aktivitätsphasen innerhalb der
Sequenz von Ereignissen seit Mai 2018 bis heute. Die anfängliche
Schwarmbebenphase signalisierte eine schnelle, nach oben gerichtete
Bewegung von Magma aus einem tiefen Mantelreservoir mehr als 30 Kilometer
unter der Erdoberfläche. Sobald sich ein offener Kanal vom Erdmantel bis
zum Meeresboden gebildet hatte, begann das Magma, ungehindert auszufließen
und einen neuen Unterwasservulkan zu bilden. Eine französische
ozeanographische Kampagne bestätigte kürzlich die Geburt des submarinen
Vulkans, dessen Standort mit dem rekonstruierten Magmaaufstieg
übereinstimmt.

In dieser Phase nahm die scheinbar tektonische Erdbebenaktivität wieder
ab, während jedoch die Absenkung des Erdbodens auf der Insel Mayotte
einsetzte. Ebenso setzen jetzt die monofrequenten und langanhaltenden VLP
Signale ein. "Wir interpretieren das als ein Zeichen des Zusammenbruchs
der tiefen Magmakammer vor der Küste Mayottes", erklärt Eleonora Rivalta
als Ko-Autorin des Teams von Forschenden. "Es handelt sich um das bis
heute tiefste (rund dreißig Kilometer) und größte Magmareservoir im oberen
Erdmantel (mehr als 3,4 Kubikkilometer), das sich abrupt zu entleeren
beginnt".

"Da der Meeresboden etwa drei Kilometer unter der Wasseroberfläche liegt,
hat von dem enormen Ausbruch fast niemand etwas mitbekommen. Allerdings
gibt es bis heute auch mögliche Gefahren für die Insel Mayotte, da die
Erdkruste über dem tief liegenden Reservoir weiter einbrechen und dabei
stärkere Erdbeben auslösen könnte" sagt Torsten Dahm, Leiter der Sektion
Erdbeben und Vulkanphysik am GFZ.

Die Arbeit wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG gefördert.


Originalpublikation:

Cesca, S., et al.:

Drainage of a deep magma reservoir near Mayotte inferred from seismicity
and deformation.

In: Nature Geoscience 2020.

DOI: 10.1038/s41561-019-0505-5

https://www.nature.com/articles/s41561-019-0505-5
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FORSCHUNG/505: Das Klima der Erdneuzeit verstehen - Internationales Team startet Bohrexpedition (idw)

MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen -
06.01.2020

Das Klima der Erdneuzeit verstehen: Internationales Team startet
Bohrexpedition

Fokus der Fahrt liegt auf extremen Wärme-Ereignissen in erdgeschichtlicher
Vergangenheit



Warum sind vor 56 Millionen Jahren die Temperaturen auf der Erde
sprunghaft angestiegen? Eine Expedition im Rahmen des internationalen
Bohrprogramms IODP ist heute (6.1.2020) in den Südpazifik aufgebrochen, um
genau diesem Klimaereignis auf den Grund zu gehen. Ziel der Fahrt,
geleitet von Dr. Ursula Röhl vom MARUM - Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften der Universität Bremen und Dr. Debbie Thomas von der
Texas A&M University (USA), ist es, eine möglichst zusammenhängende
Aufzeichnung der Klimageschichte zu erhalten.

Die Erdneuzeit beginnt vor 66 Millionen Jahren mit einem Knall - und mit
dem vorerst letzten Massenaussterbeereignis auf der Erde. Dem
Meteoriteneinschlag, der das Ende der Kreidezeit und den Beginn der
Erdneuzeit markierte, folgten einschneidende globale Ereignisse wie zum
Beispiel ein Wärmepuls vor 56 Millionen Jahren. Erst danach haben sich die
Säugetiere in ihrer Vielfalt, wie wir sie heute kennen, entwickelt. Das
Klima hat sich langfristig kontinuierlich abgekühlt. In dieser Zeit haben
sich auch die Umweltbedingungen, Meerestemperatur, Ozeanzirkulation und
Windmuster grundlegend verändert. Um jedes einzelne dieser klimatischen
Ereignisse und im Gesamtgeschehen der Klimaentwicklung besser zu
verstehen, sind möglichst vollständige sowie hochauflösende Aufzeichnungen
des Klimas der Erdgeschichte notwendig. Besonders wichtig sind in diesen
Aufzeichnungen geografische Standorte, die eine Schlüsselstellung zum
Verständnis der Umweltbedingungen, Ozeanzirkulation und Windmuster in
höheren Breiten einnehmen.

Entwicklung des Klimas unter der Lupe

Hier setzen die Ziele der Expedition 378 an Bord des Bohrschiffs JOIDES
RESOLUTION im Rahmen des internationalen Bohrprogramms IODP (International
Ocean Discovery Program) im Südwestpazifik an. Anhand der Ablagerungen am
Ozeanboden wird das Expeditionsteam rekonstruieren, wie sich das Klima in
der Erdneuzeit im Einzelnen verändert hat. Dazu gehört zum Beispiel, wie
auf der Erde die global hohen Temperaturen und der Wärmetransport zu den
Polarregionen vor 56 Millionen Jahren aufrechterhalten werden konnte. Auf
der gesamten Erde war es warm, es gab im Vergleich zu heute kaum
Temperaturunterschiede zwischen Polarregionen und den Tropen - und das,
obwohl es keine intensivere Sonneneinstrahlung gab als heute.

Die Fahrt wird geleitet von Dr. Ursula Röhl vom MARUM - Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften der Universität Bremen und Dr. Debbie Thomas von der
Texas A&M University (USA). Los geht es im Januar, die Expedition dauert
fast fünf Wochen und wird im Februar in Papeete auf Tahiti enden.

Rückkehr an den Ursprung der ersten Temperaturkurve

Das Ziel der Expedition ist eine Bohrlokation südlich von Neuseeland, an
der in einem Vorläuferprogramm von IODP im März 1973 in 1.200 Meter
Wassertiefe zwar bereits gebohrt, aber Kerne nur stichprobenartig mit nach
heutigem Stand für Sedimente veralteten Bohrverfahren genommen wurden.
"Die Temperaturkurve, eine der ersten überhaupt, die anhand dieser Bohrung
erstellt wurde, zeigte trotz einiger weniger Proben erstmalig das
charakteristische Auf und Ab des Klimas in der Erdneuzeit", erklärt Ursula
Röhl. In 47 Jahren seien aber sowohl Bohrverfahren als auch
Analysemethoden weiterentwickelt worden. "Die Rückkehr zu diesem Standort
bedeutet, dass wir an den Ursprung dieser allerersten Temperaturkurve für
die Erdneuzeit anschließen können."

Diesmal soll es einen zusammenhängenden Kern aus einer noch tieferen
Bohrung geben: Bis zu 670 Meter in den Meeresboden wurden genehmigt. Bis
zu dieser Tiefe hoffen die Forschenden, alle klimatischen Ereignisse der
Erdneuzeit nachweisen zu können. Ursula Röhl: "Wir möchten eine möglichst
vollständige Aufzeichnung erhalten, und das in guter Qualität."

An den Kernen wird das genaue Alter der Sedimentablagerungen zum Beispiel
anhand von Mikrofossilien direkt an Bord bestimmt. So können die
Forschenden die Kreide-Paläogengrenze sowie Übergänge vom Paläozän zum
Eozän (Paläozän/Eozän-Temperaturmaximum, kurz PETM) vor 56 Millionen
Jahren beziehungsweise vom Eozän zum Oligozän vor 33.9 Millionen Jahren
identifizieren. Das PETM markiert ein plötzliches Freisetzen von großen
Mengen an Kohlenstoff, durch den sich die Erde schlagartig extrem erwärmt
hat - ein Wärmepuls. Der Übergang zwischen Eozän und Oligozän zeichnet
sich durch das starke globale Abkühlen und Beginn der dauerhaften
Eisbedeckung der Antarktis aus und ist darum ein weiteres besonderes
Zeitintervall für die Klimageschichte der Erde.

Klimageschichte in einem Kern

Die Kernbohrungen sollen dabei helfen, das Klimageschehen der Erdneuzeit
besonders für den subpolaren Bereich inklusive der ozeanographischen
Struktur und dem biogeochemischen Kreislauf besser zu verstehen. Die
Schalen von Mikrofossilien in den Sedimenten enthalten chemische
Signaturen früherer Klimazustände, die wie ein Fingerabdruck einzigartig
sind. Anhand der neuen Informationen können Forschende auf die Stärke von
Auftrieb und Winden über Jahrmillionen schließen, außerdem werden genauere
Aussagen zu atmosphärischen und ozeanischen Teilsystemen des Klimas
möglich.

"Die Sedimente, die wir gewinnen, werden kritische Daten zu
Meerestemperaturen und Kohlenstoffkreislauf für den Südwestpazifik
liefern; diese neuen Erkenntnisse werden zu großen Fortschritten in
unserem Verständnis der Klimadynamik während der Warmzeiten führen", fügt
Co-Fahrtleiterin Debbie Thomas hinzu.

Aufgrund eines technischen Problems kurz vor Abreise dauert die Expedition
fünf statt neun Wochen. Das bedeutet zwar, dass Point Nemo, der Pazifische
Pol der Unzugänglichkeit nicht wie ursprünglich geplant erstmals
angesteuert werden kann. Gleichzeitig gibt es dem Team, zu dem Forschende
aus zwölf Nationen gehören, die Möglichkeit, durch zusätzliche Bohrungen
eine komplette Abfolge an Sedimenten zu erhalten.


Das MARUM gewinnt grundlegende wissenschaftliche Erkenntnisse über die
Rolle des Ozeans und des Meeresbodens im gesamten Erdsystem. Die Dynamik
des Ozeans und des Meeresbodens prägen durch Wechselwirkungen von
geologischen, physikalischen, biologischen und chemischen Prozessen
maßgeblich das gesamte Erdsystem. Dadurch werden das Klima sowie der
globale Kohlenstoffkreislauf beeinflusst und es entstehen einzigartige
biologische Systeme. Das MARUM steht für grundlagenorientierte und
ergebnisoffene Forschung in Verantwortung vor der Gesellschaft, zum Wohl
der Meeresumwelt und im Sinne der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten
Nationen. Es veröffentlicht seine qualitätsgeprüften, wissenschaftlichen
Daten und macht diese frei zugänglich. Das MARUM informiert die
Öffentlichkeit über neue Erkenntnisse der Meeresumwelt, und stellt im
Dialog mit der Gesellschaft Handlungswissen bereit. Kooperationen des
MARUM mit Unternehmen und Industriepartnern erfolgen unter Wahrung seines
Ziels zum Schutz der Meeresumwelt.


Weitere Informationen unter:

http://iodp.tamu.edu/scienceops/expeditions/south_pacific_paleogene_climate.html

- Mehr Informationen zur IODP Expedition 378

http://joidesresolution.org/expedition/378/

- Mehr Informationen zur IODP Expedition 378

http://www.marum.de

- Zur Expedition wird es ein Logbuch auf deutsch geben, das auf der
Homepage www.marum.de veröffentlicht wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution314
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FORSCHUNG/1654: Ein Quantenzeiger für die Laseruhr (idw)

Technische Universität Wien - 07.01.2020

Ein Quantenzeiger für die Laseruhr



Elektronen bewegen sich extrem schnell, Atomkerne sind deutlich träger.
An der TU Wien wurde nun eine Methode entwickelt, mit der sich beide
Bewegungen gleichzeitig untersuchen lassen.

Was passiert genau, wenn ein Molekül auseinanderbricht? Solche Phänomene
kann man mit kurzen Laserpulsen untersuchen. Doch bei diesen Experimenten
stößt man auf ein großes Problem: Man hat es mit sehr unterschiedlichen
Zeitskalen zu tun. Die Elektronen bewegen sich so schnell, dass man sie
auf einer Skala von Attosekunden (Milliardstel einer Milliardstelsekunde)
untersuchen muss. Die schwereren Teilchen des Moleküls hingegen bewegen
sich innerhalb einer Attosekunde fast überhaupt nicht. Wenn sie sich
voneinander fortbewegen und das Molekül schließlich auseinanderbricht,
kann man diese Dynamik nur auf einer viel größeren Zeitskala beobachten.

An der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der TU Wien
wurde nun eine Methode entwickelt, die beide Zeitskalen gleichzeitig
zugänglich macht. Dafür wird ein elliptisch polarisierter Laserpuls
verwendet bei dem die Richtung des elektrischen Feldes wie der Zeiger
einer Uhr rotiert. Die Dauer des Laserpulses ist lang genug, um das
vergleichsweise langsame Auseinanderbrechen des Moleküls abbilden zu
können, aber die Rotation des elektrischen Feldes - der Zeiger der Uhr -
rotiert schnell genug, dass man ihn als Zeitreferenz für die ultraschnelle
Dynamik der Elektronen verwenden kann. Beide Bewegungen hängen eng
miteinander zusammen. Das Experiment wurde nun im Fachjournal "Physical
Review Letters" veröffentlicht. Dazu arbeitete das Team der TU Wien auch
mit André Staudte vom National Research Council in Kanada zusammen.

Ein Wasserstoffmolekül wird kaputtgeschossen

"In unserem Experiment schießen wir mit einem Laserpuls auf ein
Wasserstoffmolekül", erklärt Markus Kitzler-Zeiler vom Institut für
Photonik der TU Wien. Das Molekül besteht aus zwei Wasserstoffatomen -
also zwei Protonen und zwei Elektronen. Das elektrische Feld des
Laserpulses reißt ein Elektron heraus, innerhalb von Attosekunden verlässt
es das Molekül und fliegt davon. Sobald ein Elektron fehlt, verändert sich
auch die Bindung zwischen den übrigen Teilchen des Moleküls. Der Abstand
zwischen den beiden Protonen wird größer. Wenn dann auch noch das zweite
Elektron vom Laserpuls entfernt wird, dann stoßen die beiden Protonen
einander ab, und das Molekül hat sich vollständig in seine Bestandteile
zerlegt.

Weil jedes Proton aber ungefähr 1836 mal schwerer ist als ein Elektron,
bewegen sie sich viel langsamer. Das Auseinanderdriften der Atome misst
man in Femtosekunden oder gar Pikosekunden - das tausend- bzw.
millionenfache einer Attosekunde. In menschlichen Maßstäben ist das
freilich immer noch unvorstellbar kurz, aber der Unterschied zur
ultraschnellen Dynamik der Elektronen ist so groß, dass es sehr schwierig
ist, einen passenden Taktgeber zu finden, der sowohl die schnelle Bewegung
der Elektronen als auch das langsamere Auseinanderbrechen der
Atombindungen messen kann.

Polarisation als Quantenzeiger

Die Lösung lag in der Verknüpfung mehrerer Taktgeber. Der schnelle
Taktgeber ist die Rotation des Lichtfeldes. "So ähnlich wie man einer
Armbanduhr noch einen Sekundenzeiger hinzufügen kann, um kürzere
Zeitintervalle zu messen, haben wir dem Laserpuls gewissermaßen einen
Quanten-Zeiger hinzugefügt.", sagt André Staudte. Wie beim Uhrzeiger dreht
sich die Schwingungsrichtung des elliptisch polarisierten Laserlichts im
Kreis, allerdings rasend schnell, nämlich innerhalb von 2,5 Femtosekunden
einmal rundherum. Diese kontinuierliche Richtungsänderung kann man nutzen,
um zu untersuchen, wie die schnelle Bewegung der Elektronen mit der
langsamen Bewegung der Protonen zusammenhängt. Die zeitliche Entwicklung
der langsameren Protonenbewegung lässt sich, wie das Forschungsteam zeigen
konnte, aus der Energie der Protonen nach dem Molekülaufbruch ablesen.

"Wir konnten zeigen, wie die Energie der Protonen mit der Kreisbewegung
des Polarisationszeigers zusammenhängt", sagt Markus Kitzler-Zeiler. "Eine
wichtige Rolle spielt der genaue Zeitpunkt, zu dem die Elektronen das
Molekül verlassen: Ihre Bewegung hängt davon ab, in welche Richtung der
Polarisationszeiger genau in diesem Moment zeigt. Und die
Elektronenbewegung entscheidet dann wiederum darüber, wie sich die
Protonen bewegen. Diese Verknüpfung ermöglicht es uns, ganz
unterschiedliche Bewegungsmuster von Elektronen und Protonen im Molekül
während des Auseinanderbrechens zu unterscheiden."

Präzisionsbilder von der Quantenwelle

Nach den Gesetzen der Quantenphysik hat jedes Teilchen auch
Welleneigenschaften - das gilt auch für die Protonen im Molekül. Mit der
neuen Methode ist es nun möglich, die Quantenwelle der Protonen mit
bemerkenswerter Genauigkeit zu messen: "Wir können die Quantenwelle mit
einer Auflösung von einem Pikometer messen, das ist ein Hundertstel vom
Durchmesser eines Wasserstoffatoms. Die zeitliche Auflösung der Methode
mit der Rotation des Lichtfeldes ist ebenfalls sehr hoch und liegt bei
wenigen Attosekunden.", sagt Markus Kitzler-Zeiler. "Wir können also
extrem scharfe Bilder von der Bewegung der Protonen aufnehmen."

"Unser Experiment zeigt, dass die Methode funktioniert: Man kann
elliptisch polarisierte Laserpulse verwenden, um elektronische und atomare
Dynamik gleichzeitig sichtbar zu machen", sagt Markus Kitzler-Zeiler. "Wir
haben dafür ein Wasserstoffmolekül verwendet, weil man dieses einfache
Molekül sehr gut kennt - aber nun kann man die Methode auch für
kompliziertere Moleküle anwenden. Die Präzision unserer Methode reicht
aus, um wichtigen Fragen der Molekülphysik gezielt nachgehen zu können",
ergänzt André Staudte.


Originalpublikation:

V. Hanus et al.,

"Subfemtosecond tracing of molecular dynamics during strong-field
interaction",

Physical Review Letters (2019).
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MEDIEN/257: Löschung des WDR-Videos ist richtig

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Januar 2020

Löschung des WDR-Videos ist richtig

Öffentlich-Rechtliche sollen die Gesellschaft zusammenführen, nicht
spalten



Die öffentliche Debatte um das so genannte "Umweltsau"-Video des
Westdeutschen Rundfunks hält an. Dazu erklärt die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Tom Buhrow hat richtig gehandelt. Das so genannte 'Umweltsau'-Video
des WDR hat die Gefühle vieler gerade älterer Mitbürger verletzt und
war darum ein Fehlgriff. Darüber hinaus ist es nicht verantwortbar,
Kinder zu instrumentalisieren.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die Freiheit der Kunst, die die
Satire einschließt, stets verteidigen. Aber das WDR-Video spaltet,
und das ist nicht die Aufgabe einer öffentlich-rechtlichen
Sendeanstalt. Im Gegenteil: Sie soll Angebote für alle Teile der
Gesellschaft zur Verfügung stellen.

Dass rechtsgerichtete Internet-Trolle das Video dankbar zum Anlass
genommen haben, einen weiteren Frontalangriff auf die Institution
öffentlich-rechtlicher Rundfunk zu starten, ist so bedauerlich wie
abstoßend.

Die Entscheidung, die Aufnahme in den sozialen Medien zu löschen,
wird darum nicht falsch. Die Union steht zum öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, weil er zur Medien- und Meinungsvielfalt beiträgt und die
Qualität unseres Medienangebots sichern hilft. 2020 wird es darum
gehen, die Konkretisierung des öffentlich-rechtlichen Auftrags
voranzubringen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/858: Der EU-Emissionshandel wirkt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Januar 2020

Der EU-Emissionshandel wirkt

40-Prozent-Ziel für 2020 rückt in greifbare Nähe



Die Denkfabrik "Agora Energiewende" hat errechnet, dass im Vergleich
zu 1990 die CO2-Emissionen um etwa 35 Prozent gesunken seien. Dazu
erklärt die Beauftragte für Klimaschutz der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Anja Weisgerber:

"Das Jahr 2020 startet mit guten Nachrichten für das Klima. Im
Vergleich zu 1990 haben wir eine Reduzierung der CO2-Emissionen um 35
Prozent erreicht. Damit rückt das 40-Prozent-Ziel für 2020 in
greifbare Nähe. Zurückzuführen ist der Rückgang der Emissionen vor
allem auf den starken Rückgang der Verstromung von Braun- und
Steinkohle und auf den Anstieg der Stromerzeugung aus Gas und aus
Erneuerbaren Energien. Grund dafür ist vor allem der höhere CO2-Preis
im europäischen Emissionshandel. Das heißt, der EU-weite
Emissionshandel im Bereich Energie und Industrie wirkt. Denn der
steigende CO2-Preis führt dazu, dass die CO2-intensive Kohle stärker
vom Netz geht und klimafreundliche Energien wettbewerbsfähiger
werden.

Dies zeigt, dass der Bund mit der Einführung eines Emissionshandels
in den Bereichen Wärme und Verkehr auf nationaler Ebene den richtigen
Weg eingeschlagen hat. In diesen Bereichen muss noch nachgelegt
werden und der EU-Emissionshandel ist das beste Instrument. Denn mit
dem Emissionshandel werden die CO2-Emissionen gedeckelt. Damit setzen
wir auf eine gezielte Steuerung statt auf eine Steuererhöhung. Der
Emissionshandel wird ab 2021 in Deutschland zur Erreichung der
Klimaziele effektiv beitragen. In den Bereichen Wärme und Verkehr
werden wir EU-weit und international mit der Nutzung des
Emissionshandels Vorreiter sein.

Die guten Zahlen sind für uns Ansporn, bei unseren Bemühungen für den
Klimaschutz in allen Sektoren nicht nachzulassen und die über 60
Maßnahmen aus dem Klimapaket zügig umzusetzen. Die Jahre 2019/2020
sind die Jahre des Handelns. Klimaschutz mit Vernunft und
Innovationen - das ist unser Motto. Wir werden die Herausforderung
der CO2-Reduktion entschlossen und sozial ausgewogen angehen.

Der nächste Schritt wird die nationalen Wasserstoffstrategie sein.
Wasserstoff ist aus meiner Sicht ein Schlüsselrohstoff, der
unverzichtbar ist, um unsere Klimaziele zu erreichen. Der
Energiebedarf muss zunehmend durch CO2-neutrale gasförmige
Energieträger ersetzt werden. Denn als Industrieland brauchen wir
Energie- und Versorgungssicherheit und gleichzeitig
Klimafreundlichkeit. Mit einer nationalen Wasserstoffstrategie werden
wir deshalb die Weichen dafür stellen, dass Deutschland bei dieser
Technologie die Nummer 1 in der Welt wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/857: Deutschland beim Klimaschutz erfolgreich

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Januar 2020

Deutschland beim Klimaschutz erfolgreich



Zu der Mitteilung der Denkfabrik "Agora Energiewende", nach der
Deutschland seine Treibhausgasemissionen im Jahr 2019 um 35 Prozent
gegenüber 1990 reduziert hat, können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein, wie folgt
zitieren:

"Die neuen Zahlen zur deutschen Klimabilanz zeigen: Deutschland
leistet beim Klimaschutz weit mehr, als manchen in ihr ideologisches
Bild passen mag. Das gibt Rückenwind, um mit dem Ende vergangenen
Jahres beschlossenen Klimapaket die Klimaziele 2030 nun entschlossen
anzugehen. Und zwar so, dass Deutschland weiterhin wirtschaftlich
erfolgreich bleibt und Klimaschutz nicht einseitig zulasten der
Menschen mit kleinerem Geldbeutel geht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/606: Freispruch für Seenotretter in Malta ist Sieg für Menschenrechte

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2020

Freispruch für Seenotretter in Malta ist Sieg für Menschenrechte



"Der Freispruch für 'Lifeline'-Kapitän Claus-Peter Reisch ist ein Sieg
der Menschenrechte. Erneut sind EU-Mitgliedstaaten damit gescheitert,
die humanitären Einsätze der Seenotretter auf dem Mittelmeer zu
kriminalisieren. Die Botschaft ist klar: Das Retten von Menschen vor
dem Ertrinken ist kein Verbrechen", erklärt Michel Brandt, für die
Fraktion DIE LINKE Obmann im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe, der nach der Rettungsaktion 2018 selbst auf dem
Schiff war, zum heutigen Freispruch des Kapitäns des zivilen
Rettungsschiffs. Brandt weiter:

"DIE LINKE fordert unverzüglich die Einsetzung einer staatlichen
Seenotrettungsmission, um dem Massensterben auf dem Mittelmeer ein
Ende zu setzen. Die EU und die Bundesregierung müssen ihre
menschenverachtende Abschottungspolitik beenden und sichere Fluchtwege
in die EU ermöglichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/2035: Teilabzug der Bundeswehr aus dem Irak reicht nicht

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2020

Teilabzug der Bundeswehr aus dem Irak reicht nicht



"Die Entscheidung, einen Teil der deutschen Soldaten 'vorübergehend'
aus dem Irak abzuziehen, ist als Schritt in die richtige Richtung zu
begrüßen. Dieser Teilabzug der Bundeswehr reicht allerdings nicht aus,
um die Sicherheit der deutschen Soldaten zu gewährleisten. Die
Bundeswehr muss aus der Region komplett abgezogen werden. Bei
Missachtung der Entscheidung des irakischen Parlaments droht die
Wahrnehmung der Bundeswehr als Besatzungstruppe im Irak", erklärt
Sevim Dagdelen, Außenexpertin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im
Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Angesichts der unilateralen Entscheidungen der USA, die die Lage in
der Region fortwährend eskalieren, handelt die Bundesregierung
verantwortungslos, wenn sie den größten Teil des Bundeswehrkontingents
weiter im Irak belässt. Die Bundeswehr muss ohne Wenn und Aber aus dem
Irak abgezogen werden. Wer nicht bereit ist, die Entschließung des
irakischen Parlaments zum Abzug aller ausländischen Truppen zu
respektieren und diese sogar noch zu relativieren versucht, droht die
Bundeswehr in eine Besatzungsarmee in der Region mit allen
Konsequenzen für die Sicherheit der Soldaten vor Ort zu verwandeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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UMWELT/723: CO2-Reduktionen - GroKo feiert Scheinriesen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2020

CO2-Reduktionen - GroKo feiert Scheinriesen



"Die CO2-Reduktionen sind ein Scheinriese. Die GroKo verfälscht die
Ergebnisse der Studie von Agora Energiewende bewusst und täuscht die
Öffentlichkeit. Wenn sich die Bundesregierung jetzt dafür abfeiert,
dass sie ihr eigenes 2020-Klimaziel nicht ganz so katastrophal reißt
wie angenommen, dann ist das schon dreist und grenzt an
Wählertäuschung", erklärt Lorenz Gösta Beutin, Sprecher für
Energie- und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
Jahresbilanz von Agora Energiewende. Beutin weiter:

"Die Klimastillstand-GroKo versucht weiter, mit allen Mitteln vom
eigenen Versagen in der Klimapolitik abzulenken, und sammelt fremde
Lorbeeren ein. Weniger Strom aus schmutzigen Kohlekraftwerken ist
nicht das Verdienst eigener Politik, sondern auf den
EU-Emissionshandel zurückzuführen, der nach Jahren der
Wirkungslosigkeit endlich ein wenig greift. Auch darf nicht vergessen
werden, dass fast ein Drittel der deutschen CO2-Einsparungen seit 1990
auf die Deindustrialisierung der Ex-DDR-Industrie fällt. Zudem sind
die deutschen Klimaziele global gesehen viel zu schwach und ein Bruch
des Pariser Klimaschutzabkommens.

Darum sagen die Agora-Experten ganz klar, dass die Politik zu wenig
macht: In den nächsten Jahren drohe insgesamt sogar ein Anstieg von
Emissionen statt eines Abbaus. 2019 wurde mehr klimaschädliches
Erdgas, Heizöl, Benzin und Diesel als im Vorjahr verbraucht. Dadurch
wurden die Emissionsminderungen bei der Stromerzeugung teilweise
aufgefressen. Im Verkehr, wo die Bundesregierungen seit Jahrzehnten
jeden wirksamen Klimaschutz verhindern, haben immer mehr schwere
Fahrzeuge mit großen Verbrennungsmotoren wie SUVs sogar zu einem
Anstieg der Klimagas-Emissionen geführt. Es braucht darum endlich ein
Kohleausstieggesetz mit Ausstiegsdatum 2030, Ende des
Verbrennungsmotors bei Autoneuzulassungen ab 2030 und einen
kostenfreien ÖPNV. Auch der stockende Ausbau der Windenergie, der seit
2018 wegen der Umstellung auf Ausschreibungen um mehr als 80 Prozent
eingebrochen ist, braucht dringend einen Neustart. Denn ohne
Energiewende ist ein Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas schlicht
unmöglich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2217: Wandel der Autoindustrie gestalten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2020

Wandel der Autoindustrie gestalten



"Wenn Verkehrsminister Andreas Scheuer 2020 als Hoffnungsjahr für
einen schnelleren Wandel der Autoindustrie bezeichnet, übersieht er,
dass dieser Wandel auch wegen seiner Politik so langsam
vonstattengeht", erklärt Alexander Ulrich, industriepolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Ulrich weiter:

"Der Ausbau der Infrastruktur für Elektroautos geht schleppend voran,
die Investitionen in Forschung und Entwicklung sind auf einem
Tiefstand und das Klimapaket der Bundesregierung setzt keinerlei
Anreize zum Wechsel der Antriebstechnologie. Stattdessen befasst sich
die deutsche Verkehrspolitik damit, Milliarden für ein von Anfang an
zum Scheitern verurteiltes Maut-Projekt zu verpulvern und
ambitionierte Klimaziele in Brüssel zu blockieren. Da kann Scheuer
hoffen und fordern so viel er will. Ein schneller Umbau der
Autoindustrie erfordert entschlossenes staatliches Handeln.

DIE LINKE fordert ein breit angelegtes öffentliches
Investitionsprogramm zum Ausbau der Infrastruktur für Elektrofahrzeuge
sowie ein dichteres und attraktiveres öffentliches Verkehrsnetz. Zudem
braucht es einen klaren regulatorischen Rahmen, der vor allem auf
einen Schutz der Beschäftigten in Zeiten des Umbruchs abzielt. Denn
auch Scheuers Hoffnung, Industriearbeitsplätze zu erhalten, wird sich
nicht von allein erfüllen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9330: Heute im Bundestag Nr. 020 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 20

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.10 Uhr

1. Unterschiedliche Steuersätze verteidigt

2. Vermehrt außerklinische Intensivpflege

3. Recht auf Vergessenwerden

4. Befristet Beschäftigte in Bundesministerien

5. Prognose zum Wolfsbestand schwierig

6. Umweltschutz in Tourismus untersucht

7. Linke fragt nach Straftatprovokationen



1. Unterschiedliche Steuersätze verteidigt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Inanspruchnahme von
Restaurationsdienstleistungen kann nicht dem Grundbedarf der
Bürgerinnen und Bürger zugerechnet werden. Mit diesem Hinweis
rechtfertigt die Bundesregierung in der Antwort (19/15805) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15384) die unterschiedlichen
Mehrwertsteuersätze, die für verzehrfertige Speisen zum Mitnehmen
sieben Prozent betragen, während für Speisen im Restaurant 19 Prozent
anfallen. Nach Angaben der Bundesregierung wurde bei der Schaffung des
Mehrwertsteuersystems im Jahr 1968 festgelegt, die Lieferung von
Lebensmitteln, auch wenn sie verzehrfertig zubereitet seien,
grundsätzlich mit einem Umsatzsteuersatz von sieben Prozent ermäßigt
zu besteuern, um den Grundbedarf zu sichern.

 * 

2. Vermehrt außerklinische Intensivpflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die außerklinische Intensivpflege wird immer
wichtiger. Eine zunehmende Zahl von Versicherten, die weiterhin einen
intensivpflegerischen Versorgungsbedarf hätten, werde aus der
Krankenhausbehandlung entlassen, heißt es in der Antwort (19/16234)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/15706) der
Linksfraktion.

Für 2018 verzeichne die Statistik rund 19.100 Leistungsfälle in der
ambulanten und rund 3.400 Fälle in der stationären Intensivpflege bei
Leistungsausgaben in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro.

Zugleich gebe es Hinweise auf eine Fehlversorgung in der
außerklinischen Intensivpflege. Dies betreffe vor allem die ambulante
Versorgung von Beatmungspatienten. Nach Ansicht von Experten werde das
Potenzial zur Beatmungsentwöhnung bei solchen Patienten nicht
ausgeschöpft.

Geplant sei eine Reform mit dem Ziel, die besonderen Bedarfe
intensivpflegebedürftiger Patienten angemessen zu berücksichtigen
sowie Fehlanreize zu beseitigen. Ferner solle das Potenzial der
Beatmungsentwöhnung im stationären Sektor ausgeschöpft werden. Es
gelte, die Entwöhnung im Übergang zwischen akutstationärer zu
ambulanter Behandlung zu stärken.

 * 

3. Recht auf Vergessenwerden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das "Recht auf Vergessenwerden" geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/15894) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/15400). Wie die Fraktion darin ausführte, wurde im
Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 13. Mai 2014 (C-131/12
- Google Spain) "datenschutzrechtlich Betroffenen das Recht
eingeräumt, etwa von Betreibern einer Suchmaschine zu verlangen, dass
bei der Suche nach ihrem Namen bestimmte Websites als Suchergebnisse
nicht auftauchen". Mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) sei dieses Recht auf Löschung beziehungsweise "Recht auf
Vergessenwerden" im Unionsrecht gesetzlich verankert worden.

Wie aus der Antwort der Bundesregierung hervorgeht, besteht aus ihrer
Sicht kein rechtlicher Handlungsbedarf zur Gewährleistung der
Durchsetzung des Rechts auf Vergessenwerden durch deutsche
Datenschutzbehörden. Das Recht auf Löschung folge unmittelbar aus
Artikel 17 DSGVO, führt die Bundesregierung dazu aus. Insofern sehe
sie keinen rechtlichen Handlungsbedarf. Die Beurteilung eines
technischen Handlungsbedarfs obliege den unabhängigen
Datenschutzbehörden in eigener operativer Verantwortung.

 * 

4. Befristet Beschäftigte in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In der laufenden Legislaturperiode sind oder waren
in fünf Bundesministerien insgesamt zwölf Menschen befristet
beschäftigt, die direkt zuvor bei einer im Geschäftsbereich des
jeweiligen Ressorts tätigen juristischen Person beschäftigt waren.
Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/15895) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15216) hervor. Danach
entfallen beziehungsweise entfielen auf das Auswärtige Amt und auf das
Bundesgesundheitsministerium je eine dieser befristet beschäftigten
Personen, auf das Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie
auf das Bundesministerium für Verkehr und Infrastruktur je zwei und
auf das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit sechs.

 * 

5. Prognose zum Wolfsbestand schwierig

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Monitoringjahr 2018/2019 hat es nach Angaben der
Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf (DBBW)
105 Rudel, 25 Paare und 13 territoriale Einzeltiere gegeben. Eine
wissenschaftlich fundierte Abschätzung einer Entwicklung des Bestandes
in der Zukunft sei "nicht zielführend, da zu viele Parameter die
Bestandsentwicklung beeinflussen". Das teilt die Regierung in einer
Antwort (19/16069) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15334)
mit. Darin wollten die Abgeordneten unter anderem Details zu den
Ursachen für die Entwicklung des Bestandes erfahren. Wie bei der
Wiederbesiedlung eines Gebiets durch eine zuvor ausgestorbene Art
üblich, ist der Wolfsbestand seit 1998 ansteigend. Im Jahr 2000 habe
die erste wissenschaftlich nachgewiesene Reproduktion stattgefunden.
Verantwortlich für die positive Entwicklung der Wolfspopulation seien
geeignete Habitatbedingungen in Verbindung mit einem strengen
Schutzstatus der Art auf nationaler sowie europäischer Ebene sowie
eine hohe Adaptionsfähigkeit der Art, schreibt die Bundesregierung.

 * 

6. Umweltschutz in Tourismus untersucht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Rahmen der Ressortforschung im
Bundesumweltministerium (BMU) ist im Mai 2015 eine Ausschreibung zur
wissenschaftlichen Unterstützung einer "Analyse des Status Quo der
Integration von Umweltschutzaspekten in Tourismus und
Freizeitgestaltung" veröffentlicht worden. Den Zuschlag habe das
Öko-Institut e.V. erhalten, das alle vertraglich vereinbarten
Leistungen erbracht habe. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/15964) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15516) hervor.
Darin wollten die Abgeordneten unter anderem erfahren, welche
Ergebnisse die Untersuchungen lieferten und welche Maßnahmen daraus
entstanden.

Mit Blick auf knapper werdende Ressourcen und Rohstoffe, den
Klimawandel und gleichzeitig auch die wirtschaftliche Bedeutung des
Tourismus sei die wissenschaftliche Ausarbeitung als "Wissensgrundlage
für eine fachpolitische Positionierung des BMU" ausgeschrieben worden.
Ziel sei eine knappe "Zusammenfassung des Wissens- und
Diskussionsstandes" hinsichtlich umweltpolitisch relevanter
Entwicklungen im Tourismus, Sport und Freizeitangeboten gewesen. Die
Ergebnisse des Forschungsvorhabens seien in einem Abschlussbericht
dargestellt worden, der im Jahr 2016 veröffentlicht wurde, schreibt
die Bundesregierung weiter. Das Vorhaben habe gezeigt, wo weiterer
Forschungsbedarf bestehe und wo die Entwicklung und Förderung eines
nachhaltigen Tourismus aufgrund fehlender Evaluierungen und
Datenerhebungen an seine Grenzen stoße.

 * 

7. Linke fragt nach Straftatprovokationen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Rechtsstaatswidrige Straftatprovokationen durch
nicht offen ermittelnde Polizeibeamte, verdeckte Ermittler und
Vertrauenspersonen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/15914). Darin erkundigt sich die Fraktion unter
anderem danach, ob das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt
beziehungsweise der Zollfahndungsdienst oder die Bundespolizei nicht
offen ermittelnde Polizeibeamte, verdeckte Ermittler oder
Vertrauenspersonen in einer solchen Weise einsetzen, "dass diese
potentielle Straftäter zu strafrechtlich relevantem Verhalten
provozieren beziehungsweise verleiten sollen".

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 20 - 7. Januar 2020 - 14.10 Uhr
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BUNDESTAG/9329: Heute im Bundestag Nr. 019 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 19

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Weniger DB-Reisende im Saarland

2. Zukunft des Nachtzugverkehrs erfragt

3. Förderprogramme für den Radverkehr

4. Grüne fragen nach externer Beratung

5. Bundesmittel für Radwegeausbau erfragt

6. Ortsumfahrung Reutlingen Dietwegtrasse

7. Flugverbot für Boeing 737 Max thematisiert



1. Weniger DB-Reisende im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind im
vergangenen Jahr auf der Schiene im Saarland rund 23 Millionen
Menschen von ihr befördert worden. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/15698) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15041). In Zügen der DB AG sei die Zahl der
Reisenden zwischen 2013 und 2018 leicht zurückgegangen, im Fernverkehr
(an den Bahnhöfen Saarbrücken Hauptbahnhof und Homburg (Saar)
Hauptbahnhof) um rund 250.000 und im Regionalverkehr um rund eine
Million Fahrgäste, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Zukunft des Nachtzugverkehrs erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Zukunft des Nachtzugverkehrs interessiert
sich die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/15761)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung erfahren, wie sie die
aktuelle Situation und die Zukunft für den Nachtzugverkehr
"insbesondere in Anbetracht der Bemühungen zum Klimaschutz" bewertet.

 * 

3. Förderprogramme für den Radverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Förderprogrammen der Bundesregierung für den
Radverkehr erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/15918). Die Abgeordneten verweisen auf
verschiedene Förderprogramme, die die Bundesregierung "im Kontext des
sogenannten Klimapaketes" angekündigt hat, und wollen wissen, welche
konkreten Maßnahmen in diesem Zusammenhang geplant sind.

 * 

4. Grüne fragen nach externer Beratung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für "externe Beratungsleistungen bei der Reform der
Bundesfernstraßenverwaltung und bei der Autobahn GmbH des Bundes"
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/15763). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, welche Verträge für externe Beratungs- und
Unterstützungsleistungen sowie Rahmen- und Werkverträge sie im
Zusammenhang mit der Errichtung der Infrastrukturgesellschaft für
Autobahnen und andere Bundesfernstraßen (IGA) sowie der Autobahn GmbH
des Bundes und des Fernstraßenbundesamtes (FBA) "wann mit welchen
externen Beratern und welchen externen Beratungsunternehmen in welchem
Umfang abgeschlossen hat".

 * 

5. Bundesmittel für Radwegeausbau erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Mittel aus dem Bundeshaushalt seit 2014
jährlich für den Ausbau und die Erhaltung von Radwegen bereitgestellt
wurden, möchte die FDP-Fraktion von der Bundesregierung wissen. In
einer Kleinen Anfrage (19/15800) interessiert die Abgeordneten
außerdem, welche Studien und Forschungsprojekte zur Umsetzung des
Nationalen Radverkehrsplans die Bundesregierung seit Beginn der
Legislaturperiode in Auftrag gegeben hat.

 * 

6. Ortsumfahrung Reutlingen Dietwegtrasse

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Neubauvorhaben "Ortsumfahrung Reutlingen
Dietwegtrasse" (OU Reutlingen) thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/15853). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche konkreten
Gründe zu der deutlichen Erhöhung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses
(NKV) der OU Reutlingen im Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) im
Vergleich zum BVWP von 2003 von 2,5 auf größer 10 geführt haben.

 * 

7. Flugverbot für Boeing 737 Max thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sichere Luftfahrt in Europa" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15844). Darin verweisen die
Abgeordneten auf das derzeit geltende Flugverbot für Maschinen des
Typs Boeing 737 Max. Die Bundesregierung wird unter anderem gefragt,
ob sie mit einer Wiederaufnahme des Flugbetriebs der Boeing 737 Max
Anfang 2020 rechnet.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 19 - 7. Januar 2020 - 13.32 Uhr
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BUNDESTAG/9328: Heute im Bundestag Nr. 018 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 18

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.03 Uhr

1. Flächen der BVVG

2. Keine Opioid-Krise in Deutschland

3. Thesen zum Sorge- und Umgangsrecht

4. Nutzung von Verhütungsmitteln

5. FDP erkundigt sich nach Schlafstörungen

6. FDP fragt nach Gebärmuttertransplantation

7. FDP fragt nach Anzahl gerissener Nutztiere



1. Flächen der BVVG

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bodenverwertungs- und Verwaltungs- GmbH (BVVG)
hatte Ende Oktober 2019 knapp 115.000 Hektar Flächen in ihrem Bestand.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15369) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14815) mit. Die größten Flächen
befanden sich demnach in Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg.

 * 

2. Keine Opioid-Krise in Deutschland

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hält eine Opioid-Krise wie in den
USA in Deutschland für unwahrscheinlich. Derzeit gebe es keine
Hinweise auf eine aktuell drohende oder sich abzeichnende Problematik
durch unangemessene ärztliche Verschreibungen von Opioiden, heißt es
in der Antwort (19/15967) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15540) der Linksfraktion.

Die Entwicklung in den USA habe damit zu tun, dass die Schmerzfreiheit
zu einem Standard bei der Honorierung von Krankenhausleistungen durch
die staatlichen Versicherungen erhoben worden sei.

Zugleich habe es ein stark wirtschaftsorientiertes Marketing der
pharmazeutischen Firmen bei Opioid-Arzneimitteln gegeben mit
Verordnungsanreizen für Ärzte. Dies habe zu einer Verstetigung der
Verschreibung von opioidhaltigen Arzneimitteln beigetragen.

 * 

3. Thesen zum Sorge- und Umgangsrecht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Um Reformbedarf im Sorge- und Umgangsrecht geht es
in der Antwort der Bundesregierung (19/16000) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15594). Hintergrund sind die Ergebnisse einer vom
Bundesjustizministerium eingesetzten Arbeitsgruppe. Wie die
Bundesregierung schreibt, erfolgte die Auswahl der Sachverständigen
für die Arbeitsgruppe "Sorge- und Umgangsrecht, insbesondere bei
gemeinsamer Betreuung nach Trennung und Scheidung" aufgrund der
juristischen Fachkompetenz. Dabei sei es um rein rechtliche
Fragestellungen gegangen. Bei der Besetzung sei auf ein ausgeglichenes
Geschlechterverhältnis geachtet worden.

Zu den Ergebnissen heißt es, die Arbeitsgruppe habe sich mehrheitlich
auf Thesen verständigt, die derzeit von der zuständigen Fachabteilung
des Bundesjustizministeriums geprüft und bewertet würden. Die
Auswertung der Thesen sowie die Prüfung ihrer Umsetzung beinhalte auch
die Auseinandersetzung mit an den Thesen geäußerter Kritik sowie mit
Erfahrungen aus dem Ausland. Es sei geplant, einen Reformvorschlag zu
erarbeiten, der Regelungen sowohl zum Sorge- und Umgangsrecht als auch
zum Kindesunterhaltsrecht beinhaltet. Der Meinungsbildungsprozess sei
noch nicht abgeschlossen.

 * 

4. Nutzung von Verhütungsmitteln

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Nutzung von Verhütungsmitteln befasst sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16152). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viele Menschen in Deutschland
regelmäßig Verhütungsmittel nutzen.

 * 

5. FDP erkundigt sich nach Schlafstörungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
"Volkskrankheit Schlafmangel". Laut einer Umfrage litten 35 Prozent
der Deutschland unter Schlafproblemen, 15 Prozent der Deutschen seien
jede Nacht davon betroffen, heißt es in einer Kleinen Anfrage
(19/16108) der Fraktion. Die Abgeordneten wollen wissen, welche
Auswirkungen dies konkret hat und wie sich die Zahl der
Schlafstörungen in den vergangenen Jahren entwickelt hat.

 * 

6. FDP fragt nach Gebärmuttertransplantation

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Gebärmuttertransplantation ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/16192) der FDP-Fraktion. Die
Gebärmuttertransplantation sei die einzige Möglichkeit für Frauen mit
absoluter uteriner Infertilität, ein biologisch eigenes Kind selbst
auszutragen. Die Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung
zu dieser Methode steht.

 * 

7. FDP fragt nach Anzahl gerissener Nutztiere

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der Anzahl vom Wolf gerissener Nutztiere fragt
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16267). Darin wollen die
Abgeordneten erfahren, wie viele Nutztiere in den Monitoringjahren
2015/2016, 2016/2017, 2017/2018 und 2018/2019 durch Wölfe und
Wolfshybride gerissen wurden. Auch fragen die Liberalen danach, wie
viele Rudel, Wolfspaare und territoriale Einzeltiere im Monitoringjahr
2018/2019 erfasst wurden und wie sich diese Zahl im Vergleich zum
Vorjahr entwickelt habe.

 * 
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BUNDESTAG/9327: Heute im Bundestag Nr. 017 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 17

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. KI und Datenschutz im Fokus

2. Eckpunkte einer Datenstrategie

3. Digitalisierung der Finanzindustrie

4. Digitalisierung und Inklusion

5. Zurückgekehrte Personen mit IS-Bezügen

6. Einfache Melderegisterauskunft

7. FDP-Fraktion fragt nach Diensthunden



1. KI und Datenschutz im Fokus

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Aspekte des Datenschutzes beim Einsatz von
"Künstlicher Intelligenz" (KI) stehen im Fokus des öffentlichen Teils
des nächsten Sitzung der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz am
Montag, 13. Januar 2020. Ab 13.30 Uhr wird dazu unter anderem der
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit,
Ulrich Kelber, vortragen. Die weiteren Vortragenden sind der
Rechtsanwalt Tim Wybitul (Latham & Watkins), Eva Gardyan-Eisenlohr
(Head of Data Privacy, Bayer AG) und Oliver Süme
(Vorstandsvorsitzender, eco - Verband der Internetwirtschaft e.V.).
Frage- und Diskussionsrunde finden nach den Impulsvorträgen in
nicht-öffentlicher Sitzung statt.

Die Sitzung findet im Sitzungssaal 4.900 des Paul-Löbe-Hauses statt.
Besucher melden sich bitte unter Angabe ihres Namens und Geburtsdatums
beim Ausschuss unter enquete.ki@bundestag.de an.

 * 

2. Eckpunkte einer Datenstrategie

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Eckpunkte einer Datenstrategie sind Gegenstand einer
Unterrichtung durch die Bundesregierung (19/16075). Wie sie darin
schreibt, werde in Deutschland trotz immenser Chancen und trotz
fortschreitender Digitalisierung das enorme Innovationspotenzial von
Daten für Gesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Staat bei Weitem
nicht ausgeschöpft. Dies wolle die Bundesregierung ändern. Sie werde,
heißt es in der Unterrichtung, eine Datenstrategie erarbeiten, deren
Ziel es sei, die verantwortungsvolle Bereitstellung und Nutzung von
Daten durch Personen und Institutionen in (Zivil-)Gesellschaft,
Wirtschaft, Wissenschaft und Bundesverwaltung in Deutschland
signifikant zu steigern, keine neuen Datenmonopole entstehen zu
lassen, eine gerechte Teilhabe zu sichern und zugleich Datenmissbrauch
konsequent zu begegnen. Die Datenstrategie soll in vier
Handlungsfeldern entwickelt werden. Unter anderem soll die
Datenbereitstellung verbessert und der Datenzugang gesichert werden.
Außerdem sollen eine verantwortungsvolle Datennutzung befördert,
Innovationpotenziale gehoben, die Datenkompetenz erhöht und eine
Datenkultur etabliert werden. Dabei soll der Staat zum Vorreiter
gemacht werden.

 * 

3. Digitalisierung der Finanzindustrie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung geht es in deren Antwort (19/15901) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/15410). Darin erkundigte sich die
Fraktion nach Umsetzungsschritten zu der Maßnahme "Förderung der
Digitalisierung der Finanzindustrie". Wie die Bundesregierung dazu
unter anderem ausführt, hat nach einer nationalen Cyberübung im
September 2018 eine auf den Finanzsektor bezogene internationale
Cyberübung im Juni 2019 stattgefunden. Daran nahm den Angaben zufolge
unter anderem auch die Europäische Zentralbank teil.

 * 

4. Digitalisierung und Inklusion

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung geht es in deren Antwort (19/15902) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/15411). Darin erkundigte sich die
Fraktion nach "Inklusionstagen" als Umsetzungsschritte zu der Maßnahme
"Fortschreibung des Nationalen Aktionsplans zur
UN-Behindertenrechtskonvention mit dem Schwerpunkt ,Digitalisierung
und Inklusion'". Wie die Bundesregierung dazu ausführt, finden die
Inklusionstage seit dem Jahr 2013 regelmäßig jedes Jahr zu anderen
Schwerpunktthemen statt und richten sich unter anderem "an Menschen
mit Behinderungen und ihre Verbände, an Organisationen der
Zivilgesellschaft, an Leistungsträger sowie Leistungserbringer". Im
Jahr 2019 fanden die Inklusionstage den Angaben zufolge am 11. und 12.
November zu den Themen "Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus" statt.

 * 

5. Zurückgekehrte Personen mit IS-Bezügen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um nach Deutschland zurückgekehrte Personen mit
Bezügen zum sogenannten "Islamischen Staat" (IS) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/15446) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14907). Danach sind die deutschen Sicherheitsbehörden
bestrebt, "Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, die in Richtung
Syrien/Irak ausreisen und zu denen Bezüge zum sogenannten IS bekannt
werden, an der Wiedereinreise nach Deutschland zu hindern". Den
Angaben zufolge sind den deutschen Sicherheitsbehörden
"Ausreisesachverhalte in Richtung Syrien und Irak" in einigen Fällen
erst nachträglich bekannt geworden. Auch ein Bezug zum IS ergab sich
laut Vorlage teilweise erst nach bereits erfolgter Rückkehr der
Personen nach Deutschland.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, lagen ihr mit Stand 15.
November 2019 zu 122 der zurückgekehrten Personen Erkenntnisse vor,
dass sie sich mindestens zeitweise dem IS angeschlossen haben. Von den
zurückgekehrten Personen mit IS-Bezügen besitzen laut Antwort 81 die
deutsche Staatsangehörigkeit, wobei 24 Personen eine weitere
Staatsangehörigkeit besitzen.

 * 

6. Einfache Melderegisterauskunft

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "einfache Melderegisterauskunft" thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/15923). Darin
schreibt die Fraktion, dass die einfache Melderegisterauskunft nach
Paragraf 44 des Bundesmeldegesetzes es jedem erlaube, Auskunft zu
bestimmten Daten anderer Personen, einschließlich deren derzeitigen
Anschriften, zu erlangen. Voraussetzung hierfür sei lediglich, "dass
die Auskunft verlangende Person die Identität der Person, über die
eine Auskunft begehrt wird, eindeutig angeben kann und erklärt, die
Daten nicht zu Werbezwecken oder Adresshandel zu verwenden". Eine
Begründung, zu welchem Zweck die Daten begehrt werden, sei nicht
erforderlich.

"Angesichts aktueller Bedrohungen von politisch oder sozial
engagierten Personen durch die rechtsextreme Szene" erscheint der
Fraktion diese Rechtslage laut Vorlage "dringend
überarbeitungsbedürftig". Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, wie die Bundesregierung die Notwendigkeit einer Änderung der
Regelungen zur Meldeauskunft im Bundesmeldegesetz beurteilt und
inwieweit sie derzeit erwägt, eine entsprechende Gesetzesinitiative zu
ergreifen.

 * 

7. FDP-Fraktion fragt nach Diensthunden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Deutschlands Diensthunde" geht es in einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15936). Darin erkundigt sich die
Fraktion danach, in welcher Anzahl derzeit Diensthunde welcher Rassen
von Bundesbehörden eingesetzt werden. Auch will sie wissen, wie die
Bundesregierung den Nutzen des Einsatzes von Diensthunden auf
Bundesebene bewertet. Ferner fragt sie unter anderem, ob der Bund den
Einsatz von anderen Tieren wie Wildschweinen, Geiern oder Bienen
geprüft hat.

 * 
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BUNDESTAG/9326: Heute im Bundestag Nr. 016 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 16

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. FDP will Reform der Notfallversorgung

2. EU-Medizinprodukteverordnung flankieren

3. Weniger DB-Reisende im Saarland

4. Angriff auf Wissenschaftsfreiheit an Unis

5. Bildung für nachhaltige Entwicklung

6. Maßnahmen gegen Fake-Bewertungen

7. Personal des Gesundheitsministeriums



1. FDP will Reform der Notfallversorgung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Notfallversorgung muss nach Ansicht der
FDP-Fraktion reformiert werden. In Deutschland seien mit dem
ärztlichen Bereitschaftsdienst, den Notaufnahmen in Kliniken und dem
Rettungsdienst gleich drei Versorgungsbereiche an der
Notfallversorgung beteiligt, für die jedoch unterschiedliche
gesetzgeberische Zuständigkeiten und rechtliche Vorgaben gälten, heißt
es in einem Antrag (19/16037) der Fraktion.

Die FDP fordert über festgelegte Telefonnummern ständig erreichbare
Integrierte Notfallleitstellen (INL), die eine Lotsenfunktion
übernehmen sollten. Integrierte Notfallzentren (INZ) sollten als
jederzeit zugängliche Einrichtungen der medizinischen
Notfallversorgung geschaffen werden.

Der Rettungsdienst würde als eigenständiger Leistungsbereich in der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) geregelt. Zudem sollte ein
bundesweit verbindliches Heilberufegesetz geschaffen werden, das
eigenständige Befugnisse der Notfallsanitäter, Pflegekräfte und
anderer Gesundheitsfachberufe festlege.

Die an der Notfallversorgung beteiligten Bereiche müssten digital
vernetzt werden, um einen Zugriff und Austausch von Gesundheitsdaten
zu ermöglichen. Mit den Ländern müsse über eine Reform der
Kompetenzverteilung im Bereich der Rettungsdienste, Krankenhäuser und
sonstigen Einrichtungen zur Gesundheitsversorgung aufgenommen werden.
Ziel sei der Abbau der ambulant-stationären Sektorengrenze und die
Schaffung eines einheitlichen ordnungsrechtlichen Rahmens für den
Rettungsdienst.

 * 

2. EU-Medizinprodukteverordnung flankieren

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der FDP-Fraktion muss die Einführung der
europäischen Medizinprodukteverordnung (MDR) besser vorbereitet
werden. Es zeichne sich ab, dass die wesentlichen Voraussetzungen für
den reibungslosen Start der MDR nicht gegeben seien, heißt es in einem
Antrag (19/16035) der Fraktion.

Nötig sei insbesondere eine ausreichend große Zahl von Benannten
Stellen zur Zertifizierung der Medizinprodukte einschließlich des
notwendigen Personals. Ferner sollte der Bund in Abstimmung mit den
Ländern ein Plan entwickeln, um mögliche Engpässe in der Versorgung
infolge der MDR zu vermeiden.

Die Bundesregierung müsse sich zudem für eine mittelstandsfreundliche
Umsetzung der MDR einsetzen sowie zugunsten von Sonderregelungen für
Medizinprodukte zur Behandlung seltener Erkrankungen (Orphan Devices).
Ein innovationsfreundliches Prüfverfahren sollte dazu beitragen, den
medizintechnischen Fortschritt zu ermöglichen.

 * 

3. Weniger DB-Reisende im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind im
vergangenen Jahr auf der Schiene im Saarland rund 23 Millionen
Menschen von ihr befördert worden. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/15698) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15041). In Zügen der DB AG sei die Zahl der
Reisenden zwischen 2013 und 2018 leicht zurückgegangen, im Fernverkehr
(an den Bahnhöfen Saarbrücken Hauptbahnhof und Homburg (Saar)
Hauptbahnhof) um rund 250.000 und im Regionalverkehr um rund eine
Million Fahrgäste, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Angriff auf Wissenschaftsfreiheit an Unis

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Zum Thema Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16110), dass sie es
bedauert, wenn Differenzen mit Andersdenkenden nicht friedlich und
argumentativ ausgetragen werden. Sie setze sich für eine offene und
pluralistische Debatten- und Streitkultur an deutschen Hochschulen und
anderen Orten öffentlicher Diskussion ein. Das schreibt die
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage (19/15638) der AfD-Fraktion.
Die Antwort ist eine Nachfrage zur Antwort (19/2533) auf eine frühere
Kleine Anfrage.

Einzelfälle bedrohter Debattenkultur, wie die von der AFD genannten,
gäben durchaus Anlass zur Wachsamkeit. Denn gerade Hochschulen hätten
als Orte des Diskurses eine Vorbildfunktion beim Umgang mit
unterschiedlichen Positionen, betont die Bundesregierung. Die
AfD-Fraktion hatte in ihrer Anfrage mehrere Beispiel angeführt. Unter
anderem war der Gründer der AfD Bernd Lucke, der als
Wirtschaftsprofessor eine Vorlesung an der Universität Hamburg halten
wollte, von Studenten als "Nazischwein" beschimpft und körperlich
bedrängt worden. Seine Vorlesung konnte er nicht abhalten.

Gleichzeitig betont die Bundesregierung, dass Hochschulen als
Hausherren nicht für das konkrete Handeln einzelner Personen oder
Gäste an Hochschulen verantwortlich seien, sondern dafür, die
Rahmenbedingungen für gutes wissenschaftliches Arbeiten herzustellen.

 * 

5. Bildung für nachhaltige Entwicklung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das Bildungswesen soll noch stärker am Leitprinzip
der Nachhaltigkeit ausgerichtet werden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15696) auf eine Kleine Anfrage
von Bündnis 90/Die Grünen (19/14655) deutlich. Entsprechend setze die
Bundesregierung in Kooperation mit den Ländern das
UNESCO-Weltaktionsprogramm Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE)
(2015 bis 2019) in Deutschland um. In der Nationalen Plattform (NP)
BNE, dem obersten Lenkungsgremium dieses Prozesses, sind unter Vorsitz
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 39
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger von Bund, den
Ländern, Vertretungen der Kommunen, der Zivilgesellschaft, Wirtschaft,
Wissenschaft sowie junge Menschen der genannten Akteursgruppen
vertreten.

Nachhaltig definiert die Bundesregierung in der Antwort mit Verweis
auf den sogenannten Brundtland-Berichts von 1987 als eine Entwicklung,
"die den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die
Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen
Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen". Der BNE
setze dieses Nachhaltigkeitsverständnis voraus und schließe dabei die
ökonomische, ökologische und soziale Dimension der Nachhaltigkeit ein,
heißt es in der Antwort.

Ein "wesentlicher Meilenstein" war laut Bundesregierung 2017 die
Verabschiedung des Nationalen Aktionsplans (NAP BNE). "Damit besteht
erstmals in Deutschland eine umfassende BNE-Agenda, die von Bund,
Ländern, Kommunen, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft
gemeinsam unterstützt wird", betont die Bundesregierung. Der NAP BNE
biete die Grundlage, BNE im deutschen Bildungssystem in ganzer Breite
und strukturell zu implementieren. Seit 2015 seien die Förderungen für
BNE kontinuierlich intensiviert worden. Alle Mitglieder der NP hätten
sich verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten den NAP BNE mit
seinen 130 kurz, mittel- und langfristigen Zielen kontinuierlich bis
zum Jahr 2030 umzusetzen. Damit habe der Nationale Aktionsplan BNE
auch über das Ende des aktuellen UNESCO-Weltaktionsprogrammes hinaus
Bestand.

 * 

6. Maßnahmen gegen Fake-Bewertungen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Um falsche Bewertungen auf Online-Plattformen geht
es in der Antwort der Bundesregierung (19/16011) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15597). Solche Fake-Bewertungen, die gar
nicht von Kunden abgegeben wurden, stellen nach Ansicht der
Bundesregierung eine Irreführung von Verbrauchern dar und
beeinträchtigen den fairen Wettbewerb zwischen Unternehmen. Das
betreffe nicht nur touristische Online-Buchungs- und
Bewertungsplattformen, sondern den gesamten Online-Handel, schreibt
die Bundesregierung. Fake-Bewertungen seien bereits Gegenstand
verbraucherpolitischer Überlegungen und Maßnahmen, insbesondere
hinsichtlich einer Stärkung der Rechtsdurchsetzung und Regulierung auf
europäischer Ebene. Aufgrund des begründeten Verdachts des Vorliegens
erheblicher, dauerhafter oder wiederholter Verstöße gegen
verbraucherrechtliche Vorschriften durch gefälschte oder manipulierte
Kundenbewertungen habe zudem das Bundeskartellamt im Mai 2019 eine
Sektoruntersuchung zu Nutzerbewertungen eingeleitet.

Weiter schreibt die Bundesregierung, mit der jüngst verabschiedeten
Modernisierungs-Richtlinie im Rahmen des sogenannten New Deal for
Consumers seien auf EU-Ebene eine Reihe von Regelungen zum Schutz vor
gefälschten Verbraucherbewertungen beschlossen worden. So müssten
Unternehmen, die Verbraucherbewertungen zugänglich machen, künftig
erläutern, ob und gegebenenfalls wie sie kontrollieren, ob diese
tatsächlich von Verbraucherinnen und Verbrauchern stammen. Auch
dürften Unternehmen nicht behaupten, dass Bewertungen von Nutzenden
stammen, ohne zuvor angemessene Maßnahmen ergriffen zu haben, um zu
prüfen, ob dies tatsächlich der Fall ist. Außerdem werde es
Unternehmen untersagt, gefälschte Verbraucherbewertungen abzugeben
oder andere damit zu beauftragen.

 * 

7. Personal des Gesundheitsministeriums

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion will noch mehr wissen über das
Personal im Bundesgesundheitsministerium und stellt dazu eine weitere
Kleine Anfrage (19/16003). Die Abgeordneten erkundigen sich unter
anderem danach, welche datenschutzrechtlichen Regelungen die genaue
Personalaufschlüsselung in den Unterorganisationseinheiten verhindern.

 * 
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BUNDESTAG/9325: Heute im Bundestag Nr. 015 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 15

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Maßnahmen gegen die Schweinepest

2. Länder für Bären-Management zuständig

3. Illegale Verbringung von Müll

4. Seenotrettung und Klimaschutz

5. Bekämpfung des Rechtsextremismus

6. Mord im Berliner Tiergarten



1. Maßnahmen gegen die Schweinepest

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Mit der Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest
(ASP) auf China ist das Land mit der weltweit größten
Schweineproduktion betroffen. Verlässliche Angaben würden dazu
allerdings nicht vorliegen, erklärt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/15727) auf eine Kleine Anfrage (19/15378) der
FDP-Fraktion. Weiter heißt es, dass die ASP in China zu einem
erheblichen Rückgang der Schweinepopulation führen könne. Um die
Einschleppung des Virus nach Deutschland zu verhindern, sei der Handel
mit lebenden Hausschweinen, frischem Schweinefleisch sowie
Zubereitungen und Erzeugnissen aus Fleisch von Haus- und Wildschweinen
aus den ASP-Regionen betroffener EU-Mitgliedstaaten grundsätzlich
untersagt, unter Erfüllung bestimmter tiergesundheitlicher
Anforderungen aber möglich. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen
in andere Mitgliedstaaten sei hingegen ausnahmslos verboten. Die
Einfuhr von Fleisch und Fleischerzeugnissen von Haus- oder
Wildschweinen aus nichtzugelassenen Drittländern oder
Drittlandbetrieben in die EU sei ebenfalls verboten. Um den Eintrag
von ASP in die Bestände von Hausschweinen zu verhindern, sei die
strikte Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen unabdingbar, heißt es
weiter. Eine verstärkte Bejagung von Wildschweinen, ein bundesweites
Monitoring von Haus- und Wildschweinen auf ASP sowie die gesetzlichen
Vorgaben zur Prävention und Früherkennung der Seuche sollen ihren Teil
dazu beitragen, einen möglichen Eintrag des Erregers möglichst
frühzeitig zu erkennen und der Weiterverbreitung der Seuche
entgegenzuwirken.

 * 

2. Länder für Bären-Management zuständig

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Studien zur Schätzung der Habitateignung von
Braunbären zeigen, dass speziell in den Alpen geeignete Lebensräume
für Braunbären vorhanden sind. Eine Wiederbesiedlung sei jedoch "in
unmittelbarer Zukunft nicht wahrscheinlich, langfristig aber auch
nicht auszuschließen". Das teilte die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16001) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15596) mit.
Darin wollten die Abgeordneten erfahren, welche Gebiete in Deutschland
für Braunbären als Lebensraum geeignet sind und welche
Managementmaßnahmen vorgesehen sind, wenn ein Braunbär heimisch wird.
Es sei am wahrscheinlichsten, dass "einzelne Bären aus der
Alpenpopulation nach Deutschland einwandern", schreibt die
Bundesregierung. Im Alpenraum in Italien, der Schweiz, Österreich und
Slowenien leben Schätzungen zu Folge 50 bis 70 Tiere. Für das
Management der Bären seien die einzelnen Bundesländer verantwortlich.
In Bayern gebe es etwa einen Managementplan, der auf "ein möglichst
konfliktarmes Nebeneinander von Mensch und Tier" abziele, schreibt die
Regierung.

 * 

3. Illegale Verbringung von Müll

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Nach Angaben des Umweltbundesamtes (UBA) gibt es
über illegale Verbringungen von Müll für die Jahre von 1990 bis 1999
auf Bundesebene keine Aufzeichnungen. Das ergeht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/15444) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/14821). Aus dem Jahr 2008 sei eine illegale Verbringung nach
Polen von Rückständen aus Abfallsortieranlagen über 4.300 Tonnen
bekannt, die zurückgeführt wurde. Aus der Zeit von 2000 bis 2001 seien
"einige illegale Verbringungen mit bis zu einer LKW-Ladung" bekannt,
schreibt die Regierung weiter. Für den Zeitraum 2001 bis 2011 seien
aus der Strafverfolgungsstatistik insgesamt neun Haftstrafen mit
maximal zwei Jahren zur Bewährung bekannt.

Im Hinblick auf Gerichtsurteile teilt die Bundesregierung mit, dass es
in den Jahren 2015 und 2016 zwei Urteile wegen der Verbringung
geringer Mengen nach Polen mit Geldstrafen von weniger als 500 Euro
gegeben habe. Zwischen 2012 und 2014 und in 2017 habe es keine
Gerichtsurteile wegen illegaler Abfallverbringung nach Polen gegeben
habe. Weiter heißt es, dass für den Vollzug des Abfallrechts in
Deutschland die Länder zuständig seien.

 * 

4. Seenotrettung und Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung weist die in der Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15585) formulierte Idee "entschieden" zurück,
"die Rettung von Menschenleben aus Seenot gegen Maßnahmen des
Klima- und Umweltschutzes zu verrechnen". Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/15998) hervor. In der Kleinen Anfrage hatten sich die
Abgeordneten nach der Schadstoffbelastung durch in der Seenotrettung
tätige Schiffe mit Hauptsitz in Deutschland erkundigt. Zu den
Schadstoffausstößen von insgesamt 19 Schiffen in der Seenotrettung
tätigen Organisationen liegen der Regierung keine Daten vor. Des
Weiteren unterliege der Klimaschutzplan im internationalen Seeverkehr
nicht dem deutschen Klimaschutzplan, führt die Bundesregierung weiter
aus.

 * 

5. Bekämpfung des Rechtsextremismus

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz erarbeitet derzeit den Entwurf eines Gesetzes zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität, mit dem
mehrere Punkte des von der Bundesregierung am 30. Oktober 2019
beschlossenen Maßnahmenpakets umgesetzt werden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16012) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15595). Der Gesetzentwurf werde derzeit innerhalb
der Bundesregierung abgestimmt und auf der Homepage des Ministeriums
veröffentlicht, sobald er den Ländern, kommunalen Spitzenverbänden,
Fachkreisen und Verbänden im Rahmen der Beteiligung zugeleitet wird.
Nach Ansicht der Fragesteller ist fraglich, wie diese Maßnahmen
ausgestaltet werden sollen, inwiefern die vorgeschlagenen Maßnahmen
geeignet sind, um das angestrebte Ziel zu erreichen und ob die
Maßnahmen einen angemessenen bürgerrechtlichen Schutz unschuldiger
Bürger gewährleisten.

Bei der geplanten Meldepflicht für Diensteanbieter nach dem
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) sei die Möglichkeit nicht
auszuschließen, schreibt die Bundesregierung auf eine entsprechende
Frage, dass auch nicht rechtswidrige Inhalte an das Bundeskriminalamt
gemeldet werden. Allerdings solle die neu einzuführende Meldepflicht
an das im NetzDG vorgesehene Verfahren zum Umgang mit Beschwerden
anknüpfen. Dieses sehe unter anderem vor, dass die Anbietenden
sozialer Netzwerke die in der Beschwerde genannten Inhalte auf ihre
Rechtswidrigkeit hin prüfen. Nur die aufgrund positiver Prüfung
entfernten Inhalte könnten der Meldepflicht an das Bundeskriminalamt
unterliegen.

 * 

6. Mord im Berliner Tiergarten

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Über Erkenntnisse im Zusammenhang mit der
Erschießung des georgischen Staatsangehörigen Selimchan Ch. informiert
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16160) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/13921). Wie die Bundesregierung schreibt,
hat der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) am 4.
Dezember 2019 die Ermittlungen wegen des Mordes des am 23. August 2019
in Berlin getöteten Georgiers übernommen. Danach bestünden zureichende
tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass die Tötung von Selimchan Ch.
entweder im Auftrag von staatlichen Stellen der Russischen Föderation
oder solchen der Tschetschenischen Republik als Teil der Russischen
Föderation erfolgt ist. Im Hinblick auf diesen mutmaßlichen
politischen Hintergrund der Tat sei die Schwelle zum Anfangsverdacht
nunmehr überschritten, nachdem sich die neuesten Ermittlungsergebnisse
mit den bislang vorliegenden Indizien zu einem Gesamtbild
zusammengefügt hätten. Vor diesem Hintergrund handele es sich um eine
staatsschutzspezifische Tat von besonderer Bedeutung. Weiter heißt es,
es bestehe nach wie vor dringender Tatverdacht gegen den russischen
Staatsangehörigen Wadim K. alias Wadim S., der am 23. August 2019
kurze Zeit nach dem Attentat auf Selimchan Ch. festgenommen worden
sei.

 * 
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BUNDESTAG/9324: Heute im Bundestag Nr. 014 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 14

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Türkische Luftangriffe im Nordirak

2. Zahlreiche Projekte für "Digitales Afrika"

3. Regierung fördert E-Commerce in Afrika

4. "Gute Kooperation mit Kamerun"

5. Projekte von Ländern und Kommunen

6. Hilfen für Tech-Start-ups in Afrika



1. Türkische Luftangriffe im Nordirak

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung äußert sich aus Gründen des
Schutzes von Persönlichkeitsrechten von Betroffenen nicht zu den
Umständen des Todes zweier deutscher Staatsbürger im Norden Iraks. Das
geht aus der Antwort (19/15243) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke hervor (19/14357), die sich nach deutschen Staatsbürgern
"als Opfer türkischer Luftangriffe im Nordirak" erkundigt hatte.

Zu Details der türkischen Operationsplanung liegen der Bundesregierung
laut Antwort keine Erkenntnisse vor. Die Abgeordneten hatten unter
anderem auch gefragt, inwieweit die türkische Luftwaffe Daten für
Ziele der kurdischen Arbeiterpartei PKK im Nordirak von der Nato oder
einzelnen Nato-Partner erhält. Dazu heißt es in der Antwort: "Die
Bundeswehr unterstützt die Operation Inherent Resolve der
internationalen Anti-IS-Koalition mit Aufklärung im Luftraum über dem
Operationsgebiet von IS in Syrien und über dem Territorialgebiet von
Anrainerstaaten, von denen eine Genehmigung der jeweiligen Regierung
vorliegt." Der Irak habe diese Genehmigung für sein Staatsgebiet
erteilt. "Der Nato-Beitrag mit Luftraumüberwachungsflugzeugen
('Airborne Early Warning and Control System'/AWACS) in dieser Region
dient ausschließlich der Verdichtung des Lagebildes."

 * 

2. Zahlreiche Projekte für "Digitales Afrika"

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Mit der Initiative "Digitales Afrika" hat das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) nach Angaben der Bundesregierung die Umsetzung von mehr als 50
Projekten auf den Weg gebracht. Das schreibt sie in einer Antwort
(19/15903) auf eine Kleine Anfrage (19/15412) der AfD-Fraktion. Im
Rahmen der "Strategischen Partnerschaft Digitales" würden derzeit
außerdem 23 gemeinsame Projekte mit der deutschen und europäischen
Digitalwirtschaft umgesetzt. 33 weitere Projekte befänden sich in
verschiedenen Anbahnungsstadien.

Das BMZ hat seit 2015 mehr als 150 Millionen Euro für die Initiative
"Digitales Afrika" zur Verfügung gestellt. In dessen Rahmen können
über einen BMZ-weiten Ideenwettbewerb Vorschläge zu Digitalprojekten
in Afrika eingereicht werden, von denen die besten eine Förderung
bekommen.

 * 

3. Regierung fördert E-Commerce in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat eigenen Angaben zufolge 2018
und 2019 die Durchführung von insgesamt 13 sogenannten eTrade
Readiness Assessments unterstützt, die den Ländern Afrikas dabei
helfen sollen, Hürden bei der Entwicklung des Internethandels
("E-Commerce") zu identifizieren. Außerdem habe sie die Durchführung
der Africa E-Commerce Week in Nairobi im Dezember 2018 unterstützt,
die als Teil der eTrade for All-Initiative organisiert worden sei,
schreibt sie in einer Antwort (19/15909) auf eine Kleine Anfrage
(19/15433) der AfD-Fraktion. Im Rahmen der "Fairwork Foundation" sei
darüber hinaus ein Zertifizierungssystem für faire Arbeit in der
digitalen Plattformökonomie etabliert worden, das bereits zu ersten
Zertifizierungen geführt habe.

 * 

4. "Gute Kooperation mit Kamerun"

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung beurteilt die Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit mit Kamerun positiv. Durch die
Unterstützung hätten unter anderem "erhebliche Fortschritte" bei der
Bereitstellung von Basisdienstleistungen erzielt werden können, betont
sie in einer Antwort (19/15958) auf eine Kleine Anfrage (19/14057) der
AfD-Fraktion. So hätten allein seit 2015 1,5 Millionen Menschen Zugang
zu sauberem Trinkwasser erhalten. Das Engagement der Bundesregierung
in Naturschutzgebieten im Südwesten Kameruns trage außerdem zum Erhalt
der Ressourcen, vor allem zur Bewahrung und nachhaltigen Nutzung der
Wälder des Kongobeckens bei. Diese seien von globalem Interesse für
den Klimaschutz.

Das Gesamtvolumen der deutschen Öffentlichen
Entwicklungszusammenarbeit (ODA) an und in Kamerun betrug laut
Bundesregierung bis einschließlich 2017 4,4 Milliarden Euro. An
Budgethilfen seien in den Jahren 2011, 2012, 2013, 2014, 2015, 2016,
2017, 2018 und 2019 insgesamt rund 12,46 Millionen Euro ausbezahlt
worden. Sie seien jeweils zweckbestimmt gewesen.

 * 

5. Projekte von Ländern und Kommunen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Projektanträge für entwicklungspolitische Maßnahmen
von Ländern und Kommunen werden vor ihrer Bewilligung durch die
Fach- und Länderreferate des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) sowie das Auswärtigen Amt (AA)
auf Übereinstimmung mit verfassungsrechtlichen Vorgaben und den
außen- sowie entwicklungspolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung
geprüft. Das schreibt sie in einer Antwort (19/15617) auf eine Kleine
Anfrage (19/15086) der AfD-Fraktion. Die Länder seien berechtigt,
Abkommen mit Drittstaaten in den Bereichen zu schließen, in denen
Länderhoheit bestehen, heißt es darin. Diese Abkommen würden über die
jeweiligen Staatskanzleien der Länder verwaltet und müssten dort
abgefragt werden. Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit oder der
Außenpolitik bestünden allerdings keine entsprechenden
völkerrechtlichen Abkommen.

 * 

6. Hilfen für Tech-Start-ups in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach Angaben der Bundesregierung sind seit Januar
2019 Nigeria und Kenia und seit Juni 2019 Ghana und Tunesien neue
Partnerländer des Start-up-Programms "Make-IT", das in Kooperation mit
Digital-Konzernen vor Ort afrikanische Tech-Unternehmen unterstützt.
Dadurch hätten die Tech-Start-ups bereits auf mehr als 20
internationalen Veranstaltungen die Möglichkeit gehabt, Zugang zu
Finanzierungsmöglichkeiten zu erhalten und durch Mentoring ihre
Investitions- und Bankfähigkeit zu verbessern, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/15631) auf eine Kleine Anfrage
(19/14211) der AfD-Fraktion. Seit 2017 seien auf diese Weise insgesamt
594 junge Unternehmen unterstützt worden.

 * 
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BUNDESTAG/9323: Heute im Bundestag Nr. 013 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 13

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Schließung der Eiweißlücke

2. Daten zu Versuchen mit Tieren

3. Risikobewertung von gebeiztem Saatgut

4. Mobilität in ländlichen Räumen

5. Lücken bei Elfenbeinhandel schließen

6. Digitale Freigabe nach Pflanzenbeschauung



1. Schließung der Eiweißlücke

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Ziel der Eiweißpflanzenstrategie (EPS) des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) ist es, den
Leguminosenanbau in Deutschland zu fördern und die Anbaufläche wieder
auszudehnen. Allerdings hänge die Attraktivität des Anbaus von
Leguminosen für Landwirte stark von den Vermarktungsmöglichkeiten und
den zu erzielenden Erzeugerpreisen ab, erklärt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/15296) auf eine Kleine Anfrage (19/14681) der
AfD-Fraktion. Größte Schwäche im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit
sei, dass Leguminosen gegenüber anderen Kulturen ein geringeres
Ertragsniveau und geringere Ertragsstabilität aufweisen würden, heißt
es weiter. Neben den Leguminosen trage der heimische Rapsanbau
wesentlich zur Verringerung der "Eiweißlücke" bei. Die Erhaltung und
nachhaltige Entwicklung des Rapsanbaus werde deshalb in der von der
Bundesregierung erarbeiteten Ackerbaustrategie ein wichtiges Element
zur Erhöhung der Kulturartenvielfalt einnehmen.

 * 

2. Daten zu Versuchen mit Tieren

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung legt eine ergänzende Antwort
(19/15307) zu einer Antwort (19/13736) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13313) zur Förderung von Alternativmethoden zur
Verringerung und Vermeidung von Tierversuchen und zur Verbesserung des
Tierschutzes in der Produkttestung vor. Den Liberalen war zugesagt
worden, Tabellen mit den Versuchstierarten für die Jahre 2014 bis
2017, aufgeschlüsselt nach Tierart und Versuchszweck sowie Tierart und
Schweregrad der Belastung der Tiere im Rahmen des Versuchsvorhabens,
jeweils für die Bundesrepublik Deutschland, die Bundesländer sowie für
den Bereich der Bundeswehr nachzureichen.

 * 

3. Risikobewertung von gebeiztem Saatgut

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Ein wissenschaftlicher Vergleich zur Behandlung von
Pflanzenkrankheiten zwischen der "Spritzapplikation" und "Beizung"
liegt aufgrund der hohen Komplexität noch nicht vor. Die Frage,
welches Behandlungssystem aus ökologischer und ökonomischer Sicht zu
bevorzugen wäre, lasse sich daher nicht pauschal beantworten, heißt es
in einer Antwort (19/15294) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/14679) der FDP-Fraktion. Es sei aber dringend geboten,
alternative nichtchemische Pflanzenschutzmaßnahmen in die
landwirtschaftliche Praxis zu überführen. Grundsätzlich könnten
samenbürtige Krankheitserreger bereits heute durch alternative
Beizverfahren gut eingedämmt werden. Beizmitteln bekämpfen samen- und
bodenbürtige Krankheitserreger wirkungsvoll vor der Keimung, indem das
Pflanzenschutzmittel punktgenau direkt am Korn platziert wird.

 * 

4. Mobilität in ländlichen Räumen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Modellvorhaben zur Verbesserung der Mobilität
in ländlichen Räumen informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14981) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13794). Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) fördere im Rahmen des Bundesprogramms Ländliche Entwicklung
(BULE) die beiden Modell- und Demonstrationsvorhaben "Land.Digital:
Chancen der Digitalisierung für ländliche Räume" (MuD Land.Digital)
und "Landmobil - unterwegs in ländlichen Räumen" (MuD Landmobil),
heißt es in der Antwort. Beide Bekanntmachungen seien durch die
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung am 23. Februar 2017
beziehungsweise am 12. Dezember 2018 veröffentlicht worden.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
habe mit dem Modellvorhaben "Langfristige Sicherung von Versorgung und
Mobilität in ländlichen Räumen" (MoDaVo) 18 vom demografischen Wandel
besonders betroffene ländliche Regionen unterstützt, sich mit ihren
spezifischen Herausforderungen auseinanderzusetzen und übertragbare
Lösungsansätze zu erarbeiten. Die öffentliche Ausschreibung sei im Mai
2015 durch das BMVI erfolgt, schreibt die Regierung. Wie aus der
Vorlage weiter hervorgeht, fördert das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Rahmen der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI) unter anderem Projekte mit Bezug zu
klimafreundlicher Mobilität in ländlichen Räumen sowie Forschungs- und
Entwicklungs (FuE)- sowie Beschaffungsvorhaben zur Förderung der
Elektromobilität im Privat- und Wirtschaftsverkehr sowie im
öffentlichen Personenverkehr.

 * 

5. Lücken bei Elfenbeinhandel schließen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass auf
EU-Ebene mögliche Regelungslücken und Vollzugsdefizite im Zusammenhang
mit dem Handel von Elfenbein in der EU und aus der EU geschlossen
werden. Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/15267) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14634).
Darin hatten sich die Abgeordneten erkundigt, ob eine Bewertung über
das Ausmaß und die Auswirkungen des Handels von verarbeitetem
Elfenbein bestehe. Die Vermarktung von Elfenbein sei in der
Europäischen Union verboten. Antike Elfenbeingegenstände hätten "in
der Regel einen künstlerischen oder kulturellen Eigenwert, der den
Wert des reinen Elfenbeins" übersteige, schreibt die Bundesregierung
in der Antwort weiter. Der verarbeitete Elfenbein-Anteil sei bei legal
gehandelten Antiquitäten "häufig nicht gewichtsmäßig bekannt",
schreibt die Regierung. Aufgrund der fehlenden Bescheinigungspflicht
lägen keine validen Daten über den innereuropäischen Handel mit
Antiquitäten vor.

Insgesamt sei die Gefahr, dass der legale Handel in der EU mit
Antiquitäten einen Anreiz zur Wilderei setze oder aber Antiquitäten
genutzt würden, um illegal erworbenes Elfenbein zu legalisieren, "sehr
gering", heißt es in der Antwort. Dass durch Ausnahmen für den
innergemeinschaftlichen Handel mit Antiquitäten jüngeres Elfenbein auf
den deutschen oder europäischen Markt gelangen könnte, sei "nach
derzeitigem Sachstand nicht belegt". Auf EU-Ebene sich die
Bundesregierung aber dafür ein, Regelungslücken und Vollzugsdefizite
zu schließen. So könne sichergestellt werden, "dass der
innergemeinschaftliche Handel mit Elfenbein und die (Wieder-)Ausfuhr
von Elfenbein aus der EU weder die Wilderei auf Elefanten in Afrika
noch den illegalen Handel mit Elfenbein mitverursacht oder
erleichtert", schreibt die Regierung.

 * 

6. Digitale Freigabe nach Pflanzenbeschauung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Freigabe von Importholz nach einer
phytosanitären Beschauung durch den Deutschen Pflanzenschutzdienst
erfolgt derzeit per Fax mithilfe des Systems "PGZ-Online", weil das
der praktikabelste Weg ist und darüber hinaus ein justiziables
Verfahren darstellt, erklärt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/15720) auf eine Kleine Anfrage (19/15517) der FDP-Fraktion. Dazu
heißt es weiter, dass für den Bereich der Pflanzengesundheit mithilfe
des Systems TRACES seit dem 14. Dezember 2019 alle relevanten Vorgänge
digital durchgeführt werden können. Die Freigabemeldung erfolgt
zukünftig digital, sobald von der EU-Kommission die elektronische
Signatur, die für die deutschen Pflanzengesundheitsbehörden bereits
beantragt ist, zur Verfügung gestellt wird. Dies soll im ersten
Halbjahr 2020 geschehen.

 * 
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BUNDESTAG/9322: Heute im Bundestag Nr. 012 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 12

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 08.25 Uhr

1. Autobahnbrücken in Baden-Württemberg

2. 3.625 Ladepunkte in Baden-Württemberg

3. Fachkräftegewinnung bei der Bahn

4. Klimanotstands-Begriff eingeordnet

5. Digitalisierung der öffentlichen Beschaffung

6. Evaluierung der PNR-Richtlinie



1. Autobahnbrücken in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Anteil der Brücken an Bundesautobahnen in
Baden-Württemberg, die in einem unbefriedigenden Zustand sind, hat
2018 bei 3,5 Prozent und damit höher als 2018 (1,8 Prozent), aber
niedriger als 2010 (6,4 Prozent) gelegen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/15247) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14203) hervor. Die Erhaltungsplanung des Landes Baden-Württemberg
sieht der Vorlage zufolge für das Jahr 2020 Investitionen von rund 140
Millionen Euro für die Erhaltung von Brücken an Bundesfernstraßen vor.
Für das Jahr 2021 seien 150 Millionen Euro vorgesehen, heißt es in der
Antwort.

 * 

2. 3.625 Ladepunkte in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Rahmen der Anzeige von öffentlich zugänglichen
Ladepunkten nach Paragraf 5 der Ladesäulenverordnung sind der
Bundesnetzagentur zum Stand 22. Oktober 2019 insgesamt 1.823
Ladeeinrichtungen mit 3.625 Ladepunkten für Baden-Württemberg gemeldet
worden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer ergänzenden Antwort
(19/15688) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14726).

 * 

3. Fachkräftegewinnung bei der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung äußert sich in ihrer Antwort
(19/15345) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13877) zur Personalsituation bei Lokführern. Probleme bei der
ausreichenden Gewinnung von Personal für den Fahrdienst könnten zu
Zugausfällen, Verspätungen oder anderen Einschränkungen führen,
schreibt die Regierung. Die Einstellung und Qualifikation von
Mitarbeitern im Eisenbahnsektor sei Aufgabe der
Eisenbahnverkehrsunternehmen. In der Arbeitsgruppe 6 "Fachkräfte
gewinnen" des Zukunftsbündnisses Schiene werde über die
Personalsituation und Herausforderungen der Fachkräftegewinnung sowie
bisherige Aktivitäten des Schienensektors gesprochen. Ziel seien
Vorschläge für gemeinsame Initiativen des Schienensektors und für
Unterstützungsmöglichkeiten der Bundesregierung zur Gewinnung von
Nachwuchs- und Fachkräften, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Klimanotstands-Begriff eingeordnet

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Der Bundesregierung liegt keine Bewertung des
sogenannten "Klimanotstands" vor. Sie stehe zudem in keinem
Zusammenhang mit der Ausrufung eines solchen Zustands. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/15963) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/15501) hervor. Darin hatten sich die Abgeordneten
unter anderem nach einer Bewertung der Ausrufung von Klimanotständen
und nach der Zusammenarbeit mit der Bewegung "Fridays for Future"
erkundigt.

In der Antwort schreibt die Regierung weiter, dass "ob und über welche
Initiativen eine Unterstützung oder Initiierung eines 'Klimanotstands'
stattfindet", von den Gremien der Städte, Kommunen und Regionen
abhängig sei. Eine Ausrufung eines "Klimanotstands" stelle nach eine
Selbstverpflichtung des ausrufenden Gremiums dar, deren Einhaltung auf
der entsprechenden Ebene erfolge. Weiter heißt es, der Begriff
"Klimanotstand" diene vor allem "der weiteren symbolischen
Bekräftigung und ist aus diesem Grund nicht mit im Grundgesetz
verankerten Notstands-Begriffen in Verbindung zu bringen." Eine
Zusammenarbeit mit "Fridays for Future" bestehe nicht.

 * 

5. Digitalisierung der öffentlichen Beschaffung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung geht es in deren Antwort (19/15812) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/15429). Darin erkundigte sich die
Fraktion nach Umsetzungsschritten zu der Maßnahme "Digitalisierung der
öffentlichen Beschaffung". Wie die Bundesregierung dazu unter anderem
darlegt, hat sie sich "mit der Digitalisierung des Gesamtprozesses des
öffentlichen Einkaufs ein ambitioniertes Ziel gesetzt, welches aktuell
noch nicht vollständig umgesetzt ist". Grundlegende Voraussetzungen
für eine erfolgreiche und medienbruchfreie Digitalisierung des
öffentlichen Einkaufs seien eine Harmonisierung der sehr
unterschiedlichen Bearbeitungsprozesse und der unterstützenden
IT-Lösungen im Bund.

Derzeit steht den Behörden und Einrichtungen des Bundes der Antwort
zufolge mit www.evergabeonline.de eine digitale Plattform für die
elektronische Bekanntmachung und Durchführung ihrer
Beschaffungsvorhaben zur Verfügung. Im "Kaufhaus des Bundes" (KdB)
könnten behördliche Bedarfsträger Waren und Dienstleistungen aus
Rahmenvereinbarungen des Bundes über durchgängig digitalisierte
Prozessketten unkompliziert und rechtskonform bestellen, führt die
Bundesregierung weiter aus.

Die Digitalisierung weiterer Elemente des Beschaffungsprozesses sind
laut Vorlage Bestandteil der Maßnahme "E-Beschaffung" im Rahmen der
IT-Dienstekonsolidierung des Bundes. Die Maßnahme solle sukzessive bis
2025 umgesetzt werden.

 * 

6. Evaluierung der PNR-Richtlinie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Evaluierung der EU-Richtlinie über die
Verwendung von Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) zur Verhütung,
Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten
und schwerer Kriminalität (PNR-Richtlinie) ist ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/15699) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/15189). Danach ist die Überprüfung gemäß Artikel 19 der
Richtlinie bis zum 25. Mai 2020 abzuschließen. Wie die Bundesregierung
weiter ausführt, ist ihr bekannt, dass die EU-Kommission damit
begonnen hat, die Erfahrungen der Mitgliedstaaten mit der Umsetzung
der Richtlinie zu erfragen.

 * 
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BUNDESTAG/9321: Heute im Bundestag Nr. 011 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 11

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 08.25 Uhr

1. Autobahnbrücken in Baden-Württemberg

2. 3.625 Ladepunkte in Baden-Württemberg

3. Fachkräftegewinnung bei der Bahn

4. Klimanotstands-Begriff eingeordnet

5. Digitalisierung der öffentlichen Beschaffung

6. Evaluierung der PNR-Richtlinie



1. Autobahnbrücken in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Anteil der Brücken an Bundesautobahnen in
Baden-Württemberg, die in einem unbefriedigenden Zustand sind, hat
2018 bei 3,5 Prozent und damit höher als 2018 (1,8 Prozent), aber
niedriger als 2010 (6,4 Prozent) gelegen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/15247) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14203) hervor. Die Erhaltungsplanung des Landes Baden-Württemberg
sieht der Vorlage zufolge für das Jahr 2020 Investitionen von rund 140
Millionen Euro für die Erhaltung von Brücken an Bundesfernstraßen vor.
Für das Jahr 2021 seien 150 Millionen Euro vorgesehen, heißt es in der
Antwort.

 * 

2. 3.625 Ladepunkte in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Rahmen der Anzeige von öffentlich zugänglichen
Ladepunkten nach Paragraf 5 der Ladesäulenverordnung sind der
Bundesnetzagentur zum Stand 22. Oktober 2019 insgesamt 1.823
Ladeeinrichtungen mit 3.625 Ladepunkten für Baden-Württemberg gemeldet
worden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer ergänzenden Antwort
(19/15688) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14726).

 * 

3. Fachkräftegewinnung bei der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung äußert sich in ihrer Antwort
(19/15345) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13877) zur Personalsituation bei Lokführern. Probleme bei der
ausreichenden Gewinnung von Personal für den Fahrdienst könnten zu
Zugausfällen, Verspätungen oder anderen Einschränkungen führen,
schreibt die Regierung. Die Einstellung und Qualifikation von
Mitarbeitern im Eisenbahnsektor sei Aufgabe der
Eisenbahnverkehrsunternehmen. In der Arbeitsgruppe 6 "Fachkräfte
gewinnen" des Zukunftsbündnisses Schiene werde über die
Personalsituation und Herausforderungen der Fachkräftegewinnung sowie
bisherige Aktivitäten des Schienensektors gesprochen. Ziel seien
Vorschläge für gemeinsame Initiativen des Schienensektors und für
Unterstützungsmöglichkeiten der Bundesregierung zur Gewinnung von
Nachwuchs- und Fachkräften, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Klimanotstands-Begriff eingeordnet

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Der Bundesregierung liegt keine Bewertung des
sogenannten "Klimanotstands" vor. Sie stehe zudem in keinem
Zusammenhang mit der Ausrufung eines solchen Zustands. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/15963) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/15501) hervor. Darin hatten sich die Abgeordneten
unter anderem nach einer Bewertung der Ausrufung von Klimanotständen
und nach der Zusammenarbeit mit der Bewegung "Fridays for Future"
erkundigt.

In der Antwort schreibt die Regierung weiter, dass "ob und über welche
Initiativen eine Unterstützung oder Initiierung eines 'Klimanotstands'
stattfindet", von den Gremien der Städte, Kommunen und Regionen
abhängig sei. Eine Ausrufung eines "Klimanotstands" stelle nach eine
Selbstverpflichtung des ausrufenden Gremiums dar, deren Einhaltung auf
der entsprechenden Ebene erfolge. Weiter heißt es, der Begriff
"Klimanotstand" diene vor allem "der weiteren symbolischen
Bekräftigung und ist aus diesem Grund nicht mit im Grundgesetz
verankerten Notstands-Begriffen in Verbindung zu bringen." Eine
Zusammenarbeit mit "Fridays for Future" bestehe nicht.

 * 

5. Digitalisierung der öffentlichen Beschaffung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung geht es in deren Antwort (19/15812) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/15429). Darin erkundigte sich die
Fraktion nach Umsetzungsschritten zu der Maßnahme "Digitalisierung der
öffentlichen Beschaffung". Wie die Bundesregierung dazu unter anderem
darlegt, hat sie sich "mit der Digitalisierung des Gesamtprozesses des
öffentlichen Einkaufs ein ambitioniertes Ziel gesetzt, welches aktuell
noch nicht vollständig umgesetzt ist". Grundlegende Voraussetzungen
für eine erfolgreiche und medienbruchfreie Digitalisierung des
öffentlichen Einkaufs seien eine Harmonisierung der sehr
unterschiedlichen Bearbeitungsprozesse und der unterstützenden
IT-Lösungen im Bund.

Derzeit steht den Behörden und Einrichtungen des Bundes der Antwort
zufolge mit www.evergabeonline.de eine digitale Plattform für die
elektronische Bekanntmachung und Durchführung ihrer
Beschaffungsvorhaben zur Verfügung. Im "Kaufhaus des Bundes" (KdB)
könnten behördliche Bedarfsträger Waren und Dienstleistungen aus
Rahmenvereinbarungen des Bundes über durchgängig digitalisierte
Prozessketten unkompliziert und rechtskonform bestellen, führt die
Bundesregierung weiter aus.

Die Digitalisierung weiterer Elemente des Beschaffungsprozesses sind
laut Vorlage Bestandteil der Maßnahme "E-Beschaffung" im Rahmen der
IT-Dienstekonsolidierung des Bundes. Die Maßnahme solle sukzessive bis
2025 umgesetzt werden.

 * 

6. Evaluierung der PNR-Richtlinie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Evaluierung der EU-Richtlinie über die
Verwendung von Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) zur Verhütung,
Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten
und schwerer Kriminalität (PNR-Richtlinie) ist ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/15699) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/15189). Danach ist die Überprüfung gemäß Artikel 19 der
Richtlinie bis zum 25. Mai 2020 abzuschließen. Wie die Bundesregierung
weiter ausführt, ist ihr bekannt, dass die EU-Kommission damit
begonnen hat, die Erfahrungen der Mitgliedstaaten mit der Umsetzung
der Richtlinie zu erfragen.

 * 
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BUNDESTAG/9320: Heute im Bundestag Nr. 010 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 10

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 08.15 Uhr

1. Kinder- und Mehrehen in Deutschland

2. Kundengeldabsicherung bei Pauschalreisen

3. Bundeseinheitliche Richterfortbildung

4. Reform des Ausbildungswesens

5. Entwicklung einer Seenotrettungsdrohne

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

7. Good Governance bei Forschungsförderung



1. Kinder- und Mehrehen in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Aktuelle Zahlen minderjähriger verheirateter
Personen enthält die Antwort der Bundesregierung (19/15704) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15338). Zum Stichtag 31. Oktober
2019 seien im Ausländerzentralregister (AZR) 162 minderjährige
Personen mit dem Familienstand "verheiratet" gespeichert gewesen,
heißt es darin. Die Staatsangehörigkeiten lassen sich aus einer
Tabelle entnehmen.

Weiter schreibt die Bundesregierung, systemseitig sei es im AZR
möglich, den Familienstand "verheiratet" zu Personen ab 16 Jahren zu
erfassen. Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Bekämpfung von
Kinderehen seien in Deutschland keine Ehen unter Beteiligung
Minderjähriger geschlossen worden. Die Bundesregierung habe mit
Ausnahme der in den Fachzeitschriften veröffentlichten
Einzelfallentscheidungen keine Kenntnis über die Anzahl der behördlich
registrierten Kinderehen, die in den letzten zehn Jahren einer
gerichtlichen Einzelfallprüfung unterzogen und gegebenenfalls
aufgehoben wurden.

 * 

2. Kundengeldabsicherung bei Pauschalreisen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Insolvenz der Thomas-Cook-Tochtergesellschaften
war für die Bundesregierung Anlass, die Insolvenzsicherung im
Reiserecht zukunftsorientiert zu überprüfen. Das schreibt sie in ihrer
Antwort (19/15995) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/15342). Es sei vorgesehen, konkrete Reformpläne bereits im
ersten Quartal 2020 vorzulegen.

Auf die Frage, warum die Haftungsgrenze bei der Kundengeldabsicherung
seit ihrer Einführung 1994 niemals angehoben wurde, heißt es in der
Antwort, die Bundesregierung hab sich im Zuge der Umsetzung der
EU-Richtlinie 2015/2302 über Pauschalreisen und verbundene
Reiseleistungen intensiv mit der Frage der Insolvenzsicherung im
Reiserecht auseinandergesetzt und ihre Erwägungen hierzu in der
Begründung des Regierungsentwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung
reiserechtlicher Vorschriften dargestellt (18/10822, S. 89). Auf diese
Ausführungen werde Bezug genommen.

Weiter schreibt die Bundesregierung, sie beobachte den Markt für
Pauschalreisen fortlaufend. Auch habe im Zuge der Umsetzung der
EU-Richtlinie eine umfassende Anhörung der Interessenverbände aus der
Reise- und Versicherungswirtschaft sowie dem Verbraucherschutz zu dem
Gesetzentwurf stattgefunden. Die tatsächlichen und rechtlichen Aspekte
der Insolvenz der deutschen Thomas-Cook-Töchter seien zum Zeitpunkt
der Beantwortung der Anfrage noch Gegenstand laufender Beratungen.

 * 

3. Bundeseinheitliche Richterfortbildung

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) "Qualität der Justiz und bundeseinheitliches
Fortbildungsrecht und bundeseinheitliche Fortbildungspflicht für
Richterinnen und Richter" lautet die Überschrift einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16079). Darin heißt es unter
anderem, trotz Erwähnung im Koalitionsvertrag und im Pakt für den
Rechtsstaat tauche das Thema Fortbildung in der Justiz in der
sogenannten Halbzeitbilanz der Bundesregierung vom 5. November 2019
nicht auf.

Die Fragesteller wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
ob sie die Vereinbarkeit der Einführung einer Fortbildungspflicht für
Richterinnen und Richter mit der richterlichen Unabhängigkeit geprüft
hat und ob sie der Auffassung ist, dass Recht und Pflicht zur
Fortbildung zu den zentralen Voraussetzungen des
Richterdienstverhältnisses gehören und sich der Befähigungserwerb
nicht auf eine einmalige Ausbildungsphase beschränken lässt. Ferner
fragen sie, inwiefern die Bundesregierung die Auffassung des Bundes
teile, wonach der Bund für die im Landesdienst stehenden Richterinnen
und Richter, weil sie als Teil der im Grundgesetz verankerten Dritten
Gewalt tätig sind, eine Mitverantwortung trage und der Bund für die
Qualität der Justiz insgesamt verantwortlich sei.

 * 

4. Reform des Ausbildungswesens

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion macht in ihrer Kleinen Anfrage
(19/16097) die Reform des Ausbildungswesens zum Thema. Sie möchte
wissen, für welche Ausbildungsberufe die Bundesregierung Ausweitungen
oder Reformen von Ausbildungsgängen und Ausbildungsinhalten plant, um
die Attraktivität zu steigern - ähnlich wie das bereits für den
Bereich der Berufe im Bereich der Gesundheits-, Erziehungs- und
Sozialberufe (GES-Berufe) und der Pflegeausbildung geschehen ist. Auch
fragen die Abgeordneten, welche Ausbildungsberufe im Einzelnen, in
denen ein Mangel an Auszubildenden und Arbeitskräften besteht, die
Bundesregierung zur Steigerung der Attraktivität der betreffenden
Ausbildungsgänge zu Studienfächern umzuwandeln gedenkt.

Die AfD macht darauf aufmerksam, dass es laut Berufsbildungsbericht
2019 im Jahr 2018 mit insgesamt 57.656 unbesetzten Ausbildungsstellen
für zahlreiche Berufsbranchen einen erheblichen Mangel an
Auszubildenden gab. Auf diesen Mangel an Auszubildenden und den daraus
resultierenden Mangel an Arbeitskräften in den betreffenden
Berufsbranchen ist für den Bereich der GES-Berufe mit einer starken
Expansion des Ausbildungsbereiches und für den Bereich der
Pflegeberufe mit einer Reform der betreffenden Ausbildungsgänge
reagiert worden. Die AfD betont, das gegenüber der steigenden Anzahl
an unbesetzten Ausbildungsstellen eine immer höhere Anzahl an
Schulabgängern mit einer Hochschulzugangsberechtigung zu verzeichnen
ist, deren tendenzielle Präferenz auf ein Hochschulstudium anstelle
einer Berufsausbildung gerichtet ist.

 * 

5. Entwicklung einer Seenotrettungsdrohne

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Linke erkundigt sich in ihrer Kleinen Anfrage
(19/16083) nach der Förderung von Seenotrettungsdrohnen. Im Rahmen des
Projekts "Lageunterstützung bei Seenoteinsätzen durch unbemannte
Luftfahrtsysteme" (LARUS) fördert das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) laut Anfrage die Entwicklung einer Drohne für "in
Seenot geratene Schiffe und im Wasser treibende Menschen". Die LARUS
soll die schnelle Suche und Ortung aus der Luft verbessern. Die Mittel
in Höhe von 2,8 Millionen Euro würden im Programm "Zivile Sicherheit -
Innovative Rettungs- und Sicherheitssysteme" bereitgestellt, schreibt
die Linke. Die Abgeordneten möchten wissen, wie viele
Seenotrettungsdrohnen und Bodenstationen entwickelt beziehungsweise
beschafft wurden und wem die Seenotrettungsdrohnen nach Abschluss des
Projekts gehören. Auch interessiert die Abgeordneten, wo diese
betrieben und welche Stärken und technischen Möglichkeiten diese
haben.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Linke thematisiert in ihrer Kleinen Anfrage
(19/16085) die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung des
Vierten Gesetzes zur Änderung des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (Bundesratsdrucksache 467/19).
Die Abgeordneten möchten wissen, welche Stellungnahmen oder sonstigen
Schreiben mit Bezug zum Gesetzesvorhaben bei der Bundesregierung
eingegangen sind. Auch interessieren die Linke, die Kriterien der
Beteiligung von Verbänden sowie von Fachkreisen, Unternehmen,
Organisationen oder sonstigen externen Dritten, die für die sogenannte
Verbändeanhörung durch das federführende Bundesministerium bestimmt
wurden und an der Verbändeanhörung beteiligt wurden. Ferner fragt die
Fraktion, welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs in Teilen
identisch, wortgleich oder inhaltsgleich mit Vorschlägen von externen
Dritten ist, die im Rahmen der sogenannten Verbändebeteiligung
eingegangen sind.

 * 

7. Good Governance bei Forschungsförderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Bündnis 90/Die Grünen thematisieren in ihrer Kleinen
Anfrage (19/16078) das Prinzip des Good Governance bei der Förderung
von Wissenschaft durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF). Die Fraktion möchte wissen, ob die Bundesregierung eine
Bewertung der Spezifika unterschiedlicher Politikfelder im Hinblick
auf die Vergabe von öffentlichen Geldern hat, und welche Spezifika
diese Auswahl- und Vergabeverfahren im Bereich der Forschung im
Gegensatz zu Vergabeverfahren beispielsweise im Straßenwesen
aufweisen. Auch interessiert die Abgeordneten, inwiefern es aktuell
verpflichtende Leitlinien oder sonstige Regelungen für die Auswahl und
Vergabe von staatlich geförderten Projekten im Bereich Forschung und
Entwicklung gibt, die Ministerienübergreifend oder für das BMBF
gelten.

Zum Hintergrund der Kleinen Anfrage gehört, dass
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek (CDU) die Bedenken zur
Vergabe der Batteriezellenforschung an die Universität Münster nicht
ausräumen konnte. Dort sollen 500 Millionen Euro investiert werden. Zu
Spekulationen hatte die Vergabe auch deshalb geführt, da der Wahlkreis
der Bundesministerin (Steinfurt III) direkt in der Nähe liegt. Neue
Brisanz hat der Vorgang auch dadurch erhalten, dass Mitte November der
Bundesrechnungshof beschlossen hat, sich die Vergabe genauer
anzuschauen.

Wissenschaft besitze einen besonderen gesellschaftlichen Stellenwert,
weil sie das Fundament für eine aufgeklärte, freie und offene
Gesellschaft legt, betonen die Grünen. Auch Vergabeverfahren in der
Wissenschaft sind nach Ansicht der Grünen deswegen mit besonderer
Sorgfalt durchzuführen, um sowohl die Wissenschaftsfreiheit zu wahren
wie auch den verantwortlichen Umgang mit Steuermitteln
sicherzustellen.

 * 
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BUNDESTAG/9319: Heute im Bundestag Nr. 009 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 9

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 08.00 Uhr

1. Medikamente aus Blutplasma

2. Elektronisches Meldesystem für Infektionen

3. Gute ärztliche Versorgung von Kindern

4. Umfragen zur Nutzung von E-Zigaretten

5. Umzug des G-BA nicht zu beanstanden

6. Geschultes Personal für Zahnarztpraxen



1. Medikamente aus Blutplasma

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Deutschland wäre nach Angaben der Bundesregierung in
der Lage, den Bedarf an Blutplasma weitgehend mit eigenen Spenden zu
decken. Im Rahmen des freien EU-Warenverkehrs stehe es den global
agierenden Herstellern von Blutprodukten jedoch frei, ihre
Ausgangsmaterialien wie das Plasma zur Fraktionierung in Drittstaaten
zu beziehen, zu exportieren sowie ihre Produkte in Deutschland und der
EU auf den Markt zu bringen, heißt es in der Antwort (19/15971) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/15578) der FDP-Fraktion.

Die Menge des in Deutschland gespendeten Plasmas zur Fraktionierung
mit rund drei Millionen Litern sowie des in Deutschland fraktionierten
Plasmas mit rund zwei Millionen Litern sei in den vergangenen Jahren
weitgehend konstant geblieben. Zwischen 2009 und 2018 habe es jeweils
einen Überschuss von rund 500.000 bis 1 Million Litern Plasma zur
Fraktionierung gegeben, der nicht in Deutschland verarbeitet worden
sei.

Bei der Plasmafraktionierung werden bestimmte Proteine isoliert und zu
Medikamenten verarbeitet. Die aus Plasma gewonnenen Arzneimittel
werden unter anderem bei seltenen Erkrankungen eingesetzt.

 * 

2. Elektronisches Meldesystem für Infektionen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Telematikinfrastruktur (TI) im Gesundheitswesen
befindet sich noch im Aufbau. Die Erarbeitung des elektronischen
Melde- und Informationssystems laut Infektionsschutzgesetz (IfSG), das
derzeit vom Robert-Koch-Institut (RKI) eingerichtet werde, solle bis
2022 abgeschlossen sein, heißt es in der Antwort (19/15748) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/15375) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Gute ärztliche Versorgung von Kindern

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das deutsche Gesundheitssystem ermöglicht nach
Ansicht der Bundesregierung allen Kindern unabhängig vom
Versichertenstatus eine medizinische Versorgung auf sehr hohem Niveau.
Die Patienten würden grundsätzlich leitliniengerecht und nach dem
allgemeinen Stand der medizinischen Erkenntnisse versorgt, heißt es in
der Antwort (19/16204) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15680) der Linksfraktion.

 * 

4. Umfragen zur Nutzung von E-Zigaretten

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Studien zu E-Zigaretten und Tabakerhitzern sollen
intensiviert werden. Derzeit gebe es nur eingeschränkt repräsentative
Daten über Konsumhäufigkeit, Konsummuster, Trends oder Faktoren wie
den Zusammenhang mit dem Ein- und Ausstieg in beziehungsweise aus dem
Tabakkonsum, heißt es in der Antwort (19/15972) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/15579) der FDP-Fraktion.

Die elektronischen Inhalationsprodukte würden in einem hohen Tempo
weiterentwickelt. Um früh Trends erkennen und darauf mit Prävention
und Aufklärung reagieren zu können, bedürfe es eines besonderen
Monitorings mit wesentlich kürzeren Abständen als bei den bestehenden
Studien.

So sollen mit der DEBRA-II-Studie alle zwei Monate über
Haushaltsbefragungen wichtige Daten repräsentativ erhoben werden. Bei
der Umfrage werden auch Angaben zum Konsum herkömmlicher Tabakprodukte
erfragt.

 * 

5. Umzug des G-BA nicht zu beanstanden

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hat keine Einwände gegen den
Umzug des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) in Berlin geltend
gemacht. Die Behörde habe im April 2017 entschieden, ab Ende 2018 ein
neues Gebäude anzumieten und nachvollziehbar begründet, dass die neue
Ein-Standort-Lösung vorteilhafter sei, heißt es in der Antwort
(19/15968) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/15541) der
AfD-Fraktion. Der Geschäftsbetrieb im neuen Dienstgebäude sei
planmäßig Anfang Januar 2019 aufgenommen worden.

 * 

6. Geschultes Personal für Zahnarztpraxen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Ausbildung der zahnmedizinischen Fachangestellten
(ZFA) soll modernisiert werden. Die Bundesregierung halte angesichts
der Entwicklung in der zahnmedizinischen Versorgung eine Überprüfung
der Ausbildungsordnung aus dem Jahr 2001 für sinnvoll und notwendig.
Dies schließe neue Aufgaben und Inhalte für die Ausbildung der ZFA
ein, heißt es in der Antwort (19/16015) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/15581) der FDP-Fraktion.

Zur Vorbereitung des Neuordnungsverfahrens sei eine Voruntersuchung
des Berufes veranlasst worden. Dabei gehe es auch um die künftigen
Anforderungen an das Berufsbild sowie deren Auswirkungen auf die
Qualifizierung und Inhalte einer neuen Ausbildungsordnung. Die
Voruntersuchung solle im März 2020 abgeschlossen sein.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, sind derzeit 213.000
sozialversicherungspflichtig arbeitende ZVA registriert, darunter
133.000 in Vollzeit und 80.000 Teilzeitbeschäftigte.

 * 
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BUNDESTAG/9318: Heute im Bundestag Nr. 008 - 07.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 8

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Januar 2020, Redaktionsschluss: 07.45 Uhr

1. Elektronische Wertpapiere in Vorbereitung

2. Meistens Autofahrten angegeben

3. Höhere Tilgungszuschüsse

4. Grenze zur Überkontrolle erreicht

5. Gewerbesteuer in den Bundesländern

6. Falsche Zinsberechnungen



1. Elektronische Wertpapiere in Vorbereitung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Ein Gesetz zur Einführung elektronischer Wertpapiere
könnte noch in dieser Legislaturperiode in Kraft treten. Ein entsprechender
Gesetzentwurf werde vorbereitet. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14954) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13993) mit.

 * 

2. Meistens Autofahrten angegeben

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In rund 10,5 Millionen von 12,7 Millionen Steuerfällen
wurden Fahrten mit dem Auto zwischen Wohnung und Arbeitsstätte als
Werbungskosten angegeben. Diese auf das Jahr 2015 bezogenen Zahlen nennt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15690) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13910). Welche Einkommensgruppen in
welcher Höhe von der Entfernungspauschale profitieren, kann die
Bundesregierung nicht angeben, weil keine statistischen Zahlen darüber
erhoben würden.

 * 

3. Höhere Tilgungszuschüsse

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Tilgungszuschüsse im Programm "Förderung von
Maßnahmen zur energetischen Stadtsanierung, KfW" sollen mit Wirkung vom 1.
Januar 2020 von fünf auf zehn Prozent erhöht werden. Darüber hinaus solle
das Programm im Jahr 2020 auch inhaltlich weiterentwickelt werden, teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15682) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/14812) mit. Die CO2-Einsparung pro Jahr belaufe sich auf
461.000 Tonnen. Welche zusätzliche Einsparung es geben werde, hänge davon
ab, in welchem Umfang die erhöhten Tilgungszuschüsse nachgefragt werden
würden. Die Antwort enthält auch Angaben zu weiteren Programmen im Energie-
und Klimafonds.

 * 

4. Grenze zur Überkontrolle erreicht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher geführter
Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die Regierung in
ihrer Antwort (19/15251) auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/13279), die sich nach der Einflussnahme von Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung
weiterer steuerlicher Vorschriften erkundigt hatte. Angesichts einer
Vielzahl identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen
Gesetzentwürfen und angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen Fragen sieht die
Bundesregierung die Grenze zur "administrativen Überkontrolle" erreicht.

 * 

5. Gewerbesteuer in den Bundesländern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Gewerbesteuerhebesätzen in den einzelnen
Bundesländern erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15765). Die Bundesregierung soll auch dazu Stellung nehmen, dass durch
zum Teil deutlich höhere Gewerbesteuerhebesätze die Steuerbelastung von
Unternehmen über 30 Prozent hinausgeht und welche Auswirkungen dies auf die
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland hat.

 * 

06. Falsche Zinsberechnungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Um falsch berechnete Zinsen und fehlerhafte
Zinsanpassungsklauseln bei variablen Zinsen geht es in der Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15738). Die Abgeordneten wollen
erfahren, bei welchen Instituten, die variabel verzinste
Verbraucherdarlehen angeboten haben, Mängel festgestellt worden seien.
Außerdem wird nach den bei den Verbrauchern entstandenen Schäden gefragt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1974: Regierungspressekonferenz vom 6. Januar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 6. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 6. Januar 2020

Themen: Reise der Bundeskanzlerin nach Moskau, Raketenangriff der
USA auf den iranischen General Qasem Soleimani, Äußerungen des bayerischen
Ministerpräsidenten hinsichtlich einer möglichen Kabinettsumbildung,
Klimapolitik der Bundesregierung, Kohleausstiegsgesetz, Lage in Venezuela,
möglicher Zusammenhang zwischen dem Tod von 18 Schweinswalen und einem
Manöver der Marine in der Ostsee, Feinstaubbelastung


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Thiels (BMVg), Haufe (BMUB),
Einhorn (BMWi), Nauber (BMG), Kushnerovich (BMI)



Vors. Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich schließe mich den guten
Wünschen der Vorsitzenden an. Möge das ein gesundes und glückliches Jahr
für Sie sein.

Ich habe eine Ankündigung für den kommenden Samstag, den 11. Januar, zu
machen. Die Bundeskanzlerin wird nach Moskau zu einem kurzen Arbeitsbesuch
reisen. Auch Bundesaußenminister Heiko Maas wird an dieser Reise
teilnehmen. Sie wird dort mit Präsident Putin im Kreml sprechen. Es geht um
die aktuellen internationalen Fragen. Ich kann Ihnen die Stichworte nennen.
Aber Sie ahnen es schon: Syrien, Libyen, Irak, Iran, Ukraine, daneben auch
bilaterale Fragen. Nach dem bilateralen Treffen ist eine Pressekonferenz
geplant. Wir werden Sie die genauen Uhrzeiten rechtzeitig wissen lassen.

Das war meine Kleine Ankündigung für diesen Samstag.

Frage: Herr Seibert, dann knüpfe ich direkt da an. Können Sie uns
vielleicht ein paar Details über das sagen, was die Kanzlerin mit Herrn
Putin besprechen möchte? Wird es eine Art Pendeldiplomatie geben, die die
Europäer jetzt auch gerade im USA-Iran-Konflikt unternehmen? Sie hat ja
gestern schon mit Herrn Macron und Herrn Johnson telefoniert. Sind da
Verabredungen getroffen worden, dass man sich nun verstärkt in diese
Beratungen einschalten will?

StS Seibert: Ich will diese Reise am Samstag nicht weiter qualifizieren.
Die Kanzlerin trifft ja Präsident Putin bei verschiedensten Gelegenheiten
zu politischen Gesprächen, zuletzt in Paris beim Normandie-Format. Das war
am 9. Dezember.

Ich habe Ihnen die Stichworte genannt, um die es voraussichtlich gehen
wird. Russland ist ein wichtiger Akteur auf der Weltbühne und als
permanentes Mitglied des UN-Sicherheitsrates auch unverzichtbar, wenn es
darum geht, politische Konflikte zu lösen. Insofern ist es naheliegend,
dass die Kanzlerin sich mit Präsident Putin zum Beispiel über die derzeit
aufgebrochenen Konfliktherde im Nahen und Mittleren Osten unterhält. Aber
auch die Bemühungen, weitere Fortschritte im Ukraine-Konflikt zu erreichen,
sind sicherlich - wie gesagt - ein Thema.

Zusatzfrage: Mir ging es ein bisschen mehr darum: Gibt es spezielle Ideen,
die die Bundesregierung in diese Gespräche einspeist? Jetzt bleiben wir
erst einmal beim Thema Iran.

StS Seibert: Ich werde jetzt die Gespräche, die die Kanzlerin in Moskau mit
Präsident Putin führt, nicht weiter vorwegnehmen. Die Kanzlerin hat gestern
- Sie haben es selber gesagt - mit Premierminister Johnson und Präsident
Macron telefoniert. Die drei haben anschließend eine gemeinsame Erklärung
herausgegeben. Sie haben noch einmal darauf verwiesen, dass diese drei
Staaten die jüngsten Angriffe auf Koalitionstruppen im Irak verurteilt
hatten und sie mehrfach Besorgnis über die negative Rolle zum Ausdruck
gebracht haben, die der Iran in der Region spielt. Gleichzeitig haben sie
alle beteiligten Akteure zu äußerster Zurückhaltung, zu Besonnenheit und
Verantwortungsbewusstsein aufgerufen. Die Kanzlerin ist darüber hinaus mit
weiteren Partnern im Gespräch. Sie hat heute Vormittag mit dem türkischen
Präsidenten Erdogan telefoniert. Weitere Kontakte werden folgen.

Frage: Herr Seibert, plant die Bundesregierung eine
Sicherheitsratsresolution im Zusammenhang mit dem Iran-Irak-Thema? Könnte
das am Samstag bei der Kanzlerin in Moskau auch Thema sein?

Und etwas ausweitend dann noch eine Frage: Der Außenminister - das geht
dann sicher auch ans AA - hat angekündigt, man werde relativ schnell
Gespräche mit dem Irak aufnehmen. Haben solche Gespräche schon
stattgefunden? Werden sie auch von der Kanzlerin geführt? Vor allem würde
ich gern wissen: Mit wem redet man dort? Wer ist also der Ansprechpartner?
Ist es Abd al-Mahdi, oder redet man auch mit dem Parlament? Könnten Sie uns
da vielleicht eine Einordnung geben, was ja auch für den Einsatz der
Bundeswehr-Soldaten im Irak wichtig ist.

StS Seibert: Auch mit der Führung des Irak wird natürlich der Kontakt
gesucht. Wenn es dazu Informationen gibt, werde ich sie Ihnen zur Verfügung
stellen. Ansonsten, denke ich, übernimmt das Auswärtige Amt die
Beantwortung der Frage, was die UN usw. betrifft.

Breul: Ja, sehr gern. Die Frage, ob sich der Sicherheitsrat mit der
Thematik befassen soll - ja oder nein -, das ist Thema der Gespräche, die
wir jetzt mit unseren Partnern führen. Außenminister Maas wird dazu auch
mit VN-Generalsekretär Guterres telefonieren und darüber diskutieren, ob es
im Sicherheitsrat Ansatzpunkte zu einer Deeskalation geben kann. Das ist
genau das Stichwort und die Zielsetzung unserer Gespräche.

Vielleicht geht das auch noch einmal in Ihre Richtung, Herr Kollege, dass
wir jetzt nach Möglichkeiten und konkreten Maßnahmen suchen, wie es zur
Deeskalation kommen kann. Das ist unsere ganz klare Zielrichtung. Wir haben
als Europäer Gesprächskanäle in beide Richtungen. Wir nutzen sie intensiv.
Herr Seibert hat es gerade schon für die Bundeskanzlerin gesagt.

Der Außenminister war quasi auch das ganze Wochenende am Telefon mit seinen
europäischen Kollegen. Er hat mit Mike Pompeo, mit dem Nato-Generalsekretär
und dem Hohen Vertreter der EU gesprochen. Die Drähte glühen also heiß. Es
wird auch zeitnah - wie Sie wissen, kündigen wir so etwas nicht auf die
Minute vorher an, weil es nicht genau planbar ist - ein Gespräch mit dem
iranischen Außenminister geben.

Zusatzfrage: Sie haben jetzt nicht beantwortet, mit wem man dann auf
irakischer Seite spricht.

Breul: Genau. Dazu wollte ich gerade kommen. Das war jetzt noch der
Themenkomplex Iran.

Zum Themenkomplex Irak: Wir haben natürlich den Parlamentsbeschluss von
gestern zur Kenntnis genommen. Wir suchen jetzt das Gespräch mit der
irakischen Regierung um zu erfahren, wie sie das zukünftige Verhältnis
jetzt gestalten will. Wir müssen sehen, wie die irakische Regierung nun den
Parlamentsbeschluss genau annimmt, wie sie damit umgeht und welche
Konsequenzen sich aus den irakischen Entscheidungen ergeben. Der
Außenminister hat das gestern schon gesagt - ich glaube, auch heute Morgen
noch einmal in einem Interview; ich würde es gern unterstreichen -: Wir
werden jede Entscheidung des Irak respektieren. Niemand will ein
militärisches Engagement im Irak gegen den Willen des irakischen Parlaments
und der Regierung.

Also die Gespräche sind jetzt zu führen. Wir werden selbstverständlich auch
über die Botschaft mit dem Parlament reden. Das ist uns wichtig. Das war
uns auch ein großes Anliegen bei der letztmals anstehenden
Mandatsverlängerung. Die Gespräche werden also, wenn ich das so pauschal
sagen darf, mit allen Beteiligten geführt.

Zusatzfrage: In dem Zusammenhang wird ja die Forderung aus der Opposition
laut, die deutschen Soldaten so schnell wie möglich abzuziehen. Da kommt
dann vielleicht Herr Thiels wieder ins Gespräch.

Aber noch einmal eine Frage an Herrn Seibert im Zusammenhang mit der
Pressemitteilung von gestern Abend von Deutschland, Frankreich und
Großbritannien. Dort wird ja ausdrücklich betont, dass man weiter an der
IS-Bekämpfung als wichtiges Ziel festhalten möchte. Was ist der
entscheidende Punkt, um die deutschen Soldaten dort abzuziehen? Ist es
tatsächlich die Entscheidung des Parlaments im Irak? Welche Rolle spielen
dabei die Amerikaner? Zudem gibt es ja unterschiedliche Mandate und
unterschiedliche Einsätze für die Deutschen. Gilt für alle Einsätze das
Gleiche? Oder gilt für den Unterstützungseinsatz, für die Ausbildung, etwas
anderes als zum Beispiel für die Flugüberwachung? Könnten Sie das einmal
auseinanderlegen?

StS Seibert: Vielleicht kann sich da im Detail auch noch der Kollege aus
dem Verteidigungsministerium einbringen.

Ich will nur grundsätzlich sagen: Deutschland war immer der Souveränität
und der Sicherheit des Irak verpflichtet. Es hat sich immer dazu bekannt
und gemeinsam mit internationalen Partnern genau dieses, Sicherheit und
Souveränität des Irak, auch politisch, finanziell und personell
unterstützt. Daraus ergibt sich logisch, was Herr Breul gerade gesagt hat.
Wir müssen und werden jede Entscheidung akzeptieren, die die irakische
Regierung mit Blick auf die Anwesenheit ausländischer Streitkräfte im
eigenen Land trifft.

Ich möchte trotzdem in Erinnerung rufen, dass es auch gilt, das Erreichte
nicht unter dem Eindruck der jüngsten Ereignisse zu rasch aufzugeben. Das
könnte ja Fortschritte bei der Stabilisierung des Landes, auch Fortschritte
im Kampf gegen den sogenannten Islamischen Staat, gefährden. Es ist unser
Interesse, dass das möglichst nicht geschieht. Deswegen haben der
französische Präsident und die beiden Regierungschefs gestern ja auch noch
einmal den hohen Stellenwert herausgehoben, den es hat, diese
Anti-IS-Koalition zusammenzuhalten. Daher haben sie auch die irakischen
Stellen aufgefordert, dieser Koalition weiterhin die notwendige
Unterstützung zu geben.

Frage: Herr Breul oder Herr Seibert, in welchem Rahmen wird denn die
anscheinende Distanzierung oder sogar Auflösung des JCPOA durch den Iran
zur Sprache kommen? Ist ein Treffen speziell zu dem Thema geplant?

Breul: Das sind ja unterschiedliche Themenkomplexe, die natürlich alle
miteinander zusammenhängen, die zur Sprache kommen.

Zum JCPOA lassen Sie mich vielleicht einleitend sagen, dass wir die
Ankündigung des Iran von gestern, die im JCPOA vereinbarte Begrenzung der
Anzahl der Zentrifugen aufzugeben, zur Kenntnis genommen haben. Das wäre
ein weiterer schwerwiegender Verstoß gegen das JCPOA, bedeutet aber nicht -
das will ich auch betonen - automatisch das Ende der Vereinbarungen.

Unser Ziel bleibt es, die Vereinbarungen zu retten. Dazu sind wir im
Gespräch, natürlich in erster Linie mit unseren britischen und
französischen Partnern, aber auch mit der chinesischen Seite, der
russischen Seite und den Beteiligten am Atomabkommen. Die Gespräche werden -
 Sie wissen, die Politischen Direktoren spielen da eine besondere Rolle -
vor allem auf dieser Ebene geführt. Auch der Minister hat in dieser Sache
schon mit seinen britischen und französischen Kollegen am Telefon
gesprochen. Die Lage ist sehr im Fluss.

Was die Frage angeht, ob es in naher Zukunft ein Treffen geben wird, so ist
es mir zurzeit nicht möglich, das örtlich und zeitlich enger einzugrenzen.
Aber auch dazu gibt es Gespräche.

Frage: Noch einmal direkt anschließend: Herr Breul, der designierte
österreichische Bundeskanzler hatte gestern Abend im "ZDF" Wien als
möglichen Ort für ein Treffen ins Gespräch gebracht. Ist das schon
konkreter geworden? Oder war das nur ein Vorschlag von Herrn Kurz?

An Herrn Seibert noch eine Nachfrage zum Treffen in Moskau: Ist das ein
kurzfristig anberaumtes Treffen, oder stand das schon länger auf dem
Terminkalender?

Breul: Die erste Frage kann ich kurz machen: Nein, es gibt noch keine
konkreten Planungen. Sie wissen, Wien ist traditionell ein wichtiger Ort
für die Nukleargespräche. Dafür gibt es viele Gründe, auch praktische
Gründe. Aber es ist im Moment noch zu früh darüber zu reden, wann dort ein
nächstes Treffen stattfindet.

StS Seibert: Es ist ein gemeinsam vereinbartes Treffen, das in der
derzeitigen Lage besonderen Sinn macht.

Frage: Arbeitet die Bundesregierung an einer gemeinsamen europäischen
Aktion, um die Deeskalation in der Region zu fördern?

Breul: Ich weiß nicht genau, was Sie mit "Aktion" meinen.
Selbstverständlich - ich habe es gerade schon betont - sind wir Europäer in
einer besonderen Rolle, weil wir Gesprächskanäle zu beiden Seiten haben,
weil wir in der Region aktiv sind und vor allem den Irak unterstützen, weil
wir Teilnehmer am JCPOA sind. Wir sind da also mittendrin und bemühen uns
darum, Deeskalation zu erreichen.

Außenminister Maas hat am Wochenende sehr intensiven Kontakt mit dem Hohen
Vertreter gehabt. Er hat ihn dazu aufgefordert, möglichst bald eine Sitzung
der EU-Außenminister einzuberufen, also den turnusmäßigen Rat vorzuziehen.
Dazu laufen derzeit die Gespräche. Ich glaube, die Terminfindung ist noch
nicht abgeschlossen. Aber ich denke, es wird auch bald ein Treffen der
EU-Außenminister geben.

Frage: Könnten Sie vielleicht einmal die aktuelle Sicherheitslage im Irak
aus Sicht der Bundesregierung einschätzen und sagen, was das für einen
möglichen Abzug der Truppen bedeuten könnte?

Breul: Wir hatten die Diskussion hier am Freitag schon etwas länger. Die
Antwort ist für Sie nicht immer befriedigend. Aber das ist wirklich das
Beste, was wir tun können, und das entspricht auch unserem Anspruch, immer
aktuell zu sein.

Wenn das die Stoßrichtung Ihrer Frage ist, dann kann ich Ihnen sagen: Die
Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amtes sind laufend
aktualisiert bei uns, unter anderem auf der Homepage, zu finden. Das zielt
jetzt natürlich in erster Linie auf deutsche Bürgerinnen und Bürger, die
sich womöglich im Irak aufhalten oder eine Reise dahin planen, von der wir
ausdrücklich abraten. Das möchte ich jetzt noch einmal betonen.

Zum Einsatz der Bundeswehr - - -

Thiels: - - - kann ich gern ergänzen.

Wie Sie ja wissen, ist die Ausbildung der irakischen und kurdischen
Sicherheitskräfte zurzeit ausgesetzt. Das basiert auf einer
Sicherheitseinschätzung und Bewertung des kommandierenden Generals der
Taskforce Operation "Inherent Resolve". Das ist ja diese Anti-IS-Koalition.
Dem sind wir natürlich gefolgt.

Die Sicherheitslage wird sehr genau beobachtet. Die Verteidigungsministerin
hat den Generalinspekteur angewiesen, in Zusammenarbeit mit dem zuständigen
Einsatzführungskommando genau darauf zu schauen, um auch sehr zeitnah eine
Einschätzung zu bekommen, was das für unsere Soldatinnen und Soldaten
bedeutet. Sie verlassen im Moment nicht die Lager. Das ist ein wesentlicher
Punkt. Natürlich wird immer überprüft: Verändert sich die Sicherheitslage
oder Ähnliches? Wir sind dann - davon können Sie ausgehen - auch sehr
schnell reaktionsfähig.

Frage: Ich möchte doch noch einmal auf die Voraussetzungen des Mandats zu
sprechen kommen. Bei allen Parlamentsentscheidungen ist immer von der
Bundesregierung gesagt worden, Grundlage sei die Bitte der irakischen
Regierung um solche Unterstützung. Diese Situation ist nach dem
Parlamentsbeschluss gestern, der ja auch auf Wunsch des geschäftsführenden
Ministerpräsidenten gefasst worden war, doch nicht mehr gegeben. Die
Meldungslage von heute Morgen ist, dass die Regierung jetzt dabei sei,
technisch umzusetzen, wie der Abzug fremder Truppen, zu dem auch die
Bundeswehr gehört, umzusetzen sei. Herr Breul, Herr Seibert, müssten Sie
bei dieser Lage jetzt nicht sagen: Wir bereiten uns ebenfalls auf einen
Abzug der Bundeswehrkräfte vor, weil die Voraussetzung nicht mehr gegeben
sind?

Breul: Ich kann gern dazu noch etwas sagen. Herr Kollege, Sie haben im
Grunde genommen Ihre Frage selbst beantwortet. Sie haben von einer
Einladung der Regierung und einem Beschluss des Parlaments gesprochen.
Genauso war es. Jetzt reden wir mit der Regierung - das habe ich gerade
schon erwähnt - über diese Fragen, wie die Regierung jetzt mit diesem
Beschluss des Parlaments umgehen möchte und wie sie sich den weiteren
Umgang mit den Partnern wünscht.

Auch diesen Punkt möchte ich noch einmal unterstreichen; Herr Seibert hat
ihn ja gemacht. Wir sind Partner der irakischen Streitkräfte im Irak.
Gemeinsam haben wir den Kampf gegen den IS bestritten. Wir haben einen
wichtigen Beitrag geleistet, militärisch, aber auch zivil und mit
Stabilisierungsbeiträgen. Wir sind der Überzeugung - das ist gestern in der
Erklärung der Regierungschefs sehr deutlich geworden: Der IS ist weiter
nicht besiegt; er stellt nach wie vor eine ernste Bedrohung dar. Daher
machen wir uns große Sorgen, dass es ohne das Engagement der
internationalen Gemeinschaft gegen IS eine erneute und weitere
Destabilisierung geben wird.

Das ist die Art von Gesprächen, die wir sehr konstruktiv mit der irakischen
Seite führen. Sie sind nicht dazu da, jemandem etwas aufzudrängen. Wir sind
Partner der irakischen Regierung, erfolgreiche Partner. Unsere Mission ist
nicht erfüllt. Diese Diskussion führen wir jetzt mit der irakischen Seite.

Zusatzfrage: Ich finde nicht, dass sich die Frage von selbst beantwortet
hat. Denn die Einladung, auf die Sie sich berufen, wurde faktisch
gecancelt. Sie wurde zurückgenommen. Sie gilt doch nicht mehr. Wenn ein
Parlament auf Wunsch der Regierung beschließt "Wir möchten, dass diese
Truppen rausgehen", dann können Sie doch nicht mehr von einer existierenden
Einladung ausgehen.

Zum Zweiten, da Sie sagen, wir drängen niemandem etwas auf: Da tut sich
eine Kluft zum Verhalten der US-Regierung auf. Donald Trump hat erklärt,
die USA würden auf jeden Fall bleiben. Wenn der Irak darauf beharre, sie
rauszubringen, dann würde es Sanktionen nie vorher gesehenen Ausmaßes geben
und es würde teuer werden. Das ist klassischerweise mindestens das, was man
Aufdrängen nennt. Wie verhält sich die Bundesregierung zu diesem Ansatz des
Bündnispartners?

Breul: Ich glaube nicht, dass Herr Trump für die Bundesregierung spricht.

Zusatzfrage: Nein, aber er ist Bündnispartner. Die Anti-IS-Koalition wird
wesentlich von der USA mit geleitet. Deswegen ist die Frage legitim: Wie
verhalten Sie sich? Da tut sich doch eine wachsende Kluft im Verhalten, in
der Strategie, auf.

Breul: Wie in der Vergangenheit auch tun wir gut daran, hier nicht in die
Kommentierung von Threads einzusteigen, sondern wir reden mit den
Beteiligten. Wir reden jetzt in erster Linie mit der irakischen Regierung.
Wir reden mit unseren europäischen Partnern, und wir reden natürlich auch
im Rahmen der Anti-IS-Koalition. Auch da hat Außenminister Maas
vorgeschlagen, möglichst bald ein Treffen dieser Gruppe abzuhalten.

Frage: Ich würde gern noch einmal auf die Ermordung von Soleimani, aber
auch des irakischen Generals Abu Mahdi al-Muhandis, zu sprechen kommen. Da
hat die irakische Regierung ja auch schon in zwei Briefen die Vereinten
Nationen aufgerufen, die Tötung sowohl von Soleimani als auch Abu Mahdi zu
verurteilen. Hat die Bundesregierung auch so eine Aufforderung bekommen,
und verurteilen Sie zumindest den Drohnenangriff auf den irakischen
General?

Breul: Von einer Aufforderung ist mir jetzt nichts bekannt. Ansonsten haben
wir am Freitag hier schon eine erste Einschätzung zu dem Militärschlag
gegeben. Daran hat sich heute, am Montagmorgen, nichts geändert.

Zusatzfrage: Am Freitag war leider keine Rede von Ramstein. So ein
Drohnenangriff kann ja nur durch die Relaisstation in Ramstein passieren.
Wie beurteilen Sie die deutsche Rolle an der Ermordung der beiden Generäle?

Breul: Ich glaube nicht, dass das richtig ist, was Sie über die
Relaisstation sagen. Wir haben keine Erkenntnisse darüber, dass Ramstein
bei dem konkreten Luftschlag in irgendeiner Form beteiligt wäre.

Aber - das will ich hier gerne noch einmal unterstreichen - die USA sind
verpflichtet, auf ihren Stützpunkten in Deutschland deutsches Recht und
Völkerrecht einzuhalten, und das haben sie uns auch zugesichert.

Frage: Ich würde gerne vom Verteidigungsministerium wissen, inwieweit die
Soldaten ob der neuen Lage überhaupt noch ihre Mission vor Ort erfüllen
können. Wie hat sich die Arbeit eben in den vergangenen Tagen verändert?

Thiels: Wir haben ja gesagt, dass die Ausbildung derzeit ausgesetzt ist.
Das heißt, im Moment machen die andere Arbeiten, bereiten mögliche neue
Ausbildungen und Ähnliches vor. Aber natürlich hängen wir da jetzt ein
Stück weit in der Luft, weil wir sehen müssen, wie sich die irakische Seite
positioniert. Insofern findet jetzt keine Ausbildung statt. Für die
Soldaten bedeutet das - das hatte ich ja eben schon einmal skizziert -,
dass sie die Lager auch aus Sicherheitsgründen nicht verlassen. Jetzt
müssen wir eben abwarten, wie sich die irakische Seite positioniert und
daraus dann entsprechende Konsequenzen ziehen.

Zusatzfrage: Wie lange ergibt eine solche Haltung des Abwartens aus Ihrer
Sicht Sinn?

Thiels: Es wäre natürlich umso besser, je früher wir Klarheit hätten; das
ist völlig klar. Man kann nicht über Monate hinweg in einem solchen
Schwebezustand bleiben. Ich glaube, daran hat auch niemand Interesse.

Frage: Ich habe zwei Fragen, zuerst an das Außenministerium. Es gibt ein
Zitat, das eigentlich Kopfzerbrechen bereitet:

"US-Außenminister Mike Pompeo beteuerte, seine Regierung sei nun um eine
'Deeskalation' bemüht. Zudem erklärte Pompeo, er habe mit
Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD) über die Entscheidung von US-Präsident
Donald Trump gesprochen, Soleimani in einer 'defensiven' Aktion zu
'eliminieren'."

Wie bewerten Sie überhaupt diese Berichterstattung, die im "Münchner
Merkur" zu lesen ist, auch heute aktualisiert?

Breul: Wie üblich äußern wir uns ja nicht zu Berichterstattungen. Darum
möchte ich jetzt nicht die Berichterstattung des "Münchner Merkur"
bewerten.

Ich kann Ihnen aber sagen: Es ist richtig, dass die beiden Außenminister
telefoniert haben und dass Herr Pompeo Herrn Maas unterrichtet hat. Ich
glaube, es gibt dazu auch einen Tweet mehr oder weniger des gleichen
Inhalts von Herrn Pompeo. Der amerikanische Außenminister hat das gesagt,
was ja auch medienöffentlich danach von den Amerikanern gesagt wurde,
nämlich dass die amerikanische Begründung für den Luftschlag eine eminente
Bedrohung durch General Soleimani ist und war.

Zusatzfrage: Fand das Telefonat vor oder nach der amerikanischen Tötung von
General Soleimani statt?

Breul: Danach.

Zusatzfrage: Dann komme ich zu meiner zweiten Frage. Es geht um den
angekündigten fünften Schritt des Iran in Bezug auf das JCPOA. Wie bewerten
Sie erstens überhaupt diesen Schritt?

Halten Sie es zweitens für möglich, dass das EU-Trio infolge dieser
Entwicklung auch das Abkommen aufkündigt? Die Frage geht an die
Bundesregierung.

StS Seibert: Ich kann nur wiederholen, was Herr Breul hier vorhin schon im
Ansatz gesagt hat und was hier immer und immer wieder gesagt worden ist:
Wir haben als Bundesregierung weiterhin großes Interesse am Erhalt des
Nuklearabkommens, des JCPOA, und dafür setzen wir uns gemeinsam und
intensiv mit unseren Partnern ein. Es besorgt uns sehr, dass der Iran
mehrere seiner Verpflichtungen nicht mehr einhält und dass er nun
angekündigt hat, weitere Verpflichtungen nicht mehr einhalten zu wollen.
Das ist ein weiterer falscher Schritt in die falsche Richtung und wirft
natürlich schwerwiegende Fragen hinsichtlich der Zukunft dieses Abkommens
auf. Deswegen gab es in der gestrigen Merkel-Macron-Johnson-Erklärung auch
noch einmal den dringlichen Aufruf an den Iran vonseiten Deutschlands,
Großbritanniens und Frankreichs, sämtliche Maßnahmen zurückzunehmen, die
nicht mit dem JCPOA im Einklang stehen.

Wir stehen in sehr engem Austausch mit unseren E3-Partnern und mit der EU,
und dem will ich jetzt nicht vorgreifen. Aber es ist ganz klar: Wir meinen,
auch der Iran müsste weiterhin ganz klar sein Interesse daran sehen, in
diesem Nuklearabkommen zu verbleiben. Wir wollen gerne daran arbeiten,
müssen aber jetzt zur Kenntnis nehmen, dass dabei ein falscher Schritt nach
dem anderen gegangen worden ist.

Zusatzfrage: Gesetzt den Fall - nehmen wir an -, die Entwicklung wird zur
Folge haben, dass auch die Europäer austreten, als wie groß sehen Sie die
Wahrscheinlichkeit für einen Ausstieg Irans aus dem Atomwaffensperrvertrag
an? Ist das für Sie überhaupt ein Thema oder nicht?

Breul: Ehrlich gesagt: Für uns ist ein Thema, das JCPOA zu bewahren. Ich
möchte dem, was Herr Seibert gerade gesagt hat, vielleicht noch hinzufügen,
dass wir das nüchtern betrachten werden. Wie auch in der Vergangenheit
reagieren wir nicht auf Ankündigungen, sondern auf das, was uns die IAEO
berichtet. Die Fortsetzung der Zusammenarbeit Irans mit der IAEO bleibt
daher von sehr großer - um nicht zu sagen zentraler - Bedeutung. Diese
Zusammenarbeit fortzusetzen, hat der Iran gestern angekündigt. Nur so kann
man die Transparenz erreichen, sodass die Weltgemeinschaft verlässlich
verifizieren kann, welche Schritte der Iran tatsächlich unternimmt.
Gleichzeitig ist klar: Mehr Zentrifugen ohne erkennbaren zivilen Nutzen
untergraben die Nichtverbreitungsfunktion des JCPOA.

Frage: Ich würde ganz gerne noch einmal auf die gemeinsame Erklärung von
Macron, Merkel und Johnson zurückkommen. In dieser wird ja ausschließlich
der Iran dazu aufgefordert, zu deeskalieren. Mich würde interessieren, aus
was für Beweggründen man darauf verzichtet hat, auch die USA explizit zur
Deeskalation aufzufordern?

StS Seibert: Wenn ich aus der gemeinsamen Erklärung zitieren darf:

"Wir appellieren an alle beteiligten Akteure, äußerste Zurückhaltung und
Verantwortungsbewusstsein an den Tag zu legen."

Dann kommt der Abschnitt:

"Wir rufen insbesondere Iran auf, von weiteren gewalttätigen Aktionen oder
deren Unterstützung abzusehen."

Vielleicht muss man noch einmal daran erinnern, dass mit General Soleimani
ein Mann getötet wurde, der unzweifelhaft für eine Vielzahl von
terroristischen Aktionen und Gewalttaten verantwortlich war und der aus
diesem Grunde in den vergangenen Jahren sowohl von der UN als auch von der
EU für diese Aktionen auch gelistet war.

Zusatzfrage: Eine Zusatzfrage und eine kurze Bemerkung - - -

Vors. Buschow: Nein, keine Bemerkung! Nachfragen sind eigentlich - - -

Zusatzfrage: Ja, die kommt auch noch. - Aber nicht nur Herr Soleimani wurde
ermordet!

Meine Frage bezieht sich auf die Äußerung der UN-Berichterstatterin zu
außergerichtlichen Tötungen beziehungsweise Hinrichtungen, Frau Agnes
Callamard, die diese zielgerichtete Tötung von Soleimani und einem Dutzend
anderer Personen als sowohl völker- als auch menschenrechtswidrig
bezeichnet hat. Mich würde interessieren, inwieweit die Bundesregierung und
vielleicht explizit auch das Auswärtige Amt die Einschätzung der
UN-Berichterstatterin teilen.

Breul: Mir liegt die Äußerung hier nicht im Einzelnen vor. Ich bin mir
sicher, dass sie uns bekannt ist.

Zur allgemeinen völkerrechtlichen Einordnung hatte Herr Burger am Freitag
hier schon ein paar Sätze gesagt. Wir haben die Begründung der USA dafür
gesehen. Die Informationen dafür, die Begründung nachzuvollziehen, fehlen
uns aber. Für uns ist klar: Militärische Gewalt kann immer nur das
allerletzte Mittel sein. Aus gutem Grund gibt es im Völkerrecht eng
gesteckte Grenzen für die Anwendung von Gewalt, und an dieser
Errungenschaft wollen wir als Bundesregierung ausdrücklich festhalten.

Frage: Herr Seibert, wäre ein Angriff auf Kulturstätten des Iran aus Sicht
der Bundesregierung ein Kriegsverbrechen?

An das Auswärtige Amt habe ich noch eine Frage zum Iran. Gestern ist wohl
der Geschäftsträger einbestellt worden. Es war nicht zu klären, wo der
deutsche Botschafter ist. Können Sie bitte kurz Aufklärung darüber geben,
wer denn jetzt Ansprechpartner war? Wer ist einbestellt worden?

In diesem Zusammenhang wird vom Iran der Vorwurf erhoben, dass es
unangemessene Äußerungen von deutschen Offiziellen geben würde. Weiß man
mittlerweile, was die Iraner damit meinen oder wen sie damit meinen?

Breul: Zur zweiten Frage: Es ist richtig, dass der Gesandte gestern auf
besondere Bitte der iranischen Seite im iranischen Außenministerium ein
Gespräch geführt hat. Es ist nichts Ungewöhnliches, dass das vom Gesandten
wahrgenommen wird. Das ist der Vertreter des Botschafters, wenn der aus dem
einen oder anderen Grund verhindert sein sollte. Das ist also sozusagen ein
ganz übliches Prozedere. Wenn wir solche Gespräche hier in Berlin führen,
dann kommt der Botschafter oder der beziehungsweise die Gesandte. Das hat
jetzt also sozusagen keine politische Bedeutung.

Über den Inhalt der Gespräche - es ist so wie immer - können wir keine
detaillierte Auskunft geben. Aber Sie können sich sicherlich vorstellen,
dass die Argumente, die der Iran öffentlich vorgebracht hat, und die
Unzufriedenheit mit einigen deutschen Einlassungen, die da vorherrscht,
auch in dem Gespräch zur Sprache kamen.

Zusatzfrage: Jetzt haben Sie aber auf beide Fragen nicht geantwortet. Das
kann ich auch verstehen, aber es ist nicht zufriedenstellend.

Weiß man, was der eine oder andere Grund gewesen ist, der den Botschafter
daran gehindert hat, an dem Gespräch teilzunehmen oder das Gespräch
wahrzunehmen?

Zweite Frage: Können wir nicht erfahren - das fragt man sich ja tatsächlich
-, was die offiziellen Äußerungen aus Deutschland waren, die die Iraner
verärgert haben?

Dann erinnere ich noch an die Frage nach den Kriegsverbrechen im
Zusammenhang mit Angriffen auf Kulturgüter.

StS Seibert: Dann fange ich vielleicht kurz an. Was als Kriegsverbrechen zu
werten ist, entscheidet ja nicht die Bundesregierung oder irgendeine
Regierung im Alleingang, sondern das entscheiden die weltweit gültigen
Normen und Konventionen. Darin muss man nachschauen, wenn man sehen will,
wie Angriffe auf Kulturstätten bewertet werden, und das wird dann auch
gelten.

Breul: Ich kann dem vielleicht nur hinzufügen, und vielleicht haben Sie es
gesehen: Außenminister Pompeo hat sich ja zu diesem Themenkomplex auch
geäußert und gesagt, dass sich die USA bei etwaigen Reaktionen auf einen
iranischen Militärschlag strikt an das humanitäre Völkerrecht halten
würden. Das ist natürlich genau das, was wir auch nicht nur von den USA,
sondern insgesamt einfordern, nämlich Respekt vor dem humanitären
Völkerrecht.

Dann komme ich zu der Frage nach dem Botschafter. Ich persönlich weiß es
schlicht nicht. Ich kann einmal schauen, ob ich Ihnen nachreichen kann,
warum er jetzt an diesem Gespräch nicht teilnehmen konnte.

Was die iranischen Vorwürfe sind, müssten Sie eigentlich, streng genommen,
die iranische Seite fragen. Aber ich denke, dass Ihre Kreativität dazu
ausreicht, sich vorzustellen, dass das nicht unbedingt die Interpretation
der iranischen Seite ist, wenn Sie sich die Statements der Bundesregierung
anschauen, in denen ja - darauf wurde auch am Freitag hingewiesen - noch
einmal deutlich gemacht wurde, welche Rolle Herr Soleimani in der
Vergangenheit gespielt hat.

Frage: An die Kulturstättenfrage anknüpfend, Herr Breul: Für das Auswärtige
Amt ist die auswärtige Kulturpolitik ja eine der drei Säulen, und wenn ich
mich recht entsinne, dann haben Sie vor etwa zwei Jahren eine eigene
Konferenz zum Schutz oder Wiederaufbau von Kulturstätten einberufen, die in
Syrien zerstört worden waren. In diesem Zusammenhang hat das Auswärtige Amt
von, denke ich, völkerrechtswidrigen und menschenrechtswidrigen Aktionen
gesprochen. Darf man also davon ausgehen, dass genau dieser Maßstab auch
wieder angelegt werden würde, wenn im Iran Kulturstätten angegriffen werden
würden?

Zum Zweiten: Hat Außenminister Pompeo, der gestern die Bundesrepublik
explizit angesprochen hat, indem er sagte, auch Deutschland müsse zur
Kenntnis nehmen, dass die Tötung des Generals Deutschland vor weiteren
Schäden bewahrt habe, eigentlich in irgendeiner Weise gegenüber der
Bundesregierung ausgeführt, vor welchen konkreten Schäden, die nachweisbar
direkt in Planung waren, diese Hinrichtung Deutschland bewahrt hat?

Breul: Zu Ihrer ersten Frage: Es ist vollkommen richtig, dass der Schutz
von Kulturgütern für uns im Auswärtigen Amt ein zentrales Anliegen ist. Ich
glaube, wir müssen gar nicht so weit zurückgehen - zwei oder drei Jahre -,
wenn wir daran denken, wann dazu die letzte Konferenz bei uns stattfand.
Das ist für uns ein fortlaufendes Thema. Ich kann Ihnen auch abstrakt
sagen, dass die gezielte Zerstörung von Kulturgütern durch wen auch immer
in einem bewaffneten Konflikt eine Verletzung des humanitären Völkerrechts
darstellt.

Zu Ihrer zweiten Frage nach den Äußerungen von Herrn Pompeo: Die möchte ich
im Einzelnen nicht kommentieren. Wir haben das als eine Reaktion auf die
öffentlichen Äußerungen der (akustisch unverständlich) wahrgenommen. Wir
führen Gespräche mit der amerikanischen Regierung und stellen darin auch
noch einmal unsere Position dar. Gezielte und weitergehende Informationen -
das erzählte ich vorhin schon -, die es uns erlauben würden, die
völkerrechtliche Begründung nachzuvollziehen, liegen uns derzeit nicht vor.

Zusatzfrage: Da nun aber Präsident Trump explizit angekündigt hat, dass
auch Kulturgüter auf der Liste der 52 Ziele stehen würden: Wie bewerten Sie
eine solche Ankündigung?

Breul: Ich habe es vorhin schon einmal gesagt, und ich weiß gar nicht, wie
oft ich es hier schon gesagt habe, dass wir die Äußerungen auf Twitter hier
aus gutem Grunde nicht kommentieren.

Frage: Herr Breul, um das noch einmal zu verstehen: Hat die Bundesregierung
die amerikanische Seite um Informationen gebeten, die von amerikanischer
Seite als Rechtfertigung für diese gezielten Tötungen angeführt wurden?

Sie hatten ja die iranische Interpretation der Aussagen vom Freitag
angesprochen. In Teheran wurde das so empfunden, als hätte die
Bundesregierung diese Aggressionen, von denen gesprochen wurde, als
Rechtfertigung für die Tötung Soleimanis angesehen. War diese
Interpretation der iranischen Seite korrekt? Sieht die Bundesregierung die
Tötung Soleimanis als gerechtfertigt an?

Breul: Da begeben wir uns ja quasi auf eine Ebene einer zweiten Ableitung,
einer Interpretation von Äußerungen von uns durch einen anderen. Unsere
Äußerungen stehen für sich, und jedem steht es zu, die zu interpretieren
oder auch nicht. Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Zum ersten Themenkomplex: Wir sprechen mit den USA. Wir sprechen mit
unseren Verbündeten, und zwar über alle Elemente, die dieser ganze
Themenkomplex umfasst.

Zusatzfrage: Sie sprechen also mit denen, haben aber nicht explizit um
Informationen gebeten. Ist das korrekt?

Breul: Wir sprechen mit ihnen.

Frage: Wie kommen Sie denn darauf, dass Ramstein keine Rolle bei diesem
Drohnenangriff gespielt hat? Das ist ja die einzige Relaisstation, und Sie
haben selbst im Bundestag zugegeben, dass diese Relaisstationen für die
Planung, Überwachung und Auswertung von Drohnenangriffen der Amerikaner im
Nahen Osten, im Mittleren Osten, im Irak und im Jemen zuständig sind. Der
Kollege hat gerade auch gefragt, ob Sie sich aktiv um Kenntnisse gekümmert
haben. Sie sind ja auch gerichtlich dazu verpflichtet, das völkerrechtlich
zu überprüfen und bei den Amerikanern nachzufragen. Was haben Sie in Sachen
Ramstein konkret zu erfahren versucht?

Breul: Herr Kollege, ich habe für Sie eigentlich immer meinen
Ramstein-Zettel dabei; heute nicht. Wenn ich es mir richtig gemerkt habe,
dann ist - das ist der Punkt, den ich vorhin ansprechen wollte - Ramstein
eine Relaisstation, aber es ist nicht richtig, dass es, wie Sie sagen, die
einzige Relaisstation der Amerikaner ist.

Zuruf : Für diese Gebiete!

Breul: Generell kann ich Ihnen sagen, dass die Bundesregierung mit den USA
in einem regelmäßigen und vertrauensvollen Austausch zur Rolle des
US-Luftwaffenstützpunktes Ramstein steht, und das werden wir auch in
Zukunft so weiterführen.

Zusatzfrage: Das Erste - auch noch einmal zu der Frage von dem Kollegen -,
was Frau Demmer am Freitag hier gesagt hat, ist: "Das amerikanische
Vorgehen ist eine Reaktion auf eine ganze Reihe von militärischen
Provokationen, für die der Iran Verantwortung trägt." Das ist so eine
Rechtfertigung für die Ermordung, oder nicht, Herr Seibert?

StS Seibert: Wie Sie das wahrnehmen, ist erst einmal Ihre Sache. Frau
Demmer hat darauf hingewiesen, dass der militärischen Aktion vom 3. Januar
Aktionen des Iran vorangingen. Das wissen wir alle hier im Raum. Da gab es
die Angriffe auf die Tanker in der Straße von Hormus, die Angriffe auf die
saudischen Ölanlagen, die Angriffe auf die Koalitionstruppen im Irak und
den Angriff - er lag ja nun gerade erst wenige Tage zurück - auf die
US-Botschaft in Bagdad. Darauf hat Frau Demmer hingewiesen. Wir haben immer
wieder betont, und dies ist vielleicht eine Gelegenheit dafür, es noch
einmal zu tun, dass wir genau diese regionalen Aktivitäten des Iran sehr
kritisch sehen und dass sie eine negative Rolle in dieser Region spielen.

Frage: Nato-Generalsekretär Stoltenberg hat ja für heute Nachmittag zu
einem Treffen der Nato-Mitgliedstaaten aufgerufen. Meine Frage: Vielleicht
können Sie uns daran teilhaben lassen, was auf der Tagesordnung steht.

Ist es möglich oder rechnen Sie damit, dass die USA auch um Beistand fragen
werden?

Breul: Ja, genau, es wird heute Nachmittag eine Sitzung des
Nordatlantikrates auf Botschafterebene geben, die aufgrund der aktuellen
Ereignisse kurzfristig einberufen wurde. Ich glaube, wie üblich können wir
sozusagen die Details nicht vorwegnehmen. Aber Sie sind sich ja bewusst,
dass auch die Nato vor Ort im Irak präsent ist und dass sich die Fragen,
die wir uns national stellen, natürlich auch für das Bündnis stellen.
Dafür, dass ein Artikel-5-Fall - das ist ja sozusagen der Bündnisfall, die
Verteidigung -, in irgendeiner Form beraten wird, haben wir keinerlei
Anzeichen.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen "die Fragen, die so im Raum stehen": Welche
Fragen sind das?

Breul: Na ja, die Fragen, die Sie uns zum Beispiel heute schon gestellt
haben, nämlich: Was machen die Soldatinnen und Soldaten vor Ort, welche
Möglichkeiten haben sie, den Aufgaben nachzugehen, gibt es
Sicherheitsthemen usw.? Genau diese Fragen betreffen natürlich auch die
Nato-Missionen, also ganz praktische Konsequenzen aus den aktuellen
politischen Entwicklungen.

Frage: Herr Seibert, Herr Söder hat am Wochenende gesagt, er könne sich
sehr gut zur Mitte der Legislaturperiode eine Verjüngung des Kabinetts
vorstellen. Kann die Kanzlerin sich das auch vorstellen? Gibt es solche
Gedankenspiele oder eine Planung zu einer Kabinettsumbildung noch in diesem
Jahr auch bei der Kanzlerin?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin arbeitet mit allen Ministerinnen, mit
allen Ministern gut und gerne zusammen. Diese Bundesregierung hat eine
Vielzahl von Projekten für diese Legislaturperiode, und gewiss ist es so,
dass wir dabei an manchen Stellen auch noch Tempo oder Dynamik zulegen
könnten. Das Essenzielle ist aber: Sie arbeitet gern mit allen
Ministerinnen und Ministern zusammen.

Frage: Herr Seibert, können Sie uns sagen, an welchen Stellen die Kanzlerin
da ganz gerne mehr Tempo machen würde, und uns das vielleicht thematisch
nennen? Auch Herr Söder hatte ja keine Namen genannt, sondern eher die
Themen identifiziert, bei denen er sich mehr Schwung erhofft.

StS Seibert: Da könnten wir jetzt viele Themen durchgehen; ich weiß nicht,
ob das nicht den Rahmen sprengen würde. Es ist immer wieder betont worden,
dass wir bei der Digitalisierung insgesamt - und das ist ja ein sehr
breites Feld und sehr facettenreich - mehr Dynamik haben müssen, und diese
Bundesregierung hat eine erhebliche Dynamik in dieses politische Feld
hineingebracht, indem sie das Thema der Digitalisierung so zentral in ihrer
Arbeit angesiedelt hat wie noch keine Bundesregierung davor. Trotzdem kann
man da sicherlich immer noch zulegen.

Frage: Nachdem sich der Innenminister heute bereits geäußert hat und gesagt
hat, er hoffe, dass er noch einige Tage das Ministerium führen könne - er
hat das wohl ironisch gemeint -: Welche Rolle spielt denn für die
Bundeskanzlerin das Alter des Innenministers, der jetzt ja 70 Jahre alt
ist? Wenn es um die Verjüngung geht, denkt man insofern natürlich an ihn.

Für die Kabinettszusammensetzung ist ja jede Partei für ihre eigenen dort
hinein entsandten Minister zuständig. Ist es möglich, dass Herr Söder da
auch etwas für die CDU-Minister sagt?

StS Seibert: Ich werde Ihnen jetzt nicht den Gefallen tun, die einzelnen
Kabinettsmitglieder nach ihren Geburtsdaten durchzugehen. Es bleibt bei
dem, was ich für die Bundeskanzlerin gesagt habe: Sie arbeitet mit allen
Ministern und Ministerinnen gern und gut zusammen.

Frage: Ich habe zwei Fragen zum Thema Klimapolitik, erst an Herrn Haufe und
dann auch an Frau Einhorn.

Herr Haufe, Experten gehen davon aus, dass sich die CO2-Emissionen in
Deutschland im Jahr 2019 etwas verringert haben und dass womöglich sogar
das Klimaschutzziel für 2020 wieder in greifbare Nähe rückt. Welche
Erkenntnisse hat die Bundesregierung dazu? Was tun Sie aktiv, um bereits
2020 das Klimaschutzziel von minus 40 Prozent zu erreichen, insbesondere
auch, was den Ausbau erneuerbarer Energien betrifft?

Dazu passend die Frage an Frau Einhorn: Was ist beim berühmten
Kohleausstiegsgesetz, das Sie ja auf dieses Jahr verschoben haben, der
Stand der Dinge? Für wann rechnen Sie mit einem Kabinettsbeschluss? Ist der
Passus zum Mindestabstand von Windkraftanlagen aktuell noch in diesem
Gesetz enthalten?

Haufe: Bezüglich der Daten zu den Treibhausgasemissionen warten wir einmal
die Berechnungen des Umweltbundesamtes ab, die ja in den nächsten Wochen
vorgelegt werden. Da wird es die erste Nahzeitprognose für das vergangene
Jahr geben. Dann werden auch sehr schnell die sicheren Daten für 2018
vorliegen, und dann können wir schauen, ob dieser Trend, den Sie hier
ansprechen, zu sehen ist - ich will da jetzt nichts vorwegnehmen.

Ansonsten kann ich nur sagen, dass die beiden Worte Tempo und Dynamik für
die Umweltministerin in ihren Bereichen und für die gesamte Bundesregierung
natürlich sehr gut klingen; denn die Frage des Klimaschutzes wird sich
natürlich im Bereich des Ausbaus der erneuerbaren Energien und im Verkehr
entscheiden. Auf diesen beiden Feldern haben wir noch einige Aufgaben zu
lösen; dessen ist sich die Umweltministerin sehr bewusst und
dementsprechend stellt sie sich auch auf.

Den Ausbau der erneuerbaren Energien haben Sie gerade angesprochen: Den
besprechen wir gerade insoweit, als wir die nächste Novelle des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes vorlegen müssen - da ist das BMWi
federführend, insofern kann die Kollegin gleich sicherlich etwas dazu
sagen. Die Diskussion ist bekannt, die Punkte sind bekannt, da hat sich
nichts verändert. Für uns ist klar, dass gerade der Ausbau der Windenergie
entscheidend ist. Es muss ein deutliches Signal geben, dass dieser Ausbau
schon in diesem Jahr wieder eine Dynamik erfährt, die unseren Klimazielen
gerecht wird.

Zusatzfrage: Gehen Sie davon aus, dass 2020 das Klimaziel für Deutschland
erreichbar ist?

Haufe: Ich kann Ihnen hier keine hypothetischen Fragen beantworten, wir
müssen uns erst einmal die Daten anschauen. Wir haben ja Behörden in
Deutschland - - Wir haben ein Treibhausgasregister, und dort lässt sich
diese Frage beantworten. Die Daten in diesem Treibhausgasregister werden
gerade quasi für die Veröffentlichung vorbereitet und noch einmal
überprüft. Das dauert noch ein paar Wochen, und dann legen wir die vor, so
wie wir das jedes Jahr tun. Ich werde heute, in der ersten Januarwoche,
also sicherlich nichts dazu sagen können.

Einhorn: Zum Kohleausstiegsgesetz kann ich Ihnen noch keinen neuen Stand
berichten. Es ist so, wie das Ende 2019 auch gesagt wurde: Das Gesetz
befindet sich noch in der Ressortabstimmung. Da geht es ja einerseits um
den Kohleausstieg, aber auch um flankierende Regelungen, und das ist
insgesamt ein komplexes Vorhaben. Wir haben den Anspruch, das alles in
einem Gesetz umzusetzen, und nehmen uns deshalb auch die Zeit, die wir
dafür benötigen, um das im Austausch mit den Ressorts dann auch ordentlich
hinzubekommen.

Was den Abstand der Windräder angeht: Das ist ja möglicherweise ein Teil
eines Pakets, und dazu äußern wir uns nicht; wir geben hier keine
Zwischenstände bekannt. Aber auch für das Bundeswirtschaftsministerium
gilt, was der Kollege aus dem Umweltministerium gerade gesagt hat, nämlich
dass der Ausbau der Windenergie an Land für uns ein zentrales Thema ist.
Deswegen hat Wirtschaftsminister Altmaier vor einigen Wochen einen
Aktionsplan zum Ausbau der Windenergie an Land vorgelegt, der 18 konkrete
Maßnahmen beinhaltet, mit denen das beschleunigt werden kann und sollte.
Die Maßnahmen richten sich an viele Häuser, nicht nur an unser Ressort. Da
geht es unter anderem darum, die Genehmigungen zu beschleunigen, weil es
ein großer Hemmschuh ist, dass die Genehmigungsprozesse zu lange dauern.
Wir sind dabei, das mit Hochdruck umzusetzen, und das gilt genauso auch für
das Kohleausstiegsgesetz.

Frage: Auch zum Kohleausstiegsgesetz: Herr Seibert hatte ja gerade davon
gesprochen, dass Frau Merkel an einigen Stellen mehr Dynamik entfachen
wollen, und man hört, dass sie auch das Kohleausstiegsgesetz
beziehungsweise diesen Beschluss dynamischer fassen will und Gespräche mit
diversen Ministerpräsidenten plane. Meine Frage ist: Stimmt es, dass Frau
Merkel das Gesetz in ihre Hände nehmen will? Wann sollen diese Gespräche
stattfinden, und mit welchen Ministerpräsidenten oder welchen anderen
Gesprächspartnern will sie darüber sprechen?

StS Seibert: Da werde ich Ihnen eine Antwort nachreichen müssen. Nach
meinem Wissen geht es zunächst um Gespräche zwischen dem Chef des
Bundeskanzleramts und dem Chef der Staatskanzleien, aber ich werde eine
Antwort nachreichen.

Frage: Konkret noch einmal zum Kohleausstieg und zu Datteln 4: Frau
Einhorn, geht Ihr Ministerium davon aus, dass Datteln 4 dieses Jahr - jetzt
bald, in den nächsten Wochen - ans Netz geht?

Herr Haufe, Ihr Staatssekretär Herr Flasbarth hat sich ja dazu geäußert und
gemeint, es sei vertretbar, dass dieses neue Kohlekraftwerk ans Netz geht.
Sieht die Umweltministerin das auch so?

Einhorn: Auch bei Datteln 4 ist es so, dass ich hier jetzt keinen neuen
Stand berichten kann. Wir sind im Gespräch mit dem Kraftwerksbetreiber, und
wenn es dazu kommen sollte, dass das Kraftwerk ans Netz geht, dann würde
darüber der Kraftwerksbetreiber auch informieren.

Haufe: Der Staatssekretär und die Ministerin stimmen sich sicherlich über
ihre Kommunikation ab. Was Datteln 4 angeht, kann ich nur sagen, dass
darüber noch keine endgültige Entscheidung gefallen ist. Diese Entscheidung
fällt, wie gesagt, bekannterweise im Rahmen des Kohleausstiegsgesetzes
insgesamt. Er hat diese Äußerungen aber gemacht. Ich hatte hier in der
Regierungspressekonferenz auch schon darauf hingewiesen, dass die Menge an
Energie, die aus Kohlekraft gewonnen wird, festgelegt wird. Diese Menge
wird schrittweise absinken müssen; das ist zwangsläufig so, wenn man einen
Kohleausstieg plant. Diese Energiemenge aus Kohlekraft wird also in
verschiedenen Zeitschritten absinken müssen. Insofern ist erst einmal nicht
entscheidend, aus welchem Kraftwerkspark die Kohleenergie kommt, sondern,
dass die Menge insgesamt Schritt für Schritt absinkt. Das ist Teil des
Gesetzes, das jetzt kommen soll.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn wir jetzt alle schreiben, das
Bundesumweltministerium finde Datteln 4 vertretbar, dann ist das richtig?

Haufe: Der Staatssekretär hat sich geäußert, wie er sich geäußert hat, -

Zusatz: In Absprache mit der Ministerin.

Haufe: - und dieses Zitat von Herrn Flasbarth kann ich hier jetzt natürlich
nicht zurücknehmen. Er hat es auch nicht zurückgenommen, sondern er steht
zu dieser Aussage, so wie er sie getroffen hat.

Zusatzfrage: Ich wollte nur wissen, ob Frau Schulze das auch so sieht, also
ob das Ministeriumsmeinung ist.

Haufe: Ich kann Ihnen nur sagen, dass Herr Flasbarth das Zitat so gemacht
hat, wie er es gemacht hat.

Frage: Frau Einhorn, Sie sagten, die Gespräche mit dem Betreiber dauerten
noch an. Führt die Bundesregierung die Gespräche mit Uniper nach wie vor
mit der Zielsetzung, dass Datteln 4 nicht ans Netz geht? Ich glaube, das
hatten Sie hier beim letzten Mal, als das Thema aufgekommen ist, so gesagt.
Ist das die Zielsetzung?

Einhorn: Ich glaube, das hat keiner von uns hier so gesagt.

Zusatz: Eigentlich schon.

Einhorn: Die Zielsetzung ist die, die auch im Abschlussbericht der
Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung steht. Da steht, dass
wir uns mit dem Betreiber um eine Lösung bemühen sollen, und wir sind
dabei, das zu tun.

Zusatzfrage: Aber eine solche Lösung muss doch eine Zielsetzung haben? Da
Datteln 4 nach derzeitigem Stand genehmigt ist, kann so eine Lösung, nach
der Sie jetzt suchen, logischerweise doch nur darin liegen, dass man sagt:
Wir verzichten auf die Inbetriebnahme. Auf welche Lösung zielen Ihre
Gespräche ansonsten ab?

Einhorn: Wie gesagt, wir sind im Gespräch, so wie das die Kommission
vorgegeben hat.

Zusatzfrage: Worüber?

Einhorn: Über den Betrieb oder Nichtbetrieb von Datteln 4.

Das ist der Stand der Dinge, und wie wir heute schon mehrmals gesagt haben,
obliegt es ja Ihnen, unsere Aussagen zu interpretieren. Da kann ich jetzt
aber nicht mit einsteigen.

Frage: Gestern wurde ja der selbsternannte Präsident Venezuelas, Juan
Guaidó, von seinem Amt als Parlamentspräsident abgewählt. Die
Bundesregierung hat in der Bundespressekonferenz immer darauf verwiesen,
dass ihre Anerkennung des Präsidenten darauf beruhe, dass er das Amt des
Parlamentspräsidenten innehatte. Dieses Amt hat er nun nicht inne, daher
würde mich interessieren, wie insbesondere das Auswärtige Amt das weitere
Vorgehen der Bundesregierung plant und ob man nach wie vor an Juan Guaidó
festhält respektive ihn nach wie vor anerkennt.

Breul: Herr Kollege, wir teilen nicht Ihre Interpretation dessen, was da
gestern in Venezuela stattgefunden hat. Da Maduro-Regime hat versucht, die
Wahl des Präsidenten der venezolanischen Nationalversammlung zu
manipulieren. Eine große Anzahl Abgeordneter, darunter Guaidó selbst, wurde
am Betreten des Parlamentsgebäudes gehindert. Das war ein Angriff auf die
demokratischen Rechte des Parlaments und führte dann in diesem Gebäude in
großer Abwesenheit von Abgeordneten zu einer Sitzung, die so rechtsförmlich
gar nicht stattfinden konnte, weil der Parlamentspräsident, Herr Guaidó,
diese gar nicht eröffnet hat. In dieser Sitzung soll angeblich ein Herr
Luis Parra zum neuen Parlamentspräsidenten gewählt worden sein. Diese
Ernennung war nicht konform mit den Verfahrensregelungen des
venezolanischen Parlaments. Die EU hat dazu gestern bereits eine
entsprechende Erklärung herausgegeben, der wir uns vollumfänglich
anschließen.

Wenige Stunden später berief Herr Guaidó eine Sitzung der
Nationalversammlung an einem Ersatzort ein, weil er, wie gesagt, am Zugang
selbst gehindert wurde. Dort wurde er mit 100 Stimmen bei 167 Abgeordneten
in der Nationalversammlung, also mit einer klaren Mehrheit, als Präsident
der Nationalversammlung wiedergewählt. Damit ändert sich aus Sicht der
Bundesregierung auch nichts daran, Herrn Guaidó weiter als legitimen
Interimspräsidenten zu betrachten.

Zusatzfrage: Das heißt, die Bundesregierung erkennt die - wie auch immer
man das jetzt benennen will - Wahl von Guaidó in einer rechtsgerichteten
Zeitung an, ohne dass das Quorum in irgendeiner Form erfüllt war? Zumindest
nach aktuellem Wissensstand waren 30 der Parlamentarier per Skype
zugeschaltet, weil sie sich derzeit gar nicht in Venezuela befinden. Können
Sie das kurz erklären?

Breul: Ich habe gerade ja schon dargestellt, wie das aus Sicht der
Bundesregierung abgelaufen ist, und verweise noch einmal auf die
EU-Erklärung, in der das auch noch einmal aufgeschlüsselt wird. Wie gesagt,
wir sind in erster Linie entsetzt, dass das Maduro-Regime die Demokratie in
Venezuela weiter auszuhöhlen versucht, indem es Abgeordnete durch
Sicherheitsleute daran hindert, an einer Abstimmung teilzunehmen, deren
Ergebnis dieses Regime anscheinend befürchtet hat - was sich anschließend
auch durch die Wiederwahl von Herrn Guaidó mit einer deutlichen Mehrheit
von 100 von 167 Stimmen bestätigt hat.

Frage: Seit Ende November gab es kein Update zu den Schweinswalen. Herr
Thiels, Sie wollten ja untersuchen lassen, ob die Bundeswehr
beziehungsweise die Marine für die Tötung von, ich glaube, über einem
Dutzend Schweinswalen verantwortlich ist, weil sie Sprengungen durchgeführt
hat. Haben Sie das mittlerweile feststellen können?

Herr Haufe, konnten Sie dort vermitteln? Das Umweltministerium schien ja
schon zu wissen, dass die Bundeswehr daran schuld ist.

Thiels: Nach unserem Stand haben an dem zuständigen Institut keine
Untersuchungen stattgefunden, die völlig zweifelsfrei belegen können, dass
die Handlungen der deutschen Marine verantwortlich sind. Es ist
offensichtlich so, dass das alles noch einmal sehr genau untersucht werden
muss. Was wir gehört haben - das ist allerdings vor Weihnachten gewesen,
insofern muss ich da gegebenenfalls noch einmal etwas nachreichen -, ist,
dass das Institut gesagt hat, seine Aussagen basierten auf Erfahrungswerten
der Vergangenheit. In diesem konkreten Fall sind die Tiere wohl noch nicht
so untersucht worden, dass man sagen könnte, dass es dort zweifelsfrei eine
Ursache-Wirkung-Relation gibt. Meines Wissens sind die Tiere tatsächlich
noch tiefgefroren und noch nicht untersucht worden.

Haufe: Die Untersuchung ist vor allen Dingen deswegen nicht zustande
gekommen, weil noch kein Geld dafür da war; das ist der Hauptgrund gewesen.
Diese Finanzierungsfragen sind bis zum Ende des Jahres vielleicht schon
geklärt worden - ich weiß es nicht ganz genau, da muss ich mich schlau
machen. Ansonsten ist es natürlich so, dass die Untersuchung deswegen
schwieriger ist, weil die Tiere eben über einen längeren Zeitraum hinweg
gestorben sind, weshalb die eigentliche Todesursache eben nicht so leicht
festzustellen ist. Das sind Schwierigkeiten, vor denen die Untersuchung an
sich steht. Das eigentliche Problem waren aber die Finanzierungsfragen.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, das Geld fehle: Von wem soll das Geld denn
kommen? Fehlt das Geld dem Umweltministerium, fehlt es den zuständigen
Behörden?

Haufe: Das Ministerium hat dazu einen Vorschlag gemacht, aber ich kenne
gerade nicht das Ergebnis.

Zusatzfrage : An wen und zu was?

Haufe: An die zuständigen Behörden im Land Schleswig-Holstein.

Buschow: Dann gibt es da eventuell Nachlieferungen, wenn ich das jetzt
richtig verstanden habe.

Frage: In einer Regierungspressekonferenz wurde ja auch die Frage nach den
rechtlichen Konsequenzen gegenüber dem Bundesverteidigungsministerium
beziehungsweise der Bundeswehr aufgeworfen. Das konnten Sie damals noch
nicht abschließend einschätzen. Gibt es da einen neuen Sachstand, was da an
möglichen rechtlichen Konsequenzen droht?

Haufe: Ich kenne da den neuen Sachstand nicht, was die rechtlichen
Konsequenzen betrifft, aber grundsätzlich ist es so, dass die
Bundesnaturschutzbehörden mit den Behörden des Verteidigungsministeriums
mittlerweile in Kontakt getreten sind, um das zu besprechen, damit so eine
Situation nicht noch einmal auftritt.

Vors. Buschow: Herr Seibert hat eine Nachlieferung auf die Frage von der
Frau Kollegin in Sachen Kohleausstiegsgesetz.

StS Seibert: Ich kann der Frau Kollegin etwas nachreichen, was ich im Kopf
hatte, als ich meine Antwort gegeben habe.

Die Bundeskanzlerin hatte nach der letzten Ministerpräsidentenkonferenz,
also nach dem Treffen der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten am 5.
Dezember, in der anschließenden Pressekonferenz, bei der es ganz
entscheidend um Fragen der Energiewende ging, gesagt, dass man nach
eingehender Diskussion verabredet habe, über all die Fragen, die damit
zusammenhängen - Genehmigungsverfahren, Planungsbescheinigung,
Versorgungssicherheit, Art der Energieträger -, im Januar ein Treffen mit
den Chefs der Staatskanzleien zu veranstalten und dass es dann die Absicht
gebe, in einer Sonderkonferenz der Ministerpräsidenten mit der
Bundesregierung dafür Sorge zu tragen, dass der Energieausbaupfad auch
festgeschrieben und eingehalten werden kann. Das war also sozusagen der
Hintergrund.

Was das konkrete Thema der Kohle betrifft, auf das Sie angespielt haben,
müsste ich etwas nachreichen.

Zusatzfrage: Ist das schon terminiert?

StS Seibert: Sie meinen das Treffen mit den Chefs der Staatskanzleien? -
Das kann ich Ihnen nicht sagen. Januar.

Frage: Silvester ist zwar vorbei, aber noch nicht so lange her. Es geht um
die Frage der Feinstaubbelastung und ihrer Nachwirkungen. Üblicherweise ist
es so, dass ein bis zwei Tage nach Silvester die Werte durch Luftaustausch
sinken. Das Umweltbundesamt hat wohl festgestellt, dass wegen der
Wetterlage außergewöhnlich lange eine hohe Feinstaubbelastung vorherrscht.

Frage an das Umweltministerium: Können Sie das bestätigen? Hat sich das
inzwischen aufgelöst?

Frage an das Gesundheitsministerium: Ist es ein besorgniserregender
Zustand, wenn hohe Feinstaubbelastungswerte über Tage anhalten? Sind das
gegebenenfalls Anhaltspunkte für die Bundesregierung, über eine
Einschränkung der Belastung durch Böller und Raketen nachzudenken?

Haufe: Das sind gleich mehrere Aspekte. Tatsächlich ist die
Feinstaubbelastung, wie jedes Jahr während der Silvesterzeit, angestiegen.
In manchen Regionen, in denen eine Inversionswetterlage vorherrschte, ist
der Feinstaubanstieg noch höher gewesen. Das passiert regional immer
wieder.

Ansonsten ist es so, dass wir wie im jeden Jahr die gesamte Feinstaubbilanz
Ende Januar betrachten. Dann legt das Umweltbundesamt seine Daten zur
Luftqualität für 2019 vor. Dann wird das Thema sicherlich noch einmal eine
Rolle spielen.

Feinstäube sind Stoffe, die gesundheitsschädlich sind. Das ist ohne Zweifel
der Fall. Besonders Kleinere Feinstäube sind sehr gesundheitsschädlich.
Deswegen legen wir innerhalb der Europäischen Union auch Wert darauf, die
Diskussionen voranzutreiben und die Grenzwerte weiterhin zu überprüfen. Das
muss sowieso in einem bestimmten Jahresrhythmus gemacht werden; ich kann
jetzt allerdings nicht genau sagen, in welchem Rhythmus. Die Überprüfung
steht aber gerade an beziehungsweise läuft gerade. Das kennen wir ja auch
von den Stickoxidwerten, wo die Überprüfung gerade anläuft. Dann wird man
schauen, in welcher Weise das europäisch neu geregelt werden kann.

Wichtig ist erst einmal, dass in Deutschland in den letzten zwei Jahre so
gut wie keine Stadt mehr den Feinstaubgrenzwert überschritten hat. Das ist
sehr positiv zu bewerten. Es hat sich also hier tatsächlich eine
Verbesserung ergeben, nicht zuletzt zum Beispiel auch durch die Einführung
von Umweltzonen, die immer wieder in der Kritik stehen. Diese haben
sicherlich auch einen Beitrag dazu geleistet.

Nauber: Ich habe mich jetzt hierhin gesetzt, habe dem aber nichts
hinzuzufügen, weil die Zuständigkeit für dieses Thema tatsächlich bei den
Kollegen liegt.

Haufe: Was Ihre Frage nach den Einschränkungen für das Feuerwerk angeht,
ist das Bundesinnenministerium mit der Sprengstoffverordnung zuständig.
Darunter würde eine entsprechende Neuregelung fallen.

Was uns angeht, ist es so, dass wir die Bereitschaft haben, den Kommunen
durchaus ein stärkeres Regelungswerk an die Hand zu geben. Es gibt momentan
schon für die Kommunen die Möglichkeit, das Feuerwerk einzuschränken. Man
muss schauen, wie praktikabel das ist. Wir sind für weitergehende
Regelungen offen, zuständig ist aber das Bundesinnenministerium.

Zusatzfrage: Ich glaube, Frau Schulze hat als Ministerin angeregt, dass sie
sich über eine Änderung der Sprengstoffverordnung freuen würde. Ist dieser
Wunsch bei Ihnen angekommen und trifft auf offene Ohren?

Kushnerovich: Ich kann gerne dazu ergänzen. Das fällt aufgrund des
Sprengstoffrechts in unsere Zuständigkeit, das schon heute relativ
restriktiv geregelt ist und schon heute einen Ausgleich findet zwischen den
Interessen der Bürger, die an einem Silvesterfeuerwerk interessiert sind,
den Interessen des Sprengstoffrechts und auch den Interessen derjenigen,
die sich beispielsweise für ein Verbot von Böllern aussprechen.

Wir erarbeiten derzeit eine Novellierung des Sprengstoffrechts. Das ist ein
langer Prozess, an dem viele Akteure beteiligt sind und der auch einige
Zeit in Anspruch nehmen wird. Wir planen derzeit, dass wir zu Beginn der
nächsten Legislaturperiode dazu einen konkreten Vorschlag einbringen
werden, der dieses Thema sicherlich behandeln wird. Es sei aber darauf
hingewiesen, dass die Kommunen schon heute natürlich die Möglichkeit haben,
Verbotszonen für Feuerwerk einzurichten. Viele machen davon ja auch
Gebrauch.

Frage: Ich würde gerne verstehen, warum Sie das erst in der nächsten
Legislaturperiode einbringen wollen. Dann könnten ja Ihr Minister und das
halbe Haus nicht mehr im Amt sein. Auch die politischen Gegebenheiten
könnten andere sein.

Herr Seibert, ist die Kanzlerin für ein Feuerwerksverbot für Privatpersonen
in Deutschland offen?

StS Seibert: Ich würde erst einmal Ihre Vorstellung von der Arbeit in
Ministerien dahingehend ändern wollen, dass nach Regierungswechseln nie das
"halbe Haus" nicht mehr im Amt ist. Das sind Gott sei Dank keine Zustände,
die wir hier haben.

Ich habe der ganzen Debatte jetzt hier nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ich möchte ja wissen, was die Kanzlerin zum Feuerwerksverbot
denkt. Ist sie ein Fan von Feuerwerk?

StS Seibert: Ich habe dieser ganzen Debatte hier jetzt nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Können Sie uns das nachreichen?

StS Seibert: Das wird sich zeigen.

Vors. Buschow: Das BMI war noch angesprochen.

Kushnerovich: Ich kann vielleicht insofern ergänzen, als dass das ein
Prozess ist, der viel Abstimmung zwischen sehr vielen beteiligten Akteuren
erfordert: Experten, die Bundesländer und wir als das zuständige Ressort
für das Sprengstoffrecht. Dieser Prozess erfordert eben seine Zeit. Hierbei
geht natürlich Gründlichkeit vor Schnelligkeit. Insofern ist die
Zielsetzung, zu Beginn der nächsten Legislaturperiode einen Vorschlag zu
machen.

Haufe: Ich würde eine Ergänzung machen wollen. Wir dürfen hier nicht den
Eindruck erwecken, als hätten wir keine Regelungen. Wir haben eine
Regelung, und diese können die Kommunen nutzen. Viele Kommunen nutzen sie
nicht. Das ist ja die Situation, vor der wir stehen. Wir reden hier schon
über Neuregelungen, haben aber eigentlich eine Regelung, die viele Kommunen
gar nicht für sich nutzen. Das ist auch ein Teil des Bildes, der vielleicht
mit bedacht werden müsste.

Montag, 6. Januar 2020
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INNEN/4823: Lindner-Rede - Bleiben wir frei. Denken wir groß.

FDP-Pressemitteilung vom 6. Januar 2020

LINDNER-Rede: Bleiben wir frei. Denken wir groß.



Bearbeitete Mitschrift der Rede des FDP-Bundesvorsitzenden Christian
Lindner bei der Dreikönigskundgebung 2020 in Stuttgart:


Vielen Dank für den freundlichen Empfang, liebe Gäste, verehrte
Anwesende, ich wünsche Ihnen, ich wünsche uns allen ein frohes neues
Jahr, möge es ein gutes Jahr 2020 sein. Ich wünsche Ihnen persönlich
Gesundheit, Glück und Erfolg, dass Sie die Ziele erreichen mögen, die
Sie sich für dieses neue Jahr vorgenommen haben.

Uns allen wünsche ich, dass es ein politisch und auch wirtschaftlich
gutes Jahr werden möge. Vor allen Dingen ein Jahr, in dem wir weiter
Stabilität und Frieden haben. Gerade nach den Ereignissen der letzten
Tage auf der Weltbühne hat das glaube ich, eine neue Priorität. Das,
was am Golf passiert, hat Auswirkungen auf uns - ökonomische,
mittelbar oder unmittelbar, auch sicherheits- oder
migrationspolitische. Und wissen Sie, in den letzten Monaten bei den
Regierungserklärungen im Deutschen Bundestag, die die Bundeskanzlerin
Angela Merkel abgegeben hat, da hat sie so oft einen nahezu
ausschließlich außenpolitischen Schwerpunkt gewählt. Und wie oft habe
ich mich gefragt: Warum spricht sie nicht einmal zu den
innenpolitischen Herausforderungen unseres Landes? In diesen Tagen
aber würde ich mir wünschen, dass Frau Merkel in der Außenpolitik
stärker erkennbar wäre, und dass wir überhaupt wieder einen
Außenminister hätten. ((Applaus))

Und es ist ja gut, dass Wladimir Putin Frau Merkel zu einem Gespräch
nach Moskau eingeladen hat. Und dass Frau Merkel eben angekündigt
hat, dieser Einladung zu folgen. Noch viel besser wäre es aber, wenn
Frau Merkel ebenfalls nach Washington fahren würde, um mit Herrn
Trump zu sprechen, denn dessen Motive bleiben oft rätselhaft.
((Applaus))

Meine Damen und Herren, ich kann jetzt noch länger über diese
außenpolitischen Fragen sprechen. Ich will es aber jetzt an dieser
Stelle selbst nicht machen, weil ich sehe, dass hier von uns zwei
Experten im Publikum sitzen, nämlich mein Vizevorsitzender der
Bundestagsfraktion, Alexander Lambsdorff, und unser außenpolitischer
Sprecher, Bijan Djir-Sarai. Ich bitte Euch jetzt einfach mal schnell
nach vorn, schnappt Euch ein Handmikrofon, das hat so gut geklappt
mit dem Talk, das wiederholen wir jetzt noch mal schnell in der
Außenpolitik. ((Applaus))

Alexander Lambsdorff und Bijan Djir-Sarai, der übrigens grade ein
ganz spannendes Gespräch über seine Perspektive als deutscher
Politiker mit persischen Wurzeln im "Focus" hatte, sehr lesenswert.
Im "Spiegel" war es? Ach so, es war so ausgewogen ... ((Lachen und
Applaus))

Also Alexander, wie ist die aktuelle Lage am Golf?

ALEXANDER GRAF LAMBSDORFF

Na, ich glaube, wir haben eine Situation, die schon ziemlich
dramatisch ist, die auch Konsequenzen haben kann und deswegen bin
ich, und du hast es eben gesagt, sehr enttäuscht darüber, dass wir
einen Außenminister haben, der in einer Situation, wo Deutschland
Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ist, es nicht
zustande bringt, dort eine Sondersitzung einzuberufen, um
diplomatisch über diese Situation zu reden. Hätten wir uns das
vorstellen können bei Hans-Dietrich Genscher, Guido Westerwelle oder
Klaus Kinkel, die hätten sofort eine Sondersitzung des
Sicherheitsrats einberufen. ((Applaus))

Das zweite ist, wir haben Bundeswehrsoldaten im Irak stationiert,
deren Sicherheit ist unsere oberste Priorität. Aber die
Bundesverteidigungsministerin eiert herum. Gestern Morgen hieß es
noch, das Kontingent soll ausgetauscht werden, gestern Nachmittag
dann sagt der Generalinspekteur, nein, wir tauschen doch nicht aus.
Die Männer und Frauen müssen dortbleiben. Können Sie sich vorstellen,
was das für die Familien dieser Soldaten da bedeutet? Wir brauchen
eine Verteidigungsministerin, die Fürsorge und Führung ernst nimmt,
auf deren Wort Verlass ist. Wo die Bundeswehrsoldaten wissen, woran
sie sind, meine Damen und Herren. Ich glaube, das ist in gerade so
einer Situation absolut zentral. ((Applaus))

Und einen letzten Punkt will ich sagen, wir können nicht
ausschließen, dass es zu einer Vergeltungseskalation kommt. Und wir
können auch nicht ausschließen, dass sie die Region verlässt und
deswegen ist unsere Aufforderung als Freie Demokraten an den
Bundesinnenminister und an alle Bundesländer, den Schutz der
jüdischen, der israelischen und der amerikanischen Einrichtung hier
bei uns zu verstärken, denn wir müssen ausschließen, dass es zu
Anschlägen gerade auf diese besonders verwundbaren Einrichtungen
kommt. ((Applaus))

BIJAN DJIR-SARAI

Ich meine, das Problem liegt ja auch darin, wir reden heute über
Irak, morgen wahrscheinlich über den Iran, dann wieder über Syrien.
Das Hauptproblem ist, diese Region ist nicht irgendwo auf der Welt,
sondern es ist unsere unmittelbare europäische Nachbarschaft. Und
manche tun so, als hätte man damit nichts zu tun. Aber das
Hauptproblem ist, wir befinden uns im Jahr 2020 und es gibt bis zum
heutigen Tag immer noch keine abgestimmte europäische Außen- und
Sicherheitspolitik. Das ist das größte Problem aus meiner Sicht,
daran müssen wir arbeiten. ((Applaus))

Und bevor wir über die gemeinsame europäische Außen- und
Sicherheitspolitik reden, müssen wir überhaupt versuchen, in
Deutschland eine gemeinsame Linie zu bekommen. Dieser Bundesregierung
gelingt es nicht mal mit einer Stimme in der Außenpolitik zu
sprechen, es gibt die Position des Bundesaußenministers, es gibt die
Position der Verteidigungsministerin, dann gibt es die Position des
Schatten-Außenministers, das ist der Fraktionsvorsitzende der SPD,
Mützenich, einige werden den Namen schon mal gehört haben. Also das
ist das große Problem, viele Stimmen in der deutschen Außenpolitik
und Deutschland ist kein zuverlässiger Partner mehr in der
Außenpolitik, wir kommen definitiv in der Außenpolitik nicht mehr
weiter und wir finden auch nicht statt und wir können die Probleme
von heute leider gar nicht mehr anpacken. ((Applaus))

CHRISTIAN LINDNER

Vielen Dank für das aktuelle Briefing Euch. Danke, dass Ihr so
spontan bereit wart, hier rauszukommen.

ALEXANDER GRAF LAMBSDORFF

Danke für diese spontane Aktion.

CHRISTIAN LINDNER

Ja, das zeichnet Euch aus. ((Applaus))

Eben hat hier Linda Teuteberg zum ersten Mal als neue
Generalsekretärin der Freien Demokraten gesprochen. Liebe Linda,
Respekt und Gratulation zu deiner Premiere hier im Hohen Haus. Ganz
toll. ((Applaus))

Als Du gesprochen hast, habe ich mich daran erinnert, dass ich selbst
zum ersten Mal hier gesprochen habe vor genau auf den Tag zehn
Jahren. ((Applaus))

Moment, soll der Applaus ausdrücken, dass ich mich gut gehalten habe?
((Lachen))

Tatsächlich kann ich sagen, ich habe heute mehr Haare als damals.
((Lachen und Applaus))

Und das kann man in der Tat nur von sich behaupten, wenn man ein
Bewunderer des medizinisch-technischen Fortschritts ist. Aber ich
erinnere mich an diese Rede noch sehr gut. Ich hab über ein Thema
gesprochen zu Beginn, das mir damals wichtig war und heute
unverändert wichtig ist. Ich habe berichtet damals von einer
alleinerziehenden Mutter aus dem ehemaligen Jugoslawien, die Hartz IV
bezogen hat, daneben aber gearbeitet hat, um für ihre Tochter den
Musikunterricht zu bezahlen und eine gemeinsame bessere Zukunft für
die kleine Familie zu erreichen. Und diese Frau hat seinerzeit mir
berichtet, zehn Jahre ist das her, dass, wenn sie neben Hartz IV,
neben Sozialleistungen eine Stunde länger arbeitet, dass sie am Ende
des Monats netto weniger in der Tasche hat, als wenn sie nicht mehr
gearbeitet hätte. Zehn Jahre ist das her, auch heute ist es noch so,
wer mehr als 100 Euro neben Hartz IV arbeitet, muss von jedem Euro
Zuverdienst 80 Cent abgeben. Es ist ein beschämender Mangel an
Fairness, dass unser Sozialstaat diejenigen behindert, die sich aus
eigener Kraft aus der Bedürftigkeit befreien wollen. Bis heute.
((Applaus))

Zehn Jahre her, nichts passiert. Da gibt's politisch linke Parteien,
die sprechen jetzt über die Abschaffung der Sanktionen bei Hartz IV,
für diejenigen, die ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Dann
gibt's andere Parteien, die sprechen über das "bedingungslose
Grundeinkommen". Bitte schön, wir sind im demokratischen
Ideenwettbewerb, aber wir sollten sprechen über mehr Anerkennung für
diejenigen, die sich Stunde für Stunde aus ihrer gegenwärtigen Lage
herausarbeiten wollen und deshalb sollten wir die Zuverdienstgrenzen
von Hartz IV so gestalten, dass jede Stunde Mehrarbeit sich für jede
und jeden auch persönlich lohnt. ((Applaus))

Liebe Freundinnen und Freunde, meine Damen und Herren, das geht weit
über diejenigen hinaus, die davon konkret betroffen sind. Das ist
eine Frage der Leistungsgerechtigkeit insgesamt. Das ist eine Frage
der Erneuerung des Aufstiegsversprechens unserer sozialen
Marktwirtschaft. Es fängt an beim Zuverdienst von Hartz IV. Es geht
dann zum Minijob. Wenn der Mindestlohn erhöht wird, dann profitieren
davon nicht viele Minijobber, weil sie mehr Geld im Portemonnaie
habe, die müssen zwangsweise wegen der starren Minijobgrenze ihre
Arbeitszeit einschränken. Also sollten wir die dynamisieren. Es geht
weiter zur kalten Progression, das vornehme Wort dafür, dass die
Gehaltserhöhung und die Überstunde bei Facharbeiterinnen und
Facharbeitern verstaatlicht wird. Die Fortsetzung findet es bei der
Grunderwerbssteuer, wo Menschen an den Fiskus viel Geld überweisen
müssen, damit sie danach noch Jahrzehnte die Hypothek bediene müssen
für vielleicht die erste Eigentumswohnung oder das erste Eigenheim in
der Familie. Es setzt sich fort bei der neuen Aktiensteuer von Olaf
Scholz. Wo der kleine Aktiensparer, der Kleinanleger zahlen soll,
statt dass wir dafür sorgen, dass wer für private Vorsorge Geld zur
Seite legt, nach Jahrzehnten die Gewinne steuerfrei haben kann und es
hört auf bei den Gründerinnen und Gründern in unserem Land, die sich
nicht um den Aufbau des Geschäfts kümmern können, sondern die im
Alltag von ärgerlicher Bürokratie belastet sind. Um die Menschen geht
es uns, um genau die geht es uns. ((Applaus))

Meine Damen und Herren, um genau die ging und geht es uns, um diese
Menschen. Damit kein Missverständnis aufkommt, wir haben großen
Respekt vor denjenigen, die es im Leben bereits geschafft haben. Aber
im Zweifel brauchen die uns nicht. Unser Herz und unsere Leidenschaft
aber, die gehören all denjenigen, die es überhaupt noch mit Fleiß,
Sparsamkeit und Einsatzbereitschaft zu etwas bringen wollen im Leben.
Die brauchen uns nämlich, weil die andere Verbündete nicht haben.
((Applaus))

Zehn Jahre begleitet mich, begleitet uns dieses Thema jetzt schon.
Zehn Jahre. Vor zehn Jahren, da stand der Flughafen BER kurz vor
seiner Fertigstellung. ((Lachen))

So lang ist das her. Und unabhängig vom BER, in Deutschland tut sich
doch nahezu nichts mehr. Wir brauchen doch endlich, das ist doch die
Lehre aus BER und vielen anderen Projekten, wir brauchen doch endlich
andere Planung und Genehmigungsverfahren bei großen
Infrastrukturvorhaben, möglicherweise sogar Planfeststellung per
Gesetz, damit für das Gemeinwohl wichtige Infrastruktur bei uns
entstehen kann. Das Ziel muss sein, dass das Planungsverfahren kürzer
wird, als es danach dauert, ein Bauwerk zu erstellen, meine Damen und
Herren. Ein hehres Ziel. ((Applaus))

Vor zehn Jahren hieß es, es solle jetzt neunzig Prozent Netzabdeckung
erreicht werden bei EDGE. Vor zehn Jahren. Die tröstliche Nachricht
an alle in Brandenburg, der Eifel und dem Hochschwarzwald ist, bald
ist es vielleicht erreicht, dieses Ziel. Viele Worte der
Vergangenheit kennen junge Menschen gar nicht mehr. Denken Sie mal an
das Wort "Bandsalat". Das kennen die Älteren noch, Jüngere wissen gar
nicht, was damit gemeint sein sollte, die denken, das ist irgendwie
ein neues Power-Food oder irgendwie was. Wie wäre das Ziel, wenn wir
in Deutschland ein Digitalministerium, eine Digitalstrategie
bekommen, damit am Ende dieses neuen Jahrzehnts auch das Wort
"Funkloch" nicht mehr zum aktiven Wortschatz junger Menschen gehört,
meine Damen und Herren? ((Applaus))

Drittes Thema: Heute auf den Tag vor zehn Jahren haben hier in
Stuttgart Atomkraftgegner demonstriert. Vor zehn Jahren. Jetzt am
31.12. ist hier in Baden-Württemberg das Kernkraftwerk Philippsburg
II abgeschaltet worden. Nach zehn Jahren. Ab jetzt importiert das
Land Baden-Württemberg Kernenergie aus Frankreich und Kohlestrom aus
Polen. Und diesen Fehler der Vergangenheit sind wir dabei, zu
wiederholen, eines der Stichworte dafür ist etwa der
Verbrennungsmotor. Wir sollten den Fehler nicht wiederholen. Wir
sollten nicht erst den Verstand abschalten und danach die
Technologien abschaffen, für die wir noch keinen Ersatz haben,
sondern wir sollten erst Technologiealternativen haben, bevor wir auf
die herkömmlichen verzichten, die wir gegenwärtig noch brauchen.
((Applaus))

Vor zehn Jahren haben wir alle, hat die deutsche Gesellschaft, die
deutsche Wirtschaft, haben wir zehn Prozent weniger Steuern gezahlt
als heute. Die Steuerquote ist um zehn Prozent gestiegen in den
vergangenen zehn Jahren. Die ist jetzt viel höher als jemals in der
Geschichte unseres Landes. Wir sind Spitze weltweit. Die letzte
Steuerreform datiert auf das Jahr 2008. Bis tief in die Mitte der
Gesellschaft hinein hat sich zum Beispiel der Spitzensteuersatz
vorgefressen. Vor 20 Jahren waren es noch 800.000 Deutsche, die
Spitzensteuersatz gezahlt haben, heute sind es bald drei Millionen
Menschen. Nicht nur Millionäre, sondern inzwischen Millionen
Menschen, die den Spitzensteuersatz zahlen. In den nächsten drei,
vier, fünf Jahren bis 2024 wird unser Staat noch mal gegenüber heute
fast 400 Milliarden Euro zusätzliche Einnahmen erzielen. Voll zur
Mitte der Gesellschaft. Es ist Zeit, verehrte Anwesende, meine Damen
und Herren, dass wir das Ziel einer breitflächigen Steuerentlastung,
vom Mittelstandsbauch bis zum Solidaritätszuschlag, vom
Sparerfreibetrag bis zur Grunderwerbssteuer wieder auf die
Tagesordnung setzen. ((Applaus))

Lassen wir uns nur das Ziel setzen, die zusätzlichen Steuereinnahmen
der nächsten Jahre zur Hälfte an die Menschen zurückzugeben, dann
sind das schon 200 Milliarden Euro bis 2024. Und damit erreichen wir
noch nicht einmal, dass wir die Steuerquote deutlich auf das Niveau
des Jahres 2010 zurückführen. Aber es wäre einmal ein Anfang. Denn es
gibt nicht nur die Solidarität mit denjenigen, die von staatlichen
Leistungen leben, es gibt auch eine Solidarität, das ist auch eine
Frage der Gerechtigkeit, mit denjenigen, die von ihrer harten Arbeit
überhaupt die Staatstätigkeit finanzieren müssen. Auch das ist eine
Frage der Gerechtigkeit. ((Applaus))

Na ja, und vor zehn Jahren wurde Norbert Walter-Borjans
Finanzminister von Nordrhein-Westfalen. Der hat Schuldenmachen zur
Staatsphilosophie erklärt. War ein notorischer Steuererfinder und
Verfassungsbrecher. Und wenigstens bei dem Problem dachte man, wir
hätten es gelöst. Aber er ist wieder da. Mit der genau gleichen alten
Debatte ist er als Steuererfinder wieder unterwegs, jetzt die
Bodenwertzuwachssteuer. Liebe Anna, was eine großartige Nachricht an
die Menschen in Hamburg, die eine Eigentumswohnung gekauft haben, in
dem teuren Hamburg noch Jahre damit beschäftigt sein werden, die
Hypotheken bei der Sparkasse zu tilgen, und die sollen jetzt noch
zusätzlich belastet werden durch die Politik der Sozialdemokratie.
Besser kann man nicht verdeutlichen, dass die SPD sich völlig
abgekoppelt hat von den Interessen und Bedürfnissen der Mitte unseres
Landes. ((Applaus))

Und der Norbert Walter-Borjans vertritt ja unverändert noch die
Auffassung, wir müssen jetzt wieder mehr Schulden machen für soziale
Zwecke, für Infrastruktur. Das Problem, ich hab es eben angedeutet,
bei der Infrastruktur ist nicht, dass kein Geld zur Verfügung stünde,
sondern eher, dass wir keine hinreichende Zahl baureifer Vorhaben
haben. Und bei der sozialen Politik kann man doch einfach nur
schauen, wie hat denn Herr Walter-Borjans das als Finanzminister des
größten Bundeslandes gehandhabt, ich war damals ja in der
Landespolitik auch mit tätig. Norbert Walter-Borjans hat Schulden
gemacht, das stimmt. Aber nach seiner Amtszeit musste Joachim Stamp
als Familienminister mit einer Milliarde Euro überhaupt erst wieder
die ruinös kaputt gesparten Kindertageseinrichtungen qualitativ auf
Höhe der Zeit bringen. Das ist doch der Unterschied. ((Applaus)) Das
ist doch der Unterschied der politischen Konzepte, Norbert
Walter-Borjans hat in Regierungsverantwortung bewiesen, dass man mit
Schulden unsoziale Politik machen kann. Und Joachim Stamp zeigt für
die FDP in Regierungsverantwortung, man kann ohne Schulden soziale
Politik machen, meine Damen und Herren, das ist der Unterschied
zwischen denen und uns. ((Applaus))

Im letzten Jahrzehnt haben wir viele dieser großen Herausforderungen
nicht beantwortet. Vielleicht müssen wir sogar noch schärfer Bilanz
ziehen, dass manches Problem sogar noch vergrößert worden ist und für
unsere weitere Zukunft ungelöste Aufgaben hinterlässt. Ich denke an
die Frage Einwanderung/Migration, die ungelösten Fragen der
Energiepolitik, Rente mit 63 in einer alternden Gesellschaft. Das
erklärt sich vielleicht damit, wie der SAP-Co-Chef Christian Klein
gesagt hat, mit Ängstlichkeit aufgrund derer wir Chancen ausschlagen.
Vielleicht erklärt es sich auch mit einer gewissen Gefallsucht für
einige wenige in der Gegenwart, politische Vorschläge zu
unterbreiten, von der man in der Sekunde, wo man sie ausspricht aber
weiß, dass sie nicht auf Dauer nachhaltig sind. Vielleicht hat es
auch schlicht mit einem Aktionismus, einem Affektüberschuss der
Politik zu tun. Der Harald Christ, der ehemalige
Mittelstandsbeauftragte der SPD, der grade aus seiner Partei
ausgetreten ist, der hat in einem bemerkenswerten Gastbeitrag für das
"Handelsblatt" diagnostiziert, wir litten unter einem Ermüdungsbruch.
Er schrieb von gewissermaßen "selbstzerstörerischen Dynamiken" in
unserem Land. Er machte insbesondere dafür verantwortlich CDU/CSU und
SPD. Ich glaube, der Befund von Harald Christ ist mit Blick auf den
Ermüdungsbruch richtig, aber wenn wir sehr ehrlich bei diesem Wechsel
der Jahrzehnte sind, dann können wir nicht bei einer oder bei den
zwei Regierungsparteien unsere gegenwärtige Lage nur abschütten und
die dafür verantwortlich machen. Wenn wir ganz ehrlich sind, zu
Beginn dieses neuen Jahrzehnts oder am Wechsel der Jahrzehnte, dann
liegt das Problem tiefer.

Es waren nicht nur CDU/CSU und SPD, wir haben auch einige Jahre
regiert. Die Grünen haben über das ganze Jahrzehnt über den Bundesrat
die Politik in Deutschland mitbestimmt. In der Wirtschaft, auch in
unserem hochgeschätzten Mittelstand, wurde in den vergangenen zehn
Jahren auch nicht nur investiert, es wurden auch viele Gewinne
ausgeschüttet. Weshalb wir im internationalen Vergleich eben nicht
auch bei unseren Mittelständlern, bei Forschung und Entwicklung,
Technologie dastehen, wo wir können.

Ja, es ist offen, in welche Richtung sich unser Land entwickelt. Die
schlechte Nachricht ist: Wir können nicht einige wenige dafür
verantwortlich machen. Die schlechte Nachricht ist, wir alle in
Wirtschaft, Politik, tragen irgendwie mit Verantwortung für die
gegenwärtige Situation unseres Landes. Die gute Nachricht aber ist,
wenn es nicht ein unabwendbares Schicksal ist, das uns jetzt
herausfordert, sondern wenn wir selbst unsere Untätigkeit, unsere
Kleinmütigkeit, unsere Ängstlichkeit sind, die uns im vergangenen
Jahrzehnt gebremst haben, da haben wir alle Chancen, es in den 20er
Jahren besser zu machen als in den vergangenen zehn Jahren, alle
miteinander. ((Applaus))

Und jetzt Schuldzuweisungen gestrig macht ja keinen Sinn. Jetzt
stellt sich doch die Frage, wie gehen wir in diese 20er Jahre, in
denen sich tatsächlich ja entscheiden wird, welchen weiteren Weg
unser Land in diesem Jahrhundert gehen wird. Viele Fragen werden
aufgerufen: Neue Quellen des Wohlstands oder Depression und Abstieg?
Wiederversöhnung der Gesellschaft oder Vertiefung der Spaltung,
weitere Polarisierung? Digitalisierung als Chance oder als Risiko?
Ein neuer fairer Generationenvertrag oder ein sich verschärfender
Generationenkonflikt? Und so weiter und so fort. Also viele große
Herausforderungen, neue Weichenstellungen, die von uns allen zumal
der Politik abverlangt werden.

Ja, und wie war der Aufschlag in die 20er Jahre, der politische
Aufschlag? Angesichts dieser Herausforderung dieser historischen
Fragen: In den Bäckereien gibt's jetzt "Olaf to Go". ((Lachen)) Der
1.1.2020 wird im kollektiven Gedächtnis bleiben als die Einführung
der Bonpflicht. Und als ich mir jetzt mal ein Kaffee oder Brötchen
geholt habe seit Jahresbeginn, die Leute nehmen den Bon oft noch
nicht mal mit. Vielleicht, weil sie den Kaffee nicht umtauschen
wollen oder das Brötchen. ((Lachen und Applaus))

Aber versteht Ihr, worauf ich hinauswill? ((Applaus))

Verstehen Sie, worauf ich hinauswill? Das ist doch nicht die
Herausforderung der Zeit, eine solche Bonpflicht. Und an wie vielen
Stellen haben wir das, dass so kleinmütig gedacht wird? Man hat das
Gefühl, es ist so eine richtige Tugend der Bescheidenheit gewachsen.
Uli Rülke, Du hast angesprochen, wir sind in Weiterbildung der
europäischen Wirtschaftsnationen inzwischen ganz unten angekommen bei
der wirtschaftlichen Dynamik. Und ich hab den Eindruck, politisch
wird aus dem Verzicht auf wirtschaftlichen Fortschritt und Wachstum
jetzt geradezu noch eine Tugend gedeutet. Als sei das ein Ziel an
sich. Gott sei Dank, endlich sind wir dieses schreckliche Wachstum
los!

Das hängt im Diskurs auch damit zusammen, dass wir oft Wachstum mit
Ressourcenverbrauch verbinden. Man denke an den Bericht, an den Club
of Rome aus dem Jahr 1972, als erstmals ja über die Grenzen des
Wachstums philosophiert worden ist. Die Geschichte hat aber gezeigt,
der menschliche Geist hat durch Spitzenleistungen, durch
Spitzentechnologie die tatsächlichen oder angeblichen Grenzen des
Wachstums immer überschritten. Und für uns muss es geradezu eine
Staatsräson sein, weiter eine prosperierende Volkswirtschaft zu sein,
denn wir können nicht nur über Klimaziele und soziale Zwecke
sprechen, wir müssen auch die Frage danach stellen, wovon das in den
20er, 30er Jahren fortfolgende finanziert werden soll. Also brauchen
wir eine dynamische Wirtschaft. ((Applaus))

Wir führen Debatten über ein Tempolimit, das Verbot von Pick-ups,
Bahntickets werden ein bisschen günstiger, Flugtickets ein bisschen
teurer. Wollen wir denn aus der Perspektive des Jahres 2030 sagen,
das soll es gewesen sein? Man muss ja nur den Blick einmal weiten und
in die Volksrepublik China schauen. Die haben inzwischen 40.000
Kilometer einer Hochgeschwindigkeitseisenbahn. 400 km/h. Wenn es so
was in Deutschland gäbe, zwischen Hamburg und Düsseldorf, müsste man
im Weihnachtsverkehr nur eine Stunde auf dem Boden sitzen. ((Lachen))
Aber wir haben so was nicht. ((Applaus))

Und deshalb, liebe Freunde, meine Damen und Herren, bitte denken wir
doch mal groß, statt Tempolimit, statt Pick-up-Verbot, statt Drehen
an der Preisschraube bei Bahn und beim Flugzeug, wir haben eine
Europäische Union, wir haben Hunderte Milliarden Euro in den nächsten
Jahren reserviert für Investitionen in Projekte, die Europa
zusammenbringen sollen. Was würde dem Klima mehr helfen und was würde
Europa mehr zusammenbringen als eine neue Hochgeschwindigkeitstrasse
von Warschau über Berlin, Paris bis nach Madrid. Denken wir doch
einmal groß in Europa und nicht immer nur klein. Wo ist der Ehrgeiz
hin? ((Applaus))

In Hessen werden jetzt die Ziffernoten in den Schulen abgeschafft
oder können teilweise abgeschafft werden. Ein Zugeständnis der CDU an
die Grünen. Um die Kinder vor der traumatisierenden Erfahrung der
Fünf zu bewahren. ((Lachen)) Die Motive mögen edel sein, das Problem
aber ist, wer die Fünf abschafft, um die Kinder vor einer
Traumatisierung zu schützen, der schafft automatisch auch die Zwei
ab, aus der die Fünf geworden ist, nachdem man sich 14 Tage auf den
Hosenboden gesetzt hat. ((Applaus))

Aber mir geht's um was Anderes. Mir geht's um was Anderes. Und da
werden Ziffernoten abgeschafft! Baden-Württemberg, ja,
Baden-Württemberg und Bayern haben sich jetzt unlängst widersetzt
einer stärken Koordinierung der Schulpolitik, der Bildungspolitik in
Deutschland. Das zarte Pflänzchen der Koordination an einem
nationalen Bildungsrat wurde abgelehnt aus Süd- und
Südwest-Deutschland. Ich kann das verstehen. Niemand in
Baden-Württemberg will Qualitätsergebnisse wie in Berlin oder Bremen.
Nur das Problem ist, verehrte Anwesende, das Problem ist doch nicht
die Frage, wo Baden-Württemberg im Vergleich zu Bayern steht. Bei den
grade unlängst vorgestellten neuen Pisa-Ergebnissen, da ist
Deutschland abgefallen. Im Bereich der Mathematik stehen wir
inzwischen wieder auf dem Niveau des Jahres 2003. Und in der Frage
Lesen/Schreibkompetenz sind wir zurückgefallen auf das Jahr 2009, als
hätte es das gesamte vergangene Jahrzehnt nicht gegeben. Und deshalb
müssen wir in Deutschland in der Bildungspolitik wieder groß denken.

Am Beginn der sozialliberalen Koalition 1969/1970, da stand das Ziel,
wie man damals sagte, der Bildungsexpansion. Damit war gemeint, mehr
Menschen von den unteren, mittleren hin zu akademischen Abschlüssen
zu führen. Heute brauchen wir wieder eine Bildungsexpansion. Sie muss
beginnen mit einer Exzellenzinitiative für die berufliche Bildung.
Sie muss sich fortsetzen über die vernünftige Ausstattung der
Schulgebäude auch mit digitaler Infrastruktur und vor allen Dingen
muss sie enden bei einem neuen, kompletten zweiten Bildungssystem:
nämlich das für das lebensbegleitende Lernen. Denn was wir in Bildung
investieren, gibt die beste Rendite auch für die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes und öffnet Lebenschancen. Also
denken wir groß. Denken wir groß! ((Applaus))

Dann debattieren wir gegenwärtig über ein Windenergiebürgergeld von
der SPD. Wenn die Energiepreise nicht teuer genug wären, sind ja
schon die höchsten in Europa, können wir jetzt noch zusätzliches
Geld, zusätzliche Subventionen mobilisieren, um die Menschen vor Ort
zur Zustimmung zu bewegen - um sie zu kaufen. Tja, Deutschland im
Jahr 2020. In Dänemark entsteht eine eigene Insel, eine künstliche
Insel für Offshore-Windenergie. In Spanien entsteht das größte
Solarkraftwerk der Welt. Die denken das in einem industriellen, in
einem großen Maßstab, während wir in diesen Fragen ganz kleinteilig
sind. Vor zehn Jahren bei diesem Dreikönigstreffen hier, hab ich
seinerzeit gesprochen über die faszinierende Perspektive, Klimaschutz
zu erreichen, indem wir etwa in Nordafrika in der Sahara Fotovoltaik
auch mit europäischer Technologie und unserem Kapital fördern. Jetzt
ist das zum Greifen nah. Wir diskutieren über Energieknappheit in
unserem Land. Wenn eins nicht knapp ist, dann ist es die Energie. Wir
haben nämlich die Sonne.

Die Lösung liegt aber nicht alleine in Deutschland in unseren
nationalen Grenzen, sondern groß zu denken in Europa, beispielsweise
in Südeuropa mit unserer Technologie, mit unserem und europäischem
Kapital im industriellen Maßstab, synthetischen Wasserstoff,
synthetischen Kraftstoff zu produzieren, der uns die Energiewende
hierzulande auch erleichtert, denken wir doch einmal groß über unser
nationalen Grenzen hinweg. Nichts davon passiert. ((Applaus))

Nichts davon passiert. Ja, und wir diskutieren über die Grundrente
und beschließen eine Impflicht. Ist alles gut. Aber das sind doch
nicht die großen Herausforderungen, die wir in unserem Sozialstaat
haben. "Oma als Umweltsau", das beschreibt doch nicht das
Generationenverhältnis. Ist doch nicht die Perspektive, die
Lebensrealität in der Mitte der Gesellschaft bei der älteren
Generation, dass die sich als "Umweltsäue" gerieren. Bei der Oma ist
doch ein ganz anderes Problem eigentlich heute und es wird sich in
der Zukunft verschärfen. Bei der Oma ist doch die Frage. Wie kann
sie, obwohl sie gut im Leben gearbeitet hat, vielleicht sogar
Eigentum in der Familie hat, wie kann sie eigentlich den Eigenanteil
für ihr eigenes Pflegeheim noch stemmen? Das ist doch die
Lebenssituation vieler Älteren hier in unserem Land und nicht
"Umweltsau-Debatte". ((Applaus))

Und deshalb brauchen wir eine andere Sozialstaatsdebatte, die
beispielsweise im Bereich der Pflege auch betrieblich und privat die
Vorsorge für die Pflege im Fall der Bedürftigkeit neu organisiert. Da
stehen wir nicht am Ende einer Diskussion, sondern überhaupt erst am
Beginn bei dieser Säule unserer sozialen Absicherung. Da dürfen wir
die Mitte der Gesellschaft nicht alleine lassen. Bei der Rente wird
diskutiert über die Rente mit 70, als ob das noch ein Bild wäre, das
auf alle passt, ein fixes Renteneintrittsalter für alle. Die
Biografien haben sich doch fundamental verändert und deshalb müssen
wir auch unseren Sozialstaat neu denken. Es gibt nicht das eine feste
Renteneintrittsalter für alle. Es gibt nicht die eine feste
Arbeitszeit für alle. Es gibt nicht das eine Normalarbeitsverhältnis,
das wie als Schablone auf Millionen Menschen passt. Im Gegenteil, die
Gesellschaft individualisiert sich. Und deshalb müssen wir auch
unseren Sozialstaat individualisieren. Paul Kirchhoff sprach einmal
davon, "unser Sozialstaat ist gegenwärtig wie ein Fäustling, der
schützt zwar, er schränkt aber die Beweglichkeit ein". Manche
empfinden den Sozialstaat sogar als Eisenhandsc
huh. Der ist kalt, aber schränkt auch die Beweglichkeit ein. Das Ziel
müsste aber sein, unser Sozialstaat muss werden wie ein
Fingerhandschuh, der schützt, aber Beweglichkeit eröffnet. Am Ende
dieses Jahrzehnts sollten wir einen enkeltauglichen Sozialstaat
haben, der sich an den Bedürfnissen der Menschen orientiert und nicht
die Menschen zwingt, sich an seinen Strukturen im Leben zu
orientieren. Also denken wir groß! ((Applaus))

Denken wir in diesen Fragen groß! Deutschland braucht bei diesem
Wechsel der Jahrzehnte eine Regierung, die durchstartet. Bloßes
Absitzen bis 2021 reicht nicht mehr. Die Kernaufgaben müssen jetzt
sein: Wirtschaft und Innovation. Das sind wahre Worte, nicht von mir,
sondern von Markus Söder. Sie haben es gelesen, gestern in seinem
Interview mit der "Bild am Sonntag". Markus Söder hat Recht mit
dieser Aufnahme. Was haben wir gegenwärtig angesichts der
Herausforderung für eine Regierung? Die SPD will am liebsten schnell
raus, um wieder reine linke Lehre vertreten zu können. Und wir haben
auf der anderen Seite eine Koalitionspartei CSU, deren Vorsitzender
offen in einer Sonntagszeitung dem Wirtschafts- und der
Forschungsministern das Misstrauen ausspricht. Wir haben eine
Sozialdemokratie, die in den nächsten Monaten aus Profilierung
versuchen wird, die Union zu erpressen, um Zugeständnisse zu machen
oder ein Exit aus dieser Regierungskoalition zu finden. Ich kann hier
nur sagen und bekräftigen, wie unsere Position ist: Die CDU/CSU, die
sollten sich nicht von der SPD zu irgendeiner törichten neuen
Schuldenpolitik erpressen lassen. Es gibt im Parlament Alternativen.
Und ich weiß, wie unpopulär das ausweislich aller Umfragen ist, weil
die Menschen an Stabilität interessiert sind und den regulären
Wahltermin im Jahr 2021 sehen wollen. Dennoch angesichts der Lage der
SPD, angesichts der Situation, dass inzwischen ja auch die
Unionsparteien angesteckt werden von dem Erosionsprozess, kann man
nur sagen: Es ist alles besser als dieser Status-quo, auch eine
zeitweilige Minderheitsregierung oder auc
h Neuwahlen in diesem Land. Denn wir haben keine Zeit zu verlieren.
Wir sind da bereit! ((Applaus))

Liebe Freundinnen und Freunde, wir waren und wir sind bereit zur
Übernahme von Verantwortung, wenn die politischen Inhalte stimmen,
das stellen wir jeden Tag unter Beweis in unseren drei
Regierungsbeteiligungen in den Ländern. Momentan wird allerdings eher
geschaut, nicht auf Vergleichsmodelle innerhalb Deutschlands, sondern
gegenwärtig schaut die politische Klasse nach Wien, auch ich. Da
gibt's nun eine neue Koalition, türkis-grün oder in der deutschen
Terminologie schwarz-grün. Klima und Grenzen schützen, Steuern
senken. Das erscheint auch manchem in Deutschland attraktiv.
Ausweislich etwa der Leitartikel der vergangenen Jahre. Nun, Klima
schützen in Österreich ist etwas anders als in Deutschland.
Klimaziele in Österreich, gegenüber unseren in Deutschland,
ambitionierter zu gestalten, ist paradoxerweise realistischer als bei
uns. Denn als Alpenrepublik hat Österreich traditionell alleine mehr
Wasserkraft und auch mehr Bioenergie als wir. Aber insbesondere die
Frage, Grenzen schützen, Steuern senken, ist interessant, das haben
die verabredet. Aber Grenzen schützen, Steuern senken, das ist in
Deutschland nicht an den Grünen gescheitert, sondern bereits an der
Merkel-CDU. Insofern ist die Übertragung österreichischer
Verhältnisse auf Deutschland nicht ganz so einfach, zumindest
gegenwärtig.

Paradoxerweise werden wir ja in unserem Land, etwa in der Frage der
Migrationspolitik uns selbst noch nicht mal einig. Unverändert
blockieren die Grünen ja etwa die Einstufung der Maghreb-Staaten als
sichere Herkunftsländer, um die Asylverfahren und um die
Abschiebungsverfahren zu beschleunigen, damit sich die Behörden auf
die wirklich Schutzbedürftigen konzentrieren können, unverändert
blockieren die das. Und jetzt versucht die Union im Deutschen
Bundestag, dieses eigentlich zustimmungspflichtige Gesetz am
Bundesrat vorbei irgendwie im Deutschen Bundestag zu beschließen, mit
allen politischen und rechtlichen Risiken, die damit verbunden sind.
Da wir selbst in Deutschland noch nicht mal auf einen Nenner kommen
in der Migrationspolitik, obwohl wir die Hauptlast in Europa tragen,
sind wir in einer paradoxen Situation. Das große Deutschland, das die
Hauptlast der Migration in Europa trägt, muss jetzt auf den Erfolg
von Sebastian Kurz hoffe, dass er in der Lage ist, in der
Europäischen Union den Gordischen Knoten in der Migrationspolitik zu
durchschlagen. Ich halte das für ein Armutszeugnis für die
versammelte deutsche Politik, meine Damen und Herren. ((Applaus))

Und ja, nichtsdestoweniger, auch die Unionsparteien in Deutschland,
die haben sich natürlich orientiert auf schwarz-grün. Liest man
Interviews, hört man. So sind auch schon die politisch inhaltlichen
Konzeptionen. Friedrich Merz, hört, hört, Friedrich Merz hat
vorgeschlagen, den Spitzensteuersatz zu erhöhen als vorweggenommenes
Koalitionsangebot an die Grünen. Und jetzt grade beim Klimapaket
haben wir schwarz-grün live erlebt. Union und SPD haben sich
verständigt auf eine, de facto ist es das, CO2-Steuer, die mit zehn
Euro beginnen soll pro Tonne. Und dann hat die Union mit den Grünen
verhandelt und dann wurde der Einstiegssteuersatz von zehn Euro
sofort massiv erhöht. Das ist eine Premiere in der deutschen
Geschichte, verehrte Anwesende, bevor eine Steuer das erste Mal
erhoben worden ist, haben die Grünen sie bereits schon erhöht. Und
das ist die Perspektive von schwarz-grün. Dennoch träumt mancher in
der Union von einer Koalition mit den Grünen. Denn die ist
machtpolitisch so attraktiv, wie es heute eine Koalition mit der SPD
ist. Denn SPD und Grüne haben im Grunde ja machtpolitisch nur die
Rollen getauscht. Der Unterschied nur ist, die Grünen stehen noch
weiter links als die Regierungs-SPD. Wer also von schwarz-grün heute
träumt, der wird wie in Bremen aufwachen mit grün-rot-rot, meine
Damen und Herren, und daraus erwächst uns eine politische Aufgabe,
nämlich in Ländern und dem Bund dafür zu sorgen, dass unser Land
weiter aus der Mitte regiert wird. ((Applaus))

Und in dieser Situation spüren das viele Menschen, die politische
Landschaft ist in Bewegung geraten. Alte Zuordnungen, alte
Solidaritäten und Bindungen sind schwächer geworden oder haben sich
gar ganz aufgelöst. Vor dem Reichstag haben unlängst Landwirte
demonstriert. Nicht gegen eine grüne Landwirtschaftsministerin,
sondern gegen eine schwarze Landwirtschaftsministerin. Die haben sich
gewehrt gegen die pauschale Verurteilung als Klima- und Umweltsünder,
obwohl ausgerechnet ja die Landwirte über Generationen von der Natur
von ihrem Grund und Boden leben müssen. ((Applaus))

Moment, die haben sich gewehrt gegen einen Aktionismus jenseits
wissenschaftlicher Evidenz, wo es ganz schnell um Verbote geht. Die
haben sich gewehrt gegen deutsche Alleingänge, der ihnen die
Situation im europäischen Wettbewerb schwerer macht. Dagegen haben
die demonstriert. Und da fühlen die sich von keinem mehr vertreten
und nun hat sich etwas verändert. Ja, wir sind immer noch kritisch
bei den EU-Agrarsubventionen und wollen das durch ein besseres System
ersetzen, das den Beitrag zum Naturschutz angemessener würdigt als
die gegenwärtige Subventionskulisse. Das war in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten immer ein kritischer Punkt in den Gesprächen
mit Landwirtinnen und Landwirten, aber die Situation hat sich
verändert. Natürlich haben wir da einen kritischen Punkt. Aber im
Unterschied zu nahezu allen anderen wenden wir uns gegen pauschale
Verurteilung, gegen Aktionismus und Bürokratismus, stehen für
wissenschaftliche Evidenz in der Politik und haben Respekt vor
Eigentum und Leistung. Das gilt überall, aber eben auch für
Landwirtinnen und Landwirte und daraus erwächst eine neue Nähe.
((Applaus))

Oder ich lese in der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung"
unlängst von einem Opel-Mitarbeiter. Da ging es um die Situation der
SPD. Und dem wurde folgendes Wortlautzitat zugeschrieben. Er und
seine Kolleginnen und Kollegen wählten inzwischen aus Protest FDP
oder AfD. Ehemaliger Opel-Mitarbeiter. Wir sind keine Protest-, wir
sind eine Gestaltungspartei. Aber dennoch betrachte ich es als Teil
unserer staatspolitischen Verantwortung, dass wir politisch
Heimatlosen eine Alternative zu den Rechtspopulisten bieten. Das ist
Teil unserer staatspolitischen Verantwortung. ((Applaus))

Jetzt grade haben wir Nachrichten aus der Automobilindustrie, einer
Perle der deutschen Wirtschaft, ein Wachstumsbringer mit
Spitzentechnologie gehört, dass es zum Arbeitsplatzabbau gekommen
ist, kommen wird, dass es teilweise Kurzarbeit geben wird. Obwohl das
eine Spitzenbranche bei uns ist. 9.500 Beschäftigte allein bei Audi.
Und am Tag, als diese Nachricht bekanntgegeben worden ist, hatten wir
eine Regierungserklärung der Bundeskanzlerin vor dem Parlament. Und
sie ist auf den Arbeitsplatzabbau bei Audi eingegangen, auf die 9.500
Stellen, die 9.500 Familien, die damit jetzt ja auch eine sicher
geglaubte, gut bezahlte Beschäftigungsperspektive verlieren werden.
Und der Satz von Frau Merkel dazu war lapidar, "auch Kaiser Wilhelm
glaubte, als das Auto aufkam, an die Rückkehr der Kutsche". Was für
ein Mangel an Empathie gegenüber den Menschen, die jetzt berechtigte
Zukunftssorgen haben müssen.

Wir können keine Subventionen versprechen. Das haben wir nie. Aber
wir können eins versprechen, dass wir Respekt haben vor der Leistung
einer ganzen Industrie und dass wir beenden, die einseitige Fixierung
auf Technologien, die Beschäftigungsabbau zur Folge haben werden. Ich
weiß nicht, ob die baden-württembergischen Liberalen mit ihrer
besonderen Zuneigung zum Wasserstoff Recht haben, ich weiß es nicht.
Ich weiß nicht, ob es nicht doch der batterieelektrische Antrieb sein
wird, ob es synthetische Kraftstoffe sein werden, aber mit einer
Sache müssen wir Schluss machen, dass wir uns einseitig nur auf eine
Technologie konzentrieren, wenn längst Unternehmen wie Toyota in
Japan auf Wasserstoff setzen, wenn längst die Chinesen abgerückt sind
von der einseitigen Fixierung auf die batterieelektrischen Antriebe,
dann können wir den Beschäftigten in der Automobilbranche eines
sagen: Mit uns gibt es faire Rahmenbedingungen für alle
Technologieoptionen und nicht die politische Lenkung darauf, dass
eine Schlüsselindustrie künstlich klein gemacht wird. Das ist unser
Angebot. ((Applaus))

Das ist unser Angebot! Und das greift viel weiter. Wenn man sich die
Facharbeiterinnen und Facharbeiter ansieht, da haben wir in
Deutschland so eine merkwürdige Debatte, so als ginge es um
Bedürftige, um die man sich kümmern müsste. Das entspricht doch nicht
der Realität, man möge sich bitte mal die Tarifverträge der
baden-württembergischen Metall- und Elektroindustrie ansehen, über
wen wir bei Facharbeiterinnen und Facharbeitern eigentlich sprechen.
Die haben nicht nur die Sorge Einführung Vermögenssteuer, die im
Zweifel im Familienbetrieb den Arbeitsplatz unsicher macht und denen
geht's auch nicht nur um Fragen des Verzichts auf Sanktionen bei
Hartz IV, sondern die haben ganz andere Alltagsfragen. Warum bleibt
nichts übrig von den guten Tarifabschlüssen? Warum ist die
öffentliche Schule, in die ich meine Kinder schicken muss, in so
einem problematischen Zustand? Das sind diejenigen, die über
Jahrzehnte funktionierende Integrationspolitik erlebt haben, nämlich
gegenüber denjenigen, die mal als sogenannte Gastarbeiter zu uns
kamen an der Werkbank, da waren die Kolleginnen und Kollegen in der
Industrie die besten Integrationshelfer. Das sind aber zugleich
diejenigen, die sich auch von Claudia Roth nicht die praktisch zu
beobachtenden Probleme der Integration vor Ort ausreden lassen. Und
genau diese Menschen, mit ihren Sorgen, die vorankommen wollen im
Leben, die Arbeit wollen, die für ihre Kinder eine gute Zukunft
wollen, Bildung, die Chancen wollen, zum Beispiel auch auf
Eigentumserwerb, wie es immer ein Ziel sogar der Bergleute an der
Ruhr war am Ende des Berufslebens, das abbezahlte Häuschen zu haben,
die sind inzwischen in der politischen Landschaft heimatlos geworden
und wenn diese Menschen eine politische Heimat suchen, dann laden wir
sie ein. Möge in den Medien geschrieben werden, jetzt sei die FDP die
neue Arbeiter- und Bauernpartei. ((Applaus))

Ich habe mir nie träumen lassen, ich würde mal Vorsitzender einer
Arbeiter- und Bauernpartei sein. Es stimmt auch nicht. Wir sind keine
Arbeiter- und Bauernpartei, so wenig wie wir eine Apotheker- und
Unternehmerpartei sind. Wir sind eine Partei der politischen Mitte.
Und es ist ein Irrtum zu glauben, dass alle Facharbeiterinnen und
Facharbeiter linke Politik wollen und alle Landwirtinnen und
Landwirte rechte Politik wollen, was die Menschen in unserem Land
suchen, ist eine Alternative aus der und für die politische Mitte und
das sind die Freien Demokraten. ((Applaus))

Das ist unser Anspruch. Und so, verehrte Anwesende, sehen das selbst
langjährige, ehemalige Sozialdemokraten selbst. Auch diese Partei hat
ja eine innere Vielfalt oder man könnte auch sagen, eine periphere
Binnenspannung. Es gibt unterschiedliche Persönlichkeiten. Und auch
innerhalb der Sozialdemokratie sind Menschen, die eine liberale
Perspektive haben, die fortschritts- und reformorientiert sind, die
sich der politischen Mitte verpflichtet gefühlt haben und
verpflichtet fühlen, heimatlos geworden in der eigenen Partei. Einer
ist heute hier, den ich stellvertretend für die begrüßen möchte. Ich
begrüße unser ganz frisches Neumitglied, den ehemaligen
Bundestagsabgeordneten und rheinland-pfälzischen Sozialminister der
SPD, ich begrüße den neuen Freien Demokraten Dr. Florian Gerster in
unserer Mitte. Herzlich willkommen in der FDP! ((Applaus))

Liebe Freundinnen und Freunde, meine Damen und Herren, ich weiß auch,
dass das für uns noch eine Kommunikationsaufgabe ist. Aber die ist
nicht unlösbar. Ich hatte die große Freude und Ehre 2017 in
Nordrhein-Westfalen die Freien Demokraten in die Landtagswahl zu
führen. Die CDU hat von der Wahl der FDP abgeraten. Wir mussten also
aus eigener Kraft in den Landtag zurückkommen. Und wir haben es
geschafft, mit dem besten, dem historisch besten Wahlergebnis bei
einer Landtagswahl. Und den größten Zuwachs hatten wir nicht von
ehemaligen Wählern der CDU, den größten Zuwachs in
Nordrhein-Westfalen hat die Freie Demokratische Partei von ehemaligen
sozialdemokratischen Wählern erzielt und deshalb gibt's ein
Regierungswechsel in Nordrhein-Westfalen. Und genau diesen Weg, den
müssen wir weiter fortsetzen. Es geht nicht um jetzt ein paar
Prozent. ((Applaus))

Moment noch, Moment noch, es geht nicht um ein paar Prozentpunkte von
den jetzt, weiß nicht, wie viel Prozent die SPD gegenwärtig hat,
sondern es geht um eine breite Mitte von Menschen, die gegenwärtig
auf der Suche sind. Die oft genug die FDP noch sehen, na ja, durch
das Brennglas von Jahrzehnten von Images, die auch unsere politischen
Mitbewerber gegenüber uns verbreitet und erzählt haben, das ist
sportiver Wettkampf, aber jetzt sind auch unsere sportiven
Fähigkeiten wieder gefordert. Und deshalb, liebe Freundinnen und
Freunde, meine Damen und Herren, darf ich Ihnen allen sagen, wir
Freien Demokraten werden in diesem Frühjahr ganz aktiv darum werben
und zwar nicht nur über die geschätzten Qualitätsmedien, sondern auch
in dem wir vor das ... ((Lachen)) ... Moment, das war jetzt keine
Pointe, ich bin ein Anhänger der Pressefreiheit, selbst wenn nicht
alles, was die Medien über die FDP schreiben, freundlich ist. Es
stimmt auch nicht alles übrigens. ((Applaus)) Also insofern, das
streichen wir aus dem Protokoll. Nein, wir müssen natürlich werben.
Und zwar auch im direkten Gespräch. Und deshalb, liebe Freundinnen
und Freunde, einen Tag vor dem Tag der Arbeit, wo die Gewer
kschaften rote Fahnen hissen, am 30.4. werden wir einen bundesweiten
Aktionstag der Freien Demokraten machen, jeder Orts-, jeder
Kreisverband und wir gehen vor die Werkstore, um mit den Menschen
darüber zu sprechen, was ihnen wichtig ist und was unsere politische
Antwort darauf ist. Denn man kann nicht nur Wahlkampf machen von der
Couch und auf Twitter, wir wollen und werden in diesem Jahr
zurückkehren in das persönliche Gespräch mit den Menschen, um die
Menschen für uns zu begeistern. ((Applaus))

Das Innerparteiliche fasse ich kurz, das vergangene Jahr ist für die
Freien Demokraten ordentlich gelaufen. Wir sind mit der letzten
Umfrage aus dem Jahr 2019 gekommen von zehn Prozent. Wir haben 5.500
neue Mitglieder gewonnen, wir haben jetzt über 66.000 Mitglieder.
Stellvertretend für die 5.500 neuen Mitglieder begrüße ich in unserer
Mitte den ehemaligen Chef von Porsche, Matthias Müller. Lieber
Matthias, auch Dir: herzlich willkommen bei den Freien Demokraten!
((Applaus))

Ja, wir sind mit Lencke Steiner zurückgekehrt in die Bremische
Bürgerschaft. Das war nicht immer so, dass das gelingt, auch wieder
gewählt zu werden. Wir sind im Europäischen Parlament unter Führung
von Nicola Beer stärker vertreten als vorher. Wir haben bei den
ostdeutschen Landtagswahlen unsere Stimmenanteile verdoppelt und wir
wissen jetzt, es kommt wirklich auf jede Stimme an. Denn zum ersten
Mal seit einem Jahrzehnt haben wir mit Thomas Kemmerich wieder eine
ostdeutsche Landtagswahl erfolgreich abgeschlossen. Herzlichen
Glückwunsch! ((Applaus))

Jetzt lese und höre ich gelegentlich über die Krise der FDP. Wenn ich
das jetzt so im Vergleich der letzten Jahrzehnte sehe, zehn Prozent,
5.500 neue Mitglieder, nach zehn Jahren wieder in einem ostdeutschen
Landtag, wenn das die Krise der FDP ist, dann möge sie lange
anhalten, meine Damen und Herren. Aber Spaß beiseite, dass wir
gegenwärtig einen stabilen Aufwärtstrend haben, soll nicht davon
ablenken, dass wir natürlich auch Ziele haben. Das ist eine gute
Ausgangsbasis, aber ja nicht der Endpunkt einer Entwicklung. Ich
sprach grade über neue Menschen, die wir gewinnen können, ohne, dass
wir uns verbiegen können und müssten, aber in dem sich die
politischen Verhältnisse verändern. Auch wir müssen uns Fragen
stellen, wo, fünf Jahre, nachdem wir hier ein Leitbild beschlossen
haben, auch da Aktualisierungsbedarf ist. Das werden wir tun. Klar,
wir haben uns einen Orientierungspunkt gegeben. Der
Orientierungspunkt unseres Leitbildes, das ist der einzelne Mensch,
nicht irgendein Kollektiv, nicht irgendein abstraktes Wir. Der
Orientierungspunkt unserer Politik, das ist der einzelne Mensch,
dessen Recht wir schützen und erweitern wollen im Hier und Jetzt, auf
seine Weise glücklich zu werden. Das ist unser Orientierungspunkt.
Und deshalb haben die Ziele, wie das Vorankommen durch eigene
Leistung, weltbeste Bildung, Selbstbestimmung in allen Lebenslagen,
diese großen Reformprojekte der Freien Demokraten, die sind
unverändert aktuell.

Aber wir müssen nach fünf Jahren prüfen, ob nicht auch neue
Herausforderungen auf uns zukommen, ob sich nicht die Gesellschaft
und ob sich nicht die Freien Demokraten in ihr verändert haben.
Worüber debattieren wir auch heute hier? Was ist uns wichtig? Doch
natürlich spielt die Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen eine
viel größere Rolle als vor fünf Jahren, als wir unser Leitbild
seinerzeit beschlossen hatten. Deshalb taucht das nur auch am Rande
in unserem Leitbild auf. Und da möchte ich meine Partei einladen, in
diesem Frühjahr genau darüber zu diskutieren. Der
Grundorientierungspunkt des Einzelnen ist richtig. Aber wir stehen
längst in einem Ideenwettbewerb, ob und wie wir die Schonung
natürlicher Lebensgrundlagen verbinden können mit einer
freiheitlichen Lebensweise und mit wirtschaftlichem Fortschritt. Und
deshalb wächst uns auch da eine besondere Verantwortung zu. Wir
wollen und wir müssen die Klima- und Umweltpolitik aus der Falle des
Aktionismus und aus den linken politischen Instrumenten befreien, in
dem wir Klima und Umweltschutz wieder mit Vernunft und mit
Technologie und Marktsteuerung erreichen. Und genau dieses Ziel, das
schlage ich vor, sollten wir in diesem Frühjahr diskutieren, in unser
Leitbild aufzunehmen, als Aktualisierung. ((Applaus)) Ein Ziel. Und
darüber werden wir in aller Offenheit diskutieren, weil wir eine ganz
lebendige vielfältige Partei sind.

Ich hab gelesen, bei den Freien Demokraten gibt es jetzt einen
liberal-konservativen Kreis des sächsischen Bundestagskollegen
Torsten Herbst und unserem Wahlgewinner Thomas Kemmerich. Mein Freund
Johannes Vogel spricht ganz offen auch wieder über sozialliberal als
politischen Standort. Mein Freund und Kollege Michael Theurer sieht
sich selbst als Verfechter eines Öko-Liberalismus - und Rudolf
Rentschler. ((Lachen und Applaus))

Aber ich will auf folgenden Punkt hinaus: Wir sind eine vielfältige
Partei, wir sind eine Partei von Individualisten. Aber in unserer
liberalen Partei verbinden wir Vielfalt mit Teamwork und deshalb
schwächt uns diese politische Vielfalt der Perspektive nicht, sie
macht uns stärker. ((Applaus))

Und ich betrachte es als ein Privileg, dass ich diese Partei und
diese Fraktion führen darf, die trotz aller Unterschiede in den
Nuancen und Perspektiven in Einem verbunden ist wie keine andere
Partei sonst, nämlich in dem Vertrauen auf die Vernunft und das
Verantwortungsgefühl, in anderen Worten: die Freiheit eines jeden
Einzelnen. Und deshalb ist das Gemeinsame, was die Freien Demokraten
verbindet, viel stärker als die unterschiedlichen Akzente, die wir in
der Tagespolitik wollen. Das macht uns stark. ((Applaus))

Und für die Bahnreisenden, jetzt komme ich zu den letzten drei
Minuten, denn genau diese Mission, die individuelle Freiheit zu
verteidigen, das wird in dem nächsten Jahrzehnt auch eine besondere
Rolle für uns sein, wenn man die politischen Debatten ansieht. Da
wird über Verstaatlichung gesprochen. Beispielsweise von BMW, von
Wohneigentum zumal über den Mietendeckel. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebe Freundinnen und Freunde, die Garantie des
Eigentums, das ist ein Eckpfeiler unserer Verfassungsordnung, wer
diesen Eckpfeiler ansägt, der sorgt nur dafür, dass niemand mehr in
unserem Land investieren will, denn die Voraussetzung von
Investitionen aus dem In- oder Ausland ist die Rechtssicherheit, die
wir in den vergangenen Jahrzehnten gewähren konnten. ((Applaus))

Jetzt kommen neue Fantasien der Vergemeinschaftung, der
Sozialisierung des demokratischen Sozialismus. Haben wir nichts
gelernt - Linda Teuteberg hat es gesagt - aus unserer deutschen
Geschichte? Haben wir nichts gelernt aus den Entwicklungen der
vergangenen Jahre des letzten Jahrzehnts zum Beispiel in Südamerika?
Mit genau diesen Ideen ist doch damals der sogenannte Reformer Hugo
Chávez in Venezuela ins Amt gekommen. Ja, selbstverständlich hat er
Industrie verstaatlicht, aber das Ergebnis war nicht, dass es der
breiten Masse besser ging im Sozialismus, sondern das Ergebnis war
Verelendung, Hyperinflation und am Ende autoritäre Politik. Es sollte
uns eines lehren, am Sozialismus ist nicht die Umsetzung das Problem,
es ist die Idee selbst, die nicht menschenfreundlich ist. ((Applaus))

Die Meinungsfreiheit ist in unserem Land natürlich formal garantiert,
aber wie ist es mit der Meinungspluralität? Also der tatsächlich
gelebten Meinungsfreiheit, dem Wohlwollen, auch gegenüber der oder
dem anders Denkenden? In Hamburg ist der Bernd Lucke als Professor
gehindert worden daran, seine Vorlesung zu halten. Ich habe Bernd
Lucke als AfD-Vorsitzenden immer politisch bekämpft. In
"Spiegel"-Gesprächen in Talkshows, in Reden. Ich habe Bernd Lucke
immer politisch bekämpft. Aber genauso würde ich mich immer dafür
einsetzen, dass er ungehindert seine allerdings falschen Thesen
verbreiten kann, denn das hält unsere Demokratie aus! ((Applaus))

Das hält unsere Demokratie aus! Und nicht zuletzt haben wir im
vergangenen Jahr alle groß gefeiert, den 70. Jahrestag der
Verabschiedung des Grundgesetzes. Wer in unser Grundgesetz schaut, da
steht ganz viel drin von: Freiheit von ..., Schutz vor ..., Freiheit
zu ..., ganz wenig steht da von Verboten. Denn unser Grundgesetz hat
ein Menschenbild, das ihm zugrunde liegt, das Menschenbild des
aufgeklärten, des mündigen, des erwachsenen, verantwortungsbereiten
Menschen. Und dennoch diskutieren wir, Michael, du hast es
aufgezählt, über eine Vielzahl von Verboten. Ja, klar, wenn in Berlin
ab dem 30.12. bereits geböllert wird, dann stelle ich mir auch die
Frage: Menschenskinder, muss das sein? Aber bevor wir so was
verbieten, könnte man doch auch an den gesunden Menschenverstand
appellieren, dass die Menschen verantwortungsbewusst mit ihrer
Freiheit umgehen, denn das gehört zu einer liberalen Verfassung, eine
liberale Gesellschaft, die solche Konflikte auch mit sich und unter
sich ausmacht, und nicht immer nur nach dem Gesetzesbefehl ruft. Und
deshalb bleiben wir frei! Ein gutes Neues Jahr, vielen Dank!

((Applaus))
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FDP-Pressemitteilung vom 6. Januar 2020

TEUTEBERG: Ein Liberalismus, der zugleich sensibel und robust ist,
wird sich bewähren



Die FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg hielt auf dem
Dreikönigstreffen der Liberalen in Stuttgart folgende Rede:


"Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freie Demokraten, liebe Freunde
der Freiheit hier im Saal und alle, die uns hier folgen.

Auch von meiner Seite Ihnen und Ihren Familien alles Gute für ein
gesundes, gesegnetes neues Jahr. Erlauben Sie mir die Bemerkung, dass
es mich mit Freude, mit Stolz, mit Dankbarkeit erfüllt, heute hier
sprechen zu dürfen. Mit Dankbarkeit für das Vertrauen, das mir
entgegengebracht wird, mit Dankbarkeit aber auch für die
Gastfreundschaft der baden-württembergischen Freien Demokraten hier.

Und Michael, Du weißt, auch als Preußin bin ich immer gern in
Baden-Württemberg. Ich finde, hier spürt man die Tradition: eine
deutsche Freiheitstradition und natürlich die unserer politischen
Heimat, der Freien Demokraten. Und dass das gar nicht so
selbstverständlich ist, heute hier sprechen zu dürfen, hat ja noch
einen anderen Grund. Als vor 30 Jahren am 6. Januar 1990
Hans-Dietrich Genscher hier sprach, da sprach er von den Deutschen in
der DDR, die europäische Freiheitsgeschichte gestalten. Daran gilt es
auch heute zu erinnern. Das hat mit beigetragen dazu, dass wir uns
heute hier sehen. Und ich finde, das ist ein guter Grund, mit
Zuversicht in dieses Jahr zu gehen und an diese Geschichte zu denken,
meine Damen und Herren. ((Applaus))

Und das zeigt zugleich unabhängig von allen Diskussion, die manche
jetzt anfachen, wann numerisch ein neues Jahrzehnt beginnt: Wir
spüren doch alle ganz unabhängig davon, dass eine Zeitenwende da ist.
Dass die Freiheit unter Druck steht, dass dieses Jahrzehnt, wann
immer es beginnt, besondere Herausforderungen für uns bereithält,
dass die Freiheit von innen und außen bedroht wird, dass viele da
sind, die sich gelenkte Demokratie, gelenkte Wirtschaft oder gelenkte
Biografien wünschen. Und da haben wir eine ganz besondere Aufgabe.

Und wir haben hier das Motto: 'Bleiben wir frei. Denken wir groß.'
Das bedeutet auch, dass es darum geht, Freiheit zu verteidigen. Aber
nicht nur im Sinne einer sozusagen progressiven Nostalgie nur
Errungenschaften zu verteidigen, - das ist auch wichtig, denn wir
haben was zu verteidigen und wir haben Errungenschaften in dieser
Bundesrepublik - sondern auch nach vorne gerichtet den Mut zu haben,
groß zu denken, um die Handlungsfähigkeit und die Glaubwürdigkeit
dieser liberalen Demokratie unter Beweis zu stellen. Das fordert uns
in diesem Jahrzehnt ganz besonders heraus. Ich bin überzeugt, dass
ein Liberalismus, der diese Bewährungsprobe bestehen will, dass der
sensibel und robust zugleich sein muss. Er muss sensibel sein dafür,
verschiedene Arten von Gefährdung zu erkennen und zu unterscheiden.
Und er muss auch robust darin sein, klar zu benennen, was eine
Gefährdung der Freiheit ist oder nicht - unabhängig davon, dass diese
unterschiedlich geartet sein können. Und er muss robust in dem Sinne
sein, dass er zu klaren Antworten fähig ist, zu Handlungsfähigkeit.
Lassen Sie mich das an drei Feldern mit aktuellen Beispielen
untermauern.

Das eine ist für uns ganz wichtig; die gesellschaftliche und
politische Freiheit, die Liberalität im Inneren. Und da haben wir in
diesen Tagen sehr viel Anlass zu sprechen über den Stil der Debatten
in unserem Land, über die Frage des staatlichen Gewaltmonopols und
über Meinungsfreiheit. Und es wurde ja angesprochen, meine Kollegin,
Judith Skudelny wird mit einer feigen Morddrohung hier bedroht, es
gibt Anschläge auf Journalisten, auf Politiker. Es gibt Angriffe auf
Polizisten. Und ich finde, da ist es ganz klar gerade für eine
liberale Bürgerrechtspartei zu sagen, wir müssen das Gewaltmonopol
des liberalen Rechtsstaates verteidigen. Niemand hat das Recht, mit
der Begründung einer tatsächlich oder vermeintlich höheren Moral das
Recht in die eigenen Hände zu nehmen und mit Gewalt durchzusetzen,
was seine oder ihre Argumente nicht vermögen. ((Applaus))

Und das ist in diesen Tagen leider nicht so selbstverständlich und
muss gesagt werden. Und das ist übrigens auch ein wichtiges Thema,
gerade für eine Bürgerrechtspartei, denn wir brauchen für freie
Debatten, in denen sich die liberale Demokratie bewährt.

Wir müssen Einschüchterung entgegentreten. Das tun wir als freie
Demokraten in den klassischen Bürgerrechtsthemen, wenn Sie daran
denken, dass im Volkszählungsurteil das Bundesverfassungsgericht
genau damit argumentiert hat, dass durch zu viel Überwachung und
Datensammlung kein Einschüchterungseffekt entstehen darf wie Bürger
sich verhalten, was sie noch tun. Das machen wir zum Thema, wenn wir
heute den Vorschlägen der Bundesjustiz-Ministerin entgegentreten,
Passwörter offenzulegen und damit die Privatsphäre der Bürger zu
gefährden. Aber das muss eben nicht nur im Netz gelten, da unbedingt,
auch auf den öffentlichen Plätzen unseres Landes oder in den
Universitäten, wo Meinungsaustausch stattfinden muss. Auch da müssen
wir dafür sorgen. Auch da stehen wir Freien Demokraten dafür, dass
die Stärke des Rechts und nicht das Recht des Stärkeren gilt, auch
nicht das Recht des Lauteren oder des Gewaltbereiteren.

Und die Debatten der letzten Tage haben übrigens auch gezeigt, wenn
es um manche missglückte Satire, um Tweets geht, wo wir ganz andere
Herausforderungen zu meistern haben: Wir brauchen auch Bürger, die
Debatten so führen, dass man andere Meinungen aushält, ohne sie zu
diffamieren, nur weil andere sie auch vertreten, die man für
unappetitlich hält. Wo man für alle Meinungen, die auf dem Boden des
Grundgesetztes stehen, auch Toleranz aufbringt und wo man Satire- und
Meinungsfreiheit und Respekt allen gleichermaßen zugesteht, meine
Damen und Herren. ((Applaus))

Nur so werden wir auch wieder Debatten erleben, an deren Ende nicht
nur Verlierer stehen wie bei der Debatte, die hier über die Feiertage
stattfand über Generationen und vermeintliche und tatsächliche
Satire, sondern Debatten, die wieder dazu führen, dass demokratische
Entscheidungen Akzeptanz finden, dass sie legitimiert sind.

Und wir stehen wie keine andere politische Kraft dafür, dass diese
gesellschaftliche und politische Freiheit für uns untrennbar mit der
wirtschaftlichen Freiheit verbunden ist. Andere wollen das trennen.
Wir erleben eine ganz ernste Kampfansage an die Soziale
Marktwirtschaft. Michael Theurer hat es gerade richtig angesprochen;
nicht nur durch Kevin Kühnert oder auch Robert Habeck, der mit
Enteignungen liebäugelt, sondern das alles fällt ja auf einen
Resonanzboden. Warum gibt es dagegen relativ wenig Widerspruch? Warum
gibt es eine Faszination, ja geradezu eine Erotik offenbar dieser
radikalen Vorschläge, die so wenig zu tun haben mit der
freiheitlichen Ordnung unseres Grundgesetzes. Das muss uns als
Freunde der Sozialen Marktwirtschaft doch umtreiben. Und wir sehen
durchaus Probleme und Herausforderungen. Wir sehen, dass es ein
unhaltbarer Zustand ist, wenn immer noch das Elternhaus mehr über den
Bildungserfolg junger Menschen entscheidet, über ihren Bildungsweg
als eigene Leistung. Das wollen wir angehen, liebe Freunde.
((Applaus))

Und ((Applaus)) wir sehen auch, dass es für viele Menschen zu
schwierig ist in unserem Land, sich ein eigenes Vermögen, Eigentum
aufzubauen zum Beispiel. Aber wir ziehen völlig andere Schlüsse
daraus als Kevin aus Westberlin und andere. Wir haben nicht nur aus
der Geschichte gelernt, wir sind schon immer für Marktwirtschaft. Wir
wollen wirklich Freiheit und Verantwortung. Und da muss man nicht bis
in die DDR schauen, auch das wäre gut bei dem Thema. Man kann nach
Venezuela und anderswo schauen, und man sieht Sozialismus, der macht
nicht frei und der macht nicht sexy, der macht arm. ((Applaus))

Und deshalb ((Applaus)) gehen wir an diese wichtigen Themen und auch
an soziale Fragen mit sozialer Sensibilität, aber eben auch mit dem
Wissen darum, was praktikable Lösungen sind. Und das, was die
Sozialdemokraten - und ich würde es nicht ansprechen, wenn es nicht
für die Herausforderung der Freiheit so wichtig wäre, denn die
Situation ist ja tragisch bei denen - was die vorschlagen, das ist ja
von einem kapitulierenden Menschenbild geprägt. Wenn ich
Ungerechtigkeiten feststelle, wenn ich sage, es muss mehr
Durchlässigkeit, mehr Aufstiegschancen geben - für uns ein ganz
wichtiges Thema - oder mehr Chancen zur Eigentums-, Vermögensbildung,
dann muss ich doch diese Chancen schaffen, statt zu resignieren und
zu sagen, es gibt eh keine Gerechtigkeit, keine
Leistungsgerechtigkeit, da muss ich nur noch umverteilen.

Wir wollen Bildung als Bürgerrecht durchsetzen. Und der Geist, der
1969 dieses Aufstiegsversprechen und diese Idee, Bildung zu fördern
für Alle, beflügelt hat, der war eben ein optimistischer Geist. Dass
nämlich mit besseren Rahmenbedingungen jeder und jede sich entfalten
kann und aus ihren Talenten etwas machen kann und nicht, dass
umverteilt wird. ((Applaus)) Und ((Applaus)) sehr geehrte Damen und
Herren, das machen wir zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, da, wo
wir Verantwortung tragen, wo in der Bildungspolitik mit Talentschulen
auch in schwierigen Situationen Talente gefördert werden sollen oder
- ist mir auch sehr sympathisch - Schreiben nach Gehör abzuschaffen.

Das klingt erstmal altmodisch, aber ((Applaus)) gerade die ganz
basalen, die Grundfähigkeiten, die Kulturtechniken, die in der
Grundschule vermittelt werden, die sind wichtig für einen
chancengerechten Start. Dafür, dass alle Kinder Lesen, Schreiben,
Rechnen können, dann Inhalte, die sie interessieren, sich erschließen
können, das ist der wichtige Start. Darum geht es für uns. Und das
endet nicht mit der Grundschule, ((Applaus)) sondern wir nehmen die
Herausforderung der Digitalisierung auch da an, indem wir sagen, auch
im mittleren und höheren Alter muss eine zweite Ausbildung, ein
zweites Studium bei uns förderfähig sein. Deshalb schlagen wir das
Midlife-BAföG vor. Denn wir wollen, dass keine Biografie eine
Sackgasse ist; dass jeder und jede sich mit Einsatz, Bereitschaft und
gutem Willen aus schwierigen Situationen wieder herausarbeiten kann,
liebe Freunde. ((Applaus))

Der zweite Teil dieses Themas neben der Durchlässigkeit, den
Bildungschancen, ist die Frage: Haben bei uns viele Menschen die
Möglichkeit, Eigentum zu bilden, Vermögen zu bilden, aus ihrem
selbstverdienten Geld mehr Netto vom Brutto zu haben und sich etwas
aufzubauen? Und da gibt es viel zu tun. Das betrifft natürlich die
Grunderwerbsteuer, wo wir vorschlagen, für die erste selbstgenutzte
Immobilie einen Freibetrag zu haben. Das betrifft die Frage,
Altersvorsorge endlich zu ermöglichen, zum einen nicht durch eine
unsinnige Finanztransaktionssteuer Kleinanleger zu bestrafen, aber
auch nicht eine Finanzpolitik zu machen, die diese
Staatsschuldenkrise verlängert und die Nullzinspolitik und die
Enteignung der Sparer weitertreibt. ((Applaus))

Und schließlich ist Wohnungsnot ein wirklich, wirklich ernstes Thema
und ein Problem für Menschen, die ihr Leben gestalten wollen. Aber
gerade wem es ernst ist, der muss doch nach echten Lösungen suchen.
Und wenn ich mir das Tempelhofer Feld in Berlin ansehe, dort könnten
sofort so viele Wohnungen gebaut werden wie es in Berlin leider im
Moment auch zum Beispiel obdachlose Menschen gibt. Als Senat immer
weniger Wohnungsbaugenehmigungen zu geben und solche Flächen unbebaut
zu lassen, das ist unterlassene Hilfeleistung, liebe Freundinnen und
Freunde. ((Applaus)) Denn Mietpreisdeckel und Mietpreisbremsen, die
helfen bestenfalls, aber auch nicht wirklich denen, die schon eine
Wohnung haben. Aber wer wirklich händeringend eine sucht, bekommt
dadurch leider keine.

Und nun ist es übrigens so: nicht nur bei den Sozialdemokraten ist
die Soziale Marktwirtschaft nicht mehr in guten Händen. Man weiß ja
gar nicht, wo man dort die Union noch suchen soll. Es reicht nicht
wie Herr Altmaier es macht, einen Saal im
Bundeswirtschaftsministerium nach Ludwig Erhard zu benennen. Die
Dienstpflicht scheint jetzt der Phantomschmerz konservativer
Profilbildung zu sein. Wenn der Wirtschaftsflügel der Union immer -
ich sage mal die Stichworte Soli-Abbau, kalte Progression,
Bürokratie-Abbau - wie ein Tiger startet und wie ein Bettvorleger
landet in der Union, dann sucht man das jetzt zu kompensieren über so
unsinnige Vorschläge wie eine Dienstpflicht für junge Menschen. Das
löst kein Problem. Es stellt junge Menschen unter den Verdacht, sich
nicht längst zivilgesellschaftlich sehr stark zu engagieren und es
ist einfach ein untauglicher Vorschlag, der ablenkt davon, dass die
Union kein Profil mehr hat, wo wir sie bräuchten bei der
Marktwirtschaft, liebe Freundinnen und Freunde. ((Applaus))

Und die Grünen wiederum: Wenn Herr Habeck sagt, Verbote seien die
Voraussetzung von Freiheit, dann sage ich dazu mal ganz gelassen
Verbote gab es schon, bevor es die Grünen gab, auch die
Straßenverkehrsordnung, die er gern zitiert, aber Verbote sind
einfach eine Möglichkeit staatlicher Eingriffe, aber in den
seltensten Fällen die beste und klügste. Und diesen Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit in unserem freiheitlichen Rechtsstaat, den gab es
auch schon vor den Grünen. Insofern finde ich, können wir in diese
Debatten sehr gelassen gehen, Verbote ohne Schaum vor dem Mund, aber
mit guten Argumenten abzulehnen, liebe Freunde. ((Applaus))

Was ich spannend finde: die neue Unübersichtlichkeit. Diesen Begriff
benutzen ja viele für die Weltordnung, für die politische Situation
im Allgemeinen. Nach meinem Eindruck ist für unsere Kritiker zum Teil
eine neue Unübersichtlichkeit ausgebrochen. Ich habe am Freitag im
Morgenmagazin die Frage gestellt bekommen, man wisse gar nicht, für
wen wir Politik machen. Die Facharbeiter, die Bauern oder vielleicht
noch weitere Gruppen? Da muss ich sagen: Ja, wir machen Politik für
alle, die Freiheit und Verantwortung schätzen, egal welchen Beruf sie
haben, ((Applaus)) egal aus welcher Schicht sie kommen; für alle, die
unser Lebensgefühl teilen, die Aufstieg wollen durch eigene Leistung,
die sozialen Ausgleich wollen, aber nicht mit der Gießkanne, sondern
würdewahrend und zielgenau. Die sind bei uns herzlich kommen.

Und wenn manch andere dabei immer noch Worte wählen, die aus der Zeit
gefallen sind, ich sage nur Herr Walter-Borjans, was hat der für ein
Bild von Arbeitnehmern, wenn er mit der Frage, Arbeitnehmer erreichen
zu wollen, den Begriff Arbeiterführer verbindet? Nach meinem
Verständnis, und ich denke nach unserem Verständnis, sind
Arbeitnehmer nicht auf der Suche nach einem Führer. Arbeitnehmer
wollen Piloten und Unternehmer ihrer eigenen Biografie sein und auch
dafür treten wir als Freie Demokraten ein, liebe Freunde. ((Applaus))

Schließlich gilt unser Verständnis von Freiheit, von Menschenrechten
auch weltweit. Und ebenfalls vor 30 Jahren hat hier Hans-Dietrich
Genscher gesagt, ein geeintes Deutschland, was damals noch nicht ganz
klar war, aber schon auf der Agenda, das wird zu mehr und nicht zu
weniger Stabilität für Europa führen. Ich finde, das sollte uns heute
Verpflichtung sein. Die Bundesregierung, die will zwar ein stabiles
Europa, sagt sie, aber sie erklärt nicht wie man sich dieses Europa
vorzustellen hat. Sie antwortet nicht auf die Reformvorschläge
anderer. Und das beunruhigt unsere Partner, unsere Verbündeten.
Erwachsene Freiheit heißt Verantwortung. Das gilt auch für uns in
Europa und in der Welt. Und liberale Außenpolitik, die zeichnet sich
durch Berechenbarkeit aus, die will Dialog, die will Diplomatie. Sie
weiß allerdings auch, dass Verteidigungsbereitschaft und
Abschreckungsfähigkeit wichtig sind. All das sollten wir auch unseren
Bündnispartnern bieten und verlässliche Partner sein. Darauf kommt es
in nächster Zeit ganz besonders an, liebe Freundinnen und Freunde.
((Applaus))

Und schließlich in diesem Jahr, was wir jetzt beginnen, sind wir auch
in dem Jahr 30 Jahre nach dem ganz turbulenten Jahr zwischen
Mauerfall und deutscher Wiedervereinigung. Und ich finde, wir sollten
das zum Anlass nehmen, zum einen über das viele Gelungene zu
sprechen, denn es ist so viel mehr gelungen in diesem Prozess, für
den es kein Vorbild, keine Blaupause, kein Lehrbuch gab, - insofern
auch interessant für die Herausforderungen, die jetzt vor uns stehen -
 in dem sehr, sehr viel gelungen ist. Und zugleich nicht manche
Fehler der letzten 30 Jahre wiederholen. Vielleicht auch manchmal
Fehler, die die Kommunisten und Karl Marx gemacht haben, wenn es
hieß: Das Sein bestimmt das Bewusstsein. Da mag was dran sein, aber
wenn ich mir ansehe, wie manche Stimmung heute in unserem Land ist,
trotz guter persönlicher Lebenssituation, dann bestimmt auch das
Bewusstsein das Sein. Und wir sollten in diesem dreißigsten Jahr der
Deutschen Einheit nicht mehr nur über Geld, Fördermittel,
Infrastruktur, die alle wichtig und richtig sind für unsere ganze
Republik sprechen, sondern auch darüber: Was verbindet uns, was macht
uns aus und was ist eine gemeinsame Identität? Ein zeitgemäßer
Patriotismus, der uns auch gemeinsam Kraft gibt, unsere liberale
Demokratie zu verteidigen! ((Applaus))

Und eine Sache finde ich dabei wirklich, für diesen gesamtdeutschen
Dialog auf Augenhöhe wichtig. Ich habe in einer Dokumentation in
diesen Tagen über dieses spannende Jahr 1990 - flapsig und nett
gemeint, aber doch bezeichnend - die Bemerkung gehört, dass bei
manchen schwierigen Situationen in den letzten 30 Jahren man sich
fragte, wen haben wir uns da angelacht mit den Ostdeutschen. Nun mag
sich das mancher gefragt haben. Vielleicht mancher auch bei mir. Aber
diese Haltung, Reinhold Maier, Hans-Dietrich Genscher und andere, die
wussten noch, man hat sich damals nicht jemanden angelacht, sondern
das waren Deutsche, die ohne eigenes Verschulden, denn es war weder
Verdienst noch Schuld einzelner, in welchem Teil der Republik und in
welcher Besatzungszone sie zur Welt gekommen sind, erst später zum
Geltungsbereich des Grundgesetzes kommen konnten. Und wir sollten
deshalb ohne eine Arroganz von oben herab, wer schon länger
Bundesbürger sei oder nicht, in diesen Dialog treten.

Und ich finde, wir haben trotz der großen Schwierigkeiten übrigens
großen Grund zur Zuversicht für diese Herausforderung für die
liberale Demokratie. Wenn wir nicht wie das Kaninchen vor der
Schlange als Westen insgesamt, als Liberale vor diesen
Herausforderungen stehen. Denn es gibt so viel Grund zur Zuversicht.
Dass in den letzten zwei Jahren so viele Bücher und Aufsätze über den
vermeintlichen Tod des Liberalismus erschienen sind, ist eigentlich
schon wieder ein Zeichen, wie sehr er lebt. Denn das unterscheidet
uns von autoritären Systemen, dass die Probleme, die Krisen, die
Verwundbarkeit dieses besten Systems, das wir jemals hatten, offen
diskutiert werden. Haben Sie in den 80er Jahren in autoritären
Staaten des Kommunismus Bücher über den Niedergang des Kommunismus in
der Buchhandlung gefunden?

Das zeigt aber unsere Herausforderung. Dass wir mit dieser
Verwundbarkeit des Liberalen, der Demokratie, verantwortungsvoll
umgehen. Dass wir die Krisen annehmen, dass wir Lösungsvorschläge
machen, dieses System nicht selber schlecht reden, sondern positiv
fortentwickeln als selbstkritische Kämpfer. Lasst uns das tun und
alle Bürgerinnen und Bürger dazu einladen, die es mit uns tun wollen.
Am besten mit Gestaltungsmacht, aber immer mit klarem Kompass. Vielen
Dank. ((Applaus)) "

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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SICHERHEIT/765: Sicherheit unserer Soldaten muss an erster Stelle stehen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Januar 2020

STRACK-ZIMMERMANN: Sicherheit unserer Soldaten muss an erster
Stelle stehen



Zur Verlegung von Bundeswehrsoldaten aus dem Irak erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Die Sicherheit unserer Soldaten muss an erster Stelle stehen.
Deshalb ist die vorübergehende Verlegung von Bundeswehrsoldaten aus
dem Irak ein richtiger Schritt. Angesichts der angespannten
Sicherheitslage hatte die FDP-Fraktion dies bereits vor einigen Tagen
gefordert. Jedoch sollte Deutschland grundsätzlich am
Bundeswehreinsatz im Irak festhalten. In einer solchen Situation
brauchen wir kluge und überlegte Entscheidungen und dürfen unser
Engagement nicht Hals über Kopf beenden. Die Stabilisierung der
Region ist gerade für Deutschland von großem Interesse. Auch deshalb
sollte die Bundeswehrmission schnellstmöglich in die NATO-Mission
integriert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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NAHOST/1079: Der Libanon begrüßt das neue Jahr mit erneuten Protesten (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Libanon begrüßt das neue Jahr mit erneuten Protesten

Von Prensa Latina [1], 6. Januar 2020



Beirut/Libanon - 06.01.2020. Im Libanon startete das neue Jahr mit
erneuten Protesten gegen die Regierung, welche im Zentrum und an
Plätzen nahe dem Parlament und dem Regierungsgebäude stattfanden.

Tausende Personen erwarteten das neue Jahr, indem sie an eben diesen
Orten campten und dabei rufend und singend Forderungen gegen die
aktuell regierende politische Elite äußerten. Letzteren wird
vorgeworfen, die Schuld an der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise
des Landes zu tragen.

Die Demonstranten gruppierten sich an dem Platz Riad Al Solh und
bedeckten die Straßen bis hin zum Märtyerplatz mit libanesischen
Fahnen. Außerdem zündeten sie Bengalos und riefen: "Revolution,
Revolution, Revolution".

Mit diesem Begriff prägten die Demonstranten den am 17. Oktober
gestarteten zivilen Aufstand, welcher bisher nicht an Kraft verlor und
den ehemaligen Ministerpräsidenten Saad Hairi und sein Team zum
Rücktritt zwangen.

Die Neujahrsfeierlichkeiten wurden auch mit musikalischen
Freiluftveranstaltungen in den nördlichen Städten Tripoli und Akkar,
sowie im Nordosten in Baalbeck begleitet.

Laut eines Berichts der örtlichen Polizei seien mindestens zwei
Personen in Tripoli durch verirrte Kugeln verletzt worden, die
aufgrund der Feierlichkeiten abgegeben wurden. Trotz ausdrücklicher
Warnungen ist das weiterhin eine gängige Praxis.

In Beirut hingegen prägten insbesondere die Schläge auf Töpfe, Pfannen
und andere Objekte die Geräuschkulisse der Stadtviertel.

Die Veränderungen im Kabinett sind noch immer nicht konkretisiert
worden und die Ernennung Hassan Diabs zum Ministerpräsidenten am 19.
Dezember, welcher versucht, eine Expertenregierung zu bilden,
gestaltet sich weiterhin als schwierig, da sich vier Parteien weigern,
sich zu beteiligen.

Der scheidende Chef der Exekutive und Chef der Partei
Zukunftsbewegung, Saad Hariri, lehnt es ab, Teil der nächsten
Regierung zu werden, ebenso wie die libanesischen Kräfte, Kata'ib und
die Partei der Progressiven Sozialisten, welche alle im Kongress
vertreten sind.


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Wiebke Scheffler
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] https://www.prensa-latina.cu/index.php?o=rn&id=331299&SEO=el-libano-recibe-el-ano-nuevo-con-renovadas-protestas


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSTAUSCH/359: Akademischer Austausch in unruhigen Zeiten (idw)

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 07.01.2020

Akademischer Austausch in unruhigen Zeiten

DAAD in besonderer außenwissenschaftlicher Verantwortung



Seit Anfang des Jahres ist Prof. Dr. Joybrato Mukherjee neuer Präsident
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) in Bonn. Er übernimmt
die Präsidentschaft von Prof. Dr. Margret Wintermantel, deren zweite
Amtszeit im Dezember 2019 endete. Mukherjee, zugleich Präsident der
Justus-Liebig-Universität Gießen, war im Juni 2019 an die Spitze der
weltweit größten Förderorganisation für die Internationalisierung der
Hochschulen gewählt worden.

"Der DAAD ist eine der wichtigsten Institutionen der deutschen
Außenwissenschaftspolitik und zentraler Taktgeber für die weltweite
wissenschaftliche Zusammenarbeit", sagte DAAD-Präsident Prof. Dr. Joybrato
Mukherjee zum Amtsantritt. Er freue sich daher außerordentlich, zum
weiteren Erfolg des DAAD beitragen zu können. "Das von unseren
Mitgliedshochschulen und Studierendenschaften ausgesprochene Vertrauen
wollen wir nutzen, um den DAAD auch in unruhigen Zeiten als Leuchtturm der
Wissenschaftsfreiheit, des akademischen Austausches und als Think Tank der
grenzüberschreitenden wissenschaftlichen Zusammenarbeit zu positionieren."

Dabei gelte es, den DAAD entlang seines Markenkerns von "Fördern, Beraten
und Denken" - immer bezogen auf internationale wissenschaftliche
Zusammenarbeit - bestmöglich für die Zukunft aufzustellen. Es bereite ihm
große Freude, die Herausforderungen gemeinsam mit Dr. Muriel Helbig als
DAAD-Vizepräsidentin und Dr. Dorothea Rüland als DAAD-Generalsekretärin
sowie allen Beschäftigten des DAAD anzugehen. Helbig ist Präsidentin der
Technischen Hochschule Lübeck und wurde im Juni 2019 zur
DAAD-Vizepräsidentin gewählt. Gemeinsam mit Mukherjee und Helbig nehmen
zwölfweitere gewählte DAAD-Vorstandsmitglieder ihre Arbeit auf.

"Mit Joybrato Mukherjee haben die Mitglieder des DAAD einen Präsidenten
gewählt, der bestens mit unserer Institution und ihren Themen vertraut
ist", sagte DAAD-Generalsekretärin Dr. Dorothea Rüland in Bonn. "Er kennt
die Erfolge und Herausforderungen das DAAD aus eigener Erfahrung und ist
der Idee des akademischen Austauschs und der internationalen
wissenschaftlichen Kooperation leidenschaftlich verpflichtet."

Zur Person

Der 46-jährige Mukherjee studierte Anglistik, Biologie und
Erziehungswissenschaft an der RWTH Aachen und legte dort das erste und
zweite Staatsexamen ab. An der Universität Bonn arbeitete er anschließend
als wissenschaftlicher Mitarbeiter und wurde dort im Jahr 2000 promoviert.
Es folgte die Habilitation im Jahr 2003 ebenfalls in Bonn. Seit 2004 ist
er Professor für Englische Sprachwissenschaft an der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU), von 2008 bis 2009 war er Erster
Vizepräsident, seit 2010 ist er Präsident der JLU. Von 2012 bis 2019
amtierte er auch als Vizepräsident des DAAD.


Weitere Informationen unter:

https://www2.daad.de/der-daad/daad-aktuell/de/75373-foerdern-beraten-denken--das-ist-der-markenkern-des-daad/

- Interview zum Amtsantritt des neuen DAAD-Präsidenten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., 07.01.2020
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KRIEG/1758: Irankonflikt - und unsere konkurrierende Beteiligung ... (SB)



Ich könnte mir vorstellen, dass wir Europäer unsere Präsenz
sogar verstärken und die Amerikaner sich aus der Region zurückziehen,
dass wir quasi im Rahmen einer transatlantischen Lastenteilung ein
stärkeres europäisches Gewicht in der Region gewinnen. Dazu muss die
EU und die drei Staaten Deutschland, Frankreich und Großbritannien,
die E3, die ja auch beim Nuklearabkommen etwas zu sagen haben, sich
sehr stark und rasch abstimmen. Ich sehe eher Vorteile eines
verstärkten europäischen Engagements, wenn der Irak es will. Und die
Amerikaner könnten sich aus der Region dahingehend zurückziehen - sie
tun es ja zum Teil schon -, wenn die Europäer mehr Verantwortung
übernehmen.

CDU-Außenpolitiker Roderich Kiesewetter im Deutschlandfunk [1]

Mit dieser Ansage bringt Roderich Kiesewetter exakt das Leitmotiv
expansionistischer deutscher Außen- und Sicherheitspolitik zum
Ausdruck, wie es im geostrategischen Entwurf "Neue Macht - Neue
Verantwortung" (2013) ausformuliert worden ist. Während sich die USA
aus dem Nahen Osten zurückziehen, um sich auf die Einkreisung Chinas
zu konzentrieren, rückt die Bundesrepublik in diese Region nach, um
die Lücke zu füllen und sich dort als westliche Führungsmacht zu
etablieren. Dieses Konzept stand in Einklang mit langfristigen
strategischen Plänen der NATO, ihren weltweiten Vormarsch im Zuge
einer eng unter den Verbündeten abgestimmten Lastenteilung und
Umschichtung der Verantwortung durchzusetzen. Inzwischen mutet das
Vorhaben recht utopisch, wenn nicht gar illusorisch an, haben doch
zahllose Unwuchten und Verwerfungen nicht nur den Marschtritt der
westlichen Mächte gebremst, sondern auch deren inneren Zusammenhalt
heftig erschüttert.

Was sich gravierend verändert hat, sind die zeitlichen Zielvorgaben
des imperialistischen Projekts globaler Dominanz. Maßgebliche Kreise
US-amerikanischen Strebens nach unumschränkter Vorherrschaft haben
mittels ihrer politischen Marionette im Weißen Haus die Reißleine
gezogen und ihr Armageddon aus einer unbestimmten Zukunft in die
Gegenwart vordatiert. Im Kontext ihrer Logik erlauben die
Konsolidierung Rußlands und insbesondere der rasante Aufstieg Chinas
kein Zögern mehr, da diese Entwicklungen gegen die USA arbeiten. Daher
leiten sie die Endschlacht mit militärischem Druck und Handelskriegen
schon heute ein, um ihre Gegner in die Knie zu zwingen, bevor diese
übermächtig werden.

Daß Washington im Kontext dieser Beschleunigung auch die Verbündeten
massiv unter Druck setzt, exzessiv aufzurüsten und alle Ressourcen in
den Dienst der finalen Auseinandersetzung zu stellen, sorgt
zwangsläufig für Turbulenzen im Gefüge deutschen Vormachtstrebens und
eigenständiger Ambitionen der EU. Der Spagat, sich der unverzichtbaren
Waffengewalt der USA zu bedienen und unter diesem Schirm zu erstarken,
um sich sukzessive vom großen Schutzpatron zu emanzipieren, ihm eines
fernen Tages womöglich sogar die Stirn zu bieten, droht in der
Überstreckung zu brechen. Die US-Regierung unter dem brachialen
Armdrücker Donald Trump läßt nicht länger zu, daß Deutschland
ökonomisch enteilt, sich aber militärisch zurückhält, um sein
Potential und Arsenal nach eigenen Maßgaben und Schrittfolgen zu
entwickeln.

Angesichts dieses Dilemmas beharren Vordenker vom Schlage Kiesewetters
um so mehr darauf, daß sich nichts an den wohlerwogenen
Strategieplänen ändern dürfe, die sie für alternativlos und nach wie
vor erfolgversprechend erklären. Wo immer Trump ins Wespennest sticht,
gelte es diesen chaotisierenden Irrwitz nicht nur abzuwettern, sondern
in eigenen Vorteil umzumünzen. Nach der Ermordung des iranischen
Generals Qassem Soleimani und weiterer Personen durch einen US-Angriff
im Irak hat das Parlament in Bagdad beschlossen, daß alle im Land
stationierten ausländischen Truppen abziehen müssen. Aus dieser
Entscheidung leiten die Oppositionsparteien im Deutschen Bundestag ab,
daß damit auch dem Mandat der Bundeswehr der Boden entzogen werde,
weshalb der Einsatz nicht mehr rechtskonform und daher ein
"schnellstmöglicher Abzug" geboten sei.

Führende Repräsentanten der deutschen Regierungsparteien halten jedoch
überhaupt nichts davon, die Entscheidung des irakischen Parlaments zu
respektieren. Außenminister Heiko Maas drückt das so aus:

Wir haben viel investiert an Engagement, nicht nur militärisch,
 auch an Stabilisierungshilfen, um dieses Land wieder aufzubauen, um
 Infrastruktur zu schaffen. Das droht, alles verloren zu gehen, wenn
 sich die Lage so weiterentwickelt. Ich glaube, das geht nicht mit
 Drohungen, den Irak zu überzeugen, sondern mit Argumenten. (...)
 Das werden wir jetzt mit der irakischen Regierung, die
 geschäftsführend im Amt ist, zu besprechen haben. Natürlich will
 niemand ein militärisches Engagement im Irak gegen den Willen des
 Parlamentes und der Regierung. Deshalb muss das jetzt besprochen
 werden. Das letzte Wort hat dort die Regierung. [2]


Das sieht Kiesewetter genauso, der den Amerikanern "nicht nur
militärisch, sondern auch politisch einen Riesenfehler" attestiert.
Entscheidend sei nun, eine weitere Eskalation zu vermeiden und der
Regierung in Bagdad deutlich zu machen, daß es dem Irak helfe, wenn
die Europäer und die Anti-IS-Koalition im Land präsent blieben. Die
Mission der Bundeswehr sei keineswegs beendet, sondern ruhe lediglich,
was ein sehr guter Schritt sei, um der irakischen Regierung Zeit zu
geben, die Lage zu bewerten. Schließlich gehe es nicht nur um die
5.000 US-Soldaten, da insgesamt 67 Nationen in der Anti-IS-Koalition
und vier internationale Organisationen beteiligt seien, wozu natürlich
noch die iranischen Militärberater und Milizen kämen.

Legt diese gewaltige Präsenz ausländischer Streitkräfte den Schluß
nahe, daß der Irak de facto eher als Protektorat und Kriegsschauplatz
zu bezeichnen sei, spricht Kiesewetter doch davon, daß das Land stabil
und souverän bleiben müsse. Wie das funktionieren soll? "Ich glaube,
wir sind gut beraten, der irakischen Regierung deutlich zu machen, was
es bedeuten würde, wenn sich 67 Staaten aus der gesamten Region
zurückziehen würden. Der Irak würde zum Vasallenstaat des Iran." Die
aktuelle Eskalation gehe auf die Verletzung der Souveränität des Iraks
zurück. Aus diesem Fehler müsse man lernen, und die Antwort könne
nicht sein, sich aus der Region zurückzuziehen, sondern dem Irak
behutsam deutlich zu machen, daß eine europäische Präsenz hilfreich
sei.

Wie Außenminister Heiko Maas und Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer mitgeteilt haben, werden die in Bagdad und Tadschi
stationierten 32 Soldaten aus Sicherheitsgründen vorübergehend nach
Jordanien und Kuwait verlegt. Das deutsche Kontingent von insgesamt
rund 120 Soldaten im Land werde "vorübergehend ausgedünnt".
Deutschland sei grundsätzlich bereit, den Irak weiter zu unterstützen,
"sofern dies durch den Irak gewünscht ist und die Lage es erlaubt".
Die Bundesregierung wolle nun hochrangige Vertreter zu Konsultationen
nach Bagdad entsenden, um zu klären, "wie die irakische Seite das
künftige Verhältnis zur internationalen Anti-IS-Koalition gestalten
will". [3]

Die damalige Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen hatte im
Frühjahr 2018 die Bundeswehrmission im kurdischen Nordirak für
erfolgreich erklärt. Deshalb könne man die dortige Ausbildung
auslaufen lassen und das Mandat statt dessen zur Bekämpfung des
IS-Terrors weiterentwickeln, nämlich durch Ausbildung von Soldaten der
irakischen Zentralregierung in Bagdad. Geschult werden sollten
ABC-Abwehrkräfte, Sanitäter und Pioniere. Von der Leyen schwebte
damals eine deutsche Beteiligung an einer NATO-Ausbildungsmission vor,
auch um den USA zu demonstrieren, daß Deutschland im Bündnis kein
sicherheitspolitischer Trittbrettfahrer sei. Es sollte anders kommen.
Weder wurde die Ausbildung im Norden erfolgreich beendet, noch
beteiligte sich die Bundeswehr an der NATO-Mission. Zwar wurden
tatsächlich Soldaten nach Bagdad und Tadschi geschickt, jedoch auf
Forderung der SPD nicht unter dem Dach des Bündnisses, sondern
aufgrund eines bilateralen Abkommens mit dem Irak.

Logistisch ist der vorübergehende Rückzug überschaubar, da im
Hauptquartier der internationalen Anti-IS-Koalition in Bagdad
lediglich fünf deutsche Soldaten stationiert sind, während sich im
Militärkomplex Tadschi, 30 Kilometer nördlich der Hauptstadt, 27
Bundeswehrsoldaten um die Ausbildung irakischer Kräfte kümmern. Knapp
90 deutsche Soldaten sind weiterhin im nordirakischen Kurdengebiet im
Einsatz. Die Ausbildung bei der Zentralregierung ist bereits
ausgesetzt, kein Soldat verläßt die geschützten Stützpunkte. Auch die
in diesen Tagen geplante Ablösung durch andere Soldaten aus
Deutschland wurde vorerst verschoben.

"Ohne ein politisch mit den Regional- und Großmächten abgestimmtes
Konzept, insbesondere vor dem Hintergrund einer schwachen Regierung,
ist jegliche militärische Unterstützung ziel- und zwecklos", hatte
Oberstleutnant André Wüstner, Vorsitzender des Bundeswehrverbandes, im
Frühjahr 2018 gewarnt. Er verwies auf die komplizierte Konfliktlage
zwischen Sunniten, Schiiten und Kurden sowie den Machtkampf der in der
Region dominanten Mächte Iran, Rußland, USA, Türkei, den Golfstaaten
und Israel. Die "Folgen eines konzeptionslosen und naiven politischen
Vorgehens" werde die Bundeswehr ausbaden müssen.

Hat sich diese Vorhersage bestätigt? Geht nun ein von Anfang an
verkorkster Bundeswehreinsatz im Irak einem unrühmlichen Ende
entgegen, wie Die Welt höhnt, als sei ein gediegener und machtvoller
deutscher Auslandseinsatz das höchste der Gefühle? Diese
Interpretation könnte irreführender nicht sein, hat doch ein Sprecher
des Verteidigungsministeriums längst versichert, man prüfe derzeit
alle Möglichkeiten, um die deutschen Soldaten bei Bedarf
"reaktionsschnell" zurückholen zu können. Wir sind gekommen, um zu
bleiben, lautet nicht nur das Credo der US-Regierung, die ihre
offiziell 5000 im Irak stationierten Soldaten nicht abziehen will.
Gleiches gilt auch und gerade jetzt für die Bundeswehr.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/eskalation-in-der-golf-region-die-amerikaner-haben-einen.694.de.html

[2] www.deutschlandfunk.de/maas-spd-zu-usa-iran-konflikt-unter-allen-umstaenden-einen.694.de.html

[3] www.welt.de/politik/deutschland/article204807998/Irak-Bundesregierung-zieht-Bundeswehr-teilweise-ab.html
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LAIRE/1360: Große Aussichten - Handel, Wandel und Versprechen ... (SB)



Der Unternehmer Elon Musk hat versprochen, in Brandenburg eine neue
"Gigafactory" für Elektroautos seiner Firma Tesla aufzubauen. Es ist
zu vermuten, daß er dafür von der EU reichlich Subventionen erhält.
Inzwischen hat Musk sein Versprechen gigamäßig erweitert und
verkündet, er wolle in Brandenburg noch viel mehr Autos bauen lassen
als ursprünglich geplant. Auch das wird ihm vermutlich weitere
pekuniäre Vorteile einbringen.

Die Erfolgsgeschichte des "Entrepeneurs" aus den USA setzt sich aus
einander ablösenden, immer größeren Versprechen zusammen. Zwar hat
der Tesla-Gründer im Rahmen der kapitalistischen
Produktionsverhältnisse "Erfolge" zu verzeichnen, mit denen er nach
heftigen Abstürzen seine Aktionäre wieder zufriedenstellen konnte, aber
das Risiko, daß er seine Zelte in Brandenburg so schnell wieder
abbricht, wie er sie aufgeschlagen hat, und gewissermaßen verbrannte Erde
zurückläßt, ist groß. Und das alles für eine Technologie, die den
massenhaften, materialverbrauchenden und klimaschädlichen
Individualverkehr nicht etwa verringert, sondern fortschreibt.

Nachdem zunächst vom Bau von 150.000 Elektroautos in der neuen
Gigafactory in dem östlich von Berlin gelegenen Waldgebiet Grünheide
(Kreis Oder-Spree) die Rede war, wird inzwischen von bis zu 500.000
Autos gesprochen. Dort sollen bereits ab Juli 2021 die Modelle 3 (ca.
44.000 Euro) und Y (ca. 56.000 Euro) sowie künftige Modelle gebaut
und montiert werden, heißt es in einer Bekanntmachung des Landesamts
für Umwelt im Amtsblatt für Brandenburg. Die Gigafactory soll die
erste Tesla-Produktionsstätte in Europa werden. Geplant ist der Bau
unter anderem eines Presswerks und einer Gießerei, Lackiererei und
Kunststoff- und Batteriefabrik. Auch Karosserierohbau, Sitze- und
Antriebsfertigung sowie Endmontage sollen dort angesiedelt werden.
[1]

In trockenen Tüchern ist das Vorhaben allerdings noch nicht. Der
Kaufvertrag ist nicht unterschrieben und das Genehmigungsverfahren
läuft gerade erst an. 90 Hektar Wald sollen für die Fabrik gerodet
werden, im Endausbau sogar 154 Hektar. Doch die in Aussicht
gestellten 3.000 bis 4.000, später bis zu 8.000 neuen Arbeitsplätze
in jener strukturschwachen Region stellen für Politik und örtliche
Bevölkerung sicherlich einen große Verlockung dar, der sie nicht
widerstehen werden. Eine ähnliche Gigafactory hat Tesla kürzlich im
chinesischen Shanghai in Betrieb genommen. Auch dort sollen im
Endausbau jährlich bis zu 500.000 Elektroautos vom Band rollen. Falls
der Ballon hält, was er verspricht.

Das Verkehrsaufkommen von und nach Grünheide wird enorm zunehmen,
sollte die Teslafabrik gebaut werden. Täglich würden sechs Züge mit
Material anrollen und sechs Züge mit fertigen Autos das Werk
verlassen. Hinzu kommen voraussichtlich täglich 463 Lkw, also rund um
die Uhr alle drei Minuten einer. Des weiteren sieht die Planung vor,
daß in drei Schichten gearbeitet wird, pro Schicht rechnet Tesla mit
2.828 Fahrzeugen seitens der Belegschaft. Die nächsten Nachbarn zu
der als Gewerbegebiet vorgehaltenen Fläche wohnen 790 Meter entfernt
im Ortsteil Fangschleuse. Abgesehen von der Stromversorgung mit
Erneuerbaren Energien aus Brandenburg soll auf dem Gelände auch ein
Gaskraftwerk gebaut werden, um die stromhungrige Gießerei zu
versorgen.

Tesla will bis zu vier Milliarden Euro in die Grünheider Gigafactory
stecken. Von der EU-Kommission werden Subventionen von bis zu 300
Mio. Euro erwartet. Wieviel Brandenburg dazuschießt, wurde bislang
nicht bekanntgegeben. Laut Wirtschaftsminister Peter Altmaier kommen
vom Bund keine Subventionen. In einem Bericht der "Berliner
Morgenpost" äußerte Karl Brenke vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) allerdings die Vermutung, daß sogar jeder
fünfte Euro der vier Milliarden "aus Fördertöpfen" stammen könnte.
Brenke sprach auch das bei staatlichen Anreizen für die Industrie
gerne unter den Teppich gekehrte Thema der verdeckten Hilfen wie
Grundstückserwerb und Erschließung an. [2]

Weitere Industrieansiedlungen im Berliner Einzugsgebiets, aber auch
in ostdeutschen Bundesländern insgesamt sind bereits angekündigt.
Beispielsweise errichtet der Batteriehersteller Microvast aus
Houston, Texas, seine Europazentrale in Ludwigsfeld im Süden der
Hauptstadt. Der chinesische Batteriehersteller CATL (Contemporary
Amperex Technology Co.) hat im Oktober mit dem Bau einer
Batteriefabrik bei Arnstadt in Thüringen begonnen, und im sächsischen
Freiberg will die Deutsche Lithium das für Akkus wichtige
Leichtmetall Lithium abbauen. Auf 125.000 Tonnen wird die Kapazität
dieses Rohstoffs hier im deutsch-tschechischen Grenzgebiet geschätzt.
In Zeitz, Sachsen-Anhalt, wiederum errichtet das niederländische
Unternehmen AMD (Advanced Metallurgical Group) eine
Lithiumraffinerie. Porsche will in seiner Leipziger Autofabrik
Elektroautos bauen, VW in seinen Fabriken in Zwickau und Dresden.
Daimler läßt im sächsischen Kamenz gleich in zwei Fabriken Batterien
herstellen und will noch weitere Batteriefabriken hochziehen, von denen
sicherlich die eine oder andere in den ostdeutschen Bundesländern
stehen wird. Als gesichert gilt ein Standort in Bitterfeld. Der
japanische Konzern Horiba will in Barleben bei Magdeburg Batterien
produzieren. Und so weiter und so fort.

In den ostdeutschen Bundesländern findet zur Zeit ein doppelter
Strukturwandel statt. Die in die Hunderte gehenden Betriebe der
Autozulieferindustrie schrumpfen, umgekehrt erlebt die hier nur
beispielhaft erwähnte Elektromobilitätsindustrie einen Aufschwung.
Doch ohne die Aussicht auf Subventionen und sonstige Vergünstigungen
dürfte es selbst für einen attraktiven Produktionsstandort wie
Deutschland schwierig sein, genügend große Anreize zu schaffen, um
Konkurrenten auf dem heiß umkämpften Markt auszustechen.

Inwiefern sich Tesla mit seinen - zur Zeit jedenfalls - relativ
teuren Modellen wird halten können, werden die nächsten Jahre zeigen,
wenn VW und andere in- und ausländische Hersteller mit noch mehr
Druck ihre Elektroautos auf den Markt werfen. Noch haben Elektroautos
von Tesla die Nase vor. Zwischen Januar und Oktober 2019 hatte das
Unternehmen in Deutschland einen Marktanteil von 17, 6 Prozent. 9.301
E-Autos von Tesla wurden zugelassen, berichtet die "Zeit" unter
Berufung auf Angaben des Kraftfahrt-Bundesamts. [3]

Die Konkurrenten sind jedoch dicht auf. Auf den nächsten Plätzen der
Neuzulassungen von Elektroautos folgten Renault (8.330), BMW (7.957)
und Volkswagen (6.208). Mit der Jahresproduktion von 500.000 Tesla in
der Endstufe soll zwar der gesamte europäische Markt bedient werden,
aber ob die Gigafactory jemals so groß wird wie angekündigt,
ist zweifelhaft. Da die Crux der kapitalistischen Produktionsweise in
der Konkurrenz besteht, werden erste Mitstreiter nach einer gewissen
Boomphase auf der Strecke bleiben. Sofern nicht politisch
gegengesteuert wird, kommt es systembedingt auch bei der
Elektromobilität schließlich zur Monopolbildung.

Was Tesla macht, ist nicht allein von Elon Musk abhängig. Doch dieser
könnte, sollte es für den Autobauer eng werden, den nächsten bunten
und noch größeren Ballon starten und seinen Schwerpunkt
beispielsweise auf den bemannten Flug zum Mars oder den Aufbau
unterirdischer Hyperloopverbindungen verlegen. Oder auf irgendein
anderes Projekt aus dem unerschöpflichen Repertoire technophiler
Science-fiction-Romane. Unterdessen wurde die Grünheide zur Grauheide
... Betonbauten noch und nöcher, sei es als tätige Produktionsstätte
oder als bloße Hinterlassenschaft eines aufgeblasenen
Vielversprechens.


Fußnoten:

[1] https://www.heise.de/newsticker/meldung/Tesla-will-mehrere-Elektroautomodelle-in-Brandenburg-fertigen-4628179.html

[2] https://www.morgenpost.de/wirtschaft/article227736861/Wollen-Tesla-und-Co-im-Osten-nur-Subventionen-abgreifen.html

[3] https://www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2019-11/elektromobilitaet-tesla-dietmar-woidke-foerdermittel-eu
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ARBEIT/2998: 460.000 Arbeitsplätze in Deutschland sind mit Exporten in das Vereinigte Königreich verbunden (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 07.01.2020

460.000 Arbeitsplätze in Deutschland sind mit Exporten in das Vereinigte
Königreich verbunden



Rund 460.000 Arbeitsplätze in Deutschland sind direkt oder indirekt mit
Exporten in das Vereinigte Königreich verbunden. Davon entfallen gut
60.000 auf Beschäftigte in der Automobilindustrie. Das geht aus einer am
Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor. Noch sei unklar, wie die künftigen
Handelsbeziehungen infolge des bevorstehenden EU-Austritts des Vereinigten
Königreichs geregelt sein werden, betont das IAB.

Der Umfang der vom Handel mit dem Vereinigten Königreich abhängigen
Belegschaft dürfe nicht mit potenziellen Verlusten von Arbeitsplätzen
gleichgesetzt werden, erklären die Arbeitsmarktforscher. Der bevorstehende
EU-Austritt des Vereinigten Königreichs reduziere die Exporte nicht auf
null und könne auch neue Handelschancen für deutsche Betriebe ermöglichen.
Die nach wie vor große Ungewissheit habe viele deutsche Unternehmen
veranlasst, nach neuen Handelspartnern in anderen Märkten zu suchen und
ihre Produktionsketten umzuschichten. Zudem würden auch die Einfuhren aus
dem Vereinigten Königreich zurückgehen. "In welchem Umfang die Anpassungen
der Unternehmen an die veränderten Bedingungen im Handel mit dem
Vereinigten Königreich mögliche Arbeitsverluste verhindern können, ist
noch offen", so die Forscher. Bereits im Februar 2019 kam das IAB zur
Einschätzung "Ein harter Brexit würde sich auf die Konjunktur in
Deutschland voraussichtlich negativ auswirken. Die Auswirkungen auf die
Beschäftigung dürften sich jedoch in engen Grenzen halten."

Deutschland exportierte im Jahr 2018 Waren und Dienstleistungen im Wert
von knapp 109 Milliarden Euro in das Vereinigte Königreich. Die Importe
beliefen sich auf fast 63 Milliarden Euro. Der Anteil der Exporte in das
Vereinigte Königreich lag gemessen an den Gesamtausfuhren bei 6,8 Prozent,
der Importanteil belief sich auf 4,5 Prozent.

Bezogen auf die Exporte ist das Vereinigte Königreich der fünftwichtigste
Handelspartner Deutschlands. Neben der Automobilindustrie exportieren vor
allem der Maschinenbau sowie die Chemie- und Pharmaindustrie viel in das
Vereinigte Königreich.

Die meisten Arbeitsplätze, die mit den Exporten in das Vereinigte
Königreich verbunden sind, befinden sich in Nordrhein-Westfalen (gut
90.000). An zweiter Stelle folgt Bayern mit gut 80.000 Beschäftigten, an
dritter Stelle Baden-Württemberg mit rund 70.000 Beschäftigten.

Gemessen an der Gesamtzahl aller Beschäftigten sind Hamburg und
Rheinland-Pfalz mit jeweils 1,6 Prozent am meisten vom Export in das
Vereinigte Königreich abhängig, gefolgt von Bayern mit 1,3 Prozent und
Baden-Württemberg mit 1,2 Prozent.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0120.pdf

https://www.iab-forum.de/folgen-des-brexit-fuer-deutschland-daempfer-fuer-die-konjunktur-nicht-fuer-den-arbeitsmarkt/

https://twitter.com/iab_news/status/1214475459246854145

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2020 
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GRUNDGESETZ/140: Deutscher Anwaltverein warnt vor systematischer Videoüberwachung mit Gesichtserkennung (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 7. Januar 2020

Deutscher Anwaltverein warnt vor systematischer Videoüberwachung mit Gesichtserkennung



Berlin (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) warnt vor einem breiten
Einsatz von Gesichtserkennungssystemen an Flughäfen und Bahnhöfen.
Anlass sind die Pläne des Bundesinnenministeriums, die Kompetenzen der
Bundespolizei entsprechend zu erweitern.

"Es ist zweifelhaft, ob eine Rechtsgrundlage geschaffen werden kann,
die den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entspricht", gibt
Rechtsanwalt Dr. David Albrecht, Mitglied des DAV-Ausschusses
Gefahrenabwehrrecht zu bedenken.

Bereits zum Start des umstrittenen Pilotprojekts zur Gesichtserkennung
am Bahnhof Südkreuz in Berlin hatte der DAV massive Kritik geäußert.
"Wenn massenhaft Gesichter von unbescholtenen Bürgerinnen und Bürgern
an Bahnhöfen und Flughäfen gescannt werden, dann liegt darin ein
schwerer Grundrechtseingriff", so Albrecht.

Ein Scannen dieses Ausmaßes führe zu einem nicht hinnehmbaren Gefühl
des Überwachtwerdens und der Einschüchterung - so warnte bereits das
Bundesverfassungsgericht in mehreren Entscheidungen, etwa zur
Vorratsdatenspeicherung oder zum automatisierten Erfassen von
Kfz-Kennzeichen.

Wie schon beim Testlauf am Südkreuz stehen hier umso mehr die Fragen
im Raum: Wie fehleranfällig ist das System? Können Missbrauch und
Manipulation der Technik verhindert werden? Für wie lange, durch wen
und wo werden diese Daten gespeichert?

Mangelnde Diversität der Testpersonen (Alter, Geschlecht, Ethnie),
optimale Vergleichsbilder, paralleler Einsatz dreier Systeme: Die nach
dem Testlauf am Südkreuz als Erfolg verkauften Zahlen (rund 80 %
Trefferquote) sind nicht nur nach empirischen Grundsätzen zweifelhaft,
sie hielten auch einem Real-Einsatz nicht stand und bieten daher eine
trügerische Sicherheit. Hinzu kommt eine Falsch-Positiv-Rate von
0,67 % - bei rund 200.000 Fluggästen würden allein am Frankfurter
Flughafen jeden Tag 1.340 unbescholtene Menschen einen falschen Alarm
auslösen und unrechtmäßig ins Visier der Ermittler geraten. Dies kann
nicht im Sinne des Rechtsstaats sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 01/20 vom 7. Januar 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/637: Prozessbeginn gegen die "3 von der Parkbank" in Hamburg (Rote Hilfe)

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 06.01.2020

Prozessbeginn gegen die "3 von der Parkbank" in Hamburg



Bereits seit Anfang Juli 2019 sitzen zwei linke Aktivisten in Hamburg unter
dem Vorwurf im Gefängnis, brennbare Flüssigkeit bei sich getragen zu haben,
woraus die Staatsanwaltschaft die Vorbereitung einer Brandstiftung
konstruiert. Der Haftbefehl gegen die dritte Genossin, die gemeinsam mit
ihnen festgenommen worden war, wurde gegen Meldeauflagen außer Vollzug
gesetzt.

Am 8. Januar 2020 beginnt nun vor dem Landgericht Hamburg der Prozess.
Bisher sind 25 Prozesstermine bis April angesetzt.

Als Begründung für die Inhaftierung und Anklage bemühen die Behörden wieder
einmal den angeblichen Bezug zum G20-Gipfel vor mittlerweile zweieinhalb
Jahren. Ihnen wird vorgeworfen, zum zweiten Jahrestag der Proteste einen
Brandanschlag geplant zu haben.

Die drei Linken waren am 8. Juli 2019 in einer Hamburger Grünanlage auf
einer Parkbank festgenommen worden. Es folgte eine nächtliche
Durchsuchungswelle in verschiedenen Stadtteilen.

Hierbei gingen die Polizeikräfte nach Berichten der Betroffenen sehr
martialisch vor. Wohnungstüren wurden eingetreten, Einrichtungsgegenstände
demoliert und die vermeintlichen Aktivist*innen teilweise mit vorgehaltener
Waffe aus den Betten geholt.

Der Haftrichter ordnete zwei Tage später Untersuchungshaft für zwei
Aktivist*innen an, sie werden seitdem in der JVA Holstenglacis
festgehalten.

"Wieder einmal wird der Protest gegen den G20-Gipfel bemüht, um ein
Riesenverfahren aufzuziehen und jede Verhältnismäßigkeit über Bord zu
werfen. Daran zeigt sich der Verfolgungswillen gegen linke Aktivist*innen,
der bereits mehrfach unter fadenscheiniger ?Beweislage? zu schweren
Verurteilungen geführt hat. Oft genug sind Anklagen aber auch wie ein
Kartenhaus in sich zusammengefallen ist, weil sie anscheinend frei herbei
assoziiert waren.

Die Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Einstellung des Verfahrens und
ruft die kritische Öffentlichkeit zur Prozessbeobachtung auf.", erklärt
Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.01.2020

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/07143: Den Sieg verschlafen (SB)

Es ist nur eine erfundene Geschichte, daß zwei Schachspieler im Madrid
des Jahres 1755 mehrere Stunden lang über dem Brett grübelten und
erst, nachdem der eine von ihnen mattgesetzt hatte, bemerkten, daß die
Stadt inzwischen durch ein Erdbeben vollkommen verwüstet worden war.
Den Stoff für diese amüsante Erzählung lieferten die Schachspieler
indes selbst. Eine andere Geschichte weiß davon zu erzählen, daß Diebe
eines Abends in eine Wohung einbrachen und sie ratzekahl plünderten,
ausgenommen jedoch den kleinen Tisch, die Lampe und die beiden Sessel,
in denen zwei Schachspieler saßen und eine Partie austrugen.
Schachspieler reagieren eben nicht mehr auf die Umwelt, wenn sie, in
Gedanken versunken, über ihre Züge nachgrübeln. Trotz dieser nahezu
völligen und durch nichts zu erschütternden Weltentrücktheit
schleichen sich nicht selten grobe Versehen in ihr Spiel ein. Im
heutigen Rätsel der Sphinx spielte Weiß nun 1.Ld3-b1? und mußte sich
nach 1...Lb4-d2 2.Lg5xd2 Da5xd2 3.Tc1-c2 Dd2-d7 und einigen weiteren
Zügen mit einem Remis zufriedengeben. Wie bedauerlich, denn ihm stand
ein wundervoller Gewinnweg offen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07143: Den Sieg verschlafen (SB)]



Kuczynski - Skalik

Polen 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nur Interessen entzweien ein unteilbares Problem: 1...Df5xf2+!
2.Tf1xf2+ Tf8xf2+ 3.Kh2-h1 Lc2-e4+ 4.Sg1-f3 Tf2xf3 und Weiß verliert
Material.



Erstveröffentlichung am 18. Dezember 2006

7. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/954: Wiesbaden - Till Reiners mit "Bescheidenheit", 17. + 18.1.2020

Theater im Pariser Hof e.V.

Till Reiners füllt gleich zwei Veranstaltungen mit seinem Programm
"Bescheidenheit"

Datum: 17. Januar 2020 und

18. Januar 2020 (AUSVERKAUFT)

Beginn: 19:30 Uhr

Einlass: 19:00 Uhr

Tickets: 19 €



Till Reiners macht Bescheidenheit wieder groß! Bescheidenheit sagt:
Wenn ich Euch nicht überholen soll, muss ich die Charakterbremse
ziehen. Bescheidenheit ist Großkotzigkeit für die, die es geschafft
haben: Sie haben nicht mal mehr nötig anzugeben!

Till Reiners trifft in seinem neuen Programm auf sein Lebensgefühl und
gibt High Five ohne Ende. Dabei ist er gleichzeitig megakritisch!
»Kapitalismus? Kommt drauf an!« lautet eine seiner kontroversesten
Aussagen.

Besuchen Sie das beste Programm von Till Reiners. Niemand sagt so
charmant so böse Dinge. Till Reiners galt mal als »Hoffnung des
deutschen Kabaretts«, er hat sich deswegen entschieden, jetzt
Stand-Up-Comedy zu machen. Wegen der Bescheidenheit.

In diesem Programm geht es zu 5% um Bescheidenheit. Viele
Programmtexte beantworten die Frage »Worum geht es?« - aber es geht
doch um die Frage »Wie lustig bist Du?« Die Antwort ist: 9 von 10. DAS
ist Bescheidenheit.

Wenn Sie diesen Programmtext gelesen haben, wissen Sie, wie gut Till
Reiners Programmtexte schreibt. Es hilft nichts, jetzt müssen Sie sich
selbst ein Bild machen. Sie haben ihn doch eh schon gegoogelt. Gehen
Sie halt hin. Es wird großartig.

Über Till Reiners:

Till Reiners ist ein deutscher Kabarettist und Slam-Poet. 2009 zog
Reiners nach Berlin, schloss von dort aus sein Politikstudium in Trier
mit dem Magister ab und nahm mit wachsendem Erfolg an Poetry Slams
teil. Ende 2010 wurde er Berliner Stadtmeister im modernen
Dichterwettstreit, 2010 und 2011 war er Finalist bei den
deutschsprachigen Meisterschaften in Bochum und Hamburg. Von Herbst
2011 bis 2014 war er mit seinem Soloprogramm Da bleibt uns nur die Wut
auf Kleinkunstbühnen in ganz Deutschland unterwegs. Seit Januar 2015
tourt er mit seinem Programm Auktion Mensch. Außerdem ist Reiners
neben Moritz Neumeier Host der Talksendung Talk ohne Gast des
Radiosenders fritz vom rbb.


Theater-Eintrittskarte = ESWE-Fahrschein

Auch in 2020 können unsere Gäste mit Ihrer Theaterkarte stressfrei &
bequem zu den Veranstaltungen mit dem VMW-Veranstaltungsticket der
ESWE Verkehr an- und abreisen. Die Eintrittskarten beinhalten
weiterhin das praktische KombiTicket. Im Preis der Eintrittskarte ist
die kostenlose Nutzung der Nahverkehrsbusse und -bahnen im Rhein-Main-
Verkehrsverbund (RMV), Tarifgebiet 6500 bereits enthalten! Ohne Stau,
ohne Parkplatzsuche = bequem und entspannt an- und abreisen. Die
Haltestelle "Webergasse", die vom Hauptbahnhof im Fünf-Minuten-Takt
von den Linien 8 und 1 angefahren wird liegt nur wenige Schritte von
der Kleinkunstbühne Theater im Pariser Hof entfernt.

Vorverkauf- & Bürozeiten

Montag, Mittwoch & Donnerstag 15:00 bis 19:00 Uhr

Die Ermäßigung für Schüler*innen, Student*innen, Auszubildende und
Kinder (bis 6 Jahre) beträgt in der Regel 5 Euro. Der Betrag wird an
der Abendkasse gegen Vorlage des entsprechenden Ausweises erstattet.
Nach Einlass besteht kein Anspruch mehr auf die Ermäßigung.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9

65183 Wiesbaden

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de
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SCHAUSPIEL/1321: Magdeburg - Meisterklasse, 17.1.-8.5.2020

Theater Magdeburg

»Meisterklasse«

Von Terrence McNally

Deutsch von Michael Eberth

Musikalische Leitung: Justus Tennie/Jovan Mitic

Inszenierung: Ulrich Wiggers

Bühne/Kostüme: Leif-Erik Heine

Dramaturgie: Laura Busch

Maria Callas: Iris Albrecht

Sopran 1 (Sonnambula): Hyejin Lee

Sopran 2 (Lady Macbeth): Marijana Mladenov

Tenor (Tosca): Anders Kampmann

Premiere: Fr. 17.1.2020, 19.30 Uhr im Schauspielhaus/Foyer

Weitere Vorstellungen: Fr. 24.1. / Do. 30.1. / So. 9.2. / So. 16.2.
Do. 5.3. / Do. 19.3./ So. 19.4. / Fr. 8.5.2020



Mit »Meisterklasse» setzte Terrence McNally, selbst Dozent für
Szenisches Schreiben an der Juilliard School in New York, der Diva
Maria Callas ein Denkmal. In Magdeburg wird es als
spartenübergreifendes Stück von Schauspiel- und Opernhaus konzipiert.
Ulrich Wiggers inszeniert nach »3 Musketiere« nun im Foyer des
Schauspielhauses diese Geschichte über Größe und Grausamkeit der
Kunst. Premiere ist am Fr. 17. 1. 2020, 19.30 Uhr im
Schauspielhaus/Foyer.

Sie stand auf den größten Opernbühnen der Welt, wurde bewundert und
verehrt: Maria Callas, »La Divina«, die Göttliche, war eine der
größten ihrer Zunft. Das Stück zeigt sie als gealterte Diva, die in
ihrem Meisterkurs ihren Hang zur Perfektion die Schüler*innen spüren
lässt. Bei den Arien, die diese singen, kommen bei der Callas
keineswegs nur positive Erinnerungen an ihr Leben hoch, an Luchino
Visconti, Aristoteles Onassis, ihre Ängste und Konkurrenzkämpfe.
Terrence McNally zeichnet das berührende Porträt der Diva, das 1996
mit dem Tony Award ausgezeichnet wurde, zwischen Arien aus »La
Sonnambula«, »Tosca« und »Lady Macbeth« sowie einem Fußschemel.

Iris Albrecht zieht als Diva alle Register ihres Könnens und junge
Sänger*innen des Opernhauses, Hyejin Lee sowie Marijana Mladenov und
Anders Kampmann als Gäste, spielen ihre Gesangsstudent*innen. Ulrich
Wiggers, selbst erklärter Bewunderer der Callas, interessiert gerade
die Ambivalenz von absoluter Hingabe zur Musik bis hin zur schieren
Selbstzerstörung und harter Einforderung derselben Perfektion bei
ihren Student*innen.

Karten zur Premiere zu 19,- /erm. 12,-

Weitere Vorstellungen zu 15,- /erm. 8,-


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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FORSCHUNG/1576: Wissen sammeln - Gemeinsam für den Insektenschutz (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 07.01.2020

Gemeinsam für den Insektenschutz



Senckenberg-Wissenschaftlerin Viola Clausnitzer hat gemeinsam mit
zahlreichen internationalen Forschenden einen Aktionsplan zur Rettung
der Insekten formuliert. Die Wissenschaftler*innen fordern, in ihrem
kürzlich im Fachjournal "Nature Ecology & Evolution" erschienenen
Papier, zum sofortigen Handeln auf und benennen konkrete
Handlungsmaßnahmen, die das Insektensterben aufhalten können.




[image: Quelle: https://www.nature.com/articles/s41559-019-1079-8]

Der Aktionsplan als Grafik. 

Quelle: https://www.nature.com/articles/s41559-019-1079-8



"Menschgemachte Faktoren, wie Verlust und Fragmentierung des
Lebensraums, Verschmutzung, invasive Arten, Klimawandel und eine
intensive Landwirtschaft führen weltweit zu einem Verlust von
Insektenarten. Wir glauben dennoch, dass es gelingen kann das globale
Insektensterben aufzuhalten - wenn zügig Maßnahmen ergriffen werden!",
erklärt Dr. Viola Clausnitzer vom Senckenberg Museum für Naturkunde in
Görlitz und fährt fort: "Wir möchten das gesamte Wissen der
Forschungscommunity sammeln und dann gemeinsam mit politischen
Entscheidungträger*innen und der gesamten Bevölkerung in die Tat
umsetzen!"

Initiator des "Aktionsplans für den Insektenschutz und
Insektenerholung" ist Prof. Jeff Harvey vom Niederländischen Institut
für Ökologie (NIOO-KNAW) und der Vrije Universiteit Amsterdam. Mehr
als 70 Expert*innen von allen Kontinenten erarbeiteten mit ihm
Zielvorgaben zum Schutz der Insekten über verschiedene Zeiträume.

"Die von uns zusammengestellten Maßnahmen sind in unmittelbare, mittel-
und langfristige Handlungen unterteilt. Im ersten Schritt sollten die
sogenannten 'No-regret solutions' umgesetzt werden, da sie der
gesamten Insektenwelt zu Gute kommen. Hierzu gehören beispielsweise
eine heterogene Landwirtschaft oder die Reduktion von Pestiziden",
erläutert die Görlitzer Wissenschaftlerin. Ebenfalls auf "Priorität 1"
setzt das internationale Team eine umfassende Bewertung des
Populationszustands von Insektengruppen, um vorrangige Arten, Gebiete
und Probleme definieren zu können.

Mittelfristig sollten, laut des Aktionsplans, neue wissenschaftliche
Studien durchgeführt werden, um im Detail zu klären, welche
Stressfaktoren sich wie stark auf die Insektenwelt auswirken. Parallel
sollen bestehende Insekten-Archive, beispielsweise in Museen oder in
wissenschaftlichen Sammlungen, durchsucht werden, um bisherige
Wissenslücken schließen zu können.

Zu den längerfristigen Maßnahmen gehört der Aufbau einer Organisation
zur nachhaltigen Finanzierung der Lebensräume für Insekten. Zudem
plädieren die Forschenden für ein globales Monitoring-Programm mit
abgestimmten Methoden und Standorten. "Auf diese Weise können wir die
Insektenvielfalt weltweit vergleichen, potentielle Probleme schnell
erkennen und entsprechend handeln", ergänzt Clausnitzer.

Das internationale Wissenschaftler*innen-Team ist sich einig: Insekten
sind für eine breite Palette von Ökosystemleistungen von
entscheidender Bedeutung. Einige - wie beispielsweise die
Schädlingsbekämpfung bei der Nahrungsmittelproduktion - sind für das
Wohlergehen des Menschen unverzichtbar. "Es ist noch nicht zu spät,
aber wir müssen jetzt handeln!", fasst Clausnitzer zusammen.

Originalpublikation:

Jeffrey A. Harvey et al. (2020): International scientists formulate a
roadmap for insect conservation and recovery. Nature Ecology &
Evolution, January 2020, 

http://dx.doi.org/10.1038/s41559-019-1079-8

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news729545

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WALD/190: Das Ende der Fichte? (ARA Magazin)

ARA Magazin 25, 2019/20 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Das Ende der Fichte?

Klimawandel und Waldschäden in Deutschland



Nach zwei extrem trockenen Sommern sind die Auswirkungen des
Klimawandels auch in den deutschen Wäldern nicht mehr zu übersehen.
Besonders hart hat es die Fichten getroffen, insbesondere dort, wo sie
in Reinbeständen stehen.

Während Forstverbände staatliche Hilfen und den Anbau
fremdländischer Baumarten fordern, sehen Umweltverbände und kritische
Wissenschaftler größere Chancen in naturnahen Wäldern.


Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden vielerorts Fichten
angepflanzt. Eigentlich ist es ein Gebirgsbaum, der bevorzugt in
feuchten und kühlen Lagen wächst. Weil sie aber anspruchslos und zudem
ein besonders rentabler Holzlieferant ist, wurde sie auch in tieferen
Lagen angebaut - in der Regel in Monokulturen. Der "Brotbaum" der
deutschen Forstwirtschaft ist heute die häufigste Baumart in unseren
Wäldern - und droht jetzt zum Opfer des Klimawandels zu werden.

2018 war das trockenste Jahr seit der Wetteraufzeichnung. Wenn den
Fichten das Wasser fehlt, bilden sie weniger Harz. Damit fehlt ihnen
die wichtigste Abwehr gegen den Borkenkäfer, der sich insbesondere in
Monokulturen rasant vermehrt. Wenn dann ein weiterer heißer und
trockener Sommer folgt, sind die Schäden verheerend. Allein das
"Käferholz" der vergangenen zwei Jahre wird auf über 70 Millionen
Kubikmeter geschätzt - eine Menge, die sonst innerhalb eines Jahres
geerntet wird.

Das Ende der Holzäcker?

Die Erfahrung, dass der derzeitigen Situation nicht mit einem
weiter-so-wie-bisher begegnet Werden kann, mussten Waldbesitzer in
Brandenburg machen. Nach Waldbränden wurde dort alles Holz abgeräumt
und der Boden zum Teil sogar gepflügt. Die dann neu gepflanzten
Kiefern sind zum größten Teil bereits im ersten Jahr abgestorben.

Ganz anders sah es in einem nahegelegenen Waldstück aus. Auch dort
hatte das Feuer gewütet, aber in dem mit Munition belasteten Gebiet
ließ man die verkohlten Baumstämme einfach liegen. im Schutz der
Baumreste keimten nach kurzer Zeit bereits Pionierbaumarten wie
Birken, Pappeln oder Weiden Ihr Laub wird helfen, dass sich der Boden
regenerieren kann und in ihrem Schatten werden weitere Baumarten
nachfolgen.

So kann ein kostengünstiger und ökologisch sinnvoller Waldumbau
gelingen. Sein Ziel müssen naturnahe Mischwälder sein, die besser mit
den steigenden Temperaturen und den sich verändernden Niederschlägen
zurechtkommen.

Höchst umstritten ist dagegen das von verschiedenen Forstverbänden
geforderte Pflanzen von wärmetoleranteren Baumarten aus anderen
Weltregionen. Die aus Nordamerika stammende Douglasie macht heute
bereits drei Prozent der deutschen Forste aus. Sie gilt als wuchsstark
und könnte die ausfallenden Nadelholzmengen ersetzen. Da ihre
langfristigen Auswirkungen auf andere Tier- und Pflanzenarten des
Waldes noch nicht bekannt sind, sollte sie allerdings nur in kleineren
Beständen gepflanzt werden.

Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung wäre dagegen, wenn der
Wald nicht mehr in erster Linie Gewinnerwartungen erfüllen müsste.
Selbst Bayerns Ministerpräsident Markus Söder hat angekündigt, dass in
den Staatsforsten zukünftig nicht mehr die Gewinnabführung, sondern
die Stärkung der Klimafunktion oberstes Ziel sein soll. Statt der
bisher geplanten Einnahmen von bis zu 30 Millionen Euro jährlich
reicht nun einen "schwarze Null".


 * 


Aufräumen und Aufforsten ist nicht die Lösung

Das ist das Fazit von Prof. Pierre Ibisch von der Hochschule für
nachhaltige Entwicklung in Eberswalde, das er in seiner Stellungnahme
für den Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen
Bundestages zieht. Die öffentliche Anhörung fand am 4.11.2019
statt.

"Aus der Sicht eines Ökologen, der sich seit Jahrzehnten mit dem
Klimawandel und seinen Folgen für die Natur beschäftigt, fällt auf,
dass die veritable Systemkrise, in der sich der Wald befindet, von
vielen Entscheidungsträgern, aber auch Forstpraktikern und
-wissenschaftlern unterschätzt wird.

Der sich beschleunigende Klimawandel bedeutet zunehmende Extreme, die
kurzfristig erhebliche Schäden verursachen können und nicht
vorhersagbar sind. Sie betreffen überaus komplexe Ökosysteme, die aus
Abertausenden von interagierenden Arten bestehen. Bei aller
Modellierungskunst der Wissenschaften ist es völlig unmöglich, aus der
Vergangenheit zu extrapolieren, was in Zukunft passiert.

Vor sehr wenigen Jahren verkündete das von Forstwissenschaftlern
unterstützte Bundeslandwirtschaftsministerium die frohe Botsthaft, dem
Wald gehe es so gut wie lange nicht. Warnungen und kritische Stimmen
wurden ignoriert.

Jetzt - im Angesicht der nicht zu leugnenden Waldkrise - scheint das
alles vergessen. Nun kommen von den gleichen Akteuren simple
Lösungsvorschläge, die schnelle Heilung versprechen. Wiederum werden
allerdings ganze Wissensbereiche ausgeblendet. So geschehen beim
sogenannten Nationalen Waldgipfel und ebenso in einigen der dazu
vorliegenden Anträge.

Unser Wald leidet nicht nur darunter, dass es immer öfter heiß und
trocken wird. Er ist auch ein zerschnittener Flickenteppich im Kontakt
mit sich stark erwärmenden und trockenen Offenlandflächen. Arten und
Biomasse von Tieren reduzieren sich dramatisch. Vielen Wäldern fehlen
Vielfalt, intakte Böden, Humus, Totholz und alte Bäume. Das Kronendach
ist aufgelichtet, der Wald selbst durch zahllose Waldwege und
Rückegassen parzelliert.

Wird wirklich geglaubt, dies alles wirke sich nicht auf die
Funktionstüchtigkeit der Wälder aus? Dann könnte es auch plausibel
erscheinen, dass die Waldkrise dadurch beherrschbar wird, dass mehr
Holz aus dem Wald entnommen wird, dass er stärker aufgelichtet wird,
dass Pestizide nicht nur im 0ffenland, sondern auch im Wald
ausgebracht werden, dass Böden durch Kahlschläge und die Entfernung
des sogenannten Schadholzes stark geschädigt werden und weiter
austrocknen. Dann erscheint auch der Glaube schlüssig, dass aus dem
Pflanzen von exotischen Bäumen auf kahlen Böden ein
klimawandelresistenter Wald hervorgehen kann.

Alternativ aber könnte es logischer erscheinen, dass die
Selbstheilungskräfte des Waldes gestärkt werden müssen, die Böden, die
ökologischen Netzwerke - und vor allem die Fähigkeiten des Waldes,
sich selbst zu kühlen und Wasser zu speichern. Dann geht es jetzt
darum, wie alle relevanten Wissensbereiche effektiv ins
Krisenmanagement einbezogen werden müssen - und darum, wie
Waldbewirtschafter unterstützt werden können, die Leistungsfähigkeit
der Wälder zu bewahren. Das erfordert eine größere Besonnenheit und
einen reiferen Umgang mit Wissen und Nichtwissen als bisher."

 * 

Quelle:

ARA Magazin 25, 2019/20, Seite 3 - 5

Arbeitsgemeinschaft Regenwald und Artenschutz e.V.

August Bebel Str. 16-18, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 6 59 43, Fax: 0321 / 213 140 96

E-Mail: ara@araonline.de

Internet: www.araonline.de

 

Das ARA Magazin erscheint jährlich.

Mitglieder und Förderer von ARA erhalten es kostenlos.
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FISCHEREI/210: Wie geht es eigentlich Leierfisch, Petermännchen und Steinpicker? (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 06.01.2020

Wie geht es eigentlich Leierfisch, Petermännchen und Steinpicker?


Neue Bewertungsmethode zeigt erstmals Auswirkung der Fischerei auf
Beifangarten



06.01.2020/Kiel. Eine neu entwickelte Methode zur Bewertung von
datenarmen Fischbeständen hat ergeben, dass viele Beifangarten in den
Weltmeeren weit unter den international vereinbarten Mindestniveaus
liegen und dringend einer nachhaltigen Bewirtschaftung bedürfen. Die
Studie eines internationalen Teams von Forschenden unter der Leitung
des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel wurde kürzlich
in der Fachzeitschrift ICES Journal of Marine Science veröffentlicht.




[image: Foto: © Hans Hillewaert]

Leierfisch aus der südlichen Nordsee

Foto: © Hans Hillewaert



Weltweit geraten viele Fischbestände durch Überfischung, Erwärmung und
Verschmutzung zunehmend unter Druck. Mit Hilfe von international
abgestimmten Maßnahmen wie Fangmengenbeschränkungen und -verboten oder
Ausweisung von Schutzgebieten wird seit einigen Jahren versucht, aktiv
gegenzusteuern. Sind diese Maßnahmen ausreichend, um eine nachhaltige
Nutzung der Fischbestände langfristig sicher zu stellen? Ein
internationales Team von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
unter Führung des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel
und der "Sea Around Us"-Initiative an der Universität von British
Columbia, Kanada hat nun eine neue, effiziente Prüfmethode entwickelt,
um dies besser zu beurteilen. Sie kommen dabei zu dem Schluss, dass
eine Reihe von unerwünschten aber regelmäßig beigefangenen Arten
weitaus gefährdeter sind, als bisher angenommen.

Die Methode, bekannt als "Abundance Maximum Sustainable Yields" oder
AMSY, benötigt nur einen Bruchteil der sonst erforderlichen Daten zur
Abschätzung der Bestandsgröße und des Befischungsgrades: die
Größenverteilung der gefangenen Fische und die Fangmenge pro Tag oder
Stunde reichen aus. "Unsere Methode verwendet Zufallsverfahren und
hohen Rechenaufwand, um die Kombination von Bestandsgröße und
Befischung zu finden, die am besten mit den verfügbaren Informationen
kompatibel ist", sagt Rainer Froese, Hauptautor der Studie vom GEOMAR.
"Es gibt keine Entschuldigung mehr dafür, die Fischerei nicht so zu
managen, dass gesunde Bestände gesunde Fänge produzieren".

Gegenwärtig sind Größe und Befischungsgrad nur für etwa ein Viertel
der weltweit befischten Bestände bekannt, vor allem weil die für die
traditionellen Bestandsabschätzungsmethoden erforderlichen Daten
fehlen. "Wir haben festgestellt, dass von 38 Beständen, die wir
analysiert haben, 24 oder 63 Prozent überfischt werden", sagte Dr.
Froese. "Die meisten von ihnen, wie z.B. der Leierfisch, der
Steinpicker oder das kleine Petermännchen, die als Beifang in der
Nordsee vorkommen, wurden noch nie bewertet, weil es nicht möglich
war, traditionelle Bestandsabschätzungen durchzuführen".

Die neue "AMSY-Methode" liefert auch erste Abschätzungen für viele,
weltweit kommerziell genutzte Arten. Einige Länder wie Indien und
China, die die Ozeane als eine wichtige Proteinquelle betrachten,
setzen den AMSY-Ansatz bereits um. Laut Daniel Pauly, dem leitenden
Wissenschaftler bei "Sea Around Us", werde der Fischereisektor dieser
Länder von den neuen Analysen sehr profitieren, weil die neuen Methode
eine einfache, aber strenge Bewertung der Fischerei ermögliche und
gewissenmaßen eine Revolution in der Fischereiwissenschaft darstelle.

Hinweis:

Die Arbeit wurde durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und
nukleare Sicherheit (BMU) sowie das Bundesamt für Naturschutz (BfN)
unterstützt.

Beteiligte Institutionen:


	GEOMAR Helmholtz Centre for Ocean Research Kiel

	DEFF Department of Environment, Forestry and Fisheries, South Africa

	Centre for Statistics in Ecology, Environment and Conservation, Department of Statistical Sciences, University of Cape Town, South Africa

	ICT and Technologies for Energy and Transportation, Institute of Information Science and Technologies - National Research Council of Italy (ISTI-CNR), Italy

	Institute of Marine Sciences and Management, Istanbul University, Turkey

	Laboratory of Ichthyology, School of Biology, Aristotle University of Thessaloniki, Greece

	National Research Council of Italy (IRBIM-CNR), Italy

	Sea Around Us, Institute for the Ocean and Fisheries, University of British Columbia, Canada

	Dalhousie University, Canada

	Sharks of the Atlantic Research and Conservation Centre, Canada



Originalpublikation:

Froese, R. H. Winker, G, Coro, N. Demirel, A. C. Tsikliras, D.
Dimarchopoulou, G. Scarcella, M. Lourdes D. Palomares, M. Dureuil, and
D. Pauly, 2019: Estimating stock status from relative abundance and
resilience. ICES Journal of Marine Science, fsz230,

https://doi.org/10.1093/icesjms/fsz230

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news729514

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 06.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/1055: Weißt du wie viel Vöglein fliegen? Stunde der Wintervögel in NRW

NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 7. Januar 2020

NABU: Weißt du wie viel Vöglein fliegen?

Wissenschaft für alle: Freitag startet die zehnte "Stunde der
Wintervögel"



Berlin/Düsseldorf - Wer sich für das neue Jahr vorgenommen hat, etwas
für den Artenschutz zu tun, kann damit am kommenden Wochenende
beginnen: Bei Deutschlands größter wissenschaftlicher Mitmachaktion
"Stunde der Wintervögel" kann jeder die Vögel zählen, die in den
Garten, den Park oder ans Futterhäuschen auf dem Balkon kommen. "Die
dabei gesammelten Daten sind für Vogelschützer äußerst wertvoll, weil
sie Aufschluss über den Zustand der heimischen Vogelwelt geben",
erklärt Heinz Kowalski, Vogelexperte beim NABU NRW. "Je mehr Menschen
uns ihre Beobachtungen melden, desto genauer werden die
Schlussfolgerungen."

Mit Spannung erwarten die Naturschützer bei der Wintervogelerfassung
in diesem Jahr Meldungen von Eichelhähern. "Diese Art dürfte derzeit
besonders häufig zu sehen sein, da wir im Herbst einen außergewöhnlich
starken Einflug von Eichelhähern aus dem Norden und Osten Europas
hatten", so Kowalski.

Aufgrund der bisher sehr milden Winterwitterung erwarten die Experten
des NABU einen insgesamt eher geringen Vogelbestand in den Gärten.
Denn ohne Schnee und Eis finden die Vögel auch in den Wäldern und in
der freien Landschaft noch Futter oder sind gleich in ihren
nördlicheren Brutgebieten geblieben. Kowalski: "Aber jede Vogelart
reagiert anders. Die Zahl in Deutschland überwinternder Stare und
Ringeltauben dürfte zum Beispiel eher steigen." Die Zahl der
gemeldeten Amseln wiederum wird zeigen, ob sich die Bestände der auch
"Schwarzdrossel" genannten Art nach der großen Usutu-Epidemie des
Sommers 2018 wieder erholen.

Die "Stunde der Wintervögel" ist Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmachaktion und findet bereits zum zehnten Mal statt. Wer mitmachen
will, beobachtet eine Stunde lang die Vögel am Futterhäuschen, im
Garten, auf dem Balkon oder im Park und meldet die Ergebnisse dem
NABU. Von einem ruhigen Beobachtungsplatz aus wird von jeder Art die
höchste Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde gleichzeitig zu
sehen ist. Die Beobachtungen können unter www.stundederwintervoegel.de
bis zum 20. Januar gemeldet werden. Zudem ist für telefonische
Meldungen am 11. und 12. Januar jeweils von 10 bis 18 Uhr die
kostenlose Rufnummer 0800-1157-115 geschaltet.

Bei der letzten großen Vogelzählung im Januar 2019 beteiligten sich in
Nordrhein-Westfalen mehr als 26.000 Menschen. Insgesamt gingen
Meldungen aus über 18.000 Gärten ein. Der Haussperling ergatterte
damals den Spitzenplatz als häufigster Wintervogel in
nordrhein-westfälischen Gärten, Kohlmeise und Blaumeise folgten auf
Platz zwei und drei. Deutschlandweit beteiligten sich über 138.000
Menschen an der Aktion. Der Haussperling war auch hier häufigster
Wintervogel, gefolgt von Kohlmeise und Feldsperling.

Für die "Schulstunde der Wintervögel" vom 6. bis 10. Januar bietet die
NAJU auf www.NAJU.de/SdW Zählkarten, ein Poster und ein
Wintervogel-Quiz für Kindergruppen und Schulklassen an. Bei fünf
Aktionen lernen sie Vögel und ihre Anpassungsstrategien an die kalte
Jahreszeit kennen. Die Zählergebnisse der Kinder fließen ebenfalls in
die NABU-Auswertung ein.

Zur Aktion stellt der NABU eine Zählhilfe, Porträts der häufigsten
Vogelarten sowie Tipps zur Winterfütterung zur Verfügung.



Mehr zur "Stunde der Wintervögel 2019" in NRW unter 

https://nrw.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/sdw/ 
 sowie bundesweit unter www.stundederwintervoegel.de.

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter: www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 1/20, 07.01.2020

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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ERSTAUFLAGE/1039: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3045 (SB)

Hubert Haensel

Mörder des Residenten

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3045



Milchstraße, Terra/Solsystem, Ferrol/Wegasystem, 1556 NGZ bis 16.
November 1572 NGZ; Rudyn/Ephelegonsystem, 25. März 2046 NGZ

Am 25. März 2046 NGZ nimmt Spinoza Godaby von Bord der gerade von
Trakarat zurückkehrenden TREU & GLAUBEN aus Kontakt nach Rudyn auf, um
Reginald Bull über die Ereignisse auf dem Heimatplaneten der Báalols
zu berichten. Da er schon zuvor Daten nach Rudyn geschickt hatte, die
Bull bereits analysieren ließ, bekommt er von diesem nun brisante
Neuigkeiten zu hören: einen Bericht über die Ermordung Hekéner
Sharouns - vom Mörder selbst.

In der Solaren Residenz verfolgen auch Gucky und Opiter Quint den
Bericht ihres Freundes, der das, was ein Cairaner namens Guulmen
Cutthunese in einem Tagebuch aufgezeichnet hatte, mit seinen eigenen
Erinnerungen an diese Zeit ergänzt. Am intensivsten ist ihm natürlich
der 16. November 1572 NGZ in Erinnerung geblieben. An diesem Tag wurde
Hekéner Sharoun, der damalige Resident der Liga Freier Galaktiker
ermordet. Dieser war neben den Aktivatorträgern Bull und Homer G.
Adams eine jener galaktischen Persönlichkeiten, die dem sogenannten
Präparator, der im Auftrag des cairanischen Konsuls die Ankunft des
Vecuianischen Geleitzuges in der Milchstraße vorbereiten sollte, hätte
gefährlich werden können.

Um sich unerkannt unter den Galaktikern bewegen zu können, wurde
Guulmen Cutthunese unter der Leitung der Shenpadri Shonunu von dem Ara
Pontekkar einer äußerst schmerzhaften Operation unterzogen, bei der
ihm die Arbeitshände entfernt, die goldende Haut gegen menschliche
ausgetauscht und die schmale Iris gerundet wurden. Sein Magen wurde
gegen einen Organoidmagen ausgetauscht, der es ihm erlaubte,
hochtechnisierte Geräte und Waffen mitzuführen, darunter auch das
Tagebuch, das alle seine Gedanken und Empfindungen aufzeichnete. Deren
Speicherungen wurden ab und zu gerafft und codiert über Hyperfunk an
den Konsul gesendet. Eine Rückmeldung wäre, wenn nötig, in Form von
akustischen Schwingungen in seine Hörnerven eingespeist worden.

Unter dem Namen Enaut Oramu versuchte Cutthunese zunächst auf Terra an
eine der drei wichtigen Personen heranzukommen, was ihm nicht gelang.
Aufgrund der Ereignisse in der Präraptischen Phase - Störungen im
Bereich hyperenergetischer Geräte, das Auftreten von
Singularitätsstreifen und Hyperlokationswürfeln - versuchten viele
Menschen Terra und das Solsystem zu verlassen. Der Sitz des
Galaktikums war bereits nach Rudyn verlegt worden.

Reginald Bull erinnert sich mit Wehmut an seine Frau Toio und seine
Tochter Shinae, die beide zum Schutz vor den auftretenden Gefahren in
die Stadt Allerorten gegangen sind, von wo sie nie wieder
zurückkehrten.

Cutthunese reiste nach Ferrol, dem Heimatplaneten Hekéner
Sharouns. Dort hatte sich eine Untergrundbewegung um Tia Ahaner
gebildet. Die Ferronin, eine Gegnerin der Liga Freier Galaktiker, die
ihrer Meinung nach von Terra dominiert wurde, vertrat die Auffassung,
daß jeweils ein System und eine Kultur zusammengehörten. Sie sah in
Sharoun einen Verräter am eigenen Volk. Und so rannte Cutthunese bei
ihr mit seinem Vorschlag, den Residenten zu eliminieren, offene Türen
ein.

Um an Sharoun heranzukommen, unterwanderten die beiden die Besatzung
der onryonischen Sonnenforschungsstation ZAATRO II. Dazu bediente sich
Ahaner des Xenobiologen Lúd, mit dem sie ein Verhältnis einging. Der
Ferrone wollte mit Hilfe eines Energiewesens von Wega XIV - einem Gol
namens Hom - das Sonnensiegel von Sol erforschen. Hom war einer der
letzten Exemplare seiner Art und Lúd wollte diese vom Aussterben
bedrohte Spezies unbedingt retten und ihre Nützlichkeit demonstrieren.

Cutthunese und Ahaner setzten alles daran, Hekéner Sharoun in die
Station zu locken, wo sie den Gol dazu gebracht hatten, sich in der
Sonnenatmosphäre mit Energie zu überladen. Nach ZAATRO II
zurückgekehrt, hätte Hom durch einen gesteuerten Impuls von Cutthunese
dazu gebracht werden können, seine Energie in eine bestimmte Richtung
zu entladen und den Resident zu töten. Doch kurz vor dem Besuch ging
der Notruf des Forschungsschiffes ULIXES ein, das im Halo der Eastside
eine wichtige Entdeckung gemacht hatte. Danach war es in ein Gefecht
mit unbekannten Raumern verwickelt und schwer beschädigt worden.
Sharoun sagte seinen Besuch ab, denn die Kommandantin der ULIXES, Pina
Amistead, wollte unter vier Augen mit ihm über ihre alarmierende
Entdeckung sprechen.

Guulmen Cutthunese hatte sofort den Verdacht, daß die ULIXES die
Bilokal-Sphäre entdeckt hatte, die dem Vecuianischen Geleitzug als
Einfallstor in die Milchstraße dienen sollte. Nun konnte er gleich
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen - eine terranische Redewendung,
die ihm sehr gut gefiel. Da er unbedingt verhindern mußte, daß Pina
Amistead ihre Erkenntnisse an Sharoun weitergab, plante er, Sharoun in
die ULIXES zu entführen und das ganze Schiff zu vernichten.

Da der mit Energie überladene Hom auf ZAATRO II zu explodieren drohte,
wurde er mit HÜ-Schirmen abgesichert. Cutthunese brachte Lúd dazu,
einen Teil des Energiewesens abzuspalten, damit er in die Sonne
entsorgt werden könne. Den damit gefüllten isolierten Behälter
verstaute er allerdings in seinem Organoidmagen. Während er die
Station verließ, warnte er die Kommandantin vor Attentätern. Dann
deaktivierte er die HÜ-Schirme, woraufhin sich Hom schlagartig
ausbreitete und einen Großteil von ZAATRO II vernichtete.
So wurde Cutthunese all seine Mitwisser los und konnte im nachhinein
als Held auftrumpfen, der das Schlimmste verhindert hatte.

Sein Plan, daß sich Sharoun persönlich bei ihm bedanken würde, ging
auf. Mit einer Medokabine entführte der umgewandelte Cairaner den
Residenten in die ULIXES und setzte dort die abgespaltene Energie des
Gols frei, wobei er selbst ums Leben kam. Die ULIXES wurde dabei
vollständig vernichtet. Hekéner Sharoun, der schwer verletzt aus dem
Wrack geborgen wurde, starb am Tag darauf. Reginald Bull, der alles
miterlebte, entging nur dem Tod, weil der Posbi Ganud, den Vetris
Molaud zuvor zur Bewachung Toio Zindhers und Shinaes geschickt hatte
und der bei Bull geblieben war, mit ihm in den Himmel raste.

7. Januar 2020
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